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Geleitwort

Grund- und Menschenrechte miissen in unserer heutigen Zeit immer ofter
verteidigt werden. Die Wissenschafts- und die Informationsfreiheit diirfen
dabei nicht vergessen werden. Dieses Gutachten untersucht erstmalig ihr
Zusammenspiel in umfassender Weise und erarbeitet klare Kriterien zur
Achtung beider Grundrechte im Kontext von Forschungsforderung- und
kooperationen unter Beteiligung einer 6ffentlichen Hochschule und pri-
vaten Dritten.

Die Gesellschaft fiir Freiheitsrechte e.V. (GFF) versteht sich als Rechts-
schutzversicherung fiir das Grundgesetz. Mit strategisch gefithrten Prozes-
sen (strategic litigation) stirken wir die Grundrechte, indem wir Grund-
satzentscheidungen herbeifithren oder grundrechtsbeschneidende Gesetze
vor das Bundesverfassungsgericht bringen. Mittels Transparenzpaten-
schaften fordern wir auch Klagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz.
Mit diesem Gutachten zur Wissenschaftsfreiheit betreten wir ein fiir uns
neues Arbeitsfeld. Wir halten es fiir auflerordentlich wichtig, im Angesicht
schrumpfender 6ffentlicher Raume das Vordringen von privaten Akteuren
kritisch zu begleiten.

Das vorliegende Gutachten leistet diese Aufgabe auf hervorragende
Weise, wofiir wir Herrn Prof. Dr. Girditz aulerordentlich danken. Thm
gelingt ein starkes Plidoyer fiir die Wissenschaftsfreiheit und zugleich eine
rechtspraktische Anleitung, worauf Hochschulen und private Forderer bei
Forschungskooperationen achten miissen und wie die notwendige Transpa-
renz notfalls durchgesetzt werden kann. Ein wichtiger Beitrag zur Achtung
und Stirkung der Wissenschafts- und Informationsfreiheit. Dies ist umso
wichtiger in einer Zeit, in der die Skepsis gegentiber wissenschaftlichen
Erkenntnissen — und sogar ihre Leugnung — immer mehr Zuspruch finden.

Als junge gemeinntitzige Organisation sind wir auf die Unterstiitzung
von Fordermitgliedern und Forderern angewiesen. Wir danken daher ganz
besonders der MONNETA gGmbH, die dieses Gutachten wesentlich
finanziert hat. Aulerdem einen herzlichen Dank an Herrn Prof. Dr. Kreif,
der die Aufarbeitung des konkreten Falls in Mainz erst ermoglicht hat, in
Zusammenarbeit mit dem leider mittlerweile verstorbenen Thomas Leif.
An dieser Stelle auch ein Dank an die Stiftung Bridge, Bewegungsstiftung
und die Rudolf Augstein Stiftung, die unsere Arbeit fiir die Informations-
freiheit unterstiitzen.



v Geleitwort

Fiir weitere Informationen zur Gesellschaft fiir Freiheitsrechte besu-
chen Sie gerne www.freiheitsrechte.org.

Berlin, 19. Februar 2019 Malte Spitz, Generalsekretir der
Gesellschaft fiir Freiheitsrechte e. V.



Vorwort

Diese Monografie beruht auf einem Gutachten, das ich im Auftrag der
Gesellschaft fiir Freiheitsrechte e.V. (GFF) erstellt habe und das im Mirz
2019 der Presseoffentlichkeit vorgestellt wurde. Die Fallstudie nimmt die
im Jahr 2009 ins Leben gerufenen und seitdem fortgefiihrten Koopera-
tionsbeziehungen der Universitit Mainz mit der Boehringer Ingelheim
Stiftung in den verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Blick. Die Studie
extrapoliert auf der Grundlage etablierter Verfassungsrechtsprechung all-
gemeine Standards fir eine wissenschaftsadiquate Praxis von Hochschul-
kooperationen mit Industrie bzw. industrienahen Forderorganisationen.
Zudem werden informationsfreiheitsrechtlich die gesetzlichen Anforde-
rungen an die Transparenz solcher Kooperationsbeziehungen untersucht.

Den Stein einer kritischen Auseinandersetzung mit den Kooperations-
praktiken der Universitit Mainz ins Rollen gebracht hatten Recherchen
des (verstorbenen) investigativen SWR-Journalisten Thomas Leif und des
Okonomen Christian Kreif$ (Professor fiir Finanzierung und Wirtschafts-
politik an der Hochschule Aalen), der bereits mit einer wissenschaftsethi-
schen Studie zu Risiken interessengeleiteter Forschung fiir breite Auf-
merksamkeit gesorgt hatte (Gekaufte Forschung: Wissenschaft im Dienst
der Konzerne, 2015). Obgleich auf Presseauskunfts- und Informations-
freiheitsanspriiche gestiitzte Klagen vor dem Verwaltungsgericht Mainz
im Jahr 2016 nur sehr begrenzten Erfolg zeitigten, geriet die Universitat
mit ihrer lange Zeit geheim gehaltenen Kooperationsvereinbarung zuneh-
mend unter offentlichen Druck und musste letztlich ihre vertraglichen
Praktiken dndern.

Causa finita? Dies ist auch mit einer nunmehr wohl rechtlich tragfa-
higen Architektur der Kooperationsbeziehungen der Universitit Mainz
nicht der Fall. Denn Kooperationen von Hochschulen mit finanzstarken
privaten Forderern sind weit verbreitet und werden gerade (obgleich
gewiss nicht nur) in Fachern, bei denen hoher Finanzbedarf mit prakti-
scher Verwertbarkeit zusammenfillt (z. B. Arzneimittelforschung, Ingeni-
eurswissenschaften), unter dem allgegenwirtigen Druck zur Drittmittelfi-
nanzierung von Forschungsprojekten weiterhin zunehmen. Aktuelle Fille
verdeutlichen, dass die Sensibilitit fiir wissenschaftsethische Konflikte und
die hierdurch eingegangenen Risiken fiir die Glaubwiirdigkeit des Wissen-
schaftssystems insgesamt bislang zu oft nur unzulinglich ausgeprigt ist.



VI Vorwort

Einerseits konnen solche Kooperationen durchaus produktiv sein und
wissenschaftlich ertragreiche Forschung ermoglichen, sofern die Koope-
rationsbeziehungen so ausgestaltet werden, dass eine freie, unabhingige
Wissenschaft gewahrleistet ist und mogliche interessengeleitete Einfluss-
nahmen auf den wissenschaftlichen Erkenntnisprozess oder seine Ergeb-
nisse vermieden werden. Andererseits bestehen eben auch erhebliche Risi-
ken einer interessengeleiteten, fremdgesteuerten Wissenschaft, wenn das
konkrete Kooperationsregime Sondereinfliisse externer Geldgeber nicht
angemessen einhegt und die Kooperationsbeziehungen nicht transparent
gemacht werden.

Die GFF hat daher die vorliegende Untersuchung in Auftrag gegeben,
die rechtlichen Rahmenbedingungen von solchen Kooperationen mit
privaten Forderern sowie die informationsfreiheitsrechtlichen Transpa-
renzverpflichtungen staatlicher Hochschulen niher zu untersuchen. Das
Format einer Fallstudie wurde deshalb gewihlt, weil die — in seiner finan-
ziellen Dimension ohnehin exzeptionelle — Kooperation der Universitit
Mainz mit der Boehringer Ingelheim Stiftung als Blaupause fiir andere
Kooperationen dienen konnte, aber auch hinlinglich geeignetes Anschau-
ungsmaterial bietet, welche rechtlichen Herausforderungen zu bewiltigen
sind und welche Fehler hierbei gemacht werden konnen. Ziel der Stu-
die ist es, jenseits des konkreten Falles zur besseren Problemsensibilitit
kooperationswilliger Hochschulen beizutragen und die — bislang nicht
ausgeleuchteten — rechtlichen Anforderungen zu konturieren, unter denen
Hochschulen Kooperationsbeziehungen mit privaten Forderern eingehen
konnen. Es sollte das Interesse aller Akteure in der (angewandten) For-
schung, den Hochschulleitungen, den Forderorganisationen und der Wis-
senschaftspolitik sein, gemeinsam fiir eine Wissenschaft zu streiten, die als
neutrale, distanzierte Instanz glaubwiirdig bleibt und der Gesellschaft als
kritische Gegenoffentlichkeit am besten dient. Aus diesem Grund kon-
nen auch im Hochschulbereich die Informationsfreiheit und die hiertiber
herzustellende Transparenz eine lautere und unbeeinflusste Wissenschaft
unterstiitzen.

Die von der GFF in Auftrag gegebene Studie wurde dieser durch For-
dermittel der MONNETA gGmbH ermoglicht. Ich danke sehr herzlich
Malte Spitz und Dr. Bijan Moini seitens der GFFE, Kathrin Latsch seitens
MONNETA sowie Christian Kreifs fur die Unterstiitzung der Studie, die
kritische Diskussion und die zahlreichen konstruktiven Anregungen.

Bonn, Februar 2019 Klaus Ferdinand Gérditz
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Hintergrund

A. Exzellenzzentrum Lebenswissenschaften als Referenzfall

Im Dezember 2009 schlossen die Johannes Gutenberg-Universitit Mainz,
das als gemeinniitzige GmbH (gGmbH)! von der Universitit als Alleinge-
sellschafterin errichtete Exzellenzzentrum Lebenswissenschaften (im Fol-
genden: Exzellenzzentrum) und die Boehringer Ingelheim Stiftung einen
Kooperationsvertrag (KV 2009), der die Grundlage der kiinftigen Zusam-
menarbeit zwischen Hochschule, Forschungseinrichtung und Stiftung
regelte. Die Boehringer Ingelheim Stiftung (im Folgenden: Stiftung) ist
eine gemeinniitzige, rechtsfahige und von der staatlichen Stiftungsaufsicht
anerkannte Stiftung biirgerlichen Rechts. Stiftungszweck ist ausweislich
§2 Abs.2 der Satzung der Stiftung? ,die ausschlieffliche und unmittel-
bare Forderung der medizinischen, biologischen, chemischen und phar-
mazeutischen Wissenschaft, insbesondere durch Forderung bestimmter
Forschungs- und Entwicklungsaufgaben, durch Vergabe von Stipendien
oder Preisen an qualifizierte Nachwuchskrifte, durch Unterstiitzung von
herausragenden Vorhaben in Forschung und Lehre oder durch sonstige
Mafinahmen, die dem Stiftungszweck zu dienen geeignet sind“.

Das Exzellenzzentrum wurde zwischenzeitlich unter dem Namen Ins-
titut fiir Molekulare Biologie gemeinntitzige GmbH (im Folgenden: IMB)
errichtet. Die Stiftung soll das Exzellenzzentrum tiber einen Zeitraum von
insgesamt zehn Jahren — beginnend im Jahr 2010 — mit insgesamt bis zu
100 Millionen Euro und damit die ,,Spitzenforschung in Mainz [...] auch
im Hinblick auf die Exzellenzinitiative des Bundes® fordern. Die Vertrags-
parteien streben eine weitere Einbindung in Kooperationen mit universi-

1'S. §4 Satz 2 Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrinkter Haftung
(BGBLIII, Gliederungsnummer 4123-1), das zuletzt durch Art. 10 des G. v. 17.7.2017
(BGBI.1S.2446) geindert worden ist; § 55 Abgabenordnung i. d. E. der Bekanntmachung
v. 1.10.2002 (BGBL. T S.3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Art. 6 des G. v. 18.7.2017
(BGBL.I S.2745) geindert worden ist; §5 Abs. 1 Nr. 9 Korperschaftsteuergesetz i.d. F.
der Bekanntmachung v. 15.10.2002 (BGBI.I S.4144), das zuletzt durch Art.5 des G. v.
18.7.2017 (BGBL. I S.2730) geindert worden ist. Zu der Einbettung in das Gemeinniit-
zigkeitsrecht Roth, SteuK 2013, 136ff.

2 Abrufbar unter: https:/www.boehringer-ingelheim-stiftung.de/ueber-uns/satzung.

html.



2 Hintergrund

tiren und aufleruniversitiren Forschungseinrichtungen des Standortes an.
Das Land Rheinland-Pfalz versprach dafiir, ein Forschungsgebaude durch
den Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung errichten zu lassen
und dem Exzellenzzentrum zur unentgeltlichen Nutzung zu iiberlassen.’

Zur Besetzung der Leitung der gGmbH wurde eine gemeinsame Fin-
dungskommission von Universitit und Stiftung gebildet, durch die geeig-
nete Personen zu einer Bewerbung auf eine von der Universitit auszu-
schreibende Stelle aufgefordert werden sollen. Der zustindige Fachbereich
Medizin sollte hierfiir entsprechend dem geltenden Hochschulrecht eine
Berufungskommission einsetzen. Die Prisidentin oder der Prasident der
Universitat hat die Berufungsverhandlungen tiber den Inhalt der Beru-
fungsvereinbarung ,,in Abstimmung mit der Stiftung® zu fihren; die Beru-
fungsvereinbarung ,bedarf der Zustimmung der Stiftung“.* Entsprechen-
des gilt bei Bleibeverhandlungen.

Die oder der Berufene wird dem zustindigen Ministerium zur Ernen-
nung in ein Beamtenverhiltnis auf Lebenszeit vorgeschlagen. Zugleich
wird die ernannte Person fiir die Laufzeit eines mit ihr und dem Exzel-
lenzzentrum abgeschlossenen Dienstvertrages ohne Beziige beurlaubt.
Die berufene Person wird korporationsrechtlich Mitglied des Fachbereichs
der Universitit, kann aber keine gesetzlich verankerten Amter oder Wahl-
rechte ausiiben, sofern geltendes Hochschulrecht nicht entgegensteht.® Die
Verwaltung der gGmbH erfolgt durch Verwaltungspersonal unter Leitung
der Universitit.” Ein wissenschaftlicher Beirat des Exzellenzzentrums, der
mafigeblich an der Evaluierung der Forschungstatigkeit mitwirke,® wird im
sEinvernehmen mit der Stiftung® besetzt.” Die Stiftung entsendet zudem
ein eigenes Mitglied in den Beirat, wobei es dem freien Ermessen der Stif-
tung obliegt, das Beiratsmitglied abzuldsen bzw. im Fall eines vorzeitigen
Ausscheidens zu ersetzen.!® Beschiftigten des Exzellenzzentrums stehen
Angebote und Einrichtungen der Universitit offen.!!

Die Finanzierung des Exzellenzzentrums durch die Stiftung mit jihrlich
durchschnittlich 10 Millionen Euro {iber zehn Jahre wird an eine Wirt-
schaftsplanung gekoppelt, die die konkrete Mittelverwendung regelt.!?

3 Nr.3.4. KV 2009.

* Nr.1.3.3. KV 2009.

> Nr.1.3.5. KV 2009.

¢ Nr.1.3.9. KV 2009.

7 Nr.1.5. KV 2009.

8'S. Nr.4. KV 2009.

? Nr.1.6.1. KV 2009.

1% Nr. 1.6.2. KV 2009.

"' Nr.1.7.4. KV 2009.

2 Nr.2.1.-2.3. KV 2009.
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Auflerbudgetire Ausgaben konnen unterjihrlich bei der Stiftung bean-
tragt werden.!> Der Stiftung werden weitreichende Informations- und
Kontrollrechte iiber die Wirtschaftsfithrung eingeriumt.!* Eine Reihe an
rechtsgeschiftlichen Handlungen, die das Exzellenzzentrum vornimmt
und die dessen Vermogensverhiltnisse betreffen, wird nach Mafigabe des
Kooperationsvertrages!® von einer Zustimmung durch die Stiftung abhin-
gig gemacht. Kommt das IMB seinen vertraglichen Verpflichtungen nicht
nach, kann die Stiftung die monatlich zu leistenden Zahlungen der zuge-
sagten Fordermittel aussetzen.!® Die Universitit verpflichtet sich gegen-
tiber dem Exzellenzzentrum, bestimmte Dienstleistungen zu erbringen,
insbesondere im Rahmen der Rekrutierung von Personal, der Beschaffung,
der Technik und der zentralen Serviceleistungen.

Die Universitit verpflichtet sich, ithr Weisungsrecht als Alleingesell-
schafterin der gGmbH gegeniiber dem Exzellenzzentrum einzusetzen, um
dieses zur Einhaltung seiner vertraglichen Pflichten gegeniiber der Stiftung
anzuhalten."” Wihrend der Forderung durch die Stiftung ist sicherzustel-
len, dass das Exzellenzzentrum frei iber seine Zusammenarbeit mit der
Universitit in Forschung und Lehre entscheiden kann. ,, Insoweit darf die
Universitit von threm Weisungsrecht nur Gebrauch machen, soweit die
Stiftung zustimmt“.!® Die Parteien vereinbarten schliefflich strikte Vertrau-
lichkeit iiber den Inhalt des Vertrages.!? ,Presseerklirungen, Veroffentli-
chungen oder Mitteilungen bediirfen der vorherigen Ab- und Zustimmung
der Parteien®.?° Undeutlich blieb hierbei, auf was sich der Begriff der ,,Ver-
offentlichungen® bezieht.

Im April 2012 wurde dieser Kooperationsvertrag durch eine weitere
Vereinbarung konkretisiert und ersetzt (Konkretisierender Kooperations-
vertrag, im Folgenden: KV 2012). Der Auftrag der Findungskommission
wurde auf drei bis funf ,hochqualifizierte Wissenschaftler bzw. Wissen-
schaftlerinnen als Wissenschaftliche Direktoren® erweitert.?! Weitrei-
chende Konkretisierungen werden hinsichtlich des Berufungsverfahrens
vorgenommen. Zwar wird jeweils betont, dass die geltenden hochschul-
rechtlichen Vorschriften zu beachten sind. Der Ausschreibungstext wird
aber im Benehmen mit der Stiftung abgefasst.?? Auch Verlingerungen,

13 Nr.2.4. KV 2009.

14 Nr.5. KV 2009.

15 Nr. 6. KV 2009.

16 Nr. 8. KV 2009.

17 Nr. 8. KV 2009.

8 Nr.9. KV 2009.

19 Nr.10.1. KV 2009.

20 Nr.10.2. KV 2009.

2l Nr.1.2.1. KV 2012.

22 Nr.1.2.2. Abs. 1 Satz 2 KV 2012.
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Erginzungen und Anpassungen von Berufungs- und Bleibevereinbarun-
gen werden nunmehr dem Zustimmungsvorbehalt der Stiftung unterwor-
fen.? Der zwischen IMB und den berufenen Direktoren bzw. Direkto-
rinnen abzuschlieflende privatrechtliche Anstellungsvertrag, der auch
Geschiftsgrundlage der beamtenrechtlichen Beurlaubung sein soll, wird
mit der Stiftung ,,vorab abgestimmt“.** Auch unterhalb der wissenschaft-
lichen Leitungsebene werden Dienst- und Beschiftigungsverhiltnisse der
Geschiftsfiihrer, der Arbeitsgruppenleiter und der Leiter bestimmter zen-
traler Verwaltungseinheiten in Abstimmung mit der Stiftung individuell
festgelegt.?® Auch die Bestellung und Abberufung der Geschiftsfiihrung
des IMB sowie die besonderen Beschiftigungsbedingungen wurden nun-
mehr von der Zustimmung der Stiftung abhingig gemacht.?® Der Koope-
rationsvertrag 2012 hat zudem die Offentlichkeitsklausel nochmals ver-
schirft: ,Presseerklirungen, Veroffentlichungen oder Mitteilungen, die der
Offentlichkeit zuginglich gemacht werden sollen, bediirfen der vorherigen
Abstimmung zwischen den Parteien und vor der Veroffentlichung der ent-
sprechenden Zustimmung*.?”

Das vertragliche Kooperationsregime wurde von den Beteiligten geheim
gehalten. Gleichwohl gelangten die Vertrige in die Offentlichkeit. Nicht
zuletzt durch investigatives Engagement eines Hochschullehrers und eines
Journalisten?® stieg der 6ffentliche Druck auf Universitit und Stiftung. Im
Fokus der Kritik stand — neben punktuellen personellen Verflechtungen
von Hochschul- und Stiftungsorganen — vor allem der weitreichende Ein-
fluss der Stiftung auf die Auswahl der am IMB beschiftigten Professorin-
nen bzw. Professoren und die Verdffentlichungen. Der konkrete Umfang
tatsichlicher Einflussnahme, die Stiftung und Universitat bestritten, lasst
sich nicht konkret feststellen, hiangt dieser doch mafigeblich von den auf
der Grundlage der abstrakten Kooperationsvereinbarungen etablierten
Praktiken der Zusammenarbeit ab. Von Kritikern der Kooperation im
Jahr 2015 gegen die Universitit Mainz erhobene Klagen auf Einsicht in
die Kooperationsvertrage blieben tiberwiegend erfolglos. Ob das Rechts-
schutzbediirfnis dadurch entfallen sei, dass einige der Vertrage nach Kla-
geerhebung auf der Homepage des WDR (aus letztlich unbekannt geblie-
bener Quelle) abrufbar waren, lief das VG Mainz offen, weil jedenfalls

2 Nr.1.2.3. Abs.3 Satz 3 KV 2012.

2 Nr.1.2.3. Abs.2 KV 2012.

% Nr. 1.4. Abs.2 KV 2012.

% Nr.5.4. Satz 1 lit.e KV 2012.

¥ Nr.7.2. KV 2012.

28 Christian Kreifs, Professor fiir Finanzierung und Wirtschaftspolitik an der Hoch-
schule Aalen — Technik und Wirtschaft; Thomas Leif.
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ein weiterer Vertrag vom 15. April 2013 nicht im Internet verfiigbar war.?’
Das VG Mainz entschied, dass ein etwaiger Anspruch des Kliagers auf
Zugang zu den streitgegenstandlichen Kooperationsvertragen wahrend
eines Pressetermins im Juli 2016, in dem auf die offentliche Kritik mit
einer Erlduterung des Kooperationsregimes reagiert wurde, erfiillt worden
sei. Ein dariiber hinausgehender Anspruch auf Uberlassung von Kopien
dieser Vertrige stehe dem Kliger nicht zu.?°

Im Mai 2018 wurde auch diese Kooperationsvereinbarung aufgeldst
und durch eine neue Fordervereinbarung abgelost. Mit Blick auf die
erfolgte Kritik ist hierbei besonders herausgestrichen worden, dass der
Inhalt der Forschung von den Ideen tber die angewendeten Methoden
bis zur Veroffentlichung allein den am IMB titigen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern im Rahmen ihrer Wissenschaftsfreiheit obliegt. For-
schungsjahresberichte und Veroffentlichungen werden nicht mit den For-
dergebern abgestimmt. Die neue Vereinbarung wird hierbei als Klarstel-
lung behandelt und es wird jeweils betont, dass dies bereits im Rahmen der
fritheren Vereinbarungen gegolten habe (,,wie bisher”). Das Berufungsver-
fahren wird in Anlehnung an die Empfehlungen der Gemeinsamen Wis-
senschaftskonferenz zu gemeinsamen Berufungen von Universititen und
aufleruniversitiren Forschungsinstituten®! koordiniert. Inzwischen wurde
bekannt gemacht, dass tiber das Auslaufen des urspriinglichen Forderzeit-
raums im Jahr 2020 hinaus das Land und die Stiftung weitere 106 Millio-
nen Euro Fordermittel bis zum Jahr 2027 zur Verfiigung stellen, von denen
52 Millionen Euro dem IMB aus Stiftungsmitteln zuflielen sollen.*

B. Priifungsgegenstand

Auch tiber den Fall der Universitit Mainz hinaus diirfte es zahlreiche Fille
geben, in denen Hochschulen vertraglich Industriekooperationen insbe-
sondere in den Bereichen von Naturwissenschaft, Technik und Medizin
eingegangen sind.* Bekannt und streitig geworden ist etwa die — offenbar

2 VG Mainz, Urt. v. 14.9.2016 — 3 K 1021/15.MZ, Rn. 25 (juris).

3 VG Mainz, Urt. v. 11.5.2016 — 3 K 636/15.MZ; Urt. v. 14.9.2016 — 3 K 1021/15.MZ.

31 GWK (Hrsg.), Gemeinsame Berufungen von leitenden Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern durch Hochschulen und auflerhochschulische Forschungseinrichtun-
gen, 2014.

32 Pressemitteilung der Boehringer Ingelheim Stiftung, dem Land Rheinland-Pfalz
und der Johannes Gutenberg Universitit Mainz v. 2.5.2018, 106 Millionen Euro fiir
Spitzenforschung: Boehringer Ingelheim Stiftung und Land Rheinland-Pfalz fordern
gemeinsam Mainzer Institut fir Molekulare Biologie, abrufbar unter http:/www.uni-
mainz.de/presse/aktuell/4914_DEU_HTML.php (22.9.2018).

3 S. auch Eberbach/Hommelhof/ Lappe, OdW 2017, 11f.
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deutlich stirker auch 6konomische Verwertungsaspekte einbeziehende —
Kooperation des Universititsklinikums Kéln mit der Bayer AG.>* Nicht
zuletzt in Forschungsgebieten, in denen hoher Finanzbedarf besteht, der
sich innerhalb des staatlich finanzierten Wissenschaftssektors (sprich: an
Hochschulen und durch Forderinstitutionen wie die DFG) oftmals nicht
hinreichend decken lisst, nehmen Kooperationen mit Unternehmen oder
unternehmensnahen Fordergebern zu.

Anhand des Falles des IMB der Universitit Mainz, der insoweit im
Sinne einer Fallstudie der Veranschaulichung dient, sollen die rechtlichen
Rahmenbedingungen fiir solche Kooperationen sowie insbesondere die
dabei herzustellende Transparenz untersucht werden. Namentlich sollen
hierbei die grundrechtlichen Positionen der betroffenen Akteure und deren
Interessen analysiert werden. In diesem Rahmen spielt gerade die Trans-
parenz der Kooperationsbeziehungen eine entscheidende Rolle. Unter-
sucht werden soll daher das rechtliche Spannungsverhiltnis von Informa-
tionsfreiheit und Wissenschaftsfreiheit, auch um zu kliren, unter welchen
Voraussetzungen Journalisten, Teile der interessierten Offentlichkeit oder
betroffene Beschiftigte Anspriiche auf Einsicht in die Kooperationsver-
trage haben. Hierbel ist insbesondere auf die vorzunehmenden rechtlichen
Abwigungen einzugehen. Um iiber den Fall der Universitit Mainz hinaus
auch rechtliche Anforderungen fiir andere Kooperationsmodelle heraus-
zuarbeiten, wird namentlich auch auf ,.echte” Industriekooperationen mit
Unternehmen (und nicht nur intermediiren Stiftungen) eingegangen.

3 Hierzu OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 - 15 A 97/13, JZ 2016, 516.



Teil 1: Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen
von Industriekooperationen

A. Verletzung der individuellen Wissenschaftsfreibeit
durch Industriekooperationen

Der Abschluss von Kooperationsvereinbarungen mit Dritten, die diesen
Einfluss auf die Entscheidungsfindung innerhalb einer von der jeweiligen
Hochschule getragenen bzw. mit ihrem Personal betriebenen Forschungs-
einrichtung eroffnen, konnte die Freiheit von Forschung und Lehre (Art. 5
Abs. 3 Satz 1 GG) der von der Forschungskooperation unmittelbar betrof-
fenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verletzen.!

L. Schutzbereich: Wissenschaftsfreiheit der Kooperationsbetroffenen

Dazu misste von einer Kooperation Wissenschaft betroffen sein. Das
Grundrecht des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG bestimmt: ,, Wissenschaft, For-
schung und Lehre sind frei“. In der Rechtsprechung des BVerfG werden
die drei semantisch separat genannten Schutzbereiche zu einem einheit-
lichen Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit verschmolzen. ,Wissen-
schaft® wird nicht als eigenstindiger Schutzbereich verstanden;? , wissen-
schaftlich bezieht sich vielmehr als Attribut auf Forschung und Lehre.
Geschiitzt ist also nur wissenschaftliche Forschung und wissenschaftliche
Lehre. Wissenschaft ist ein grundsitzlich von Fremdbestimmung freier
Bereich autonomer Verantwortung.> ,Damit sich die Wissenschaft unge-

! Die Wissenschaftsfreiheit ist in den meisten Lindern parallel in der Landesver-
fassung verbiirgt. Im Ausgangsfall ist dies Art.9 Abs.1 Verf RhPf. Landesgesetzgeber
und Landesverwaltung sind auch hieran gebunden. Hieraus ergeben sich jedoch inhalt-
lich keine weitergehenden Anforderungen; beide Gewihrleistungen sind inhaltsgleich.
S. Proelfs, in: Brocker/Droege/Jutzi (Hrsg.), Verfassung fiir Rheinland-Pfalz, 2014,
Art.9 Rn.2. Aus diesem Grund beschrinken sich die nachfolgenden Ausfithrungen
auf eine Priifung der normenhierarchisch hoherrangigen Wissenschaftsfreiheit des
Grundgesetzes.

2 Anders z.B. Hailbronner, Die Freiheit der Forschung und Lehre als Funktions-
grundrecht, 1979, S. 73 {f.

3 BVerfGE 35, 79 (113); 47, 327 (367); 90, 1 (12); 111, 333 (354); 127, 87 (115); 139,
148 (182).
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hindert an dem fiir sie kennzeichnenden Bemtihen um Wahrheit ausrichten
kann, ist sie zu einem von staatlicher Fremdbestimmung freien Bereich
personlicher und autonomer Verantwortung des einzelnen Wissenschaft-
lers erklirt worden“.* In Bezug auf Industriekooperationen oder Koope-
rationen mit privaten Forderorganisationen konnen sich hierbei sehr
unterschiedliche Grundrechtsfragen hinsichtlich der Grundrechtsberech-
tigung (1.), der Grundrechtsverpflichtung (2.) und des Schutzumfanges
(3.) stellen.

1. Grundrechtsberechtigte

Die Wissenschaftsfreiheit schiitzt alle, die selbst wissenschaftlich titig wer-
den.’> Nicht entscheidend ist, in welchem Rahmen Wissenschaft betrie-
ben wird, solange die inhaltlich-methodischen Anforderungen, die der
verfassungsrechtliche Wissenschaftsbegriff fordert, erfillt sind. Nicht
geschiitzt sind Dritte, die wissenschaftliche Tatigkeit lediglich instrumen-
tell unterstiitzen, ohne sie selbst eigenverantwortlich zu betreiben, z. B.
Wissenschaftsmanager, Beschiftigte der Wissenschaftsverwaltung (z. B.
Hochschulkanzler, Bibliothekare oder Pressesprecher) oder Wissen-
schaftsforderer (z. B. Mizene, Stiftungen).

a) Erfasster Personenkreis

Auf eine formale Qualifikation kommt es im Rahmen des Art.5 Abs.3
Satz 1 GG nicht an;® die Wissenschaftsfreiheit ist Jedermann-Grundrecht,”

mag auch der Verhaltenstatbestand praktisch voraussetzungsvoll sein.
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG schiitzt Hochschullehrende, Fakultiten und Fach-
bereiche sowie Hochschulen.® Dies erfasst gleichermaflen Universititen

* BVerfGE 47,327 (367); weitgehend gleichlautend kanonisiert, etwa BVerfGE 90,
1(12).

5 BVerfGE 47,327 (367); 88, 129 (136).

¢ Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1
Rn. 14. Problematisch daher Stumpf, J6R 61 (2013), 329 (3451f.), der der Promotion
als Verwaltungsakt eine Regelungswirkung entnehmen mochte, in die ,, Wissenschafts-
gemeinde® aufgenommen zu werden. Die Gemeinschaft der Wissenschaftler und Wis-
senschaftlerinnen konstituiert sich iiber einen konkreten Diskurs, dessen Kohirenz
durch qualitative Rationalititskriterien hergestellt wird, aber nicht iiber eine formale
Mitgliedschaft.

7 Hiberle, A6R 110 (1985), 329 (3561.).

8 BVerfGE 15,256 (262); 61, 82 (102); 75, 192 (196); 93, 85 (93); 111, 333 (352); 141,
143 (164); Bethge, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art. 5 Rn. 211; Britz, in: Dreier
(Hrsg.), GG, Bd.T, 3. Aufl. (2013), Art. 5 III (Wissenschaft) Rn. 66; Fink, EuGRZ 2001,
193 (197).
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wie Fachhochschulen?, aber auch die privatrechtlich organisierte Wissen-
schaft,!® namentlich Privathochschulen!! oder private Forschungsinstitute.
Geschiitzt sind nicht nur Forschung und Lehre von Professorinnen und
Professoren, sondern auch selbststindige wissenschaftliche Tatigkeiten
im Rahmen von Dienst- oder Betreuungsverhiltnissen,'? also Forschung
und Lehre von wissenschaftlichem Personal,!® von Promovierenden!* und
Habilitierenden'®. Der Schutz der Wissenschaftsfreiheit ist zudem nicht
institutionell an bestimmte Amter oder Statusverhiltnisse gebunden.
Art.5 Abs.3 Satz 1 GG ist kein Sondergrundrecht der Hochschulange-
horigen.'® Es kann auch auferhalb von Hochschulen ausgeiibt werden,
etwa in aufleruniversitiren Forschungseinrichtungen sowie durch nicht
hauptberuflich wissenschaftlich Titige, z. B. von ,,Privatgelehrten“!” oder
Studierenden'®, sofern die allgemeinen titigkeitsbezogenen tatbestandli-

® BVerfGE 126, 1 (20ff.); 141, 143 (164); Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.1,
3. Aufl. (2013), Art.5 III (Wissenschaft) Rn. 66; Girditz, Hochschulorganisation und
verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 613{.; Léwer, in: Merten/Papier (Hrsg.),
Handbuch der Grundrechte, Bd. IV, 2011, § 99 Rn. 181.; Schulze-Fielitz, in: Geis (Hrsg.),
Hochschulrecht im Freistaat Bayern, 2009, Kap. IT Rn. 183.

10 BVerfGE 141, 143 (164); OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 — 15 A
97/13, JZ 2016, 516 (518); Bethge, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art.5 Rn.213;
Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap.I Rn. 14;
Ruffert, VVDStRL 65 (2006), 148 (181); Starck/Paulus, in: Huber/Vofikuhle (Hrsg.),
GG, Bd. 1, 7. Aufl. (2018), Art. 5 Rn. 488.

" BVerfGE 141, 143 (164); Steinkemper, Die verfassungsrechtliche Stellung der Pri-
vathochschule und ihre staatliche Férderung, 2002, S. 107 {f.

12 Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1
Rn. 18; Ruffert, VVDStRL 65 (2006), 148 (1811.); Schulze-Fielitz, in: Geis (Hrsg.), Hoch-
schulrecht im Freistaat Bayern, 2009, Kap. IT Rn. 183.

13 BVerfGE 35, 79 (125); Bethge, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art.5
Rn. 208; Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1
Rn. 18; Schulze-Fielitz, in: Geis (Hrsg.), Hochschulrecht im Freistaat Bayern, 2009,
Kap.II Rn. 183.

4 Bethge, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art.5 Rn.208; Scholz, in: Maunz/
Diirig (Begr.), GG, Stand: 2018, Art.5 Abs. III Rn. 164; Schulze-Fielitz, in: Geis (Hrsg.),
Hochschulrecht im Freistaat Bayern, 2009, Kap. IT Rn. 183.

15 Scholz, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG, Stand: 2018, Art.5 Abs. ITI Rn. 164.

16 Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.1, 3. Aufl. (2013), Art.5 III (Wissenschaft)
Rn.21; Grofi/Arnold, Regelungsstrukturen der aufleruniversitiren Forschung, 2007,
S.155; Wendt, in: von Miinch/Kunig (Hrsg.), GG, Bd. 1, 6. Aufl. (2012), Art. 5 Rn. 103.

17" Bethge, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art.5 Rn. 209; Kempen, in: Hart-
mer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1 Rn. 14; Lower, in: Merten/
Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd. 1V, 2011, § 99 Rn. 18; Scholz, in: Maunz/
Diirig (Begr.), GG, Stand: 2018, Art.5 Abs. III Rn. 122.

18°S. BVerfGE 141, 143 (164): ,,das Recht, sich im Rahmen des Studiums am wissen-
schaftlichen Gesprich aktiv zu beteiligen®. Ferner Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.),
Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1 Rn. 19; Schulze-Fielitz, in: Geis (Hrsg.), Hoch-
schulrecht im Freistaat Bayern, 2009, Kap. IT Rn. 183.
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chen Anforderungen an ,, Wissenschaft“!? erfiillt sind.?° Vor diesem Hin-
tergrund unterfallen unbestritten auch Nebentitigkeiten in Forschung und
Lehre, die auflerhalb einer Beschiftigung bzw. eines Amtsverhiltnis einer
Hochschule in freier Forschung und Lehre wahrgenommen werden, dem
Schutz der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG).?! Die Wissen-
schaftsfreiheit schiitzt im Rahmen der Verteilung knapper Haushaltsmittel
gerade auch diejenigen Forscher, die ihre Forschungstatigkeit nicht oko-
nomisch verwerten wollen oder kénnen.?? Nicht geschiitzt sind hingegen
unselbststindige Hilfstatigkeiten, die im Rahmen von Forschungsprojek-
ten oder der Lehre auf Weisung erfullt werden, ohne dass Spielriume zur
eigenstandigen wissenschaftlichen Entfaltung verbleiben,? wie beispiels-
weise Materialpflege durch Laboranten, Beschaffung von Kopien durch
Hilfskrifte, Layout von vorlesungsbegleitenden Folien oder Verwaltung
der Institutsbibliothek.

b) Professorinnen, Professoren, Promovierende und
wissenschaftliches Personal

Vor diesem Hintergrund steht die Wissenschaftsfreiheit im Rahmen von
Forschungskooperationen jedenfalls den Professorinnen und Professoren
zu, die — wie hier im IMB — im Rahmen einer selbststindigen oder ange-
gliederten Forschungseinrichtung in leitender Funktion wissenschaftlich
titig werden. Wenn hierzu — wie im Falle des Modells der Universitat
Mainz — die Kooperation auf eine geforderte selbststindige Einrichtung
ausgelagert wird, ist dies unschiadlich. Solange inhaltliche Freiheit zu
selbststandiger Forschung und Lehre verbleibt, reicht auch der person-
liche Schutz des Grundrechtstatbestandes, der nicht von der Rechtsform
des Forschungsumfeldes abhingt. Wichtig ist dartiber hinaus aber auch,
dass sich das in Forschung und Lehre eingesetzte wissenschaftliche Per-
sonal und die auflerhalb eines Beamten- oder Arbeitsverhiltnisses — etwa
stipendienfinanziert — an einer wissenschaftlichen Einrichtung Promovie-

19 Unten A. 1. 3.

20 Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap.1
Rn. 14; Lower, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd.IV, 2011,
§99 Rn. 18.

21 Badura, ZBR 2000, 109 (112); Gérditz, ZBR 2009, 1 (3); Kahl, ZBR 2001, 225
(227); Lorse, BayVBI. 2002, 417 (418); Lux-Wesener, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.),
Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 8 Rn. 57; Ossenbiihl/ Cornils, Nebentitigkeit und
Grundrechtsschutz, 1999, S. 27, 96; Thieme, Deutsches Hochschulrecht, 3. Aufl. (2004),
Rn. 770; Wagner, DOD 2007, 106.

22 Gérditz, in: ders./Pahlow (Hrsg.), Hochschulerfinderrecht, 2011, §5 Rn. 8.

2 Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1
Rn. 18.
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renden (oder Habilitierenden) ebenfalls auf die Wissenschaftsfreiheit beru-
fen konnen. Insbesondere fiir Promovierende ergibt sich dies bereits aus
dem Gegenstand ihrer qualifizierenden Tatigkeit; die Promotion erfolgt
aufgrund einer eigenstindigen wissenschaftlichen Arbeit (Dissertation),
die wissenschaftliche Betreuung erfordert (§34 Abs. 3 HSchG RhPf*) und
eine besondere Befihigung zu wissenschaftlicher Arbeit nachweisen soll
(vgl. §49 Abs. 1 Nr.3 HSchG RhPf). Das Promotionsverhiltnis, das von
vornherein nur gegeniiber der promotionsberechtigten Hochschule (sowie
gef. der Betreuungsperson) besteht, ist ein 6ffentlich-rechtliches Verhalt-
nis besonderer Art,?> dessen Bindungen unabhingig davon bestehen,
wo die der Promotion dienenden Forschungstitigkeiten vorgenommen
werden. Etwa im Falle sog. Industriepromotionen,?® bei denen aufgrund
einer Kooperationsvereinbarung die Promotion durch die Universitit
erfolgt, aber die Forschungstitigkeit in die Infrastrukturen und Arbeits-
abldufe eines Unternehmens eingebunden ist, konnen sich die Promovie-
renden weiterhin gegentiber der Universitit auf die Wissenschaftsfreiheit
aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG berufen, was ggf. eine Schutzverantwortung
auslost.?

Im Ausgangsfall behalten also Promovierende gegentiber der Universi-
tit Mainz ihre Rechte aus dem Promotionsverhiltnis?® — mithin insbeson-
dere ihre gegenstandlich beschrinkte Wissenschaftsfreiheit — auch dann,
wenn die betreuende Person im Rahmen des IMB (also in einer verselbst-

2% Hochschulgesetz in der Fassung v. 19.11.2010 (GVBL RhPf 2010, S. 464), zuletzt
geandert durch Art.7 des G. v. 7.2.2018 (GVBI. S.9).

3 Hartmer, in: ders./Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 5 Rn. 18.

26 Hierzu mit Recht vorsichtig Wissenschaftsrat (Hrsg.), Anforderungen an die Qua-
litatssicherung der Promotion, 2011, S.20ff. Manche Hochschulen haben sich bereits
wissenschaftsethische Regeln verschrieben, die einen Missbrauch eindimmen sollen.
S. exemplarisch fiir die TU Berlin den Code of Conduct bei Promotionen in Koope-
ration mit Unternehmen v. 27.7.2017. Seitens der Industrievertretung ist die mangelnde
Sensibilitat bisweilen irritierend. Vgl. Verband der Chemischen Industrie (Hrsg.), Gute
Praxis firr Industriepromotionen in der chemischen Industrie, Empfehlung v. 23.11.2017,
S.2: Die Partnerhochschule solle in die Auswahl der Doktorandinnen und Doktoran-
den ,eingebunden® werden. ,Sinnvollerweise sollte* hierbei auch eine ,,Abstimmung®
mit dem Betreuer oder der Betreuerin erfolgen. ,Von einseitigen Zusagen seitens des
Unternehmens gegentiber Bewerbern ohne vorherige Herstellung von Einvernehmlich-
keit bei der Kandidatenidentifikation sollte Abstand genommen werden®. Mitreden der
promotionsberechtigten Hochschule bei der Promotion im notwendigen Umfang ist
also noch vorgesehen.

¥ Dazu unten Teil I. B.

28 Zum Rechtscharakter BVerwG, Beschl. v. 5.11.1985 — 7 B 197/85, NVwZ 1986,
377; BGHZ 77, 11ff.; BGH, Urt. v. 14.12.1959 — 111 ZR 117/58, DVBI 1960, 741;
OVG Hamburg, Beschl. v. 29.6.2011 - 3 Bs 68/11; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v.
26.7.1985 - 15 A 2653/83; VG Braunschweig, Urt. v. 23.6.2016 — 6 A 258/14; VG Schles-
wig, Beschl. v. 19.12.2001 - 9 B 83/01; VG Trier, Urt. v. 25.4.2016 — 6 K 3718/15.TR.
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stindigten Einrichtung) titig ist und die Dissertation mit den dortigen
Ressourcen angefertigt wird. Entsprechendes gilt fur Habilitierende in
Bezug auf die Habilitationsleistung. Schliefilich steht auch wissenschaftli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5
Abs. 3 Satz 1 GG) zu, soweit ihnen Aufgaben in Forschung und Lehre zur
selbststindigen Erfiillung innerhalb der Forschungseinrichtung (hier des
IMB) tbertragen sind. Jedenfalls bei einer Zuweisung von Hochschulper-
sonal bleiben die geltenden hochschulrechtlichen Bindungen unberiihrt.
Wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist dann aber nach
§56 Abs. 4 Satz 2 HSchG RhPf im Rahmen ihrer Dienstaufgaben ausrei-
chend Gelegenheit zu eigener wissenschaftlicher Arbeit zu geben. Diese
besondere wissenschaftliche Fursorgepflicht kann auch nicht durch ein
Outsourcing des Personals auf eine selbststandige Forschungseinrichtung
ausgehebelt werden. Die zwingend zu ermdglichende selbststindige wis-
senschaftliche Arbeit steht dann wiederum unter dem Schutz des Art.5
Abs. 3 Satz 1 GG.

¢) Keine Dispositionsbefugnis der Leitung iiber eigenstindige
Wissenschaftsfreiheit des weisungsabhingigen Personals

Kann sich hiernach auch weisungsabhingig beschiftigtes Personal auf
die Wissenschaftsfreiheit berufen, lasst sich die Frage, inwiefern die zwi-
schen Hochschule, dem Forderer (im Fall: der Stiftung) und ggf. der wis-
senschaftlichen Einrichtung ausgehandelten Kooperationsbedingungen
gerechtfertigt sind, nicht einfach damit beantworten, dass die als wis-
senschaftliche Leitung berufenen Professorinnen und Professoren den
Bedingungen der Kooperation im Rahmen ihrer Berufungsvereinbarung
zugestimmt haben. Ohne hier bereits auf die — spiter zu erliuternden? —
Grenzen der Dispositionsfreiheit eingehen zu miissen, kann jedenfalls die
Institutsleitung ungeachtet ihrer (privatrechtlichen) Direktionsbefugnisse®
nicht tiber die Wissenschaftsfreiheit des thnen zugewiesenen Personals ver-
fiigen. Grundrechte der Beschiftigten sind daher in jedem Fall Maflstab
einer Kooperationsvereinbarung. Folglich darf eine Hochschule auch nicht
solche Kooperationsbedingungen akzeptieren, die im Ergebnis die Wissen-
schaftsfreiheit der Doktorandinnen und Doktoranden verletzen.

29 Unten Teil 1 A 1. 2.
30 Zum insoweit indirekt ausgeiibten Direktionsrecht des Arbeitgebers BAG, Urt. v.
17.8.2011 — 10 AZR 322/10, NZA-RR 2012, 106.



A. Verletzung der individuellen Wissenschaftsfreiheit 13

2. Grundrechtsverpflichtung

Hochschulen und ihre organisatorischen Gliederungen sind nicht nur
gegeniiber dem Staat grundrechtsberechtigt (Art. 19 Abs.3 GG),’! son-
dern auch gegeniiber ihren Mitgliedern grundrechtsverpflichtet.? ITm
Rahmen von Forschungskooperationen mit Dritten darf eine Hochschule
also keine Bindungen eingehen, deren Umsetzung im Innenverhiltnis die
Wissenschaftsfreiheit der Hochschulmitglieder verletzen wiirde. Dies gilt
auch dann, soweit Universititspersonal an einer externen und rechtlich
verselbststindigten Wissenschaftseinrichtung (wie hier dem IMB) beschif-
tigt wird. Die Ausgrindung von Forschungseinrichtungen beseitigt die
bestehende Personalverantwortung der Hochschule® nicht; wird eigenes
Hochschulpersonal in Einrichtungen auferhalb der Hochschule einge-
setzt, bleibt die Hochschule also fiir die Grundrechtskonformitit der
Einsatzbedingungen verantwortlich.

a) Grundrechtsbindung im Fall des IMB

Bezogen auf die Griindung des IMB als externe gGmbH durch die Uni-
versitdit Mainz bedeutet dies, dass die Bindung der Hochschule an die
Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG aus mehrerlei Griin-
den erhalten bleibt: Es handelt sich um eine Einrichtung, die als funkti-
onaler Trabant der Universitit zu qualifizieren ist, weil das IMB von der
Universitat als Gesellschafterin gegriindet wurde und tber ihre Allein-
gesellschafterstellung auch weiterhin beherrscht wird. Zudem dient das
IMB der Universitit dazu, im Rahmen der Kooperationsvereinbarungen
Aufgaben in Forschung und Lehre zu erfillen. Das Leitungspersonal des

31 BVerfGE 141, 143 (164); BerlVerfGH, Urt. v. 1.11.2004 — 210/03, WissR 38 (2005),
67 (701.); Bethge, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art.5 Rn. 211; Britz, in: Dreier
(Hrsg.), GG, Bd.T, 3. Aufl. (2013), Art. 5 III (Wissenschaft) Rn. 66; Gairditz, Hochschul-
organisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 371 ff.; Huber, WissR 36
(2003), 2 (10); Kirchhof, JZ 1998, 275 (278); Sachs, in: ders. (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018),
Art. 19 Rn. 96; Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I11/1, 1988,
S. 11511, Zobeley, in: Umbach/Clemens (Hrsg.), Mitarbeiterkommentar GG, Art.5
Rn.229.

32 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.376f.; Lower, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd.IV, 2011,
§99 Rn. 21.

» Vgl. zu dieser Verkoppelung BAG, Urt. v. 11.6.2013 - 9 AZR 668/11, NZA-RR
2014, 52 (53). Auch wenn das Land — wie im Regelfall (anders etwa in NRW) Dienstherr
der Hochschulbeamten bleibt, besteht doch eine geteilte Personalverantwortung auch
der Hochschule. S. dazu BVerwGE 52, 313 (319); Gérditz, Hochschulorganisation und
verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 396; Lindner, WissR 40 (2007), 254 (274);
Maunrer, WissR 10 (1977), 193 (200); Siekmann, DOV 1979, 821f.
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Forschungsinstituts wird tiber ein universitires Berufungsverfahren nach
Hochschulrecht bestellt* und bleibt korporationsrechtlich dem zustindi-
gen Fachbereich zugeordnet®. Jedenfalls iiber die am Institut erfolgenden
Promotionsarbeiten wird diese Bindung in der Forschung sowie dartiber
hinaus in der Lehre zusitzlich verstirkt, da ausschliefilich die Universitit
tiber ein Promotionsrecht verfiigt (s. § 7 Abs. 2 Satz 2, 13 Abs. 4, 26 Abs. 8,
34 HSchG RhPf).3¢ Schliefflich besteht die Bindung an die Wissenschafts-
freiheit hinsichtlich des am IMB eingesetzten Hochschulpersonals auch
kraft universitirer Personalverantwortung fort, da die Zuordnung zum
IMB - auch sofern zu diesem Zwecke eine beamtenrechtliche Beurlau-
bung erfolgt’” — der Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben der Universitit in
Forschung und Lehre dient, die dort eingesetzten Hochschulbeschiftig-
ten mithin weiterhin im Aufgabenkreis der Hochschule jedenfalls in der
Forschung titig werden.

Hinsichtlich des Ubrigen Personals des IMB, das direkt vom IMB und
nicht von der Universitit beschiftigt wird (gGmbH als Arbeitgeberin),’®
gilt im Ergebnis nichts anderes. Obgleich dieses Personal in keiner unmit-
telbaren Rechtsbeziehung zur Universitit steht, bleibt es dieser mittelbar
tiber deren Stellung als beherrschende (Allein-)Gesellschafterin sowie die
Einbindung des IMB in Hochschulaufgaben verbunden. Ist das IMB funk-
tionaler Trabant der Universitit, setzt sich deren Grundrechtsbindung in
das IMB hinein fort, was sowohl bei der Ausgestaltung der Kooperati-
onsvereinbarung als auch ihrer Anwendung im Rahmen der operativen
Geschiftsfithrung — etwa der Ausiibung von Aufsichtsrechten als Allein-
gesellschafterin oder der dienstrechtlichen Behandlung des korporations-
rechtlich dem Fachbereich zugeordneten Leitungspersonals — zu beachten
1st.

b) Grundrechtsbindung des IMB

Zur Grundrechtsbindung der Hochschule tritt ggf. die Grundrechts-
bindung der privatrechtlich organisierten Forschungseinrichtung — hier
des als gGmbH gegriindeten IMB — hinzu. Offentliche Unternehmen
in Privatrechtsform, die vollstindig im Eigentum der offentlichen Hand

3 Nr.1.2.2. Abs.2 KV 2012.

3 Nr.1.2.4. Satz 1 KV 2012.

% Vgl. allgemein NdsOVG, Beschl. v. 10.7.2008 — 2 MN 449/07, Rn. 44 (juris);
Herrmann, WissR 47 (2014), 237 {f.; Hufen, JuS 1987, 9181.; Hufen/Gelis, in: FS Werner
Thieme, 1993, S. 621 {f.; Kluth, in: FS Hartmut Schiedermair, 2001, S. 569 ff.

37 Nr.1.2.3. Abs. 1 KV 2012.

3 Nr.1.4. KV 2012.
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stehen, unterliegen selbst uneingeschrinkt der Grundrechtsbindung.*
Ein gemischtwirtschaftliches Unternehmen unterliegt der unmittelba-
ren Grundrechtsbindung, wenn es von den 6ffentlichen Anteilseignern
beherrscht wird, was in der Regel jedenfalls dann der Fall ist, wenn die
offentliche Hand die Mehrheit der Gesellschaftsanteile hilt.** Das BVerfG
hat hierzu iiberzeugend ausgefiihrt, dass die Grundrechtsbindung eines
staatlich teilbeherrschten Unternehmens die Grundrechte der privaten
Gesellschafter nicht beeintrichtigt, weil sich diese frei entscheiden konnen,
an welchem Unternehmen sie sich beteiligen wollen.*! Wer also Gesell-
schaftsanteile von der 6ffentlichen Hand erwirbt oder an diese veriuflert,
muss deren Sonderbindungen akzeptieren. Hieraus folgt, dass nicht nur
die Hochschule, sondern auch das IMB an die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5
Abs. 3 Satz 1 GG) gebunden ist.

Dies hat durchaus praktische Konsequenzen fiir den laufenden Betrieb
des Forschungszentrums, zumal operative Entscheidungen iiber Erkennt-
nisziele und Methoden ohnehin auf Institutsebene getroffen werden und
von der Universitat tiber deren Aufsichtsrechte gerade aus Respekt vor der
Wissenschaftsfreiheit nicht steuerbar sind. So hat etwa die Geschiftsfih-
rung und Verwaltung des IMB*? im laufenden Betrieb des Forschungszen-
trums gegeniiber den wissenschaftlichen Direktorinnen und Direktoren
ebenso die Wissenschaftsfreiheit zu achten wie letztere gegentiber dem
weisungsabhingigen wissenschaftlichen Personal. Namentlich eine Unter-
werfung unter Erwartungen und Strategien des Fordergebers, die die freie
Methodenwahl beeintrichtigen oder durch eine Ergebnisorientierung die
gute wissenschaftliche Praxis gefahrden, wire hiermit unvereinbar.

¢) Fortbestehende Grundrechtsbindung bei Outsonrcing

Die Personalverantwortung endet nicht mit einer — wie hier*® — vertraglich
vereinbarten Beurlaubung. Allerdings ist es selbstverstindlich im Rahmen
des geltenden Beamten- und Arbeitsrechts moglich, Beschaftigte auf deren

39 BVerfGE 128, 226 (245); BVerwGE 113, 208 (211); Dreier, in: ders. (Hrsg.), GG,
Bd.1, 3. Aufl. (2013), Art.1 Abs.3 Rn. 69f.; Eblers, Empfiehlt es sich, das Recht der
Sffentlichen Unternehmen im Spannungsfeld von offentlichem Auftrag und Wettbe-
werb national und gemeinschaftsrechtlich neu zu regeln?, 2002, S 39; Hofling, in: Sachs
(Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art.1 Rn. 106 ff.; Riifner, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.),
HStR, Bd. IX, 3. Aufl. (2011), § 197 Rn. 79 f.

0 BVerfGE 128, 226 (2461.). Siehe korrespondierend zum fehlenden Grundrechts-
schutz BVerfGE 143, 246 (314).

41 BVerfGE 128, 226 (247).

# Nr.1.3. KV 2012.

 Nr.1.2.3 Abs. 1 KV 2012.



16 Teil 1: Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen

Wunsch fiir Tatigkeiten bei einem anderen Rechtstriger zu beurlauben
(§79 Nr.3 LBG RhPf* 1. V. mit §§ 24-26, 28, 32 UrlVO RhPf*®), die nicht
in freier Forschung und Lehre bestehen, z.B. in einer wirtschaftlichen
Einrichtung (s. §32 Abs. 1 Satz 2 UrlVO RhPf). Insoweit liegt es in der
Eigenverantwortung der Hochschullehrenden, bei der Beantragung von
Sonderurlaub selbst zu entscheiden, ob man bereit ist, zugunsten anderer
Interessen die freie Entfaltung von Forschung und Lehre zuriickzustel-
len. Wiirde sich z.B. ein Universititsprofessor der Biochemie beurlauben
lassen, um an einem Projekt der Industrieforschung in einem Arzneimit-
tel herstellenden Unternehmen mitzuwirken, unterlige er den dortigen
Beschiftigungsbedingungen (namentlich Weisungsabhingigkeit, Loyali-
tit gegentiber dem Arbeitgeber, Ausrichtung an wirtschaftlichen Verwer-
tungsinteressen), fir die die Universitit nicht verantwortlich ist. Grund-
rechte gewihrleisten individuelle Autonomie im Rahmen eines durch
den Schutzbereich abgesteckten sozialen Bezugssystems, griinden also
auf der Selbstbestimmung der Einzelnen,* sodass es nicht Aufgabe einer
grundrechtsgebundenen Universitat ist, ihre Mitglieder ,,paternalistisch®
davor zu bewahren, auf$erhalb ihres dienstlichen Aufgabenkreises auf die
Austibung ihrer Wissenschaftsfreiheit zugunsten einer anderen (mitunter
lukrativen oder fachlich reizvollen) Aufgabe zu verzichten.*’
Abweichendes gilt aber dann, wenn der Einsatz des Personals in einer
Forschungseinrichtung erfolgen soll, deren Betrieb — wie vorliegend in
Bezug auf das IMB - von der Universitit mitverantwortet wird und Auf-
gaben in Forschung und Lehre zu dienen bestimmt ist. In diesem Fall
geht es namlich nicht darum, dass das Hochschulpersonal auflerhalb des
Dienstverhaltnisses anderen — im Sinne grundrechtlicher Freiheit nicht
wissenschaftlichen — Tatigkeiten nachgeht; vielmehr wird hier Hoch-
schulpersonal innerhalb des Verantwortungsbereichs der grundrechtsver-
pflichteten Hochschule verschoben. Eine Verantwortung der Universitit
fiir Wissenschaftseinrichtungen besteht dann fort, wenn es sich entweder
um eine der Hochschule durch offentlich-rechtliche Verkoppelung (z. B.
als , An-Institut“) angegliederte Einrichtung handelt oder — im Falle pri-

# Landesbeamtengesetz v. 20.10.2010 (GVBI. RhPf 2010, S.319), zuletzt geindert
durch Art. 1 des G. v. 7.2.2018 (GVBL S.9).

# Urlaubsverordnung (UrlVO) i.d. E v. 17.3.1971 (GVBL. RhPf S. 125), zuletzt gein-
dert durch Art. 10 des G. v. 7.2.2018 (GVBI. S.9).

6 S. BVerfGE 49, 286 (298); 65, 1 (41); 108, 282 (300); Huber, Jura 1998, 505 (507);
Kahl, Die Schutzerginzungsfunktion von Art.2 Abs. 1 Grundgesetz, 2000, S. 35 ff.; Lep-
sius, Steuerungsdiskussion, Systemtheorie und Parlamentarismuskritik, S. 61£.; Lindner,
Theorie der Grundrechtsdogmatik, 2005, S.224, 248 {f.; Morlok, Selbstverstandnis als
Rechtskriterium, 1993, S. 283, 326.

¥ Hillgruber, Der Schutz des Menschen vor sich selbst, S. 153 f. und passim.
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vatrechtlicher Ausgliederungen — die Einrichtung gesellschaftsrechtlich
beherrscht wird. Selbst wenn dies nicht der Fall ist, bleibt die Hochschule
im Rahmen des Abschlusses einer Kooperationsvereinbarung grundrechts-
gebunden, wenn die Forschungseinrichtung dazu dienen soll, gemeinsam
mit der Universitat Aufgaben in Forschung und Lehre zu erfiillen.

Eine privatrechtliche Organisationsform, die auch im Anlassfall die
Universitit Mainz fiir das IMB (ndmlich durch Griindung einer gGmbH)
gewihlt hat, bleibt hierbei grundsitzlich unerheblich. Die Formenwahl
kann nach allgemeinen Grundsitzen*® nicht den Umfang der grundrecht-
lichen Bindung (Art.1 Abs.3 GG) beeinflussen, weil sich anderenfalls
ein grundrechtsgebundener Hoheitstriger seinen Verpflichtungen durch
schlichte Umorganisation entziehen konnte (,keine Flucht ins Privat-
recht“).*” Auch bei der Ausgriindung privatrechtlich organisierter For-
schungseinrichtungen muss eine Hochschule daher uneingeschrinkt die
Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz 1 GG) achten.®® Auf ecine Ein-
beziehung externer Einrichtungen in die eigene Aufgabenerfillung darf
sich eine Hochschule insoweit nur einlassen, wenn die Bedingungen der
Kooperation der Wissenschaftsfreiheit geniigen, an die die Hochschule als
Verhandlungs- und Vertragspartnerin nach Art.1 Abs.3 GG gebunden
bleibt. Erst recht darf eine Hochschule nicht gezielt externe Trabanten
grinden, um Aktionsraume fir Titigkeiten zu schaffen, die auflerhalb des
gesetzlichen Aufgabenprofils der Hochschule liegen und insoweit gezielt
inhaltlich freie Forschung und Lehre ausschliefen. Im Ergebnis andert
also die Beurlaubung von beamteten Professorinnen und Professoren zur
Titigkeit am IMB nichts an der Verpflichtung der Universitit, einen Per-
sonaleinsatz sicherzustellen, der mit Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG im Einklang
steht.

3. Schutzumfang

Der Schutz der Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz1 GG) setzt
schlieflich voraus, dass an einer Forschungseinrichtung, die in Koopera-
tion mit auleruniversitiren Akteuren betrieben wird, begrifflich Wissen-
schaft im verfassungsrechtlichen Sinne stattfindet.

® BVerwGE 13,47 (54); 129, 9 (141.); Grofs, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Afimann/
Voflkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. I, 2. Aufl. (2012), § 13 Rn. 47;
Schmidt, ZGR 1996, 345 (340); Schulze-Fielitz, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aflmann/
Voflkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. I, 2. Aufl. (2012), § 12 Rn. 130.

9 BVerfGE 128, 226 (245).

50 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.580.
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a) Positiver Schutz

Wissenschaft ist, so das BVerfG, ,,was nach Inhalt und Form als ernsthafter
und planmifiger Versuch zur Ermittlung von Wahrheit anzusehen ist*.>!
Das Grundrecht garantiert einen Freiraum, der wissenschaftlich Tatige vor
jeder staatlichen Einwirkung auf Prozesse der Gewinnung und der Ver-
mittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse schiitzt.> Mit den Kriterien der
Ernsthaftigkeit und Planmifligkeit wird Wissenschaft von anderen Formen
der Erkenntnisgewinnung und Kommunikation (namentlich Meinungs-
fretheit nach Art.5 Abs. 1 Satz 1 GG oder Informationsfreiheit nach Art.5
Abs. 1 Satz 2 GG) abgesetzt und an besondere Rationalititserwartungen
gebunden.>® Dementsprechend ist auch der Schutzbereich von demjenigen
der Meinungsfreiheit abzugrenzen.>* Dies wird erreicht, indem man die
inneren Grenzen des Schutzbereichs Wissenschaft an vertretbare metho-
dische Standards bindet, deren Nichterfillung die betreffende Tdtigkeit
grundrechtsdogmatisch disqualifiziert.’> Modal umfasst die Wissenschafts-
freiheit sowohl den Prozess des Erforschens als auch die Vermittlung der
Forschungsergebnisse: Das Grundrecht schiitzt namlich nach gefestigter
Rechtsprechung ,,die auf wissenschaftlicher Eigengesetzlichkeit beruhen-
den Prozesse, Verhaltensweisen und Entscheidungen beim Auffinden von
Erkenntnissen, ihrer Deutung und Weitergabe“®, also wissenschaftliche
Methoden der Erkenntnis und Erkenntnisvermittlung. Geschtitzt ist ins-
besondere die Selbstbestimmung tiber den Inhalt eines Forschungsvorha-
bens, seinen Ablauf und die hierbei gewihlten methodischen Ansitze.””

aa) Drittmitteleinwerbung

Auch die Drittmitteleinwerbung wird insoweit von Art.5 Abs.3 Satz 1
GG geschiitzt,’® weil hiermit die faktischen Voraussetzungen geschaffen

SUBVerfGE 35,79 (113); 47, 327 (367).

52 BVerfGE 35,79 (112£.); 47, 327 (367); 90, 1 (11£.); 111, 333 (354); 141, 143 (164).

53 Classen, Wissenschaftsfreiheit auflerhalb der Hochschule, 1994, S.78; Gérditz,
Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 304 {.; Schmidt-
Afsmann, Aufgaben wissenschaftlicher Forschung und ihre Sicherung durch die Rechts-
ordnung, in: Miller-Graff/Roth (Hrsg.), Recht und Rechtswissenschaft, 2001, S.371 (375);
Trute, Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit und staatlicher Institutionali-
sierung, 1994, S. 1161.

5 Gérditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.305; ders., WissR 47 (2014), 117 (136).

5> Unten Teil 1, A. L. 3. b).

% BVerfGE 35,79 (112); 47, 327 (367); 90, 1 (11£.).

7 BVerfGE 127, 87 (120); 141, 143 (164).

58 Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1
Rn.74.
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werden, finanzmittelabhingige Methoden der Forschung tiberhaupt erst
anwenden zu konnen. Dies gilt auch im Fall einer Finanzierung durch
private Forderorganisationen, die private Forderinteressen erfiillen (wie im
Fall der Stiftung den Stiftungszweck). Richtigerweise ist der Grundrechts-
schutz insoweit allerdings konditioniert.’’ Die Drittmitteleinwerbung
sowie die damit einhergehende Eingehung von Verpflichtungen gegeniiber
dem Drittmittelgeber genieflen dann nicht mehr den Schutz der Wissen-
schaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG, wenn die Modalititen der
Mittelzuweisung dazu fithren, dass die finanzierte Tatigkeit (z. B. durch
eine dominante Ergebnisorientierung) ins Unwissenschaftliche abdriftet
und so den Schutzbereich der Wissenschaftsfreiheit verlasst.

bb) Wissenschaftskommunikation

Die Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG ist nicht nur, aber
auch ein Kommunikationsgrundrecht. Geschiitzt ist als ,, Weitergabe“
von Forschungsergebnissen® namentlich auch die Publikationsfreiheit,®!
also das Recht der Forschenden, nach eigener Beurteilung der Verdffent-
lichungsreife, des Veroffentlichungsorgans und des Veroffentlichungs-
zeitpunktes dariiber zu entscheiden, wissenschaftliche Erkenntnisse der
Offentlichkeit bzw. der Scientific Community zuginglich zu machen.®?
Vom Schutz des Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG mitumfasst ist aber auch die wei-
tere Wissenschaftskommunikation der Forschenden und Lehrenden, also
beispielsweise die allgemeinverstindliche Darstellung von Forschungsvor-
haben, -titigkeiten und -ergebnissen im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit
einer Forschungseinrichtung oder von Presseinterviews.

cc) Schutz von Forschungskooperationen

Auch im Rahmen von Kooperationen mit aufleruniversitiren Einrich-
tungen wird Wissenschaft betrieben, wenn die allgemeinen Mindestan-
forderungen an die Rationalitit des Erkenntnisprozesses sowie Standards
der methodischen Begriindbarkeit der gewonnenen Erkenntnisse gewahrt

5 Dihne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007,
S.236.

© BVerfGE 35,79 (112£.); 47, 327 (367); 90, 1 (111£.); 127, 87 (115).

81 BGHZ 173, 356 (360); Biuerle, in: Britz (Hrsg.), Forschung in Freiheit und Risiko,
2012, S.1 (13); Classen, Wissenschaftsfreiheit auferhalb der Hochschule, 1994, S. 861.;
Diihne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007, S. 232;
Jarass, in: ders./Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018) Art.5 Rn. 138; Rieble, in: Reufl/
ders. (Hrsg.), Autorschaft als Werkherrschaft in digitaler Zeit, 2009, S. 30 (521.); Schiibel-
Pfister, in: Girditz/Pahlow (Hrsg.) Hochschulerfinderrecht, 2011, §2 Rn. 18.

62 Jarass, in: ders./Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Art.5 Rn. 138.
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werden. Dass Forschungsmittel von Dritten zur Verfiigung gestellt wer-
den, die selbst nicht unmittelbar an die Wissenschaftsfreiheit gebunden
sind, ist zunichst ebenso unschidlich wie eine Nihe des Fordergebers zu
einem Industriezweig, der ein — selbstverstandlich nicht illegitimes, aber
mit der Ratio freier Wissenschaft jedenfalls nicht deckungsgleiches — Inte-
resse daran hat, 6konomisch verwertbare Forschungsergebnisse zu erlan-
gen. Problematisch wird eine Industriekooperation im weiteren Sinne
erst dann, wenn das Interesse an der Fortsetzung der Forderung bzw. der
Bewilligung von Forschungsmitteln in bestimmten Themenfeldern dazu
fiihrt, dass Erkenntnisziele nicht mehr nach wissenschaftlichen Kriterien
formuliert werden, sondern nach (priasumierten) Verwertungsinteressen
des Fordergebers.

dd) Schutz der angewandten Forschung

Auch angewandte Forschung und ihre Lehre genieffen den Schutz der
Wissenschaftsfreiheit,®® jedenfalls solange damit eigenstindige wissen-
schaftliche Erkenntnisziele verbunden sind. Dies gilt in Sonderheit fiir
angewandte Wissenschaften, die schon threm Gegenstand nach (wie z. B.
Medizin oder Ingenieurswissenschaften) typischerweise oder jedenfalls
nach der individuellen Wahl von Methoden bzw. Forschungszielen auf
Anwendung gerichtet sind. So ist beispielsweise Arzneimittelforschung
kaum denkbar, wenn nicht eine konkrete Anwendung des Arzneimittels
am Menschen und die pharmakologischen/toxikologischen Wirkungen
einbezogen werden. Ingenieurswissenschaften sind auf praktische tech-
nische Problemlosungsfihigkeit gerichtet, Betriebswirtschaftslehre auf
praktische Okonomie und Rechtswissenschaften im Schwerpunkt auf die
Anwendung des geltenden Rechts (Rechtsdogmatik®). In allen Diszip-
linen gibt es zwar Grundlagenficher, die ihre Forschungsinteressen von
konkreten Anwendungszwecken emanzipieren (z.B. biomedizinische
Grundlagenforschung, Medizin- oder Wirtschaftsethik, Rechtsphilosophie
oder disziplinire Wissenschaftsgeschichte). Der Schwerpunkt der etablier-
ten Forschungsfelder bezieht aber die jeweilige praktische Anwendung
und damit unvermeidbar sowie legitimerweise gesellschaftliche Zwecke
ein. Konkret kann also eine — unbestritten in den Kernbereich der For-
schungsfreiheit fallende — Methodenwahl einen Anwendungsbezug erdff-
nen, wenn z. B. die praktische Verwendbarkeit eines Stoffes als Arzneimit-

% BVerfGE 61, 210 (252); 126, 1 (24); BAGE 62, 156 (165); Jarass, in: ders./Pieroth
(Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Art.5 Rn.137; Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.),
Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1 Rn. 71.

4 Zur Scharnierfunktion zur praktischen Anwendung Jestaedt, in: FS Heinz Mayer,
2011, S. 169 f.
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tel zur erfolgreichen Krankenbehandlung als Kriterium wissenschaftlicher
Validitit genommen und die daraus folgenden Anforderungen guter wis-
senschaftlicher Praxis zum Standard erhoben werden. Dies gilt erst recht
an Fachhochschulen, deren Schwerpunkt kraft gesetzlichen Auftrags in
der angewandten Wissenschaft liegt (vgl. etwa §2 Abs. 1 Satz 3 HSchG
RhPf), aber ebenfalls den Schutz des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG genief§t®.
Der typische Anwendungsbezug bei Industriekooperationen beschneidet
damit fur sich gesehen den Grundrechtsschutz nicht.

b) Innere Grenzen des Wissenschaftsbegriffs

Allerdings konnen sich Grenzen des Grundrechtsschutzes aus inneren
Bedingungen geschiitzter Wissenschaft ergeben. Mit einem Grundrecht
der Forschung, Lehre bzw. Wissenschaft (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) setzt die
Verfassung voraus, dass die Identifikation wissenschaftlicher Forschung
und Lehre moglich sowie Wissenschaft von sonstigen Kommunikations-
zusammenhingen unterscheidbar ist.%® Ein Grundrecht der Wissenschafts-
freiheit hat einen Tatbestand, dessen Inhalt rechtlich autonom zu bestim-
men ist. Um Grund und Umfang des Schutzes zu prifen, bedarf es einer
den Rechtsanwendern zuginglichen Definition des Begriffs Wissenschaft
(Definitionsgebot).®” Allein das subjektive Selbstverstindnis der handeln-
den Person, ein bestimmtes Verhalten sei Wissenschaft, erfiillt den Tatbe-
stand der Wissenschaftsfreiheit nicht.®® Es ist vielmehr erforderlich, dass
sich ein Denkprozess bei objektivierender Betrachtung noch vertretbar als
rational methodengeleitet qualifizieren lasst.

Gemessen hieran bliebe der Schutzbereich der Wissenschaftsfreiheit
also denjenigen verschlossen, deren methodischer Zugriff nicht mehr rati-
onalen Mindeststandards an die Wissenschaftlichkeit entspricht. Insoweit
kommt dem Urteil der jeweils fachlich einschligigen Scientific Commu-

5 Dies war lange Zeit umstritten, ist heute aber weitgehend anerkannt. S. BVerfGE
126, 1 (19£.); BayVGH, Beschl. v. 12.9.1984 — 7 CE 84 A.1563, DOV 1985, 496 (497);
OVG Berlin, Urt. v. 27.5.1977 - 11 B 66.76, OVGE 14, 132 (134); OVG Hamburg, Urt.
v.27.2.1995 — Bf 111 159/93, NVwZ 1995, 1135 (1136); Gairditz, Hochschulorganisation
und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 6131.; ders., JZ 2010, 952 {f.; Karpen,
Hochschulplanung und Grundgesetz, Bd. I, 1987, S. 442; Kaufhold, NJW 2010, 3276 {f.;
Pautsch, NVwZ 2012, 6741f.; Waldeyer, Das Recht der Fachhochschulen, 2000, Rn. 211,
218; ablehnend etwa noch Litty, Die Fachhochschule im Licht der verfassungsrechtli-
chen Wissenschaftsfreiheit, 2006, S. 146 f.

% Classen, Wissenschaftsfreiheit auferhalb der Hochschule, 1994, S.73, 79f.; Gér-
ditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 305.

7 Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1
Rn. 68.

%8 Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. 1, 3. Aufl. (2013), Art. 5 III (Wissenschaft) Rn. 18.
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nity mafigebliche Bedeutung zu.*’ Wissenschaftlichkeit ist etwa abzuleh-
nen, wenn rein ergebnisorientiert gesellschaftliche oder ideologische Ziele
verfolgt werden.”® Hierzu muss sich die Rechtsanwendung zwangsliufig
auf die konkreten Funktionsbedingungen von Wissenschaft einlassen.”!
Auch bei einer Forschung im Rahmen von Industriekooperationen wird
es nur ausnahmsweise zu einer Verdringung wissenschaftlicher Mindest-
standards durch Verwertungsziele kommen, zumal gerade die Anwend-
barkeit von Forschungsergebnissen in der Regel davon abhingen wird,
dass es uiberhaupt rationale Erkenntnisse gibt. Selbst Industrieforschung
kann grundsitzlich noch unter den Schutzbereich fallen.”? Gleichwohl
sind Grenzen zu beachten, die vor allem dort relevant werden konnen,
wo eine ergebnisorientierte Vorgehensweise methodisch rationalititsge-
fahrdend wirkt. Dies bedarf einer differenzierenden Betrachtung.

aa) Ausschluss von Nichtwissenschaft

Aus dem Tatbestand fallen Verhaltensweisen, die bereits nach Intention
oder Form keine wissenschaftlichen Erkenntnisziele verfolgen (Nichtwis-
senschaft) oder die sich lediglich duflerer Formen des Wissenschaftlichen
bedienen, ohne inhaltliche Mindeststandards an die Wissenschaftlichkeit
der Argumentation zu erfiillen (Pseudowissenschaft). Dies zwingt befasste
Rechtsanwender in Zweifelsfillen dazu, Wissenschaft einerseits und
Pseudo- bzw. Nichtwissenschaft andererseits voneinander zu unterschei-
den, obgleich damit unvermeidbar der Wissenschaftsprozess beeinflusst
wird. Wird nimlich eine Tatigkeit als ,unwissenschaftlich® aus dem Schutz-
bereich der Wissenschaftsfreiheit ausgeschieden, geht damit im Regelfall
der Verlust an freiheitsgrundrechtlich indizierten Privilegierungen einher:
von dem vorbehaltlosen Grundrechtsschutz des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG
tber die Zuordnung zu den landeshochschulgesetzlichen Dienstaufgaben
bis zum Anspruch auf chancengleiche Teilhabe an den staatlicherseits (mit-
telbar) zur Verfiigung gestellten Ressourcen zur Forderung der Wissen-
schaft.”? Dies bedarf hier keiner Vertiefung.

" Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.I, 3. Aufl. (2013), Art.5 III (Wissenschaft)
Rn. 18; Geis, VVDStRL 69 (2010), 364 (395); Ruffert, VVDSIRL 65 (2006), 146 (154);
Schulze-Fielitz, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts,
2. Aufl. (1995), § 27 Rn. 2.

7 Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.1, 3. Aufl. (2013), Art.5 III (Wissenschaft)
Rn. 20; Scholz, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG, Stand: 2018, Art.5 Abs. IIT Rn. 93.

7' Garditz, WissR 47 (2014), 117 (138).

72 Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. 1, 3. Aufl. (2013), Art. 5 IIT (Wissenschaft) Rn. 22.

73 Vgl. zum Teilhaberecht BVerfGE 35, 79 (115); 127, 87 (115); 139, 148 (182); 141,
143 (170); zu dessen Grenzen BVerfGE 33, 303 (333); 43, 291 (314); BVerfG, Beschl. v.
24.4.2018 — 2 BvL 10/16, NVwZ 2018, 1044 Rn. 46; BVerwGE 52, 3391f.
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Die Rechtsprechung geht jedenfalls zutreffend davon aus, dass wis-
senschaftliches Fehlverbalten nicht den Schutz der Wissenschaftsfreiheit
(Art.5 Abs.3 Satz 1 GG) geniefit.”* Mafinahmen, die sich gegen Fehlver-
halten richten, verletzen als solche die Wissenschaftsfreiheit nicht, weil
»derartiges wissenschaftliches Fehlverhalten [...] bereits von dem Schutz-
bereich des Grundrechts nicht erfasst® wird.”> Damit lassen sich jedenfalls
solche Verhaltensweisen aus dem Grundrechtstatbestand ausschlieflen,
die auf nachweislich vorsitzlicher Tduschung der Scientific Commu-
nity beruhen. Bedingter Vorsatz reicht hierfiir aus.”® Wer beispielsweise
Daten filscht,”” bewusst unwahre Behauptungen aufstellt, plagiiert oder
Forschungsergebnisse veroffentlicht, deren mangelnde Validitdt den For-
schenden bekannt ist bzw. bekannt sein miisste, kann sich in Ermangelung
eines wissenschaftlichen Erkenntnis- bzw. Erkenntnisvermittlungsziels,
das Art.5 Abs.3 Satz 1 GG stets voraussetzt,”® tatbestandlich nicht auf
die Wissenschaftsfreiheit berufen. Entsprechendes gilt auch fiir die ,,Berei-
nigung® von Forschungsdaten, wenn z. B. zur Darstellung eines erwiinsch-
ten Ergebnisses abweichende experimentelle Daten unterdriickt werden””
oder Anhaltspunkten auf bestehende Anwendungsrisiken bewusst nicht
nachgegangen wird, um eine angestrebte , Marktreife“ nicht zu gefahrden.
Das BVerwG stellt ausdriicklich klar, dass Fehlverhalten auch in ,grob
fahrldssigen Verstoflen gegen wissenschaftliche Kernpflichten gefunden®
werden konne,®° was inzwischen anerkannt ist.3! Wer also etwa aus Nach-
lassigkeit, aus Kostengriinden oder aufgrund dufleren Erfolgsdrucks die-
jenigen Mindestanforderungen, die eine valide methodische Sicherung von
Forschungsergebnissen erfordert, grob fahrlissig nicht erftllt (z. B. Labor-
buicher nicht fihrt, Primardaten nicht sichert, Experimente nicht hinrei-

7 So auch Lower, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd. 1V,
2011, §99 Rn. 13.

7> BVerwGE 147,292 (301).

76 S, VG Berlin, Urt. v. 25.6.2009, 3 A 319.05; VG Darmstadt, Beschl. v. 3.8.2010,
7 L 898/10.DA; VG Diisseldorf, Urt. v. 20.3.2014, 15 K 2271/13; VG Frankfurt a. M.,
Urt. v. 23.5.2007, 12 E 2262/05; VG Giefen, Urt. v. 15.9.2011, 3 K 474/10.GL; VG Koln,
Urt. v. 6.12.2012, 6 K 2684/12; Gérditz, WissR 36 (2013), 3 (21); Schroeder, NWVBI.
2010, 176 (180); von Weschpfennig, Humboldt Forum Recht 2012, 84 (107).

77 Grif, Die wirtschaftliche Betitigung der Universititen, 2013, S. 149.

78 Vgl. BVerfGE 35,79 (113); 47, 327 (367); 90, 1 (12); Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG,
Bd. 1, 3. Aufl. (2013), Art. 5 IIT (Wissenschaft) Rn. 19.

79 Vel Stumpf, J5R 61 (2013), 329 (3651.).

80 BVerwGE 147,292 (301).

81 Etwa Apel, Verfahren und Institutionen zum Umgang mit Fillen wissenschaft-
lichen Fehlverhaltens, 2009, S.387; Gairditz, WissR 46 (2013), 3 (20); Schulze-Fielitz,
Forschung, in: Geis (Hrsg.), Hochschulrecht im Freistaat Bayern, 2009, Kap. IT Rn. 238;
ders., in: Lower/Girditz (Hrsg.), Wissenschaft und Ethik, 2012, S. 1 (51); weitergehend
(einfache Fahrlissigkeit) Stumpf, JoR 61 (2013), 329 (354).
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chend sorgfiltig iiberpriift bzw. wiederholt den veroffentlichten Stand der
Wissenschaft nicht berticksichtigt), kann sich im insoweit kontaminierten
Bereich nicht auf die Wissenschaftsfreiheit berufen.

Kriterien, die Mindeststandards der Wissenschaftlichkeit festlegen,
deren Unterschreiten als Fehlverhalten qualifiziert werden kann, und Qua-
litatsstandards guter wissenschaftlicher Praxis sind nicht notwendig kon-
gruent.®? Auch innerhalb der geschiitzten Wissenschaft gibt es graduelle
Qualitatsstufen. Die Eroffnung eines grundrechtlichen Schutzbereichs ist
kein ,,Giitesiegel“,** sondern 16st lediglich staatliche Rechtfertigungslasten
aus, wenn es zu einem Eingriff kommt. Die Forschungsfreiheit kann daher
auch keinen relevanten wissenschaftlichen Fortschritt garantieren.®* Unter
dem Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG findet nicht nur gute, son-
dern eben auch schlechte Wissenschaft Platz. Forschung kann etwa qua-
litativ nicht tiberzeugen, weil die Methoden inadiquat gewahlt wurden,
Anspriiche zu schlicht formuliert wurden, das Argumentationsniveau
flach bleibt, neue Forschungsergebnisse gemessen am bisherigen Stand
der Forschung sehr mager bleiben, Innovationspotentiale nicht genutzt
werden oder interessengeleitete Argumente die Forschung influenziert
haben. ,Der Wissenschaftscharakter eines Werks und damit der Schutz
der Wissenschaftsfreiheit diirfen aber nicht schon deshalb verneint werden,
weil es Einseitigkeiten und Liicken aufweist, Anlaf} zu erheblichen Liicken
gibt oder gegenteilige Auffassungen unzureichend beriicksichtigt*.3> So
schade es nicht, dass ,,einem Werk in innerwissenschaftlichen Kontrover-
sen zwischen verschiedenen inhaltlichen oder methodischen Richtungen
die Wissenschaftlichkeit bestritten wird“.8 Je weniger eine Disziplin tiber
yharte“ Kriterien der Verifikation bzw. Falsifikation von Forschung ver-
figt, die dann in der Regel auch eine Abgrenzung von Nichtwissenschaft
erleichtern, desto breiter wird das Spektrum ,irgendwie“ vertretbarer
Wissenschaft, deren Qualitit und Uberzeugungskraft sich im fachlichen
Diskurs beweisen muss. Schlechte Wissenschaft bleibt hierbei gleichwohl
Wissenschaft im Sinne des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG. Die Frage nach der
Qualitit von Wissenschaft bleibt prinzipiell — aulerhalb wissenschaftli-
cher Priifungs- und Auswahlverfahren — grundrechtlich allein dem wis-
senschaftlichen Diskurs in der Fachgemeinschaft iiberlassen.®”

82 Girditz, WissR 47 (2014), 117 (137).

8 [sensee, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.IX, 3. Aufl. (2011), § 190 Rn.310;
ders., Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 22.1.2015, S. 6.

8 Isensee, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. IX, 3. Aufl. (2011), § 190 Rn. 272.

8 BVerfGE 90, 1 (13); BVerwGE 102, 304 (311).

8 BVerfGE 90, 1 (13).

8 BVerwGE 102, 304 (311).
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Die Schwierigkeiten einer Abgrenzung beginnen bereits damit, dass sich
zwar auch die Wissenschaftstheorie als Leitdisziplin mit den konstitutiven
Bedingungen von Wissenschaftlichkeit und der Abgrenzung zur Pseudo-
oder Nichtwissenschaft beschiftigt, sie hierfiir aber nur sehr disparate Kri-
terien anbieten kann.*® Zudem ist es von vornherein nicht normatives Ziel
des Grundrechts der Wissenschaftsfreiheit, epistemologisch valide Kri-
terien zur Identifikation wissenschaftlicher Aussagen zu finden.? Art.5
Abs. 3 Satz 1 GG soll schlicht die Freiheit des wissenschaftlichen Diskur-
ses gewihrleisten, in dem gerade auch Streitigkeiten iiber die Wissenschaft-
lichkeit von Methoden und Erkenntniszielen ausgetragen werden. Die Fra-
gen, was als epistemisch richtig oder wahrheitsfahig gilt, sind immanent
wissenschaftlich sowie disziplindr aufgefichert zu beantworten; sie miissen
deshalb rechtlich dem wissenschaftlichen Streit iiberlassen bleiben.”® Das
Recht hat hier — wie allgemein®! — in erster Linie das disziplinir geprigte
Selbstverstindnis der Grundrechtstriger zugrunde zu legen. Das Recht
als Ermoglichungsbedingung praktischer Wissenschaftsfreiheitsentfaltung
muss diese epistemologischen Varianzen schlicht hinnehmen, ohne freilich
Mindeststandards der Rationalitit aufzugeben.

»Dem Bereich der Wissenschaft ist ein Werk erst dann entzogen, wenn
es den Anspruch von Wissenschaftlichkeit nicht nur im einzelnen oder nach
der Definition bestimmter Schulen, sondern systematisch verfehlt, so dafl
nach Inhalt und Form von einem ernsthaften Versuch zur Ermittlung von
Wahrheit nicht mehr die Rede sein kann. Das ist insbesondere dann der Fall,
wenn die Aktivititen des betroffenen Hochschullehrers nicht auf Wahr-

88 Vgl. Daempfle, Good Science, Bad Science, Pseudoscience, and Just Plain Bunk,
2013, S. 111 ff.; Dean, in: Farha (Hrsg.), Pseudoscience and Deception, 2007, S. 87 ff.;
Hammond, Journal of Neurotherapy 6:4 (2002), 11f.; Kubn, in: Curd/Cover/Pincock
(Hrsg.), Philosophy of Science, 2. Aufl. (2013), S. 11 (16£.); Lakatos, in: Curd/Cover/
Pincock (Hrsg.), Philosophy of Science, 2. Aufl. (2013), S.201f.; Lilienfeld/ Ammirati/
David, Journal of School Psychology 50 (2012), 7{f.; Lindeman, Scandinavian Journal
of Psychology 39 (1998), 257 ff.; Moussean, Journal of Scientic Exploration 17 (2003),
2711f; Thagard, in: Curd/Cover/Pincock (Hrsg.), Philosophy of Science, 2. Aufl. (2013),
S.271f.

8 Etwas anderes mag dort gelten, wo es nicht um den Schutz der Wissenschafts-
freiheit geht. So sind etwa Aufwendungen fiir Fortbildungen im Bereich der Pseudo-
wissenschaft weder Betriebsausgaben noch Werbungskosten. S. FG Rheinland-Pfalz,
Urt. v. 3.6.2013 — 5 K 1261/12, Rn. 25 (juris). Werbung mit pseudowissenschaftlichen
Heilmethoden kann unlauter sein. S. OLG Miinchen, Urt. v. 14.5.2009 — 6 U 2187/06.

9% Classen, Wissenschaftsfreiheit auferhalb der Hochschule, 1994, S. 791f.; Gérditz,
Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 304.

9 Stellvertretend Britz, Kulturelle Rechte und Verfassung, 2000, S.210f., 213, 267;
Denninger, JZ 1975, 545 (547); Hofling, NJW 1983, 1582 (1583 {f.); Kahl, Die Schutzer-
ginzungsfunktion von Art.2 Abs. 1 Grundgesetz, 2000, S. 36; Morlok, Selbstverstindnis
als Rechtskriterium, 1993, S. 283 ff., 3091f., 319, 326 ff.
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heitserkenntnis gerichtet sind, sondern vorgefafiten Meinungen oder Ergeb-
nissen lediglich den Anschein wissenschaftlicher Gewinnung und Nach-
weislichkeit verlethen®.”? Dafiir konne ,die systematische Ausblendung von
Fakten, Quellen, Ansichten und Ergebnissen, die die Auffassung des Autors
in Frage stellen, ein Indiz sein“.”> Hieran ist auch eine verwertungsorien-
tierte oder interessengeleitete Forschung zu messen, die als tendenziés zwar
schlechte Wissenschaft sein mag, aber nur bei qualifizierten inhaltlichen
Defiziten auch aus dem Schutzbereich des Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG fillt.

bb) Kommerzialisierung als Tatbestandsansschluss?

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob und unter welchen
Voraussetzungen kommerzielle Interessen an der Verwertung von For-
schungsergebnissen oder jedenfalls Interessen an der kommerziellen
Verwertbarkeit zum Tatbestandsausschluss aus der Wissenschaftsfreiheit
(Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG) fithren kénnen.

Die jiingere verfassungsgerichtliche Kammerrechtsprechung hat einen
qualifizierten Schutz der entgeltlichen Verwertung wissenschaftlicher
Nebentitigkeit mit dem Argument verneint, ,die verfassungsrechtlich
verbiirgte Freiheit wissenschaftlicher Betitigung® umfasse ,nicht den
Schutz eines Gewinn- oder Erwerbsstrebens“.”* Auch hat das BVerfG
konsequenterweise den Schutz der Wissenschaftsfreiheit versagt, soweit
fir Forschungsergebnisse kommerzielle Werbung gemacht wurde, weil
Werbung schon begrifflich nicht den wissenschaftlichen Erkenntnispro-
zess oder die wissenschaftliche Vermittlung von Forschungsergebnis-
sen betrifft.” Eine isolierte Verwertungshandlung der Friichte wissen-
schaftlicher Arbeit bertihrt in der Tat den geschiitzten Erkenntnis- oder
Erkenntnisvermittlungsvorgang nicht und ist insoweit auch nicht von
der Wissenschaftsfreiheit geschiitzt. Reine Verwertungshandlungen (z. B.
die Vermarktung eines Patents) werden daher iiblicherweise” lediglich
an den in der Schutzintensitit wesentlich schwicheren Grundrechten aus
Art. 12 Abs. 1 bzw. Art. 14 Abs. 1 GG gemessen.” Umgekehrt schlieflen

2 BVerfGE 90, 1 (13); BVerwGE 102, 304 (311).

9 BVerfGE 90, 1 (13).

9 BVerfG-K, Beschl. v. 16.1.2007 — 2 BvR 1188/05, JZ 2007, 519 (520); im Anschluss
BVerfG-K, Beschl. v. 13.8.2007 — 1 BvR 2075/07, NVwZ-RR 2008, 74 (75); Misera,
Drittmittelforschung: Chancen, Risiken und Praxisprobleme, 2010, S. 67; dhnlich auch
BGHZ 173, 356 (3601.).

% BVerfGE 71, 162 (176).

% Anderer Ansicht (auch Schutz der Wissenschaftsfreiheit) Hufen, MittHV 1985,
288 (294).

7 BVerfGE 31,229 (238£.); 71, 162 (176); 77, 263 (270); BGHZ 173, 356 (361); OLG
Braunschweig, Urt. v. 6.10.2005 — 2 U 19/05, GRUR-RR 2006, 178 (179); LG Braun-
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lediglich begleitende wirtschaftliche Motive der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler den Schutz durch Art. 5 Abs. 3 S.1 GG nach zutreffender
Ansicht nicht aus,”® solange sich das relevante Verhalten noch als wissen-
schaftlicher Erkenntnis(vermittlungs)prozess beschreiben lisst. Wer also
etwa im Rahmen eines pharmakologischen Forschungsvorhabens nicht
nur wissenschaftliche Erkenntnisziele verfolgt, sondern hofft, mit einer
patentierbaren Erfindung zugleich reich zu werden, kann sich gleichwohl
hinsichtlich der Forschungstatigkeit selbst auf die Wissenschaftsfreiheit
berufen.

Gegenauffassungen, nach denen 6konomische Verwertungsmotive
generell zum Ausschluss des Grundrechtsschutzes der Wissenschaftsfrei-
heit fiithren sollen, sind vereinzelt geblieben®” und im Ergebnis abzulehnen.
Erstens argumentieren entsprechende Ansitze gesellschaftsfunktional und
objektivieren insoweit den Grundrechtsschutz, der von einem individual-
freiheitlichen Abwehrrecht zu einem objektiven Auftrag mutiert, selbstlos
dem Gemeinwohl zu dienen. Dies ist eine Abkehr vom liberalen Freiheits-
schutz als Ratio aller Grundrechte, die gerade diejenigen schiitzen sollen,
die gesellschaftlichen Erwartungen nicht entsprechen. Zweitens dient die
Wissenschaftsfreiheit — wie dargelegt — auch der Offenhaltung gesellschaft-
licher Erkenntnisprozesse; diese epistemische Funktion kann aber auch
durch solche Forschung erfiillt werden, deren motivatorische Triebfeder
eine mogliche Verwertung ist. Dies gilt zumal bei anwendungsorientierten
Disziplinen — beispielsweise in den Ingenieurswissenschaften, der Archi-
tektur oder der Medizin —, in denen die praktische Anwendbarkeit und
Vermarktungsmoglichkeit gleichsam die Funktion eines experimentellen

schweig, Urt. v. 17.9.2003 — 9 O 1060/03, NdsVBL. 2004, 110 (111); Béiuerle, in: Britz
(Hrsg.), Forschung in Freiheit und Risiko, 2012, S.1 (10); Beaucamp, DOD 2003, 99
(101); Béhringer, NJW 2002, 952 (953); Classen, Wissenschaftsfreiheit auflerhalb der
Hochschule, 1994, S.99; Jarass, in: ders./Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Art.5
Rn. 138; Kirchhof, Der Gesetzgebungsauftrag zum Schutz des geistigen Eigentums
gegeniiber modernen Vervielfiltigungstechniken, 1988, S.25; ders., in: FS Wolfgang
Zeidler, Bd. 2, 1987, S. 1639 (1654); Meusel, Aufleruniversitire Forschung im Wissen-
schaftsrecht, 2. Aufl. (1999), Rn. 553; Misera, Drittmittelforschung: Chancen, Risiken
und Praxisprobleme, 2010, S. 67; Lux-Wesener, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschul-
recht, 3. Aufl. (2017), Kap. 8 Rn. 102; Thieme, DOV 1994, 150 (153).

9% Classen, Wissenschaftsfreiheit auferhalb der Hochschule, 1994, S. 99, 143f.; Feh-
ling, in: BK-GG, Art.5 Abs. 3, Rn. 81; Freiling, GRUR 1987, 407 (408); Garditz, JZ 2007,
521 (522); Kamp, Forschungsfreiheit und Kommerz, 2004, S. 48 ff.; Pernice, in: Dreier
(Hrsg.), GG I, 2. Aufl. (2004), Art.5 III (Wissenschaft) Rn. 30; Ruffert, VVDStRL 65
(2006), 146 (158 1F.).

9 Blankenagel, ASR 125 (2000), 70 (94 {f.); Kleindiek, Wissenschaft und Freiheit in
der Risikogesellschaft, 1998, S.3191f., 333 ff. Restriktiv auch Ddihne, Forschung zwi-
schen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007, S.393 ff., der ausschliefllich
zweckfreie Forschung in den Grundrechtsschutz einbeziehen will.
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Hirtetests einnehmen kann.!® Drittens lisst sich Forschungstitigkeit
ganz allgemein — und gerade auch im staatlich verantworteten Wissen-
schaftsraum — nicht rigoros von jedweden egoistischen Motiven reinigen.
Auch die - traditionsreiche und selbstverstindlich auch in der Wissen-
schaftsfreiheit mitgedachte — wissenschaftliche Karriere ist eine Triebkraft
wissenschaftlichen Wirkens, die iiber Reputation!®!, Besoldungserwar-
tungen (Leistungszulagen'®), Berufungschancen oder die Perspektive auf
eine Lebenszeitprofessur durchaus ckonomisiert bzw. interessenorien-
tiert 1st,!® ohne dass dies ernsthaft den wissenschaftlichen Schutzbedarf
in Frage stellt. Uneigenntitzig handelt der Privatgelehrte, also derjenige,
der es sich aufgrund seiner privilegierten sozialen Stellung wirtschaftlich
leisten kann, konomische Aspekte nicht bedenken zu miissen; ein Aus-
schluss auch 6konomisch motivierter Wissenschaft vom Freiheitsschutz
wiirde Freiheitsverantwortung also faktisch privatisieren und hierdurch
eine soziale Exklusionswirkung entfalten.

Insgesamt lasst sich daher festhalten, dass mittelbare oder unmittelbare
kommerzielle Interessen an der Verwertung von Forschungsergebnissen
den Schutz der Wissenschaftsfreiheit nicht ausschlieffen. Grundsitzlich
kann hiernach z. B. auch Industrieforschung unter den Schutz des Art.5
Abs.3 Satz 1 GG fallen.!® Voraussetzung fortbestehenden Freiheits-
schutzes ist allerdings, dass die Interessen an den Forschungsergebnissen
nicht die Rationalitit des Erkenntnisprozesses kontaminieren. Eine sol-
che Beeintrichtigung ist aber erst dann anzunehmen, wenn tatsichlich
keine eigenstindigen Erkenntnisinteressen mehr verfolgt werden und
bereits die gesamte Forschungstitigkeit letztlich die blofle Herstellung
marktorientierter Produkteigenschaften ist. Geschiitzte Forschung liegt
demgegentiber noch vor, wenn mit wissenschaftlich validen Methoden
erzeugtes Wissen wenigstens noch als Zwischenergebnis benotigt wird,
weil die spitere — okonomisch potentiell rentable — Verwertung auf
notwendigen wissenschaftlichen Vorleistungen griindet. So miissen bei-
spielsweise die im Rahmen einer Arzneimittelzulassung vorzulegenden
Unterlagen nach §22 Abs.2 AMG wissenschaftlichen Standards genti-
gen.!® Gemessen hieran wird sich die Wissenschaftlichkeit von kom-

100 Classen, Staatsrecht 11, 2018, § 11 Rn. 82. Kritisch aber Dihne, Forschung zwi-
schen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007, S. 409f.

101 Als rechtliches Differenzierungskriterium anerkannt BVerfGE 54, 363 (383).

102 Zur akzeptierten okonomischen Anreizfunktion BVerfGE 130, 263 (317).

1% Diibne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007,
S.2251f.

104 Kempen, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1
Rn.73; Scholz, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG, Stand: 2018, Art.5 Abs. III Rn. 98.

195 Winnands, in: Kiigel/Miiller/Hofmann (Hrsg.), AMG, 2012, § 22 Rn. 42.
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merziell motivierter Forschung nur ausnahmsweise ausschlieflen lassen.
Fiir Industriekooperationen, die eine Hochschule in 6konomische Ver-
wertungsziele hineinziehen, beldsst dies durchaus gewissen Raum. Bei
privater Wissenschaftsforderung durch eine (obgleich ,industrienahe®)
Stiftung wie im Fall des IMB, die keine konkreten Gewinninteressen
verfolgen darf, steht die Wissenschaftlichkeit jedenfalls bei abstrakter
Betrachtung nicht in Frage.

cc) Spétere Publikation keine Voraussetzung des Grundrechtsschutzes

Entgegen einer bisweilen vertretenen Auffassung!® entfillt der Schutz der
Wissenschaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG nicht schon dann, wenn
Forschungsergebnisse nicht wissenschaftlich veroffentlicht werden.!” Die
Offentlichkeit von Wissenschaft ist zwar Funktionsbedingung eines offe-
nen wissenschaftlichen Diskurses, der auf Uberpriifbarkeit und Kritisier-
barkeit griindet. Hierzu zdhlt aber auch die Freiheit, tiber das Ob und
den Zeitpunkt der Veroffentlichung selbst zu entscheiden, also die Ver-
offentlichungsreife und -strategie autonom zu beurteilen. Hierfiir spricht
bereits, dass unverzichtbare Bedingung freier Wissenschaft zunichst ein-
mal die Freiheit des methodengeleiteten Erkenntnisprozesses ist, der als
solcher des Schutzes bedarf. Publikationsfreiheit ist weitgehend wertlos,
wenn die Entstehung der publizierten Erkenntnisse nicht frei ist. Wih-
rend des Erkenntnisprozesses steht aber — jedenfalls bei Wahrung der
wissenschaftlich notwendigen kritischen Distanz zum Forschungsgegen-
stand — idealerweise noch gar nicht fest, ob Forschungsergebnisse spater
veroffentlicht werden sollen. Gerade gewissenhaft Forschende werden die
Veroffentlichung auch davon abhingig machen, ob ihre Forschung tatsich-
lich die erhofften Ertrige abwirft. Zudem hingt die spitere Publikation
an einem Ort, der iberhaupt in der wissenschaftlichen Fachgemeinschaft
wahrgenommen wird und daher realistischerweise zum Gegenstand eines
kritischen Diskurses werden kann (obgleich dies oft nicht der Fall ist),
maflgeblich von der Bereitschaft eines einschligigen Fachjournals und des-
sen Annahmeroutinen (z. B. Peer Review) ab. Selbst eine gewtinschte Ver-
offentlichung kann mithin scheitern, ohne dass dies ernsthaft den Schutz
der Forschungsergebnisse in Frage zu stellen vermag.

Schliefllich wiirde ein Ausschluss des Grundrechtsschutzes fiir nicht
veroffentlichte Forschungsergebnisse den funktionalen Eigenwert des
Erkenntnisvorgangs als solchen iibergehen. Die Wissenschaftsfreiheit
gewahrt Schutz gerade um des Erkenntnisstrebens selbst willen, weil jede

196 Blankenagel, ASR 105 (1980), 35 (63, 70).
197 Wie hier Classen, Staatsrecht I1, 2018, § 11 Rn. 82.
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Rationalisierung und Verbreiterung der epistemischen Grundlagen einer
Gesellschaft Handlungsoptionen er6ffnet und anti-rationaler Spekulation
entgegenwirkt. Forschungsergebnisse sind, auch wenn sie nicht wissen-
schaftsaddquat veroffentlicht werden, in der Welt und konnen Entschei-
dungen rationalisieren bzw. Handlungspflichten begriinden. So wire etwa
ein Arzneimittelforscher, der disproportionale Risiken eines erprobten
Pharmakons erkennt, unter Einschluss einer personlichen (nicht zuletzt
strafrechtlichen!%) Verantwortung daran gehindert, an der marktgingigen
Verbreitung mitzuwirken (vgl. § 5 Abs. 1,2 bzw. § 8 Abs. 1 Nr.2 AMG)'%
bzw. die markthindernden Erkenntnisse zu unterdriicken.!'® Auch dies
entspricht dem Zweck, einen freien Erkenntnisprozess verfassungsrecht-
lich qualifiziert zu schiitzen, weil alle Forschenden immer auch indivi-
duelle (,,atomistische“) Gegenoffentlichkeit in Wartestellung und damit
potentieller Sand im Getriebe gesellschaftlicher Verwertungsprozesse
gleich welcher Art sind.

Hieraus folgt, dass freie Forschung auch dann am Grundrecht der Wis-
senschaftsfreiheit nach Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG zu messen ist, wenn diese
nicht veroffentlicht wird. Die Veroffentlichung von Forschungsergebnis-
sen fillt zwar in den Schutzbereich der Forschungsfreiheit, ist aber keine
notwendige Bedingung des Grundrechtsschutzes. Damit verliert auch nie-
mand den Grundrechtsschutz des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG dadurch, dass
eine freie Veroffentlichung unterbunden wird. Auf die Frage, inwiefern im
Falle des IMB die Offentlichkeitsklausel im Kooperationsvertrag!!! also
tatsichlich die Unterbindung einer Veréffentlichung von Forschungser-
gebnissen ermoglichen soll, kommt es insoweit nicht an. Vielmehr sind
die Betroffenen, gerade weil Wissenschaft unabhingig von ihrer Verof-
fentlichung Grundrechtsschutz geniefit, vor wissenschaftsinadiquaten

108 Etwa §§223, 230 StGB, §95 Abs. 1 Nr. 1, 96 Nr. 3, Nr. 6 AMG. Namentlich fal-
sche Angaben nach § 96 Nr. 6 AMG kénnen nicht nur vorliegen, wenn relevante Tatsa-
chen unterdriickt, sondern wenn die Angaben auf wissenschaftlich unhaltbaren Primis-
sen beruhen, s. Raum, in: Kiigel/Miiller/Hofmann (Hrsg.), AMG, 2012, § 96 Rn. 15. Vgl.
im Ubrigen zur Rolle der Unbedenklichkeit nach dem ,Stand der wissenschaftlichen
Erkenntnisse“ und einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit etwa BGHSt 54, 243 ff,;
BGH, Beschl. v. 11.8.1999 — 2 StR 44/99, NStZ 1999, 625; Beschl. v. 28.5.2013 - 3 StR
437/12, NStZ-RR 2014, 180; OLG Niirnberg, Urt. v. 10.12.2012 - 1 St OLG Ss 246/12,
PharmR 2013, 94. Zur Abhingigkeit des gesellschaftlich akzeptierten (erlaubten) Risi-
kos vom wissenschaftlich-technischen Fortschritt allgemein Hoyer, ZStW 121 (2009),
8601f.

109 Vel. fiir das in Verkehr bringende Unternehmen zudem § 84 Abs.1 Nr.1 AMG:
,nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft“.

10 Zum Zusammenhang von guter wissenschaftlicher Praxis und Haftung s. Hauke/
Kremer, PharmaR 2014, 384 ff.

11 Nr.7.2. KV 2012.
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Einflissen einschliefflich etwaiger Zustimmungserfordernisse zur Verof-
fentlichung zu schiitzen.

dd) Ausschluss von fremddeterminierter Forschung

Forschung ist nur dann wissenschaftlich, wenn der autonome Erkennt-
nisprozess offen und einer kritisch-distanzierten Beurteilung durch die
in Betracht kommenden Grundrechtstriager zuginglich ist. Dies setzt
aber einen hinreichenden Grad an Selbststindigkeit und Unabhingigkeit
voraus,'!? nicht zuletzt bei der Wahl der Methoden, der Durchfiihrung
des Forschungsvorhabens und der notwendigen!!® Bewertung der rohen
Forschungsergebnisse. Wer hingegen weisungsabhingig wissenschaftliche
Methoden lediglich instrumentell einsetzt, ohne hierbei eigenstindige Ent-
scheidungen zu treffen oder Beurteilungen vorzunehmen, betreibt jeden-
falls selbst keine Wissenschaft. Das gilt etwa fiir einen Laboranten, der
lediglich Anweisungen des verantwortlichen wissenschaftlichen Personals
umsetzt und Hilfstatigkeiten ausfihre, fir die Anwendung wissenschaftli-
cher Methoden durch die Verwaltung zu Zwecken des Gesetzesvollzugs,
fiir Beschiftigte der Wissenschafts- bzw. Kulturverwaltung!'* oder fiir
weisungsabhingiges Personal in der Forschungsabteilung eines Unter-
nehmens, das wissenschaftliche Methoden lediglich technisch-arbeitsteilig
anwendet, ohne Uber relevante Wertungs- und Gestaltungsspielraume zu
verfiigen. Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG schiitzt freie Wissenschaft ndmlich nicht
um der Professionalitit sowie Prizision der angewendeten Methoden oder
ihrer Innovationspotentiale!!® willen, sondern als Bestandteil einer offenen
epistemischen Struktur der Gesellschaft, die eine rationalisierende Wissen-
schaft und thre Kommunikation als kritische Gegenoffentlichkeit benotigt.

Hierbei ist nicht zu tibersehen, dass eine vollstindige Unabhingigkeit
schon aufgrund der Ressourcenabhingigkeit und der sozialen Einbindung
von Wissenschaft nicht notwendige Bedingung des Grundrechtsschutzes
sein kann.!¢ Dies gilt aber prinzipiell fiir jedes Grundrecht, weil Frei-
heitsentfaltung immer sozial kontextualisiert stattfindet.!'” Auch inner-
halb einer grundrechtsgebundenen staatlichen Hochschule verteilen sich

"2 Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.I, 3. Aufl. (2013), Art.5 III (Wissenschaft)
Rn.24; Scholz, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG, Stand: 2018, Art.5 Abs. IIT Rn. 99.

113 7u den erkenntnistheoretischen Problemen Hornbostel, Wissenschaftsindikato-
ren: Bewertungen in der Wissenschaft, 1997, S. 77 f.

14 Scholz, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG, Stand: 2018, Art. 5 Abs. ITI Rn. 126.

15 So aber Febling, in: ders./Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, 2010, § 17 Rn. 27.

116 Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.1, 3. Aufl. (2013), Art.5 III (Wissenschaft)
Rn. 20.

17°S. schon BVerfGE 4,7 (151.); 35, 202 (220).
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die real verbleibenden Entfaltungsriume graduell und arbeitsteilig unter-
schiedlich,!® ist Verantwortung also verteilt.!'” Letztlich kommt es darauf
an, dass ein hinreichender Grad an inhaltlicher Freiheit verbleibt, um tiber
die rein technische Anwendung wissenschaftlich anerkannter Methoden
hinaus auch einen reflektierten, vom Forschungsgegenstand und den auf
diesen gerichteten Interessen distanzierten sowie auf Erkenntnis von
Neuem gerichteten Blick zuzulassen.

Auch weisungsbegleitete Auftragsforschung ist daher solange, aber
eben auch nur von der Wissenschaftsfreiheit geschiitzt, wie autonome wis-
senschaftliche Arbeit moglich ist.'?° Fiir die Industrieforschung kommt
es — ungeachtet der davon unabhingigen Fragen einer Drittwirkung —
mithin darauf an, inwiefern den Forschenden hinreichende Spielraume
belassen werden, um eigenstindige wissenschaftliche Wertungen treffen
sowie ggf. offentlich kommunizieren zu konnen, ohne dass dies durch
Weisung des Arbeitgebers inhaltlich determiniert bzw. unterbunden wer-
den kann. Der Schutz der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG)
erstreckt sich funktional insbesondere nicht auf solche Anwendungen wis-
senschaftlicher Methoden, die von vornherein nur dazu bestimmt sind,
unternehmensintern (etwa zur Verbesserung eines Produktes) verwendet
zu werden, aber nie das Licht des fachlichen Diskurses einer einschligigen
Scientific Community erlangen sollen. Ebenso sind keine Wissenschaft im
verfassungsrechtlichen Sinne methodengeleitete Tests, die in Routinen der
Produktion, des Controlling oder der Entwicklung einbezogen bleiben,
ohne dass hieraus eigenstindige neue Erkenntnisse gezogen werden sollen,
die Giber das konkrete Testergebnis hinauszielen.

ee) Forschung in akademischen Industriekooperationen

Fir Industriekooperationen oder Kooperationen mit wirtschaftsnahen
Stiftungen durch Hochschulen gelten keine besonderen oder abweichen-
den Anforderungen. Auch hier setzt der Schutzbereich lediglich voraus,
dass methodische Mindeststandards gewahrt werden. Die Wissenschafts-
freiheit erfordert tatbestandlich kein Optimum der Wissenschaftlichkeit,
zumal anwendungsbezogene Forschung nicht zwingend, aber doch oft-
mals mehr oder weniger zwangslaufig aufgrund des begrenzten Deutungs-

Y18 Starck/Panlus, in: Huber/Voflkuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1, 7. Aufl. (2018), Art.5
Rn.497.

119 Baer, FuL 2017, 214ff.; in der Sache schon Scholz, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG,
Stand: 2018, Art.5 Abs. ITI Rn. 100.

120 Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.1, 3. Aufl. (2013), Art.5 III (Wissenschaft)
Rn. 24 mit Rn. 66. Zu weit, weil unkonditioniert Scholz, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG,
Stand: 2018, Art.5 Abs. III Rn. 98.
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horizonts hinter dem Abstraktionsanspruch von Grundlagenforschung
zurlickbleiben wird. Wenn daher Forschung in Kooperation mit Blick auf
die Verwertbarkeit oder jedenfalls das fortgesetzte Forderinteresse weni-
ger ambitioniert ausfallen mag als Grundlagenforschung (was nicht einmal
zwingend ist), andert dies am Schutz durch die Wissenschaftsfreiheit nichts.

Keine Wissenschaft liegt allerdings vor, wenn es ,nur noch um die
blofle Anwendung erreichter wissenschaftlicher Erkenntnisse ohne eige-
nes Streben nach neuen Erkenntnissen geht.!?! Auf ein erkenntnisabs-
tinentes Anwendungsprogramm wird sich indes auch anwendungsbe-
zogene Forschung nur ganz ausnahmsweise beschrinken. Ein Streben
nach neuer Erkenntnis in Bereichen von Medizin bzw. Ingenieurs- und
Naturwissenschaften liegt letztlich bereits dann vor, wenn objektivier-
bares Wissen tiber die Anwendung von bislang unzureichend praktisch
erprobten Erkenntnissen der Forschung generiert wird. Unverzichtbar
ist auch die fiir das Grundrecht aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG konstitutive
Offenheit und Unabgeschlossenheit von Wissenschaft!??, die immer ein
offen-relativer Erkenntnisprozess ist,!? der sich auf relationale Aussagen
beschrinkt,'?* die Fehlbarkeit menschlicher Erkenntnis einkalkuliert und
folglich immer nur diskursiv tiberpriifbare und vorlaufige Aussagen treffen
kann.!? Skeptizismus ist daher zwar seinerseits epistemologisch voraus-
setzungsvoll, fiir die Wissenschaftsfreiheit als Grundrecht aber normative
Funktionsbedingung.

Damit strukturell unvereinbar sind methodische Zuginge, die nichtwis-
senschaftlich getroffene Festlegungen lediglich durch eine nachgeschobene
Begriindung (gesellschaftlich, politisch oder 6konomisch) rechtfertigen
sollen. Steht daher bereits von vornherein fest, welches Ergebnis ein For-
schungsvorhaben erbringen soll, ohne dass es auf die (z. B. experimentellen
oder logisch-deduktiven) Resultate der kritisch-ergebnisoffenen Durch-
fithrung (z. B. durch Falsifikation/Verifikation usf.) noch ankommen soll,
wird ein wissenschaftliches Erkenntnisziel letztlich aufgegeben.!?® Wis-

21 BAGE 62, 156 (165); Jarass, in: ders./Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Art.5
Rn.137.

122 Diihne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007,
S. 402.

123 Kelsen, Wissenschaft und Demokratie (1937), wiederabgedruckt in: Verteidigung
der Demokratie, 2006, S.238 (241).

124°S. namentlich fiir Prognosen Lepsius, in: Dreier/Willoweit (Hrsg.), Wissenschaft
und Politik, 2010, S. 181 ff.

125 Vgl. BVerfGE 35, 79 (113); Classen, Wissenschaftsfreiheit auflerhalb der Hoch-
schule, 1994, S. 80; Stumpf, J6R 61 (2013), 329 (331).

126 Vgl. kritisch auch Déihne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirt-
schaftsfreiheit, 2007, S. 403.



34 Teil 1: Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen

senschaftliche Forschung wird nicht mehr praktiziert, wenn Forschende
ihre Arbeit einem externen (vorab festgelegten) Ziel derart unterordnen,
dass sie ,nicht passende” Forschungsergebnisse ignorieren oder gar ver-
falschen. Vermeintliche Forschung verkommt dann zum Feigenblatt fiir
die hinter den Wunschergebnissen stehenden Nutzeninteressen. Dies wire
etwa der Fall bei einem ,,Gefilligkeitsgutachten oder einer Kooperation
durch eine Hochschule, die ohne kritische Distanz lediglich vorhandener
Industrieforschung das ,,Giitesiegel“ unabhingiger Wissenschaft verleihen
soll. In diesem Fall ist auch der Schutzbereich der Wissenschaftsfreiheit
nicht mehr er6ffnet, weil auf den tatbestandlichen epistemischen Anspruch
von Forschung verzichtet wird.

Allerdings verfigen die tiblichen — auch vorliegend einschligigen —
Anwendungsfelder fir Industriekooperationen in Ingenieurs- sowie
Naturwissenschaften und Medizin iiber ,harte“ Rationalititskriterien.
Namentlich mathematische Ableitungen und Experimente zur Falsi-
fikation bzw. Verifikation'”” von Hypothesen sind harte Standards, die
ungeachtet der verbleibenden Kontingenz von (nie vollstindig wertfreien)
Folgerungen, die aus einem Befund gezogen werden, im Grundsatz der
Nachpriifung durch Dritte unterliegen. Dies wirkt entlastend, weil man
ernsthafte und ergebnisoffene Forschung, auch wenn diese Verwertungs-
oder Forderinteressen im Blick hat, nicht als unwissenschaftlich diskre-
ditieren kann, wenn tberpriifbare Standards eingehalten werden, die eine
Reproduktion oder sonstige Kontrolle der Forschungsergebnisse durch
unvoreingenommene und nicht interessengeleitete Dritte ermdglichen. So
lassen sich auch zumindest grob fahrlissige Manipulationen oder unver-
tretbare Aussagen, die tatbestandlich zum Ausschluss aus dem Schutz der
Wissenschaftsfreiheit fiihren, leichter nachweisen als beispielsweise in rein
sprachbasierten Disziplinen, die nur Gber ,,weiche“ Rationalititsstandards
verfiigen. Im Zweifel wird daher bei Wissenschaft, die tiber ,harte Kri-
terien der Richtigkeit verfiigt, von potentiell iiberpriifbarer Forschung
auszugehen sein.

Soweit Forschungstitigkeit im Rahmen von Industriekooperationen
ausnahmsweise aufgrund dominanter nichtwissenschaftlicher Interessen
einmal aus dem Schutzbereich des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG fallen sollte,
haben sich damit verfassungsrechtliche Probleme nicht erledigt. Aufgrund
der objektiv-rechtlichen Verpflichtung, Forschung und Lehre zu schiitzen,
haben staatliche Organe im Rahmen von Kooperationen namlich gerade

127 Hier kommt es nicht darauf an, welches Kriterium wissenschaftstheoretisch
valide ist, was bekanntlich umstritten geblieben ist. Hierzu stellvertretend Chalmers,
Wege der Wissenschaft: Einfiihrung in die Wissenschaftstheorie, 2006; Hornbostel, Wis-
senschaftsindikatoren: Bewertungen in der Wissenschaft, 1997, S. 191f.
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einer wissenschaftsgefihrdenden Orientierung an nichtwissenschaftlichen
Zielen durch geeignete organisatorische, prozedurale und materielle Rah-
mensetzung entgegenzuwirken.'?8

¢) Zusammenfassende Bewertung im Fall des IMB

In Bezug auf den Ausgangsfall des IMB bedeutet dies einerseits, dass die
forschend am IMB Titigen gegentiber dem Staat sowie der grundrechtsge-
bundenen Hochschule uneingeschrinkt den Schutz der Wissenschaftsfrei-
heit genieflen, andererseits aber sowohl fiir die Leitung des IMB als auch
fir die Universitat alle Verpflichtungen uneingeschrinkt gelten, die sich
aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG in Bezug auf die vertragliche Gestaltung der
Kooperationsbeziehungen sowie die Operationalisierung des vertraglichen
Rahmens beim Forschungsbetrieb ergeben.

II. Eingriff

Besondere Rechtfertigungslasten werden ausgelost, wenn durch den
Abschluss einer Kooperationsvereinbarung (wie hier der Universitit mit
der Stiftung) seitens der Hochschule in den Schutzbereich der Wissen-
schaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG eingriffen wurde. Im Ein-
zelnen ist hier zu priifen, ob die Vereinbarung ihrem Inhalt nach einen
Eingriff darstellen kann (1.) und dieser ggf. durch Einwilligung der Betrof-
fenen ausgeschlossen wird (2.).

1. Eingriff durch Kooperationsvereinbarung

Vereinbarungen der Hochschule mit einem Unternehmen oder einer Stif-
tung, die die Modalititen einer (Industrie-)Kooperation regeln, konnen
in unterschiedlicher Form in das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit
eingreifen. Auch wenn eine Kooperationsvereinbarung nur den organi-
satorischen Rahmen und die materiellen Grundlagen der Kooperation
festschreibt, aber nicht einzelne Fragen konkreter Themen in der For-
schung determiniert, kann bereits im Abschluss eines Kooperations-
vertrages — und nicht erst durch konkrete Mafinahmen im Rahmen des
operativen Betriebes (der Vertragsdurchfiihrung) — ein Eingriff liegen.
Denn die vertragliche Rahmensetzung wirkt mittelbar auch auf das Ver-
halten der Akteure im Rahmen einer Kooperation ein. Wie allgemein
geht es bei mittelbaren Handlungsfolgen um ein Problem der objektiven

128 Hierzu unten Teil 1, B. IV. 1.
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Zurechnung.'?’ Ein mittelbar-faktischer Eingriff!*° liegt bereits dann vor,
wenn die konkrete Moglichkeit einer Einflussnahme besteht und daher
Betroffene dazu gedringt werden, ihr Verhalten — hier konkret: ihre For-
schungstitigkeit — moglichen (typischerweise erwarteten oder jedenfalls
latent drohenden) Reaktionen anzupassen.!*!

a) Grundrechtsgefibrdung durch Kooperationsvertrag

Ein Eingriff liegt — nach allgemeinen Kriterien — schon dann vor, wenn
das Grundrecht konkret gefahrdet wird, weil sich die Moglichkeit einer
Storung in einem Mafle verdichtet hat, das gemessen am Schutzgut und
seiner Wertigkeit (also grundrechtsspezifisch differenziert!*?) eine norma-
tive Relevanzschwelle iiberschreitet.!*® Dies ist in Bezug auf eine Koope-
rationsvereinbarung, die die Zusammenarbeit zwischen Universitit und
externem Kooperationspartner in einer Forschungseinrichtung regelt,
grundsitzlich dort der Fall, wo bereits konkrete Verhaltensvorgaben
vertraglich vereinbart werden, wie spiter mit Forschungsvorhaben oder
Forschungsergebnissen umzugehen ist. Selbst wenn sich solche Pflichten
erst spater aktualisieren und im Ergebnis — namentlich bei einem riick-
sichtsvollen Verhalten der Akteure, das den Normalfall bilden diirfte —
nicht einmal zu greifbaren Beeintrichtigungen der Forschungstitigkeit
fithren miissen (z. B. weil Mittel problemlos bewilligt werden oder Ver-
offentlichungen genehmigt werden), entfalten sie typischerweise latente
Vorwirkungen.

Wissenschaftliche Methoden und Wertungen konnen zum einen auf-
grund der hohen Prizisionsanforderungen auf kleine Verinderungen der
aufleren Rahmenbedingungen empfindlich reagieren, zum anderen ist
aber auch der grofle Grad der personlichen Freiheit in der Bewertung mit
erheblichen Abhingigkeiten vom dufleren Setting (Ressourcen, Kommu-
nikationsstrukturen, sanften Erwartungen) verbunden. Schon ganz all-
gemein wird Wissenschaft weniger durch direkte Instrumente gesteuert,
sondern durch weiche Erwartungsstrukturen beeinflusst, nicht zuletzt

129 Eckhoff, Der Grundrechtseingriff, 1992, S. 271 ff.

130 BVerfGE 30,227 (2421.); 110, 177 (1911.); 128, 1 (271.); Eckhoff, Der Grundrecht-
seingriff, 1992, S. 236 {f.; Hofmann, Abwigung im Recht, 2007, S.330.

131 So hat beispielsweise das BVerfG einen mittelbaren Eingriff angenommen, wenn
an einen rechtlich zuldssigen Wechsel des Wohnorts der Fortfall von Sozialleistungsan-
spriichen gekniipft wird. S. BVerfGE 110, 177 (191).

132 Classen, Staatsrecht 11, 2018, §5 Rn.33ff,; Eckhoff, Der Grundrechtseingriff,
1992, S.171.

13 BVerfGE 77, 170 (220); BVerfG-K, Beschl. v. 20.9.2001 — 2 ByR 1349/01, NJW
2002, 511f; Sachs, in: ders. (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Vor Art. 1 Rn. 95.
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Reputation, strategisches Gruppenhandeln!** und Einordnung in unge-
schriebene Hierarchien wissenschaftlicher ,Bedeutung®. Ein solches Sys-
tem ist sehr storungsempfindlich. Abstrakte Einflussmoglichkeiten haben
Riickwirkungen auf das konkrete Forschungsverhalten,!*> zumal wenn
es um institutionell verstetigte Dauerbeziehungen geht, die Mechaniken
informaler Riicksichtnahmen oder impliziter Interessenkoordination
erzeugen. Hangt die Finanzierung eines lingerfristigen Forschungsvor-
habens von regelmifigen Bewilligungen ab, kann dies dazu fihren, dass
Themen so gewahlt werden, dass sie vermuteten (realen oder auch nur ima-
ginierten) Erwartungshaltungen des Fordergebers entsprechen. Bedarf eine
Publikation der vorherigen Genehmigung durch den Fordergeber, wird
dies typischerweise zur Folge haben, dass bereits die Forschungstitigkeit,
jedenfalls aber das publikationsreife Abfassen der Forschungsergebnisse,
latent die ,, Genehmigungsfihigkeit“ bzw. das Verfahren der Abstimmung
im Blick hat. Folglich muss in Bezug auf die Wissenschaftsfreiheit die Ein-
griffsschwelle normativ niedrig angesetzt werden, um die Empfindlichkeit
von Forschung und Lehre gegeniiber sanften Einflusspfaden grundrechts-
adiquat abzubilden. Auch die konkrete Kooperationsvereinbarung im
Falle des IMB ist hieran zu messen.!*

Selbst wenn man den lediglich zwischen den Parteien — also im Auflen-
verhaltnis zwischen Hochschule und Kooperationspartner — verbindlichen
Vertrag mangels unmittelbarer Rechtsfolgen im Innenverhiltnis noch nicht
als (mittelbaren) Grundrechtseingriff ansehen wollte, liegen jedenfalls in
denjenigen Handlungen, mit denen die Hochschule die eingegangenen ver-
traglichen Verpflichtungen im Innenverhiltnis erfillt, Eingriffe, die am
Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit zu messen sind. Dies wiren etwa all-
gemeine organisatorische Dienstanweisungen, Zuweisungen von Personal-
und Sachmitteln, Institutsgriindungen, Weisungen gegentiber einzelnen in
Forschung und/oder Lehre titigen Mitarbeitern oder die priifungsrechtli-
che Anerkennung von innerhalb der Kooperationsstrukturen erbrachten
Forschungsleistungen.

b) Zurechenbarkeit der Folgen

Zwar greift nicht der private Kooperationspartner, der die Vertragsbedin-
gungen mitformuliert, eine ausgehandelte Vereinbarung abschliefit und
iiber diese Einfluss ausiiben kann, in die Wissenschaftsfreiheit ein. Denn

3% Weingart, Wissenschaftssoziologie, 2003, S. 47 ff.

135 Vgl. zum Zusammenhang von 6konomischer Abhingigkeit und Fehlverhalten
Stumpf, JoR 61 (2013), 329 (370).

136 Unten Teil 1 A. IV.
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dieser iibt keine 6ffentliche Gewalt aus und ist daher auch nicht nach Art. 1
Abs.3 GG unmittelbar an Grundrechte gebunden. Fragen der Drittwir-
kung der Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG miissen hier
nicht erortert werden; auch eine etwaige Drittwirkung wiirde einen Priva-
ten nicht dazu zwingen, einem Partner vertraglich einen bestimmten Grad
wissenschaftlicher Autonomie einzuriumen.!” Jedenfalls die vertrags-
schliefende Hochschule ist indes als Tragerin offentlicher Gewalt nach
Art. 1 Abs.3 GG grundrechtlich verpflichtet. Soweit einer vertraglichen
Vereinbarung zugestimmt wird, hat die Hochschule die Grundrechte ihrer
Mitglieder, die von den Folgen der Vereinbarung betroffen sind, zu achten.
Durch den Vertragsschluss sind Folgen fir die betroffenen grundrechtli-
chen Bereiche also der grundrechtsgebundenen Hochschule zurechenbar.

¢) Abstrakte Eingriffstypen in Kooperationsvereinbarungen

Zunichst sollen hier abstrakt mogliche Eingriffsformen dargestellt wer-
den, die typischerweise im Rahmen von Kooperationen mit Unternehmen
oder wirtschaftsnahen Fordergebern auftreten konnen. Auch hier liefert
der Ausgangsfall Anschauungsmaterial fiir Risikostrukturen, die eine freie
Wissenschaft beeintrichtigen konnen. Die Kooperationsvereinbarung bie-
tet hierfiir folgende Ansatzpunkte:

aa) Eingriff durch Budgetstenerung nach Préiferenzen des Fordergebers

In das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit wird eingegriffen, wenn For-
schungsgegenstinde, Methoden oder Priorititensetzungen beschrinkt
oder extern beeinflusst werden.!*® Auch in der positiven Férderung von
wissenschaftlichen Projekten kann ein Eingriff liegen, wenn hierdurch
steuernd auf die Wahl der Themen und Methoden im Rahmen der For-
schungstitigkeit Einfluss genommen wird. Zwar ist die Zurverfiigungstel-
lung von Sach- und Personalmitteln als solche kein Eingriff, weil hierdurch
anderweitig aus finanziellen Griinden unzugingliche Forschungsvorhaben
erst ermoglicht werden. Insoweit wird die reale Freiheitssphire erweitert.
Dass im Rahmen der Mittelbewilligung dann nach Qualititskriterien ent-
schieden wird, fihrt fir sich gesehen ebenfalls noch nicht zu einem Ein-
griff. Es besteht kein Anspruch auf Forderung und ein privater Forderer
kann grundsitzlich selbst entscheiden, nach welchen Kriterien er fordern
bzw. seine Forderentscheidung rationalisieren will. Etwa eine Kapitalge-
sellschaft ist hierbei an den Unternehmenszweck, eine Stiftung an den Stif-

137" Classen, Wissenschaftsfreiheit auferhalb der Hochschule, 1994, S. 150ff.
1% Gillich, WissR 50 (2017), 234 (253).
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tungszweck gebunden. Die Eingriffsschwelle wird aber dann tiberschrit-
ten, wenn die Fortsetzung der Forderung eines Projektes periodisch neu
bewilligt werden muss und eine Bewilligung entweder im Ermessen des
Fordergebers steht oder jedenfalls auf der Grundlage von Kriterien ent-
schieden wird, die eine ergebnisorientierte Steuerung der Ausrichtung der
Forschung nach Priferenzen des Fordergebers ermoglichen. Uber die For-
derung bzw. ihre Verweigerung werden namlich Anreize gesetzt. Auch die
Entscheidungsmacht tiber die Gewihrung von Beglinstigungen greift in
die durch einen grundrechtlichen Schutzbereich abgesteckte Handlungs-
freiheit ein, wenn der Verlust erwarteter Begiinstigungen droht, sodass
auf die autonome Entscheidungsfindung steuernd Einfluss genommen
wird." Ein mittelbarer Eingriff kann im Ubrigen auch darin liegen, dass
die Entfaltung grundrechtlicher Freiheit unter die Verfligungsgewalt eines
(privaten) Dritten gestellt wird.!*® Dies erfordert jeweils eine Gesamtschau
des Settings, unter dem Fordermittel bewilligt werden. Allgemein lasst
sich festhalten: Je stirker Forschungsvorhaben in ein institutionell verste-
tigtes Kooperationsgefiige eingebunden sind, desto hoher ist die Gefahr
anzusetzen, dass aus gleichgeordneter Kooperation eine informale Hier-
archisierung mit Steuerungswirkung entsteht. In eine solche hierarchische
Beziehung durch Kooperationsvertrag einzutreten, ist dann grundsatzlich
als Eingriff durch die vertragsschliefende Hochschule zu bewerten.

bb) Publikationsbeschrinkungen

Problemlos sind hiernach Publikationsbeschrankungen als Eingriff zu
bewerten.'"*! Namentlich ist schon die vertragliche Vereinbarung von
Optionen, die Veroffentlichungen von Forschungsergebnissen zu unter-
driicken, ein Eingriff, ohne dass es auf dessen Aktualisierung im Einzelfall
ankommt. Wie dargelegt hat jedes Priifverfahren, das vor eine Veroffent-
lichung geschaltet wird und die Moglichkeit der Forschenden beschrankt,
autonom nach wissenschaftlichen Kriterien tber die Veroffentlichung
zu entscheiden, Ruckwirkungen auf den Forschungsprozess. Selbstver-
standlich ist eine erfolgreiche Veroffentlichung immer auch von externen

139 Sacksofsky, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Affmann/Voffkuhle (Hrsg.), Grundla-
gen des Verwaltungsrechts, 2. Aufl. (2012), §40 Rn. 79; im Anschluss Gérditz, in: Isensee/
Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.IX, 3. Aufl. (2011), § 189 Rn. 49.

40 Vgl. BVerfG-K, Beschl. v. 2.8.2001 — 1 BvR 618/93, NJW 2002, 206{. (im kon-
kreten Fall offen gelassen).

1 Allgemein BGHZ 173, 356 (360); von Miinch/Mager, Staatsrecht 11, 7. Aufl.
(2018), Rn.521. Implizit vorausgesetzt auch bei BVerfGK 3, 93 (961.), das insoweit eine
unzureichende Auseinandersetzung des vorlegenden Gerichts mit der Eingriffsrechtfer-
tigung von Publikationsbeschrinkungen diskutiert.
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Bewertungen abhingig. Hierbei handelt es sich jedoch um Selektionspro-
zesse innerhalb der jeweiligen Scientific Community, die Bestandteil der
von Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG geschiitzten wissenschaftlichen Eigengesetz-
lichkeiten sind, die eben keinen Publikationserfolg garantieren konnen.
Davon zu unterscheiden sind jedoch staatlich zu verantwortende Vor-
schaltverfahren, in denen bereits der Versuch, die Veroffentlichung von
Forschungsergebnissen zu erreichen, von einer Zustimmung abhingig
gemacht wird. In solchen Konstellationen findet letztlich eine wissen-
schaftsexterne Forschungsergebniskontrolle statt. Folglich sind Geneh-
migungserfordernisse als Eingriff zu bewerten.'*? Dies gilt entsprechend,
wenn eine grundrechtsgebundene Hochschule privaten Dritten vertraglich
Gestaltungsmacht einrdaumt, indem Veroffentlichungen von der Zustim-
mung des Forderers abhingig gemacht werden.

cc) Missbilligungen

Als Eingriff zu bewerten ist eine Missbilligung von Forschungsergebnis-
sen.!®* Unter Umstinden kénnen schon nicht-imperative Hinweise und
Erwartungsdruck innerhalb der Hochschulorganisation in einen Ein-
griff umschlagen, wenn ein real bestehendes Machtgefille und ,sanfte”
Steuerung hierdurch freie Forschungstitigkeit tatsichlich behindert.!*
Auch hier gilt, dass bereits die in einem Kooperationsvertrag vorgesehene
Option, Forschungsergebnisse zu missbilligen, wegen der vorausgehenden
Anpassungseffekte als Eingriff zu bewerten ist. Ob sich informale Bewer-
tungsmechanismen zu einem faktischen Missbilligungshebel verdichten,
hingt wiederum von dem Gesamtgefiige des institutionellen Settings und
den — ggf. vertraglich unzureichend eingehegten — Praktiken ab, wie eine
Kooperationsvereinbarung mit Leben geftillt wird. Wechselseitige Kont-
rolle innerhalb der Forschenden, die ein Projektteam bilden, sind wiede-
rum wissenschaftsinterne (und notwendige) Teile des Erkenntnisprozesses
und als solche kein Eingriff. Abweichendes gilt jedoch, wenn Dritten, die
nicht Mitglieder des Forschungsteams sind, faktische Missbilligungsmacht
zugestanden wird. Namentlich wiederholte Rechenschaftspflichten und
Mittelbewilligungsverfahren konnen — je nach Ausgestaltung — die Wis-

2. Léwer, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd. IV, 2011, § 99
Rn. 25; von Miinch/Mager, Staatsrecht I1, 7. Aufl. (2018), Rn. 521.

143 BVerfG-K, Beschl. v. 17.08.2010 — 1 BvR 2585/06, DVBI 2010, 1368 ff., freilich
im Fall am allgemeinen Personlichkeitsrecht gemessen, dessen Verletzung festgestellt
wurde; folgerichtig konnte das Gericht die Frage einer Verletzung der Wissenschafts-
freiheit offen lassen.

144 Lower, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd. 1V, 2011, § 99
Rn. 26.



A. Verletzung der individuellen Wissenschaftsfreiheit 41

senschaftsfreiheit in eingriffserheblicher Weise gefihrden, wenn tber
eine — selbstverstindlich zulissige und auch notwendige — formale Rech-
nungskontrolle hinaus Finanzierungsinstrumente dazu genutzt werden
(konnen), riickwirkend die bisherige Forschungstatigkeit interessengeleitet
tiber (ggf. informale) Missbilligungen zu sanktionieren.

dd) Eingriff in die Lebrfreiheit

Zudem wird in die ebenfalls von Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG geschuitzte Lehr-
freiheit eingegriffen, wenn bestimmte Forschungsergebnisse geheim gehal-
ten werden miissen und daher auch der wissenschaftlichen Lehre der am
Kooperationsprojekt beteiligten Lehrenden nicht zur Verfugung stehen.
Die Lehrfreiheit ist ein selbststindiges Grundrecht, das neben der For-
schungsfreiheit zur Anwendung kommt.!* Es schiitzt die wissenschaft-
liche Lehre,'*¢ also Vermittlung von wissenschaftlichen Erkenntnissen
mit wissenschaftlichen Methoden. Hierbei ist umstritten geblieben, ob
die Lehrfreiheit nur die Vermittlung der Erkenntnisse aus eigener For-
schung oder auch die (wissenschaftlich reflektierte!*”) Vermittlung frem-
der Forschungsergebnisse (z.B. des Standes der Wissenschaft in einem
Fach im Sinne von Lehrbuchwissen) erfasst.!*® Hierauf kommt es vorlie-
gend letztlich nicht an. Denn etwaige Verwendungsbeschrinkungen fiir
Erkenntnisse, die aus einer Industriekooperation oder einer Kooperation
mit Férdergebern gezogen werden, betreffen offensichtlich die eigene For-
schung und ihre Vermittlung. Jede Barriere hinsichtlich der Vermittlung
von Forschungsergebnissen oder -methoden, wie Zustimmungsvorbehalte
oder Geheimhaltungspflichten, beschrinkt grundrechtliche Freiheit und
ist daher als Eingriff zu bewerten.

%5 Girditz, WissR 40 (2007), 67 (701f.); Hofling, WissR 41 (2008), 92 (95); Kaufhold,
Die Lehrfreiheit — ein verlorenes Grundrecht?, 2006; Trute, Die Forschung zwischen
grundrechtlicher Freiheit und staatlicher Institutionalisierung, 1994, S.130; Schmidt-
AfSmann, JZ 1989, 205 (208).

146 Classen, Wissenschaftsfreiheit aulerhalb der Hochschule, 1994, S.76; Hesse,
Grundziige des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. (1999),
Rn.402; Knemeyer, Lehrfreiheit, 1969, S.22; Thieme, Deutsches Hochschulrecht,
3. Aufl. (2004), Rn. 125.

% Classen, Wissenschaftsfreiheit auferhalb der Hochschule, 1994, S. 76.

48 Fiir die (traditionelle) restriktive Auffassung Kempen, in: Hartmer/Detmer
(Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 1 Rn. 88; Kimminich, DVBI 1968, 679
(683); Kiichenhoff, DOV 1964, 601 (603); Meusel, Aufleruniversitire Forschung im
Wissenschaftsrecht, 2. Aufl. (1999), Rn. 154; Schulze-Fielitz, in: Benda/Maihofer/Vogel
(Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts, 2. Aufl. (1995), § 27 Rn. 4; Wussow, WissR 13
(1980), 1 (5). Kritisch hierzu etwa Garditz, WissR 40 (2007), 67 (701.); Schrodter, Die
Wissenschaftsfreiheit des Beamten, 1973, S. 67; Trute, Die Forschung zwischen grund-
rechtlicher Freiheit und staatlicher Institutionalisierung, 1994, S. 1301.
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d) Konkrete Kooperationsvereinbarung im Falle des IMB

Die Kooperationsvereinbarung in Bezug auf das IMB ist gemessen hieran
wie folgt zu bewerten: Insgesamt bestehen tiber die Modalititen der Pro-
jektmittelbewilligung Pfade der Finanzsteuerung, die als rechtfertigungs-
bediirftiger Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG)
zu qualifizieren sind.

aa) Eingriff durch Finanzsteunerung

Zwar wurde die Forderung des IMB durch die Stiftung abstrakt tiber den
gesamten Forderzeitraum sowie die einzelnen Forderjahre vertraglich fest-
gelegt (10 Millionen Euro p. a. iiber zehn Jahre).!*? Gleichzeitig wurden
aber die konkreten Einzelheiten, die dann unmittelbar die konkreten For-
schungsprojekte betreffen, der Finanz- und Wirtschaftsplanung tiberlas-
sen.!® Diese planerischen Instrumente verschaffen der Stiftung durch ihre
Periodizitit erheblichen Einfluss auf die konkrete Forschungstatigkeit des
IMB. Namentlich muss der Wirtschaftsplan der Stiftung zur Zustimmung
vorgelegt werden.!>! Der Wirtschaftsplan ist nach der Vertragsgestaltung
nicht einfach nur ein formales Instrument, das die wirtschaftliche Haus-
haltsfithrung sicherstellen und eine Rechnungskontrolle ermoglichen soll,
was selbstverstandlich unverzichtbar ist. Der Wirtschaftsplan ist vielmehr
dartiber hinaus auch das zentrale Finanzierungsinstrument, mit dem die fiir
einzelne Forschungsprojekte, Forschungsinfrastrukturen oder Forschungs-
tatigkeiten jahrlich zur Verfiigung stehenden Mittel festgelegt werden.

(1) Diskretiondre Steuerungspotenziale

Der Kooperationsvertrag enthilt keine materiellen Vorgaben, unter wel-
chen Voraussetzungen die Stiftung dem Wirtschaftsplan zustimmen muss.
Namentlich ist nicht sichergestellt, dass eine Zustimmung auch aus nicht
wissenschaftsadiquaten Griinden verweigert wird, etwa weil die sich
abzeichnenden Forschungsergebnisse unerwiinscht sind, das Forschungs-
thema der Fordergeberin nicht mehr hinreichend interessant erscheint
oder die Forschungspolitik der Stiftung verindert wurde.!® Obgleich

149 Nr.2.1.1. Satz 1 KV 2012.

150 Nr. 2.1.1. Satz 2 KV 2012.

1 Nr.2.1.2. KV 2012.

152 Dies schliefit es selbstverstindlich nicht aus, die Finanzierung aus nicht unmittel-
bar wissenschaftlichen, gleichwohl aber wissenschaftsadiquaten Griinden anzupassen,
wenn dies sachlich gerechtfertigt ist, z. B. um finanzielles Missmanagement, unwirt-
schaftliche Ausgaben, tiberproportionale Spesen usf. einzudimmen. Vgl. dazu, dass
legitime Qualititssicherung in der Wissenschaft iber wissenschaftliche Kriterien hinaus
auch zweckgebundene Erfolgskontrollen einschlieflen kann, BVer/GE 141, 143 (172).
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ein Fordergeber selbstverstandlich nicht verpflichtet ist, bestimmte Pro-
jekte zu fordern und daher eine Forderentscheidung immer irgendwel-
chen Einfluss auf die Wissenschaft hat (dies ist selbst bei der Vergabe von
DFG-Mitteln der Fall), ist vorliegend das institutionelle Setting besonders
gelagert. Angesichts der institutionellen Verselbststindigung, der Ubertra-
gung der Forschungstitigkeit auf eine Einrichtung, deren Bestand ohne
fortgesetzte Forderung briichig wiirde, des sehr langen Forderzeitraums
und der Intransparenz der Kriterien, nach denen eine rechtlich nicht garan-
tierte Fortsetzung der Forderung einzelner Teilprojekte erfolgt, besteht
eine weitgehende Abhingigkeit der am IMB titigen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler von der Stiftung. Eine Versagung der (fortgesetzten)
Forderung hitte ggf. weitreichende Konsequenzen fiir die Wahl der For-
schungsthemen, Methoden und Erkenntnisziele. Gerade weil die am IMB
Forschenden keinen gesicherten Anspruch auf Forderung innerhalb des
weit gesteckten Forderrahmens haben, mussen sie ihre Forschungsrich-
tung an den Interessen der Stiftung ausrichten. Weitreichende Informa-
tions- und Akteneinsichtsrechte durch die Stiftung!> sowie die Sankti-
onsbewehrung der Pflichten des IMB (Aussetzung der Zuwendungen bei
Nichterfiillung)!>* verleihen der Stiftung eine starke Position gegentiber
der Universitdt und dem IMB.

(2) Kein Ausschluss durch Wissenschaftsforderung als Stiftungszweck
Die hierin liegende Grundrechtsgefihrdung wird im Fall des IMB nicht

dadurch ausgeschlossen, dass die finanzierende Stiftung mit der Bereit-
stellung der Finanzmittel nach ihrer Satzung nur gemeinnttzige Ziele der
Wissenschaftstorderung verfolgen darf. Selbst wenn die soziale Nihe zu
einem (jedenfalls potentiell interessierten) Pharmaunternehmen hier nicht
auf die Forderstrategien- und Forderinteressen der Stiftung durchschlagen
sollte, verfolgt jede Stiftung (auch die hier in Rede stehende) jedenfalls not-
wendigerweise eigene Zielvorstellungen, die nicht mit denen einer freien
Wissenschaft {ibereinstimmen (miissen). Die Wissenschaftsfreiheit nach
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG ist ein Grundrecht, das ein Forschen und Lehren
nach wissenschaftlichen Eigengesetzlichkeiten und frei von unmittelbaren
gesellschaftlichen Nutzeninteressen gewihrleistet.!> Jedwede Stiftung ver-
folgt hingegen konkrete gesellschaftliche Zwecke und spezifische Gemein-
wohlvorstellungen, was auch im Ausgangspunkt legitim sowie dem Stif-
tungsrecht geschuldet ist. Die Forderziele einer Stiftung werden — selbst

155 Nr. 5.1. Satz 4 KV 2012, Nr.5.2. KV 2012.
154 Nr.5.5. KV 2012.
155 BVerfGE 47,327 (370); 111, 333 (354); 127, 87 (115).
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wenn mittelbar ,,unternehmensnahe“ Forschungserwartungen keine Rolle
spielen sollten — nie nach wissenschaftlichen Eigengesetzlichkeiten defi-
niert. Zwecksetzend sind vielmehr ein dauerhaft perpetuierter und inso-
weit auch normativen Korrekturen grundsitzlich nicht zuginglicher!>
Stifterwille sowie ein im Rahmen der Satzung gebildeter Forderwille der
Stiftungsorgane. Im Grunde genommen verhilt sich eine fordernde Stif-
tung nicht anders als der fordernde Staat, der Forschung finanziert. Jeweils
schiitzt Art.5 Abs.3 Satz 1 GG vor der externen Einflussnahme auf die
Forschungsmethoden sowie -ergebnisse, und zwar unabhingig davon,
ob eine externe Steuerung vermeintlich ,guten oder ,,schlechten® Zielen
dient. Grundrechtsrelevante Autonomiegefihrdungen liegen daher auch
schon dann vor, wenn Externen wissenschaftsinadiquate Mitbestimmung
ermoglicht wird, selbst wenn diese — wie hier — lediglich das abstrakt bene-
volente Ziel verfolgt, Wissenschaft zu fordern. Dies gilt erst recht, wenn -
wie vorliegend — zusitzlich eine gewisse ideelle wie personelle Nihe einer
Stiftung zu einem Unternehmen hinzutritt, das gerade auf dem Feld der
geforderten Forschung (fiir sich gesehen selbstverstindlich legitime) Nut-
zeninteressen verfolgt. Wer — umgekehrt — eine freie und unabhingige Wis-
senschaft wirklich als solche férdern will, bedingt sich von vornherein
keine potentiellen Interventions- und Steuerungsmoglichkeiten aus, um
auf den Wissenschaftsprozess Einfluss auszuiiben.!”

(3) Zwischenergebnis

Hier soll selbstverstindlich nicht unterstellt werden, dass die Stiftung
ithre Einflussmoglichkeiten tatsichlich missbraucht, um die Forschungs-
tatigkeit des IMB forschungspolitisch (etwa im Interesse des der Stiftung
nahe stehenden Pharmaunternehmens) zu beeinflussen. Hierauf kommt
es verfassungsrechtlich auch nicht an. Schon die vertraglich nicht hin-
reichend rechtssicher ausgeschlossene Moglichkeit einer Einflussnahme
reicht nach allgemeinen Kriterien aus, einen mittelbaren Eingriff anzu-
nehmen. Wenn die Vertragsparteien eine — unterstellt: von keiner Seite
beabsichtigte — latente Wissenschaftssteuerung moglichst ausschlieflen
wollen, miissten sie durch materielle Standards und geeignete Verfah-
rensregelungen sicherstellen, dass tiber eine Fortsetzung der Forderung

156 Vel. stellvertretend nur BVerfGE 46, 73 (85); BVerwG, Beschl. v. 17.1.1985 -7 B
98/84, Buchholz 415.1 AllgKommR Nr. 50; Beschl. v. 29.8.2005 — 7 B 12/05, KirchE 47
(2005), 306 ff.

157 Ungeachtet aller Ambivalenz in diesem Sinne auch Stifterverband fiir die Deut-
sche Wissenschaft (Hrsg.), Code of Conduct: Empfehlungen fiir die Einrichtung von Stif-
tungsprofessuren durch private Forderer, 2011; ders. (Hrsg.), Empfehlung: Transparenz
bei der Zusammenarbeit von Hochschulen und Unternehmen, 2016, S. 3 ff.
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nur nach wissenschaftsaddquaten Kriterien entschieden wird. Unabhingig
von den konkreten Praktiken der Bewilligung der jahrlichen Fordermittel
tiber die Wirtschaftsplanung ist insoweit ein Grundrechtseingriff in die
Wissenschaftsfreiheit der betroffenen Forscherinnen und Forscher!®® zu

bejahen.

bb) Eingriff durch Zustimmung zu den Beschéftigungsbedingungen
des wissenschaftlichen Direktoriums

In Bezug auf das wissenschaftliche Direktorium — also die Mitglieder der
Institutsleitung des IMB, die zugleich auf eine Professur an der Univer-
sitit berufen werden!®® — unterliegen Berufungs- und Bleibevereinbarun-
gen sowie deren Verlingerung ausdriicklich der Zustimmung durch die
Stiftung.!®® Dies ist ein weitreichendes Instrument der Wissenschafts-
steuerung, weil hier — namentlich tber Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen (s. §37 Abs.1 Satz 1 Nr.1 LBesG RhPf'®!] dessen Grundsitze
fur die privatrechtlichen Arbeitsvertrige entsprechend gelten) — auf die
wissenschaftliche Ausrichtung der Forschung Einfluss genommen wer-
den kann. Zudem sind Bleibeverhandlungen bzw. die Verlingerung von
Berufungsvereinbarungen ein geeigneter Hebel, riickblickend den Wert
der erbrachten Forschungsleistungen zu bewerten. Stelleninhaberinnen
und -inhaber werden daher bemiiht sein, den Erwartungen der Stiftung
gerecht zu werden. Dies ist zwar im Rahmen von Berufungs- und Blei-
bevereinbarungen generell der Fall; auch eine Universitit muss hier die
bisherigen wissenschaftlichen Leistungen evaluieren (vgl. in Bezug auf
Besoldungszulagen §38 Abs.1 Satz 1 LBesG RhPf) und das Gewin-
nungs- bzw. Rufabwehrinteresse bewerten. Hierbei sind dann allerdings
wissenschaftsadiquate Kriterien anzuwenden. Die — nicht niher rechtlich
konditionierte — Zustimmung durch die Stiftung vermittelt hier hingegen
einem Dritten die Moglichkeit, eigene politische Priferenzen einflieflen
zu lassen, die nicht zwingend nach wissenschaftlichen Kriterien gebil-
det werden miissen. Auch wenn die Stiftung nicht aktiv gestalten kann,
hat sie doch eine Vetoposition, die auch die Universitat nicht tibergehen
bzw. iiberstimmen kann. Mangels entsprechender Regelung vermittelt die
Kooperationsvereinbarung betroffenen Stelleninhabern und Stelleninha-
berinnen keinen Anspruch auf Zustimmung bzw. Entscheidung hiertiber

158 Dazu unten Teil 1 A. II. 2.

159 Nr.1.2.2. KV 2012.

160 Nr. 1.2.2. Abs. 3 KV 2012.

161 Landesbesoldungsgesetz v. 18.6.2013 (GVBI. RhPf S. 157), zuletzt gedndert durch
Art.2 des G. v. 7.2.2018 (GVBI. RhPf S.9).
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nach ,ermessensfehlerfreien” (sprich: wissenschaftsadiquaten) Erwigun-
gen. Die Zustimmung bleibt Privatautonomie der Stiftung. Dass diese nach
ithrer Satzung nur Wissenschaft fordert, andert an der daraus folgenden
Bewertung nichts; denn auch insoweit wird aus den dargelegten Griinden
(hier nun personale) externe Steuerung ausgetibt, die nicht zwingend wis-
senschaftlichen Kategorien folgt.!> Angesichts der hiervon ausgehenden
mittelbaren Steuerungswirkung, die den Forschenden Riicksichtnahmen
auf die Erwartungen der Stiftung abverlangt, ist auch insoweit ein Eingriff
in Art.5 Abs.3 Satz 1 GG zu bejahen.

cc) Eingriff durch Zustimmung zu Offentlichkeitsarbeit
und Veriffentlichungen

Problematisch ist zudem die Abstimmungspflicht bei offentlichen
Bekanntmachungen: ,Presseerklarungen, Veroffentlichungen oder Mittei-
lungen, die der Offentlichkeit zuginglich gemacht werden sollen, bediirfen
der vorherigen Abstimmung zwischen den Parteien und vor Veroffentli-
chung der entsprechenden Zustimmung®.'®’ Jedenfalls ein Zustimmungs-
vorbehalt zur Veroffentlichung von wissenschaftlichen Forschungsergeb-
nissen wire ein extrem weitreichender Eingriff in die Forschungsfreiheit
nach Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG. Ein solcher Vorbehalt institutionalisiert fak-
tisch eine Vorzensur fiir wissenschaftliche Erkenntnisse. Nun mag man
argumentieren, dass der Begriff der , Veroffentlichungen® in dem Vertrag
lediglich ungliicklich gewihlt wurde und sich gar nicht auf wissenschaft-
liche Fachveroffentlichungen beziehen soll, sondern lediglich auf Formen
der Offentlichkeitsarbeit. Der Wortlaut spricht eher gegen die Auslegung,
die systematische Stellung konnte dafiir sprechen; letztlich bleibt undeut-
lich, wie weit der Zustimmungsvorbehalt reicht. Zumindest fithrt dies zu
Unsicherheiten der Abgrenzung, weshalb etwa in Grenzfillen wie der
offentlichkeitstauglichen Bekanntmachung von Forschungsergebnissen,
wissenschaftlichen Durchbriichen oder Forschungsthemen, die als Wis-
senschaftskommunikation am Schutz des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG teil-
haben,!®* zumindest eine Abstimmung mit der Stiftung notwendig wird.

162 Vgl. insoweit durchaus vergleichbar die Entscheidung des BVerfG zur befriste-
ten Ubertragung von Amtern mit leitender Funktion im Beamtenverhiltnis auf Zeit,
BVerfGE 121, 205 (225ff.). Das Gericht begriindet eine Verletzung des Art.33 Abs.5
GG hier damit, dass Beamtinnen und Beamten im Leitungsamt keine dauerhaft gesi-
cherte Rechtsstellung hitten, die erneute Ernennung nach Ablauf der Frist aber nicht
allein von der amtsbezogenen Leistung abhinge, sondern politischen Erwigungen zu-
ganglich sei.

163 Nr.7.2. KV 2012.

16+ Oben Teil 1, A. I. 1. 3. a).
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Schon diese Unklarheit iiber den Umfang der Abstimmungs- und Zustim-
mungspflicht begriindet einen Grundrechtseingriff. Im Ubrigen erfasst die
Abstimmungsklausel jedenfalls den periodisch zu veroffentlichenden For-
schungsbericht!'®, der aber als Bestandteil der Wissenschaftskooperation
ohne weiteres von Art.5 Abs.3 Satz 1 GG geschiitzt ist.!® Insgesamt ist
daher ein Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit zu bejahen, soweit die for-
schungsbezogene Kommunikation des IMB der Abstimmung mit sowie
der Zustimmung durch die Stiftung unterworfen wird bzw. aufgrund der
Unbestimmtheit des Vertrages unklar bleibt, wie weit der Einfluss der Stif-
tung auf die Kommunikation reicht.

2. Ausschluss des Eingriffs durch vertragliche Zustimmung?

Ein Eingriff konnte allenfalls dann zu verneinen sein, wenn die Betroffe-
nen durch Zustimmung zu den Kooperationsbedingungen freiwillig auf
den Schutz der Wissenschaftsfreiheit verzichtet hitten und insoweit auch
dispositionsbefugt wiren. Ein freiwillig erteiltes Einverstandnis schliefit
namlich grundsitzlich einen Eingriff in das jeweilige Grundrecht aus, tiber
das der oder die Betroffene disponiert.'®” Freiwilligkeit ist in diesem Rah-
men freilich nicht rein formal zu bestimmen; vielmehr kommt es auf die
Kontexte an. Keine wirksame Einwilligung ist zudem gegeben, sofern bei
verweigerter Zustimmung gewichtige Nachteile entstehen.!®® Wer auf die
Austibung eines Grundrechts verzichtet, um Vorteile zu erlangen, han-
delt nur dann freiwillig, wenn er sich nicht in einer faktischen Zwangs-
lage befindet, ohne die in Aussicht gestellte Gegenleistung substanzielle
Freiheitsentfaltungschancen einzubiiflen. Ungeachtet dessen bedarf es in
jedem Fall einer sorgfiltigen Analyse, wie weit eine Einwilligung konkret
reicht.!®? Voraussetzung eines wirksamen ,,Verzichts“ ist, dass die Trigerin
oder der Triger des Grundrechts insoweit tiberhaupt dispositionsbefugt

165 Nr. 6.1. KV 2012.

166 Oben Teil 1, A. 1. 3. a).

167 BVerwGE 119, 123 (127); OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2010 —
19 A 1211/09, Rn.52 (juris); Classen, Staatsrecht II, 2018, §5 Rn.31f.; Hillgruber,
in: Epping/ders. (Hrsg.), GG, 2. Aufl. (2013), Art. 1 Rn.74f.; Jarass, in: ders./Pieroth
(Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Vorb. vor Art.1 Rn.35; Sachs, in: ders. (Hrsg.), GG,
8. Aufl. (2018), Vor Art.1 Rn.55f; Seifert, Jura 2007, 99 (101f.); Stern, Das Staats-
recht der Bundesrepublik Deutschland, Bd.III/2, 1994, S.913f,; eingehend Bethge,
in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.IX, 3. Aufl. (2011), §203 Rn. 99, 104, 119{f.
(,,Grundrechtsaustibungsverzicht“).

168 BVerwGE 119, 123 (127); Jarass, in: ders./Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018),
Vorb. vor Art. 1 Rn. 36. Vgl. auch Dreier, in: ders. (Hrsg.), GG, Bd.1, 3. Aufl. (2013), Vor
Art. 1 Rn. 131; Pietzcker, Der Staat 17 (1978), 527 (550): Zwangslage.

169 Vgl. BVerwGE 59, 231 (2351.).
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ist.”7% In der Regel schiitzt ein Grundrecht, das der persénlichen Entfal-
tungsfreiheit dient, auch die Dispositionsbefugnis der Grundrechtstra-
ger mit.!”! Grenzen der individuellen Dispositionsbefugnis kénnen sich
insbesondere aus Interessen der Allgemeinheit ergeben, wenn mit der
individuellen Freiheitsentfaltung zugleich normativ gesicherte Gemein-
wohlerwartungen einhergehen, die durch eine beliebige Disposition beein-
trachtigt werden. Grenzen der Autonomie sind ggf. durch eine Abwigung
von Verzichtsinteressen einerseits und gegenldufigen Interessen der All-
gemeinheit andererseits zu bestimmen.!”? Insoweit muss man zwischen
weisungsabhingig Beschiftigten, die von einer Kooperation ohne eigene
Mitwirkungschancen passiv betroffen sind (a)), und den aktiv entschei-
dungsbefugten Akteuren differenzieren, die dem Kooperationsvertrag frei-
willig zugestimmt haben (b)). Im Anschluss sollen konkret die Modalititen
des IMB untersucht werden (c)).

a) Ungeschmilerter Schutz passiv Betroffener

Das Argument, das wissenschaftliche Leitungspersonal habe durch eine
vertragliche Unterwerfung unter den Sondereinfluss der Stiftung freiwil-
lig auf seine Forschungsfreiheit verzichtet, entbehrt von vornherein jeder
Uberzeugungskraft, solange es um die Wissenschaftsfreiheit sonstiger
Betroffener geht, die als Beschiftigte einer Forschungseinrichtung (hier:
des IMB) in eine Kooperation einbezogen werden, auf deren Mitgestal-
tung sie keinen Einfluss hatten. Ein Freiheitsgrundrecht vermittelt seinen
Tragerinnen und Tragern nicht die Verfligungsmacht iiber Freiheitsrechte
Dritter. Man mag daher zwar argumentieren, dass das Leitungspersonal —
sprich: die berufenen Professorinnen und Professoren — im Rahmen threr
Berufungsvereinbarungen bzw. ihrer Arbeitsvertrige den Konditionen
zugestimmt hitten, die in einer Kooperationsvereinbarung enthalten sind,
sofern diese thnen bekannt war. Dies erfolgt sicherlich auch freiwillig, weil
der jeweiligen Ubereinkunft gerade zugestimmt wird, um entsprechende
Vorteile einer qualifizierten Forderung zu erlangen.

Gerade der Fall des IMB an der Universitit Mainz verdeutlich dies:
Hier werden exzeptionell hohe Finanzmittel bereitgestellt, um Spitzen-

70 OVG Nordrbhein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2010 — 19 A 1211/09, Rn. 52 (juris);
Bethge, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.IX, 3. Aufl. (2011), §203 Rn.109{f;
Seifert, Jura 2007, 99 (103); Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland,
Bd.111/2, 1994, S.913.

7 Kingreen/Poscher, Grundrechte, 34. Aufl. (2018), Rn. 199; Stern, Das Staatsrecht
der Bundesrepublik Deutschland, Bd. IT1/2, 1994, S. 908 {f.

172 Eingehend Ahammer, Der Grundrechtsverzicht als dogmatische Kategorie, 2017.
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forschung anzuregen; wer sich hierauf einlisst, handelt nicht unter dem
Druck, anderenfalls tberhaupt nicht angemessen forschen zu konnen,
sondern versucht, seine praktischen Moglichkeiten zu optimieren. Unge-
achtet der noch zu diskutierenden Frage der Dispositionsbefugnis kann ein
Mitglied des wissenschaftlichen Direktoriums aber nicht tiber die Wissen-
schaftsfreiheit der nachgeordneten (im Fall durch das IMB als Arbeitgeber
beschiftigten!”®) Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler disponieren,
die ihr oder ihm weisungsabhingig unterstellt werden. Ein eingriffsaus-
schlieflender Verzicht kime daher allenfalls dann in Betracht, wenn die
Beschiftigten selbst in die Kooperationsgrundlagen eingewilligt hitten.
Die Frage, inwiefern Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in ihrem
Abhingigkeitsverhiltnis auf Grundrechte wirksam verzichten konnen,
bedarf einer differenzierten Betrachtung.!”* Zunichst ist — in Bezug auf
wissenschaftliche Beschiftigte — anzuerkennen, dass sich deren Wissen-
schaftsfreiheit nur im Rahmen der Direktionsbefugnis des Arbeitgebers
(oder bei beamtetem Personal, das freilich das IMB nicht haben soll:'”> des
Dienstherrn) entfalten kann.!'”®

aa) Schutzverpflichtung der Hochschule

Allerdings steht es den wissenschaftlichen Vorgesetzten nicht frei, tiber
Weisungen die wissenschaftlichen Entfaltungsriume beliebig einzuschrin-
ken, um sich selbst ,Beinfreiheit” in Relation zum Fordergeber zu ver-
schaffen. Schon im Bereich aufleruniversitirer Forschung ist iiberwiegend
anerkannt, dass die mittelbare Drittwirkung der Wissenschaftsfreiheit nach
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG private Forschungseinrichtungen zur Belassung
von gewissen Freiheitsriumen verpflichten kann,'”” die freilich immer gra-
duell durch legitime wirtschaftliche Interessen des Arbeitgebers und dessen
Direktionsrecht einschrinkbar sein werden!”®. Im Fall des IMB ist wissen-
schaftliche Entfaltungsfreiheit hingegen schon unmittelbar grundrechtlich

173 Nr.1.4. KV 2012.

1748, eingehend Adam, ArbuR 2005, 129ff.

175§, Nr. 1.4. Abs. 1 KV 2012.

176 Classen, Wissenschaftsfreiheit auferhalb der Hochschule, 1994, S. 150ff.

177 Schulze-Fielitz, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), Handbuch des Verfassungs-
rechts, 2. Aufl. (1995), §27 Rn. 23; Schmidt-Afimann, FS Werner Thieme, 1993, S. 697
(7081.); Starck/Paulus, in: Huber/Voflkuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1, 7. Aufl. (2018), Art.5
Rn.497. Ablehnend mit dem Argument, dass niemand einen Anspruch habe, als For-
schender mit entsprechender Unabhingigkeit angestellt zu werden, Classen, Wissen-
schaftsfreiheit auflerhalb der Hochschule, 1994, S. 1501f.

178 S, Classen, Wissenschaftsfreiheit aulerhalb der Hochschule, 1994, S. 179; Kamp,
Forschungsfreiheit und Kommerz, 2004, S.79f.; Meusel, Aufleruniversitire Forschung
im Wissenschaftsrecht, 2. Aufl. (1999), Rn. 572c.
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garantiert, weil die Institutsleitung an einer dem Staat qua gesellschafts-
rechtlicher Beherrschung zurechenbaren Einrichtung im Verhiltnis zu den
Beschiftigten nach Art.1 Abs.3 GG grundrechtsgebundene 6ffentliche
Gewalt austibt. Personalstellen diirfen der von einer wissenschaftlichen
Hochschule getragenen Einrichtung nur zur Erfiillung der 6ffentlichen
Hochschulaufgaben zugewiesen werden. Dies sind zuvorderst Forschung
und Lehre (§2 Abs. 1 Satz 1 HSchG RhPf). Soweit Personal zum Zwe-
cke der wissenschaftlichen Qualifikation zugewiesen wird (Promotion,
Habilitation bzw. sonstige Postdoc-Qualifizierung), muss auch Freiraum
zu qualifizierender wissenschaftlicher Tatigkeit eingeraumt werden (s. § 34
Abs. 4 HSchG RhPf); eine Personalzuweisung von funktionsbezogen wis-
senschaftlichen Stellen ohne Spielriume zur eigenen wissenschaftlichen
Entfaltung wiirde der qua Art.5 Abs.3 Satz 1 GG bestehenden (durch
§34 Abs.3 HSchG RhPf einfachgesetzlich verstirkten) Verantwortung
der Hochschule nicht gerecht, allen wissenschaftlichen Personalkatego-
rien arbeitsteilig nach Mafigabe ihrer Qualifikation oder Qualifizierungs-
phase angemessene wissenschaftliche Betitigung zu ermoglichen. Auch
wenn — wie im Fall des IMB - eine der Hochschule angegliederte For-
schungseinrichtung Personal selbst anstellt,!”” bleiben die Bindungen an
das Hochschulrecht durch die Universitit erhalten, und zwar selbst fiir
den Fall, dass sie Aufgaben auf einen privatrechtlichen Trabanten auslagert
(»keine Flucht ins Privatrecht).!8 Jedenfalls solange das IMB dazu dient,
wissenschaftlichen Nachwuchs fiir die Universitit zu qualifizieren, gilt fiir
dieses Personal nichts anderes als wie fiir wissenschaftliche Beschaftigte
der Universitat.

bb) Kein wirksamer Verzicht mangels Frerwilligkeit

Wenn es um die Zurverfiigungstellung von Infrastrukturen geht, die fur
einen zentralen Bereich grundrechtlicher Freiheit praktisch unverzichtbar
sind, erfolgt ein Verzicht nicht freiwillig.!¥! Im Falle funktionsbezogener
Forschungsstellen wire ein Verzicht, die eigene Wissenschaftsfreiheit
aus Riicksichtnahme auf die Kooperation mit einem externen Forderge-
ber auszuiiben, gemessen hieran schon deshalb nicht freiwillig, weil eine
Qualifikationsstelle ohne wissenschaftsadiquaten Zugang zur Forschungs-
infrastruktur des betreffenden Instituts wertlos bliebe, was faktisch das
wissenschaftliche Karriereende bedeuten wiirden. Mit dem schlichten
Abschluss eines Arbeitsvertrags, der unter diesen Umstinden Vorausset-

179 Nr. 1.4. KV 2012.
180 Oben Teil 1, A. L. 2.
81 BVerwGE 119, 123 (127).
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zung der Promotionsmoglichkeit an der (grundrechtsgebundenen) Hoch-
schule ist, wird folglich nicht wirksam in alle Nachteile eingewilligt, die
sich aus der Kooperationsvereinbarung im Verhiltnis von Hochschule/
Forschungseinrichtung und Fordergeber ergeben. Dies gilt erst recht dann,
wenn die Details der Kooperationsvereinbarung den vertraglich Beschif-
tigten vorab gar nicht zuginglich gemacht wurden.

Insgesamt ldsst sich festhalten, dass die Wissenschaftsfreiheit des
beschiftigten Personals ungeschmilert und unabhingig davon erhalten
bleibt, ob die Universitit im Rahmen der Kooperationsvereinbarung bzw.
die wissenschaftliche Leitung im Rahmen ihrer Beschiftigungsbedingun-
gen wirksam auf die Austibung der Wissenschaftsfreiheit verzichtet hat.

b) Grundrechtsverzicht durch Bleibe- oder Berufungsvereimnbarung?

Schwieriger zu beurteilen ist, ob ein wirksamer ,Grundrechtsverzicht“
auch insoweit moglich ist, als die wissenschaftlichen Leiter einer For-
schungseinrichtung — wie tiblich und auch hier in Bezug auf das IMB der
Fall — im Rahmen von Berufungs- oder Bleibeverhandlungen (bzw. in
einem akzessorisch hierzu abgeschlossenen Arbeitsvertrag) die Koope-
rationsgrundlagen nebst der Einflussmoglichkeiten des Fordergebers
akzeptieren. Zunichst ist es einzelnen Forscherinnen und Forschern mog-
lich, auf die Austibung ihrer Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs. 3 Satz 1
GG) zu verzichten, weil das Freiheitsgrundrecht einen Freiraum person-
licher Entfaltung in Forschung und Lehre sichert, der nicht ausgefillt
werden muss.

aa) Grenzen qua objektiver Grundrechtsfunktion?

Die Dispositionsbefugnis konnte aber dort enden, wo der Grundrechts-
verzicht mit der objektiven Schutzdimension eines Grundrechts kolli-
diert. Bisweilen wird vertreten, dass die in einem Grundrecht liegende
objektive Wertentscheidung die duflere Grenze der Disposition bildet.!2
Richtigerweise lassen sich objektive Grundrechtsgehalte — nach allge-
meinen Grundsitzen!® — indes nicht unmittelbar gegen die vorrangige
individual-grundrechtliche Abwehrdimension ausspielen und sind damit
auch nicht geeignet, die Dispositionsbefugnis einzuschrinken.!$* Aus Frei-

82 Jarass, in: ders./Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Vorb. vor Art. 1 Rn. 35.

183 BVerfGE 50, 290 (337); Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrecht-
liche Systembildung, 2009, S. 3201f.; Klein, DVBI 1994, 489 (494); Schmidt-AfSmann, in:
FS Werner Thieme, 1993, S. 697 (7041.).

184 Bethge, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. IX, 3. Aufl. (2011), § 203 Rn. 112.



52 Teil 1: Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen

heitsgrundrechten abgeleitete objektiv-rechtliche Prinzipien sind primir
darauf gerichtet, die Wirksambkeit des individuellen Grundrechtsschutzes
zu verstirken.'®® Freiheit der Wissenschaft bedeutet eben nicht individu-
elle Rechtspflicht, sich hintergriindigen Freiheitserwartungen als ,,wirdig®
zu erweisen, sprich: eine bestimmte wissenschaftsethische Grundhaltung
als holistischen Lebensentwurf einzunehmen. Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG ist
keine Grundpflicht, im Rahmen der gegebenen sozialen Moglichkeiten
wissenschaftlichen Erkenntnisfortschritt redlich zu férdern. Die objek-
tive Wertentscheidung, die Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG inhirent ist,!3 ist viel-
mehr Auftrag an den Staat, durch Gesetzgebung und Verwaltung Rah-
menbedingungen zu schaffen, in denen eine freie Forschung und Lehre
nicht gefahrdet wird, und hierbei ggf. Rechtfertigungstitel fiir zu diesem
Zweck vorgenommene Eingriffe in andere Grundrechte. Dies kann ggf.
auch Mafinahmen einschlieflen, die sich gegen Strukturen richten, die
die offentlichen Erwartungen untergraben, die einer freien Wissenschaft
legitimerweise entgegengebracht werden. Diese — unten zu diskutieren-
den' — Grundrechtsfunktionen schrinken aber nicht unmittelbar die
Dispositionsbefugnis der Grundrechtstriger ein. Eine insoweit im Zent-
rum stehende objektive (soziale) ,Freiheitlichkeit eines Systems“!® ist also
keine valide Grenze der in jedem Grundrecht liegenden Privatautonomie,
sondern moglicher Titel zur Eingriffsrechtfertigung.

bb) Freie Forschung und Lebre als nicht disponible Dienstpflicht

Allerdings ist freie Forschung und Lehre auch Dienstaufgabe der Pro-
fessorinnen und Professoren (§48 Abs. 1 Satz 1 HSchG RhPf), zu deren
Erfillung sie verpflichtet sind. In den hergebrachten Grundsitzen des
Berufsbeamtentums (Art. 33 Abs. 5 GG), die auch fiir verbeamtete Hoch-
schullehrende gelten'®” und die entsprechende Grundrechtseingriffe recht-
fertigen konnen!®®, wurzelt das Gebot, das Amt unter dauerndem und
vollstindigem Einsatz der gesamten Personlichkeit im Interesse der Allge-

185 BVerfGE 50, 290 (337); Rupp, NJW 1972, 16 (17); Unrub, Der Verfassungsbe-
griff des Grundgesetzes, 2002, S.547; Zacher, Hochschulrecht und Verfassung, 1973,
S.43.

186 Dazu Teil 1 B. I. und III.

187 Teil 1 B.

188 Volkmann, in: Merten/Papier (Hrsg.), HGR 11, 2006, § 32 Rn. 33.

89 BVerfG (Dreierausschuss), Beschl. v. 31.7.1981 - 2 BvR 321/81, NJW 1981, 26831;
BVerwGE 52, 313 (331); 61, 200 (206); 81, 212 (216); Bethge, in: Sachs (Hrsg.), GG,
8. Aufl. (2018), Art. 5 Rn. 225; Girditz, WissR 51 (2018), 5 (35); Starck/Paulus, in: Huber/
Vofkuhle (Hrsg.), GG, Bd.1, 7. Aufl. (2018), Art.5 Rn.550; Wendt, in: von Miinch/
Kunig (Hrsg.), GG, Bd. 1, 6. Aufl. (2012), Art. 5 Rn. 105.

199 Allgemein Battis, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art. 33 Rn. 65.
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meinheit auszuiiben (§34 Satz 1 BeamtStG).!! Lediglich soweit spezifisch
wissenschaftliche Inhaltsfragen der Tatigkeit von Hochschullehrenden
betroffen sind, geht der speziellere Art.5 Abs.3 Satz 1 GG dem allge-
meinen Art.33 Abs.5 GG als Priifungsmafistab vor'®? bzw. modifiziert
die Anforderungen systemimmanent'?. Von der Verpflichtung, iberhaupt
Aufgaben in Forschung und Lehre im Sinne des Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG zu
erfillen, entbindet dies jedoch nicht, sodass Dienstpflichten, die sich hier
ausnahmsweise nicht auf eine entpersonlichte Amtlichkeit!™, sondern auf
individuelle Grundrechtsausiibung beziehen,'” die Dispositionsbefugnis
begrenzen und einen wirksamen Grundrechtsverzicht ausschliefen. Es
ist den einzelnen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern insoweit
aus ihrem Dienstverhaltnis kraft verfassungsunmittelbarer Beschrankung
threr Dispositionsbefugnis durch Art.33 Abs.5 GG untersagt, auf ihre
Wissenschaftsfreiheit im dienstlichen Verantwortungsbereich zugunsten
von wissenschaftsinadiquaten Praktiken der Forschung zu verzichten.
Zwar bleibt es auch Professorinnen und Professoren unbenommen, als
Konsequenz ihrer durch Art.5 Abs.3 Satz 1 GG geschiitzten negativen
Entscheidungsfreiheit auf geschutzte wissenschaftliche Tatigkeit zu ver-
zichten. Jedenfalls innerdienstlich steht dem aber die durch Art.33 Abs.5
GG ebenfalls verfassungsrechtlich verankerte Verpflichtung zur loyalen
Diensterfiillung entgegen, die gerade verlangt, die staatlicherseits angebo-
tene und zur (atypischen) Bedingung der Dienstaustibung gemachte Frei-
heit im Interesse einer unabhingigen und dem Gemeinwohl dienenden
Forschung auch im Rahmen dienstlicher Forschung ,,zu leben®. Eine Pro-
fessorin oder ein Professor wiirde daher Dienstpflichten verletzen, wenn
sie oder er im Dienst amtlich tbertragene Aufgaben in Forschung und
Lehre in Abhingigkeit von Dritten interessengeleitet unter Verletzung der
wissenschaftlichen Mindestdistanz wahrnimmt.

Zwar schiitzt Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG gegentiber einer dufleren Deter-
mination der Methoden und Inhalte. Zugleich besteht aber die Pflicht,
Forschung und Lehre in Unabhingigkeit und Selbststindigkeit nach Maf3-
gabe wissenschaftlicher Standards zu betreiben. Manche Hochschulgesetze
enthalten klarstellend eine ausdriickliche Pflicht zur Redlichkeit (z. B. § 3

Y1 BVerfGE 71, 39 (61); BVerfG-K, Beschl. v. 1.9.2008 — 2 BvR 1872/07, BVerfGK
14, 169 (173); Battis, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Art.33 Rn. 71.

192 BVerfGE 122, 89 (106).

199 BVerfGE 130, 263 (299).

%4 Hierzu Anderheiden, Gemeinwohl in Republik und Union, 2006, S. 494 f.; Gar-
ditz, JoR 64 (2016), 1 (3f.); GrofS, Das Kollegialprinzip in der Verwaltungsorganisation,
1999, S.2531.; Isensee, Salus publica — suprema lex?, 2006, S. 15.

195 Gérditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S. 445, 467.
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Abs.5 Satz 1 HSchG BaWii; Art. 6 Abs. 1 Satz 3 BayHSchG).!% Dienst-
pflichten werden also nicht nur verletzt, wenn sich Lehrpersonal wissen-
schaftliches Fehlverhalten im Dienst zuschulden kommen lisst (z. B. durch
Datenfilschung im universitiren Forschungslabor, Plagiat, unzureichende
Anleitung von Promovierenden oder den Missbrauch zugewiesenen wis-
senschaftlichen Personals, sich Texte schreiben zulassen, die unter Verlet-
zung der wissenschaftlichen Urheberschaft unter dem Namen des Lehr-
stuhlinhabers erscheinen). Vielmehr verletzt es auch dann durch Art.33
Abs.5 GG sanktionierte Dienstpflichten, wenn Forschung und Lehre
im Dienst nicht frei ausgeiibt werden, weil sich die oder der Forschende
freiwillig in Unfreiheit begibt. Dies wire etwa der Fall, wenn im Dienst
ergebnisorientierte Auftragsforschung betrieben wiirde, sich jemand Wei-
sungen des Fordergebers beugt, ein Aufsatz als wissenschaftlicher Beitrag
publiziert wird, fiir dessen interessengeleitete Inhalte bezahlt wurde, ohne
dies offenzulegen,'”” oder in der Lehre zum Zwecke der Imagepflege bzw.
der sanften Manipulation der 6ffentlichen Meinung Inhalte vermittelt
wiirden, die ein externes Unternehmen formuliert. Insoweit muss auch
im Rahmen von Industriekooperationen geforderte Forschung weiterhin
freie — sprich: unabhingige, distanzierte, ,skeptische” und wissenschaft-
licher Erkenntnis verpflichtete — Forschung sein. Dies bedeutet zugleich,
dass in diesem Rahmen auch das Argument des Grundrechtsverzichts kei-
nen Eingriff auszuschlieflen vermag. Die Unterwerfung unter eine wissen-
schaftsinkompatible externe Steuerung verletzt also die Wissenschaftsfrei-
heit auch im Falle der Freiwilligkeit, weil Betroffene dienstlich zu freier
Forschung und Lehre verpflichtet sind und sie sich insoweit fir die Beur-

196 Zur Regelungsstruktur Lower, in: Dreier/Ohly (Hrsg.), Plagiate, 2013, S. 51 (55).

197" So der bekannt gewordene Fall eines Professors fiir Steuerrecht der Universi-
tit Miinster, der im Vorfeld des sog. Cum-/Ex-Skandals gegen extreme Honorare in
sechsstelliger Hohe zielgerichtet in Aufsitzen die Legalitit eines bestimmten Geschafts-
modells vertreten hat, das heute tiberwiegend als Steuerhinterziehung bewertet wird.
Das Problematische ist nicht, dass hier ein méoglicherweise schlecht vertretbarer Rechts-
standpunkt eingenommen wird, sondern dass offenbar ein Honorar dafiir angenom-
men wurde, bestimmte Thesen in der Offentlichkeit unter dem Deckmantel der Wis-
senschaft zu verbreiten. Dem liefie sich einfach dadurch entgehen, dass man honorierten
Auftrag und Auftraggeber offen legt und damit den Eindruck vermeidet, hier ginge es
um unabhingige Wissenschaft und das distanzierte Testat eines Hochschullehrers. S.
BT-Drs. 18/12700, S. 409 f.; Votsmeier/ [wersen, Handelsblatt Nr. 147 v. 2.8.2017, S. 30f.
Ein anderer von einem zur Aufklirung des Cum/Ex-Skandals eingesetzten Untersu-
chungsausschuss des Deutschen Bundestags geladener Zeuge lief§ sich — konfrontiert mit
der Frage, ,,0ob er denn generell Gefahren darin sche, als Universititsprofessor Auftrags-
gutachten anzunehmen, um dem Gutachten durch die Stellung als Universititsprofessor
moglicherweise eine Ergebnisgeleitetheit zu nehmen® — immerhin wie folgt ein: ,Wir
diirfen jetzt nicht auf einmal Gutachten schreiben und sie nachher nicht als solche in
Aufsitzen kenntlich machen“ (BT-Drs. 18/12700, S. 189).
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teilung der Verfassungskonformitit einer Kooperationsbeziehung an die-
ser Pflicht festhalten lassen miissen. Auch soweit daher wissenschaftliches
Leitungspersonal in der Berufungs-/Bleibevereinbarung oder im Arbeits-
vertrag wissenschaftsinadiquaten Einflussmoglichkeiten des Fordergebers
zustimmt, wird nicht (wirksam) auf die Wissenschaftsfreiheit verzichtet.
Dabher bleibt reziprok auch die Hochschule beim Abschluss des Koope-
rationsvertrages sowie bei dessen Umsetzung an die Wissenschaftsfreiheit

nach Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG gebunden.

cc) Disposition im Rahmen auflerdienstlicher Titigkeit

Die Dienstpflichten zu freier Forschung und Lehre greifen allerdings
dann nicht ein, wenn eine Tatigkeit anflerbalb des Dienstes in Neben-
tatigkeit vorgenommen wird. Auch Beamtinnen und Beamte haben ein
Recht, aufferhalb ihrer Dienstzeiten zur Verfligung stehende Arbeitskraft
in Nebentitigkeit zu verwerten (Art. 2 Abs. 1 GG bzw. ggf. Spezialgrund-
rechte).!” Untersagt werden kann eine Nebentitigkeit unter Bezug auf
auf Art.33 Abs.5 GG nur, wenn dienstliche Interessen gefihrdet wer-
den. Insoweit konnen auch Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer
Nebentitigkeiten nachgehen, die als solche nicht in den Schutzbereich der
Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) fallen. Beispielsweise kann
ein Medizinprofessor als praktizierender Arzt, eine Rechtsprofessorin
als Prozessvertreterin oder Richterin im Nebenamt oder eine Zoologie-
Professorin als Autorin von kommerziellen Kriminalromanen titig sein.
Entsprechendes gilt grundsitzlich auch im Falle einer Beurlaubung. In
diesem Rahmen ist es auch moglich, dass Hochschullehrende aus Medizin,
Natur- oder Ingenieurswissenschaften in Nebentitigkeit bei einem Indust-
rieunternehmen nicht im Rahmen freier Wissenschaft, sondern im Rahmen
weisungsabhingiger bzw. durch unternehmerische Ziele determinierter
Industrieforschung titig werden, die 6konomischen Verwertungsratio-
nalititen und keinen wissenschaftlichen Wahrheitsanspriichen folgt. Nie-
mand muss auch in seiner Freizeit stets wissenschaftlichem Ethos folgen.
In diesem Rahmen mussen Betroffene dann auch nicht die allgemeinen
Anforderungen an Transparenz und Publizitit von Wissenschaft!*” wah-
ren. Betroffene diirfen dann freilich auch nicht die Autoritit ihres Amtes
in Anspruch nehmen, um die Forschungsergebnisse zu unterstiitzen, und
diirfen weder im Dienst noch amtlich besoldet titig werden. Unter diesen
Voraussetzungen wire folglich auch ein Eingriff in die Wissenschaftsfrei-

198 BVerfGE 33, 44 (48); 55, 207 (238); BVerwGE 25, 210 (219£.); 29, 304 (307); 241
(248); 35, 201 (205); 40, 11 (15); 41, 316 (322); 50, 254 (256); Kahl, ZBR 2001, 225 f.
199 Dazu Teil 1, A. 1. 3. b) cc).
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heit zu verneinen. Dies ist aber kein praktisches Problem universitirer
Kooperationen, weder allgemein noch im Fall der Universitit Mainz.

dd) Auflerdienstliches Fehlverbhalten durch Missbrauch der Wissenschaft

Grenzen der Dispositionsbefugnis bei der Ubernahme nicht wissenschaft-
licher Titigkeit auferhalb des Dienstes ergeben sich tiberdies dort, wo
es zu Ansehensschidigungen des Dienstherrn kommt. Das Gebot, das
gesamte — auch auflerdienstliche — Verhalten so auszurichten, dass das
Ansehen des offentlichen Dienstes nicht beeintrachtigt wird, ist ebenfalls
Bestandteil des Art.33 Abs.5 GG.2® Die Schwelle zur Dienstpflicht-
verletzung ist jedoch nicht tUberschritten, wenn fachliche Fihigkeiten
nichtwissenschaftlich eingesetzt werden, jedenfalls soweit zu erkennen
ist, dass nicht als unabhingige Wissenschaftlerin oder unabhingiger Wis-
senschaftler gehandelt wird. Vielmehr miisste Wissenschaft missbraucht
bzw. der Anschein von Wissenschaftlichkeit erweckt und mit dem ,, Giite-
siegel“ des Amtes als Hochschullehrerin oder Hochschullehrer versehen
werden. Was rein duflerlich keine Forschung oder Lehre ist, kann auch
nicht den Dienstherrn durch einen Missbrauch diskreditieren: Unterlauft
einem Arzt im Rahmen privater Krankenversorgung durch Schlamperei
ein Kunstfehler, ist dies jedenfalls kein wissenschaftliches Fehlverhalten.
Auch konnte beispielsweise ein Rechtsprofessor, der im Rahmen zulissi-
ger Nebentitigkeit eine Partei im Prozess vertritt, Weisungen hinsichtlich
der Prozessstrategie entgegennehmen, weil schriftsitzlicher Vortrag keine
wissenschaftliche Veroffentlichung und die abweichende (,anwaltliche®)
Rollenfunktion offenkundig ist.

Eine Verletzung von Dienstpflichten lige aber dann vor, wenn jemand
interessenorientiert grundlegende Standards guter wissenschaftlicher Pra-
xis verldsst, um einem gewtiinschten Forschungsergebnis den Anschein
wissenschaftlicher Begriindbarkeit zu verleihen.?! In diesen Fillen bliebe
allerdings der Verzicht wirksam, das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit
aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG wahrzunehmen. Nur wire der — legitime —
Grundrechtsverzicht mit Dienstvergehen verbunden, die sanktioniert
werden konnten.

200 Etwa BVerfG-K, Beschl. v. 5.6.2002 — 2 BvR 2257/96, NVwZ 2003, 73; OVG
Berlin-Brandenburg, Urt. v. 1.4.2014 — OVG 81 D 2.12, Rn. 34, 38, 40 (juris).

201 Tn diesem Sinne verbietet etwa §3 Abs.5 Satz 3 HSchG BaWii Fehlverhalten
»in einem wissenschaftserheblichen Zusammenhang®, was weiter ist als eine Tatigkeit
innerhalb des Dienstes. Vgl. zur Verletzung als Dienstvergehen (s. §44 Abs.5 HSchG
BaWii) auch VG Freiburg i. B., Urt. v. 22.9.2010 — 1 K 2248/09, Rn. 43 (juris); Sandber-
ger, Landeshochschulgesetz Baden-Wiirttemberg, 2013, §3 Rn. 6.
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¢) Fall des IMB

Im Fall des Mainzer IMB ergibt sich hieraus Folgendes: Sowohl die Uni-
versitat als auch das dieser zurechenbare IMB haben als grundrechtsge-
bundene Triger 6ffentlicher Gewalt das Grundrecht der Wissenschaftsfrei-
heit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) des wissenschaftlichen Personals zu achten,
soweit dieses Forschung und Lehre betreibt. Insoweit wird — ungeachtet
des konkreten Arbeitsvertrags — bereits durch die Kooperationsverein-
barung in die Wissenschaftsfreiheit eingegriffen, die nimlich der Stiftung
weitreichende Steuerungsoptionen erdffnet und insoweit ein wissenschaft-
liches Arbeiten unter dem latenten Einfluss der nicht auf wissenschafts-
adiquate Kriterien verpflichteten Interessen Dritter vorsieht. Fiir die wei-
sungsabhingig Beschiftigten ist ein Eingriff schon deshalb zu bejahen,
weil diese keinerlei Einfluss auf die Kooperationsmodalititen haben. Was
das wissenschaftliche Leitungspersonal betrifft, bedarf es hingegen einer
differenzierten Bewertung. Professorinnen und Professoren kénnen zwar
grundsitzlich Giber ihre Wissenschaftsfreiheit disponieren und sich aufler-
halb des Dienstes auch freiwillig auf Beschiftigungsbedingungen einlassen,
die nicht freier Forschung und Lehre im Sinne von Art.5 Abs.3 Satz 1
GG entsprechen. Das IMB ist aber eine wissenschaftliche Einrichtung
unter der Verantwortung der Universitit, innerhalb derer freie — unab-
hingige, nicht interessengeleitete’®? — Forschung und Lehre (zusitzlich
durch Art. 33 Abs.5 GG flankierte) Dienstaufgabe ist.

Nach dem Kooperationsvertrag ist das Leitungspersonal des IMB kon-
sequenterweise wissenschaftlich titig. Dies ergibt sich aus dem Gesamt-
kontext (es geht um ein Forschungsinstitut), aber auch daraus, dass die
wissenschaftlichen Direktorinnen und Direktoren auf eine Professur an
der Universitit berufen werden und dem zustindigen Fachbereich zuge-
horig sind*®. Auch wenn das Titigkeitsprofil des IMB im Hinblick auf
das wissenschaftliche Programm im Kooperationsvertrag blass und vage
bleibt, ist doch bei einer wertenden Gesamtbetrachtung klar, dass im IMB
Forschung und Lehre betrieben wird, deren Rahmung dann konsequent
auch an Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG zu messen ist, und nicht etwa Industriefor-
schung. Insbesondere bestimmt der letzte Absatz der Organisationsrege-
lung in Nr. 1.1. KV 2012: ,Wihrend der Forderung des IMB durch die BIS
ist sicherzustellen, dass das IMB t{iber die Zusammenarbeit mit der JGU in
Forschung und Lehre entscheiden kann“. Und IMB sowie Universitit ste-
hen in einem dauerhaften, explizit ,wissenschaftlichen® Austausch.?** Die

202 Vel. Blankenagel, ASR 105 (1980), 35 (63, 70): ,,Desinteressiertheit.
203 Nr.1.2.4. KV 2012 1. V.mit Nr. 1.2.1. KV 2012.
204 Nr.3.1. KV 2012.
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Regelung verdeutlicht nur, dass das IMB selbst als Einrichtung verstanden
wird, die in Forschung und Lehre titig werden soll, obgleich hinsicht-
lich der Einbindung in die universitire Wissenschaft an den einschligigen
Fakultiten Dispositionsfreiheit des Instituts besteht.

Zudem dient der Kooperationsvertrag bei rechtskonformer Auslegung
der gesetzlichen Aufgabenerfiillung der Universitit, die als Alleingesell-
schafterin eine mafigebliche Verantwortung fir die Grundrechtskonfor-
mitdt Ubernimmt. In diesem Rahmen kann die Universitat das IMB nur
als Einrichtung freier Wissenschaft griinden, nicht etwa als kommerzi-
elles Unternehmen der Industrieforschung, was die (steuerrechtlich ver-
anlasste) Verpflichtung auf die Gemeinniitzigkeit der gGmbH?® einmal
mehr unterstreicht. Im Ubrigen wird am IMB wissenschaftlicher Nach-
wuchs ausgebildet (Promovierende bzw. Habilitierende/Postdocs), was
rechtskonform nur moglich ist, wenn im Rahmen der qualifizierenden
Forschungsprojekte Bedingungen herrschen, die der Wissenschaftsfreiheit
nach Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG gentigen. Namentlich setzt eine Anleitung
zu selbststindiger wissenschaftlicher Arbeit bzw. eine wissenschaftliche
Begleitung von Postdoc-Forschung voraus, dass die Vorgesetzten selbst
frei forschen. Vor diesem Hintergrund ist freie Forschung im Sinne des
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG also weiterhin die zentrale Dienstaufgabe des wis-
senschaftlichen Direktoriums, das hiertiber nicht disponieren kann. Daher
konnten die Mitglieder des wissenschaftlichen Direktoriums, selbst wenn
dies beabsichtigt gewesen sein sollte, nicht auf die Ausiibung ihrer Wissen-
schaftsfreiheit mit eingriffsausschliefender Wirkung verzichten.

Unabhingig hiervon ist zu berticksichtigten, dass die dargestellten Ein-
griffe in die Wissenschaftsfreiheit bereits durch den Kooperationsvertrag
erfolgen. Dieser wurde von der Universitit mit der Stiftung abgeschlos-
sen, ohne dass hieran die am IMB titigen Professorinnen und Professoren
oder gar die weisungsabhingigen Arbeitnehmer am IMB beteiligt waren.
Bei Abschluss der ersten Vereinbarung im Jahr 2009 waren noch iber-
haupt keine Mitglieder des wissenschaftlichen Direktoriums berufen. Dies
bedeutet, dass sich der Kooperationsvertrag anhand seiner Vertragsinhalte
am MafSstab des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG messen lassen muss, und zwar
unabhingig davon, ob spiter jemand freiwillig bereit ist, die Vertragsbe-
dingungen zu akzeptieren. Den spiteren Bewerberinnen und Bewerbern
auf die ausgeschriebenen Stellen werden die Kooperationsmodalititen
letztlich oktroyiert. Sie konnen diesen nur dann entgehen, wenn sie die
Anstellung beim IMB oder ggf. die damit verbundene Berufung an die
Universitat ablehnen. Dies ist aber ein erheblicher Nachteil (bzw. die

205 Nr.1.1. Abs.2 KV 2012.
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Berufung aufgrund der damit einhergehenden Forschungsmoglichkei-
ten ein erheblicher Anreiz), sodass ein etwaiger Grundrechtsverzicht bei
normativer Gesamtbetrachtung jedenfalls nicht als hinreichend selbst-
bestimmt (freiwillig) zu bewerten ist. Im Ergebnis wird also ungeachtet
von Berufungs-/Bleibevereinbarungen und Arbeitsvertrigen durch die
abstrakte Kooperationsvereinbarung in die Wissenschaftsfreiheit aller am
IMB wissenschaftlich Titigen eingegriffen.

I1I. Eingriffsrechtfertigung

Der Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit konnte gerechtfertigt sein. Die
Rechtsprechung gewinnt bei vorbehaltlosen Grundrechten Schranken
verfassungsimmanent;?% das gilt auch fiir die Wissenschaftsfreiheit nach
Art.5 Abs.3 Satz 1 GG.*7 ,Die Konflikte zwischen der Gewihrleistung
der Wissenschaftsfreiheit und dem Schutz anderer verfassungsrecht-
lich garantierter Rechtsgliter miissen daher nach Mafigabe der grundge-
setzlichen Wertordnung und unter Berticksichtigung der Einheit dieses
Wertsystems durch Verfassungsauslegung gelost werden. In diesem Span-
nungsverhiltnis kommt der Wissenschaftsfreiheit gegeniiber den mit ihr
kollidierenden, gleichfalls verfassungsrechtlich geschiitzten Werten nicht
schlechthin Vorrang zu. Auch ohne Vorbehalt gewihrte Freiheitsrechte
missen im Rahmen gemeinschaftsgebundener Verantwortung gesehen
werden®.2% Als kollidierende Verfassungsgiiter zur Eingriffsrechtfertigung
kommen in Betracht: die Hochschulautonomie (1.), die Wirtschaftlich-
keit der Kooperation (2.), die Forschungsfreiheit der aktiv Beteiligten (3.)
und die Forschungsfreiheit der Kooperationspartner (4.). Zudem erfor-
dert eine verhaltnismiflige Konturierung verfassungsimmanenter Gren-
zen eine Guterabwiagung (5.) sowie hinreichend bestimmte, transparente
Regelungsstrukturen (6.).

206§, allgemein Sachs, in: ders. (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2018), Vor Art. 1 Rn. 120ff. m.
w. Nachw.

27 BVerfGE 126, 1 (24); Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. 1, 3. Aufl. (2013), Art.5
IIT Rn. 41, 50; Garditz, WissR 51 (2018), 5 (291.); Huber, Staat und Wissenschaft, 2008
S.61; Losch, Wissenschaftsfreiheit, Wissenschaftsschranken, Wissenschaftsverantwor-
tung, 1993, S.239{.; Lower, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte,
Bd.1V, 2011, § 99 Rn. 27; Schemmer, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), GG, 2. Aufl. (2013),
Art.5 Rn. 199; Starck/Paulus, in: Huber/Voflkuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1, 7. Aufl. (2018),
Art.5 Rn.536; Wendt, in: von Miinch/Kunig (Hrsg.), GG, Bd. 1, 6. Aufl. (2012), Art.5
Rn. 113a.

25 BVerfGE 47, 327 (369).
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1. Hochschulautonomie als Eingriffsrechtfertigung?

In Betracht kommt eine Rechtfertigung der Grundrechtseingriffe mit der
Hochschulautonomie, die grundsitzlich auch die Gestaltung der eigenen
Kooperationsbeziehungen einschliefft. Zwar kann eine Hochschule nicht
selbst forschen und lehren, dies kénnen nur ihre Mitglieder.?®” Die insti-
tutionelle Funktionsfahigkeit von Hochschulen kann aber Eingriffe in die
individuelle Wissenschaftsfreiheit grundsitzlich rechtfertigen,?!® soweit
Funktionsbedingungen geschiitzt werden, die eine freie Forschung und
Lehre innerhalb einer Organisation mit knappen Ressourcen erst ermog-
lichen. Hierum geht es aber im Fall einer freiwilligen Kooperation mit
privaten Partnern nicht. Diese dienen nicht der Funktionssicherung, son-
dern der autonomen Gestaltung von Auflenbezichungen. Dies mag von
der korporativen (Art. 19 Abs. 3 GG) Wissenschaftsfreiheit der Hochschu-
len nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG gedeckt sein, lisst sich aber nicht negativ
betroffenen Grundrechtstrigern entgegenhalten. Staatliche Hochschulen
sind namlich nicht nur gegentiber dem Staat grundrechtsberechtigt. Sie
sind vielmehr auch Triger 6ffentlicher Gewalt und mithin grundrechtsver-
pilichtet (Art. 1 Abs.3 GG), haben also eine Hybridstruktur: Nach auflen
gegentber anderen Trigern offentlicher Gewalt — namentlich gegentiber
dem Staat — kann sich eine Hochschule auf ihre korporative Wissen-
schaftsfreiheit (Art. 19 Abs.3 i. V.mit Art.5 Abs.3 Satz 1 GG) berufen,
nach innen gegeniiber den Forschenden und Lehrenden ist sie verpflich-
tet, das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit zu achten. Eine Hochschule
kann sich nicht auf das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit berufen, um
Eingriffe in die Freiheit ihrer forschenden und lehrenden Mitglieder zu
rechtfertigen.?!! Landesverfassungsrechtliche Selbstverwaltungsgaran-
tien (hier: Art.39 Abs. 1 Satz 1 Verf RhPf) gehen zwar als institutionelle
Gewihrleistungen?!? hieriiber hinaus,?!® sind aber von vornherein nicht
geeignet, Eingriffe in hoherrangiges Bundesrecht (Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG)
zu rechtfertigen.?!* Insoweit scheidet vorliegend die Wissenschaftsfreiheit

29 Fink, EuGRZ 2001, 193 (197).

20 BVerfGK 3,93 (97).

2 BVerwGE 102, 304 (309); Giérditz, Hochschulorganisation und verwaltungs-
rechtliche Systembildung, 2009, S.376f.; Wendt, in: von Miinch/Kunig (Hrsg.), GG,
Bd. 1, 6. Aufl. (2012), Art. 5 Rn. 104a.

22 Dérr, in: Brocker/Droege/Jutzi (Hrsg.), Verfassung fiir Rheinland-Pfalz, 2014,
Art.39 Rn. 16; Lower, in: ders./Tettinger (Hrsg.), Kommentar zur Verfassung des Landes
Nordrhein-Westfalen, 2002, Art. 16, Rn. 20f., 26 ff.

213 Eingehend Gérditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche System-
bildung, 2009, S. 384 {f.

21* Vgl. zur Bindung an die héherrangige Wissenschaftsfreiheit Garditz, Hochschul-
organisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 388.
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der Hochschule als kollidierendes Verfassungsrecht zur Eingriffsrechtfer-
tigung aus.

2. Wirtschaftlichkeit als kollidierendes Verfassungsrecht?

Moglicherweise liefle sich damit argumentieren, dass die Hochschule, die
eine Kooperationsbeziehung zur Industrie oder einer fordernden Indust-
riestiftung eingeht, letztlich die Wirtschaftlichkeit ihrer Haushaltsfithrung
schiitzt und damit Mittel einspart, die anderweitig der freien Forschung
und Lehre zur Verfiigung stehen. Die abstrakte Wirtschaftlichkeit als sol-
che ist kein kollidierender verfassungsrechtlicher Belang, der eine inhalt-
liche Steuerung der Wissenschaft rechtfertigen wiirde.?!> Zwar begrenzen
die verfiigbaren Mittel von vornherein den praktischen Aktionsradius, frei
gewihlte Erkenntnisziele und Methoden in aktive Forschungstitigkeit
umzusetzen. Eine Hochschule kann daher Forschungsvorhaben insoweit
Grenzen ziehen, als die Freiheitsentfaltungsinteressen aller Mitglieder
einer Hochschule, die jeweils durch Art.5 Abs.3 Satz 1 GG geschiitzt
sind, mit knappen Ressourcen gleichermaflen befriedigt werden miissen
und dies Verteilungsentscheidungen voraussetzt.?!® Insoweit kann es
durchaus gerechtfertigt sein, auf der Grundlage einer wissenschaftsad-
aquaten Verteilungsentscheidung einzelne Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler darauf zu verweisen, zur Finanzierung von Projekten, die aus
ithrer Grundausstattung nicht finanzierbar sind, Drittmittel einzuwerben.

Eine Hochschule kann aber einzelne Forschende nicht verpflichten,
sich hierzu in Kooperationen zu begeben, in denen ihrerseits eine freie —
selbststindige und unabhingige — Forschung nicht hinreichend gesichert
ist. Namentlich sind knappe Mittel kein Rechtfertigungsgrund, eine wis-
senschaftsinadidquate externe Einflussnahme auf Forschungsziele und
Methoden zuzulassen. Anders gewendet: Ein Verzicht auf eine Koopera-
tion, die die Wissenschaftsfreiheit gefihrdet, mag zwar dazu fithren, dass
ein Projekt im Ergebnis tiberhaupt nicht zu verwirklichen ist. Die Hoch-
schule tragt indes keine Verantwortung dafiir, moglichst die Verfolgung
jedes Forschungsinteresses finanzierbar zu machen; sie ist hingegen fiir die
Bedingungen verantwortlich, unter denen finanzierte Forschung in ihrem
Einflussbereich unabhingig und allein wissenschaftlichen Erkenntniszie-
len verpflichtet bleibt. Im Ergebnis taugt daher das Argument der Wirt-
schaftlichkeit einer Kooperation nicht dazu, vertragliche Eingriffe in die

25 Grdf, Die wirtschaftliche Betitigung der Universititen, 2013, S. 204{.

216 HessVGH, Urt. v. 28.6.1991 — 6 TG 948/91, WissR 26 (1993), 78 (79); Gérditz,
Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 584; Huber,
Staat und Wissenschaft, 2008, S. 74 {f.; Kirchhof, JZ 1998, 275 (279).
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Wissenschaftsfreiheit der an einer kooperierenden Forschungseinrichtung
Beschiftigten zu rechtfertigen.

3. Forschungsfreibeit des Leitungspersonals als Eingriffsrechtsfertigung?

Als kollidierendes Verfassungsrecht kommt moglicherweise die For-
schungsfreiheit des wissenschaftlichen Leitungspersonals in Betracht,
das eine Kooperation anstrebt, um hiertiber Forschungsmoglichkeiten
zu erlangen, die diesem anderenfalls in dieser Form und diesem Umfang
verschlossen blieben. Die Entscheidung, im Rahmen eines Forschungsvor-
habens mit anderen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zu koope-
rieren, ist zunichst von Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG geschiitzt.?'” Entsprechen-
des gilt fiir die Kooperation mit Einrichtungen, die nicht originir freie
Wissenschaft betreiben (z. B. ein forschendes Unternehmen), solange und
soweit die Zusammenarbeit jedenfalls den beteiligten Hochschulforschen-
den neue Freirdume fir Forschung und Lehre im Sinne des Art.5 Abs.3
Satz 1 GG erdffnet. Kooperationsvereinbarungen erweitern die Moglich-
keiten der Forschenden, sich wissenschaftlich zu betitigen.?!® Denn mit
der Kooperation geht typischerweise ein erweiterter Zugriff auf finanzielle
und personelle Ressourcen bzw. aufleruniversitire Forschungsinfrastruk-
turen einher, die fiir freie Forschung und Lehre genutzt werden konnen.
Der Schutzbedarf fiir anwendungsbezogene Forschung wird besonders
deutlich, wenn sich geeignete Anwendungsfelder zur Entwicklung und
Erprobung von Vorhaben tiberhaupt erst eroffnen, wenn mit Unterneh-
men kooperiert und deren Infrastruktur genutzt werden kann. Das Argu-
ment, Forschung im Rahmen von Industriekooperationen sei nicht von der
Wissenschaftsfreiheit geschiitzt, weil sie auf Verwertung, nicht auf Verof-
fentlichung gerichtet sei, greift — wie dargelegt?!® — schon allgemein und
erst recht im Fall des IMB nicht durch, das durch eine Wissenschaftsstif-
tung gefordert wird, die von vornherein keine Verwertungsrechte erlangt.
Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Wissenschafts-
freiheit der Professorinnen und Professoren, die eine Forschungskoope-
ration eingehen, um in diesem Rahmen ihre praktischen Forschungsmog-
lichkeiten zu verbessern, von Art.5 Abs.3 Satz 1 GG geschtitzt ist. Die
Wissenschaftsfreiheit des Leitungspersonals kime daher abstrakt auch als
kollidierendes Verfassungsrecht in Betracht, um die dargestellten Grund-
rechtseingriffe zu rechtfertigen.

27 Starck/Paulus, in: Huber/Voflkuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1, 7. Aufl. (2018), Art.5
Rn. 488.

218 Gullich, WissR 50 (2017), 234 (253).

219 Oben Teil 1, A. L. 3. b) ee).
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Konkret scheidet aber eine solche Rechtfertigung aus, und zwar aus fol-
genden Grinden: Es ist erstens nicht erkennbar, inwiefern es zum Schutz
der Wissenschaftsfreiheit der Leitungsmitglieder des IMB erforderlich
ist, die dargestellten weitreichenden Eingriffe in die Wissenschaftsfreiheit
vorzunehmen. Freie Forschung und Lehre des Direktoriums hingt nicht
davon ab, dass der Stiftung weitreichender Einfluss auf die Haushaltsfiih-
rung, die Beschiftigungsbedingungen und die Offentlichkeitskommunika-
tion des IMB eingerdumt wird bzw. Veréffentlichungen von einer vorheri-
gen Zustimmung abhingig gemacht werden. Im Gegenteil schmailert dies
gerade auch die Forschungsfreiheit der Professorinnen und Professoren,
die am IMB beschiftigt sind. Es wurde bereits dargelegt,??° dass freie For-
schung und Lehre nicht nur individuelle Freiheit, sondern auch indisponi-
ble Dienstpflicht der wissenschaftlichen Direktorinnen und Direktoren ist.
Kann hierauf schon nicht im Eigeninteresse verzichtet werden, lisst sich
der Wunsch nach einer die Wissenschaftsfreiheit schmilernden Koopera-
tion erst recht nicht als Argument nutzen, Eingriffe in die Grundrechte
anderer (sprich: der wissenschaftlichen Beschiftigten) zu rechtfertigen.
Dass die Stiftung moglicherweise nicht bereit gewesen sein mag, zu ande-
ren — wissenschaftsfreundlicheren — Bedingungen zu kooperieren (was
angesichts des spiteren Einlenkens keineswegs gesichert erscheint), andert
hieran nichts. Ein moglicher privater Kooperationspartner mag zwar seine
Vorstellungen von einer Kooperation privatautonom formulieren und ggf.
seine Forder- oder Kooperationsbereitschaft zurticknehmen. Die sachlich
nicht hinreichend gerechtfertigten Wiinsche Privater, als Gegenleistung
fir Fordermittel oder Kooperationsvorteile die Wissenschaftsfreiheit der
Beschiftigten an einer geforderten Einrichtung einschrinken zu diirfen,
sind aber von vornherein kein Titel, Eingriffe in Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG
durch kollidierendes Verfassungsrecht zu rechtfertigen.

Schlieflich ist auch hier — in Bezug auf den Fall des IMB — nochmals?*!
darauf hinzuweisen, dass zunichst ein Kooperationsvertrag zwischen Stif-
tung und Universitit geschlossen wurde, an dem einzelne Forschende am
IMB nicht beteiligt (zundchst noch nicht einmal berufen bzw. angestellt)
waren. Die Ergebnisse der Vertragsverhandlungen wurden dann letzt-
lich den Berufungs- bzw. Bleibeverhandlungen als verbindlicher Rah-
men zugrunde gelegt, also faktisch oktroyiert. Grundrechtliche Freiheit
griindet jedoch auf individueller Selbstbestimmung,??? also einer Ratio,

220 Oben Teil 1, A. I1. 2. b) bb).

221 Oben Teil 1, A. I1. a) bb), ¢).

222 BVerfGE 49, 286 (298); 65, 1 (41); 108, 282 (300); Huber, Jura 1998, 505 (507);
Kabhl, Die Schutzerginzungsfunktion von Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz, 2000, S. 35 ff.; Lep-
sius, Steuerungsdiskussion, Systemtheorie und Parlamentarismuskritik, S. 61£.; Lindner,
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die es verbietet, wohlmeinend diktierte Vereinbarungen als Schutz von
Wissenschaftsfreiheitsinteressen derjenigen auszuweisen, die nicht gefragt
wurden. Mithin ist die Forschungsfreiheit des wissenschaftlichen Direk-
toriums aus Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG von vornherein ungeeignet, die auf-
gezeigten Grundrechtseingriffe zu rechtfertigen.

4. Forschungsfreibeit der kooperierenden Unternehmen oder Stiftungen?

Moglicherweise konnen sich kooperierende Unternehmen im Falle von
Industriekooperationen oder eine Forderstiftung (wie im Ausgangsfall)
selbst auf die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) berufen, die
dann wiederum als Rechtfertigung in Betracht kime, durch die Koope-
rationsmodalititen ausgeloste Grundrechtseingriffe zu rechtfertigen.
Hierbei ist indes fraglich, ob Unternehmen oder Stiftungen iiberhaupt
tatbestandlich die Wissenschaftsfreiheit zusteht. Richtigerweise wire ein
rein modaler Forschungsbegriff, der nur an duflere Tdtigkeitsmerkmale
unabhingig von ihrer inneren Motivation abstellt, unzureichend, den
Schutzbereich der Wissenschaftsfreiheit angemessen abzustecken.?”> Min-
destbedingung sind wissenschaftliche Erkenntnisinteressen, die auf eine
»Wahrheit“ zielen, die jenseits der praktischen Verwertbarkeit liegt. Dass
in einem Unternehmen ,geforscht“ wird, macht diese Tatigkeit noch nicht
zu einer geschiitzten Forschung im Sinne des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG;
vielmehr bedarf es autonomer Freirdume, eigenstindige Beurteilungen und
Entscheidungen zu treffen, die auf wissenschaftliche Erkenntnis gerichtet
sind.??* Dies mag in einzelnen Bereichen der Industrieforschung noch der
Fall sein, bedarf im Fall des IMB aber keiner weiteren Klirung, weil hier
Kooperationspartner eine Stiftung ist, die selbst tiberhaupt nicht forscht.
Die Forderung fremder Forschung als solche fillt nicht in den Schutzbe-
reich der Wissenschaftsfreiheit.??

In anderen Fillen, in denen tatsichlich Industriekooperation stattfin-
det (wie etwa im Rahmen der Zusammenarbeit von Bayer mit der Uni-
versitit Koln), sind Kooperationspartner zudem gerade nicht unmittelbar
grundrechtsberechtigte Forschende, sondern — in der Regel als Kapital-
gesellschaften verfasste — Unternehmen. Wissenschaftsfreiheit kann von
juristischen Personen nach Art. 19 Abs. 3 GG nur in Anspruch genommen

Theorie der Grundrechtsdogmatik, 2005, S.224, 248 {f.; Morlok, Selbstverstandnis als
Rechtskriterium, 1993, S. 283, 326.

2 Dibne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007,
S.2281.

224 Oben Teil 1, A 1. 3. b) dd), ee).

225 Oben Teil 1, A. 1. 3.
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werden, wenn ein personales Substrat vorhanden ist,2® was eine hinrei-
chende wissenschaftliche Autonomie der Beschiftigten bzw. Mitglieder
voraussetzt, die freie Willensbildung in der Forschung ermdglicht.??’
Obgleich dies keine Kongruenz mit der — ihrerseits politisch gestaltungs-
abhingigen??® und damit graduell kontingenten — Binnenorganisation
staatlicher Hochschulen erfordert, konnen die dortigen Mindeststandards
jedenfalls als Beurteilungsmatrix entsprechend (und mit gewissen funk-
tionsnotwendigen Abstrichen) herangezogen werden.?”” Ein forschendes
Unternehmen kann sich also nur dann auf die Wissenschaftsfreiheit beru-
fen, wenn es Binnenstrukturen schafft, die eine wissenschaftsspezifische
Autonomie seiner Forschungsabteilung sicherstellen und eine wirksame
Mitbestimmung der Forschenden in wissenschaftsrelevanten Fragen
ermOglichen. Dies diirfte praktisch kaum vorkommen und wire auch mit
den gesellschaftsrechtlichen Leitungsstrukturen nach GmbHG?*° oder
AktG?! kaum kompatibel.?*? Schliefllich vermittelt eine denkbare Ver-
pflichtung, qua mittelbarer Drittwirkung Spielriume zu freier Forschung
wissenschaftlicher Beschiftigter arbeitsrechtlich zu respektieren,? dem
verpflichteten Unternehmen selbst keinen eigenstindigen Grundrechts-
schutz. Denn ein Unternehmen, das die Wissenschaftsfreiheit seiner
Beschiftigten in Erfillung verfassungsrechtlich induzierter arbeitsrecht-
licher Pflichten des Arbeitgebers hinnehmen muss, tibt nicht selbst auto-
nome Forschung und Lehre im Sinne des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG aus —
ebenso wenig wie sich etwa ein unmittelbar grundrechtsverpflichtetes
Land auf die Wissenschaftsfreiheit berufen kann, nur weil es staatliche
Hochschulen finanziert.

Selbst wenn sich ein forschendes Unternehmen selbst ausnahmsweise
einmal auf die Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz1 GG) beru-
fen kann, rechtfertigt es der eigene Grundrechtsschutz wiederum nicht,

26 S, BVerfGE 21, 362 (369); 61, 82 (101); 68, 193 (205£.); 75, 196 (196).

227 Dickert, Naturwissenschaften und Forschungsfreiheit, 1991, S.318ff.; s. auch
Eberbach/Hommelhof/ Lappe, OdW 2017, 1 (3).

28 BVerfGE 35,79 (116, 119f£.); 43, 243 (267£.); 95, 193 (212); 111, 333 (355); 136,
338 (363); BVerfG-K, Beschl. v. 7.5.2001 — 1 BvR 2206/00, DVBI 2001, 1137 (1138).

229 Dickert, Naturwissenschaften und Forschungsfreiheit, 1991, S. 320. Kritisch aber
GrofS/Arnold, Regelungsstrukturen der aufleruniversitiren Forschung, 2007, S. 156 ff.

B0 Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrinkter Haftung (BGBI. 111, Glie-
derungsnummer 4123-1), das zuletzt durch Art. 10 des G. v. 17.7.2017 (BGBL. I S. 2446)
geandert worden ist.

1 Aktiengesetz v. 6.9.1965 (BGBI.T S.1089), das zuletzt durch Art.9 des G. v.
17.7.2017 (BGBL.1S. 2446) geindert worden ist.

B2 Garditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.574f.

233 Oben Teil 1, A. I1. 2. a) aa).
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Kooperationsbeziehungen zu grundrechtsverpflichteten Hochschulen
zu suchen, in denen die Wissenschaftsfreiheit Beschiftigter zum Zwecke
der Kooperation beschrinkt wird. Hier geht es nicht um eine Kollision
verfassungsrechtlicher Giiter, die in praktischer Konkordanz aufzulésen
wire, sondern um den freiwilligen Versuch, sich fremder Einrichtungen
zu bemichtigen, um dort externen (wissenschaftsfremden) Einfluss zu
etablieren, was aber von vornherein nicht von Art.5 Abs.3 Satz 1 GG
geschiitzt wird. Aus diesen Griinden ist die Wissenschaftsfreiheit koope-
rierender Unternehmen in der Regel von vornherein nicht als kollidieren-
des Verfassungsrecht in Betracht zu ziehen.

5. Wirtschaftsgrundrechte kooperierender Unternehmen

Bisweilen werden insbesondere Publikationsverbote zum Schutz unter-
nehmerischer Freiheitsgrundrechte aus Art. 12 Abs. 1, 14 Abs. 1 GG fir
verfassungskonform erachtet, solange die voriibergehende Zurtickstellung
der Veroffentlichung notwendig ist, diese kollidierenden Grundrechte zu
schiitzen.?** Dies iiberzeugt indes nicht. Ein Unternehmen begibt sich frei-
willig in eine Kooperation mit einer staatlichen Hochschule und muss aus
diesem Grund auch deren grundrechtliche Sonderbindungen gegentiber
den Hochschulmitgliedern akzeptieren. Eine Kooperation ist nur unter
den Bedingungen der Publikationsfreiheit moglich.

Ob dies Wirtschaftsgrundrechte als kollidierendes Verfassungsrecht
disqualifiziert oder nur das Gewicht in der Abwigung schmilert, kann im
vorliegenden Ausgangsfall aus folgenden Griinden offen bleiben. Koope-
rationspartner der Universitit Mainz bzw. des IMB ist nicht ein Industrie-
unternehmen, das moglicherweise grundrechtlich geschtitzte Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse in die Kooperation miteinbringt. Vielmehr wird das
IMB von einer Stiftung gefordert, die zwar mit einem Pharmaunterneh-
men im weiteren Sinne ,verbunden® ist, selbst aber nicht wirtschaftlich
tatig wird, sondern im Rahmen des geltenden Stiftungsrechts ausschlief3-
lich Stiftungszwecke der selbstlosen Forschungsforderung verfolgt (§2
Abs. 1-2 der Satzung der Boehringer Ingelheim Stiftung) und verfolgen
darf (§7 Abs.1 StiftG RhPf). Eine Stiftung geniefit zwar nach Art. 19
Abs. 3 GG den Eigentumsschutz nach Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG in Bezug
auf Gegenstinde ihres Stiftungsvermogens; durch die zweckgemifle Zur-
verfiigungstellung von Fordermitteln an Dritte begibt sie sich aber gerade
satzungsgemaf} der Verfiigungsbefugnis tiber diese Mittel und erlangt inso-

B4 Grif, Die wirtschaftliche Betitigung der Universititen, 2013, S. 2021.; ferner Gil-
lich, WissR 50 (2017), 234 (260).
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weit von vornherein auch keine qua Wirtschaftsgrundrechte gesicherten
Rechte an den mittels Forderung entstandenen Forschungsergebnissen.
Publikationsbeschrinkungen zum Schutz von Betriebs- und Geschiftsge-
heimnissen oder Verwertungsinteressen lassen sich damit von vornherein
nicht unter Rekurs auf kollidierende Grundrechte rechtfertigen.

6. Giiterabwdigung

Als Zwischenbilanz ldsst sich damit festhalten, dass die durch den Koope-
rationsvertrag erfolgten Eingriffe in die Wissenschaftsfreiheit aus Art.5
Abs. 3 Satz 1 GG nicht durch kollidierendes Verfassungsrecht zu recht-
fertigen sind. Sollte man hingegen — abweichend vom hiesigen Stand-
punkt — kollidierendes Verfassungsrecht mit abstrakter Rechtfertigungs-
eignung identifizieren, ist lediglich erginzend auf Folgendes hinzuweisen:
Eine Kollision von Grundrechten bzw. verfassungsrechtlich geschiitzten
Giitern macht eine Giiterabwigung erforderlich,”® verlangt also einen
wechselseitigen Ausgleich, der im Sinne einer praktischen Konkordanz?3
keiner Seite, die Freiheitseinbufien hinzunehmen hat, unzumutbare Las-
ten auferlegt und eine angemessene Balance der Freiheitschancen herstellt.
Jedenfalls diesen Anforderungen wird die Kooperationsvereinbarung im
Falle des IMB nicht gerecht.

Von vornherein unzulissig sind unmittelbare Vorgaben der Forschungs-
themen und Methoden ohne Zustimmung der Betroffenen.?” Damit
wiirde es auch die Wissenschaftsfreiheit verletzen, privaten Kooperati-
onspartnern ohne mafigebliche Einbeziehung der Grundrechtstriagerinnen
und Grundrechtstriger einen dauerhaften Einfluss auf die Forschungs-
tatigkeit einzurdumen. Zwar ist es unvermeidbar und auch verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden, dass ein Fordergeber Mittel nach Mafigabe
dessen zur Verfiigung stellt, was er fiir forderungswiirdig erachtet. Dahin-
ter konnen durchaus auch wissenschafts- oder gesellschaftspolitische
(sprich: nicht origindr auf wissenschaftliche Erkenntnis gerichtete) Ziele
stehen. Jedenfalls soweit Forschende seitens der Hochschule zur Sicherung
ithrer Unabhingigkeit eine zureichende Grundausstattung zur Verfligung
gestellt bekommen, auf die ein verfassungsrechtlicher Anspruch besteht,?*

35 BVerfGE 96, 56 (64£.).

26 Stellvertretend BVerfGE 15, 167 (195); 121, 205 (2281f.); 139, 64 (124); 140, 240
(294); 142, 74 (961.); 145, 249 (277); 145, 304 (325).

27 Gillich, WissR 50 (2017), 234 (260£.).

B8 BVerfGE 35, 79 (1141f.); 95, 193 (209); 111, 333 (353); BVerfG-K, Beschl. v.
15.9.1997 — 1 BvR 406/96, 1 BvR 1214/97. NVwZ-RR 1998, 175; BaWiVGH, Urt. v.
23.5.2006 — 4 S 1957/04. VBIBW 2006, 464 (465); Kirchhof, JZ 1998, 275 (2771.); Wiir-
tenberger, in: FS Manfred Lowisch, 2007, S. 449 (453).
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konnen diese auch freiwillig entscheiden, sich an dem jeweiligen Projekt,
das der Kooperationspartner finanziert, zu beteiligen bzw. sich um die
Forderung zu bewerben. Unzulissig wird eine Fremddetermination aber
dann, wenn dem Fordergeber tiber die Gewahrung und die Kontrolle der
zweckentsprechenden Mittelverwendung hinaus verstetigter Einfluss ein-
geraumt wird, die Forschungstitigkeit von auflen zu steuern. Dies ist aber
beim IMB der Fall, weil dieses von der jahrlichen Zustimmung zum jewei-
ligen Wirtschaftsplan abhingig ist*” und der Kooperationsvertrag keine
materiellen oder prozeduralen Absicherungen enthilt, die hinreichend die
Risiken eindimmen, dass die Finanzmittelbewilligung zur inhaltlichen
Wissenschaftssteuerung nach im weiteren Sinne politischen Priferenzen
der Stiftung missbraucht wird.

Auch der Eingriff in die individuelle Wissenschaftsfreiheit durch einen
Zustimmungsvorbehalt bei der Veroffentlichung?* ist nicht zu rechtfer-
tigen. Eine Verletzung des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG liegt nicht erst dann
vor, wenn eine Verdffentlichung im konkreten Fall tatsichlich unterbun-
den wird. Vielmehr liegt bereits in der Unterwerfung unter einen Zustim-
mungsvorbehalt ein verfassungswidriger Eingriff. Denn wer einer geisti-
gen Fremdherrschaft tber die eigenen Forschungsergebnisse unterworfen
wird, wird gezwungen, seine Forschungsziele und -methoden priventiv
den mutmafllichen Erwartungen anzupassen, die man dem ,,Gatekeeper®
zuschreibt.

Nun mag man einwenden, dass die Kooperationsvereinbarung inso-
weit missverstandlich formuliert ist und es weder beabsichtigt noch spa-
tere Praxis gewesen sei, die altruistische Forderung von themenbezoge-
ner Forschung zur Wissenschaftssteuerung zu missbrauchen. Gewiss ist
in Rechnung zu stellen, dass schon die Bindung an den Stiftungszweck
rechtliche Missbrauchsrisiken eingrenzt, weil die Stiftung ungeachtet ihrer
eher ideellen Verbindung zum ,,Mutterunternehmen® — anders als etwa im
Fall der Industriekooperation der Universitit Koln mit Bayer — jedenfalls
keine unternehmerischen Strategien verfolgen kann. Unterstellt man allen
Seiten gute Absichten, miissen diese jedoch auch in der Kooperationsver-
einbarung so fixiert werden, dass in einem etwaigen Krisen- bzw. Kon-
fliktfall die betroffenen Grundrechte hinreichend geschiitzt sind und sich
Betroffene hierauf berufen konnen. Unbestimmtheiten gehen im Zweifel
zu Lasten der Verfassungskonformitit.

#9 Nr.2.1.2. KV 2012.
20 Nr.7.2 KV 2012.
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7. Klare Regelungsstrukturen

Dies leitet iiber zu einer Frage, die sich unabhingig von der inhaltlichen
Rechtfertigung der Kooperationsstrukturen szellt, bislang aber in der Dis-
kussion um (Industrie-)Kooperationen — soweit ersichtlich — keine Rolle
spielte. Sind mit einer Kooperationsvereinbarung Grundrechtseingriffe
verbunden, stellt sich die Frage nach der hinreichenden Rechtsgrundlage.
Konkrete Schranken der Wissenschaft lassen sich namlich nicht unmittelbar
aus der Verfassung generieren.?*! Sie sind auch nicht zeitlos stabil und unab-
hingig von den jeweiligen Kontexten bzw. konkreten Grundrechtsrisiken
zu beurteilen. Verfassungsimmanente Schranken der Wissenschaftsfreiheit
werden nicht einfach nachgezeichnet; sie werden im Wege der Eingriffs-
rechtfertigung gestaltet. Primares Instrument, das die Legitimation der
Grenzziehung sichert und zugleich mit rechtsstaatlicher Vorhersehbarkeit
verbindet,**? ist das allgemeine demokratische Gesetz.?*® Eine gesetzliche
Regelung bleibt gerade bei der — mit grofler Unbestimmtheit beladenen und
gestaltungsbediirftigen — Konkretisierung verfassungsimmanenter Schran-
ken notwendig.?** Der im Demokratie- sowie im Rechtsstaatsprinzip wur-
zelnde Vorbehalt des Gesetzes (Art.20 Abs.2 Satz 1, Abs.3 GG) gilt also
auch hier. Selbst wenn eine grundrechtlich in Art.5 Abs.3 Satz 1 GG radi-
zierte Selbstverwaltungsgarantie im Interesse einer grundrechtsfunktionalen
Legitimation und des darauf fuflenden Autonomiegewinns Abstriche bei
der gesetzlichen Regelungsdichte zugunsten satzungsrechtlicher Konkre-
tisierung erlaubt, bleibt eine Normierung der grundrechtswesentlichen?*
Parameter durch Gesetz — nach allgemeinen Grundsitzen?*, die sich auch
auf die akademische Regelungsgewalt iibertragen lassen?*” — unverzichtbar.?*

21 Léwer, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd. 1V, 2011, § 99
Rn. 16.

22 Breuer, in: FG 50 Jahre BVerwG, 2003, S. 223 (234); Dreier, DOV 2002, 537 (537);
Lepsius, EuGRZ 2004, 370 (378).

23S, BVerfGE 33, 125 (159); 83, 130 (142).

24 BVerfGE 126, 1 (24); Kingreen/Poscher, Grundrechte, 34. Aufl. (2018), Rn. 386;
Lower, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd. IV, 2011, § 99 Rn. 27;
Mager, Freiheit von Forschung und Lehre, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. VII,
3. Aufl. (2009), § 166 Rn. 35.

25 Vgl BVerfGE 40, 237 (249); 47, 46 (79); 49, 89 (126£.); 58, 257 (269); 80, 124 (132);
95, 267 (3071.); 98, 218 (251); 83, 130 (142); 101, 1 (34); 108, 282 (311). Allgemein zur
Wesentlichkeit BVerfGE 49, 89 (126.); 80, 124 (132); 83, 130 (142, 1511£.); 84, 212 (226);
88, 103 (116); 98, 218 (251); 101, 1 (34).

26 BVerfGE 33, 125 (156 ££.).

27 Stumpf, Ungeschriebener Parlamentsvorbehalt und akademische Selbstverwal-
tungsgarantie, 2017, S. 15-120.

28 S, fiir die Hochschulorganisation Gérditz, Hochschulorganisation und verwal-
tungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 425 {f.
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Insoweit diirfen Entscheidungen, die die Freiheit der Biirgerinnen und Biir-
ger betreffen, nicht einseitig auf die Verwaltung (hier die staatlichen Hoch-
schulen) delegiert werden.?*?

Das BVerfG hat die hierbei zu beachtenden Parameter jiingst in seiner
Entscheidung zur Akkreditierung von Studiengingen allgemeinverbind-
lich konkretisiert:

,Eingriffe in die Wissenschaftsfreiheit bediirfen nach Art.5 Abs.3 Satz 1 in Verbin-
dung mit Art. 20 Abs. 3 GG einer hinreichenden gesetzlichen Grundlage [...]. Rechts-
staatsprinzip und Demokratiegebot verpflichten den Gesetzgeber dazu, die insoweit
fir die Grundrechtsverwirklichung mafgeblichen Regelungen selbst zu treffen [...].
Was wesentlich ist, ergibt sich aus den tragenden Prinzipien des Grundgesetzes, ins-
besondere aus den dort verbiirgten Grundrechten. Wie weit der Gesetzgeber die fir
den jeweils geschiitzten Lebensbereich wesentlichen Leitlinien selbst bestimmen
muss, lsst sich dabei nur im Blick auf den Sachbereich und die Eigenart des Rege-
lungsgegenstandes beurteilen [...]“. Der Gesetzgeber kann zwar hierbei nicht immer
auch ,selbst detaillierte Vorgaben [...] machen, denn das wiirde die grundrechtlich
geschiitzte Eigenrationalitit der Wissenschaft missachten. Kriterien der Bewertung
wissenschaftlicher Qualitit, an die der Gesetzgeber Folgen kntipft, miissen vielmehr
Raum fiir wissenschaftseigene Orientierungen lassen [...]. Daher ist die Wissen-
schaftsfreiheit durch den Gesetzgeber in Systemen der Qualititskontrolle jedenfalls
prozedural und organisatorisch zu sichern; neben dem Abwehrrecht gegen punktuelle
und personenbezogene Eingriffe steht auch hier eine Garantie hinreichender Teil-
habe der Wissenschaft selbst [...], die vor wissenschaftsinadiquaten Entscheidungen
sowohl innerhalb der Hochschulen wie auch durch Dritte, im Wissenschaftssystem
mit Entscheidungsbefugnissen ausgestattete Akteure schiitzt [...]. Der Gesetzgeber
muss daher bei wertenden grundrechtsrelevanten Entscheidungen regeln, wer diese

zu treffen hat und wie das Verfahren ausgestaltet ist“.?>°

Beschrinkt sich eine Kooperation schlicht darauf, innerbhalb der beste-
henden Organisationsstrukturen einer Hochschule mit Dritten zusam-
menzuarbeiten, stellen sich in der Regel keine besonderen Probleme. In
diesem Fall lassen sich nimlich Grundrechtseingriffe auf die allgemeinen
Regelungen des Hochschulrechts stiitzen, die wechselseitige Freiheits-
beschrinkungen zumuten, soweit dies der Funktions- und Entschei-
dungsfihigkeit der Hochschule insgesamt dient. Zugleich werden Ein-
griffe entsprechend gesetzlich begrenzt. Werden jedoch im Rahmen einer
Kooperation neue Organisationsstrukturen geschaffen, die den Dritten
grundrechtsrelevanten Einfluss eroffnen, bedarf es zur Rechtfertigung der
damit einhergehenden Eingriffe eigenstindiger gesetzlicher Grundlagen,
die zumindest einen abstrakten Rahmen des Kooperationsrechts festle-

29 BVerfGE 34, 165 (193); 45, 400 (417£.); 49, 89 (127); 56, 1 (12); 78, 214 (226); 80,
137 (161); 83, 130 (142, 152); Grzeszick, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG, Art. 20 Teil VI,
Rn. 47.

30 BVerfGE 141, 143 (170).
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gen und einer Konkretisierung durch akademische Satzungen zuginglich
sind.

Im Fall des IMB ist jedoch insoweit ein rechtsstaatlich-demokratischer
Totalausfall festzustellen: Das Hochschulrecht des Landes Rheinland-Pfalz
enthilt (wie im Ubrigen auch die meisten anderen Landesgesetze) kein
spezifisches Rechtsregime, das die Kooperation mit Privaten grundrechts-
adiquaten Regelungen unterwirft. Das HSchG RhPf schweigt hierzu.
Schon dies hindert eine Hochschule daran, im Rahmen von Kooperations-
vereinbarungen Grundrechtseingriffe vorzunehmen oder zu ermoglichen,
die nicht anderweitig gesetzlich ohnehin vorgesehen sind. Genau dies ist
aber — wie dargelegt®! — im Rahmen der Kooperationsvereinbarung betref-
fend das IMB der Fall. Selbst wenn man grundrechtsrelevante Koopera-
tionen mit Blick auf die Hochschulautonomie — anders als hier?*? — fiir
zulissig erachten wollte, fehlt es jedenfalls an konkretisierendem Satzungs-
recht, das die Kooperationsbeziehungen hinreichend determiniert und mit
dem der Satzungsgeber Verantwortung fiir die Reichweite der Freiheits-
beschrinkungen ibernimmt.

Insgesamt lasst sich damit festhalten, dass die konkrete Kooperations-
vereinbarung im Falle des IMB Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG verletzt, weil die
in der Vereinbarung vorgesehenen Eingriffe in die Forschungsfreiheit
nicht von einer hinreichenden gesetzlichen Grundlage gestiitzt werden
und daher gegen den demokratischen wie rechtsstaatlichen Vorbehalt des

Gesetzes (Art. 20 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 GG) verstofien.

IV. Ergebnis im Fall des IMB

Im Ergebnis lasst sich festhalten, dass die Kooperationsvereinbarungen
der Universitat mit der Stiftung im Falle des IMB das Grundrecht der
Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz 1 GG) verletzt haben. Die Ver-
einbarungen aus dem Jahr 2009 und 2012 rdumen insoweit der Stiftung
einen weitreichenden Einfluss auf die Forschungstitigkeit ein, indem die
fortgesetzte Finanzierung konkreter Forschungstitigkeit, die Beschafti-
gungsbedingungen des Personals und die Kommunikation mit der Offent-
lichkeit einem Zustimmungsvorbehalt zugunsten der Stiftung unterworfen
werden. Bereits die Moglichkeit einer hiertiber mangels materieller und
prozessualer Sicherungen jedenfalls nicht hinreichend eingedimmten Wis-
senschaftssteuerung ist als Grundrechtseingriff zu bewerten, der sich nicht
durch kollidierendes Verfassungsrecht rechtfertigen lisst. Im Ubrigen fehlt

21 Oben Teil 1, A, IT. 1.
252 S oben Teil 1 A., III. 1.
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es an einer hinreichenden gesetzlichen und satzungsrechtlichen Ermich-
tigung, im Rahmen einer Kooperation vom HSchG RhPf nicht gedeckte
Grundrechtseingriffe zu ermoglichen.

B. Objektive Schutzverpflichtung zugunsten einer freien Wissenschaft

Der Abschluss von Kooperationsvereinbarungen mit Dritten, die diesen
Einfluss auf die Entscheidungsfindung innerhalb einer von einer Hoch-
schule getragenen bzw. mit ihrem Personal betriebenen Forschungsein-
richtung eroffnet, konnte gegen die objektive Verpflichtung staatlicher
Organe verstofien, die Freiheit von Forschung und Lehre (Art.5 Abs.3
Satz 1 GG) aktiv zu fordern und zu schiitzen. Die objektive Dimension
der Wissenschaftsfreiheit (I.) begriindet abstrakt eine relative Schutzver-
pflichtung des Staates (II.), die konkrete Schutzziele erfillen soll (IIL.).
Hieraus ergeben sich konkrete Schutzverpflichtungen (IV.), die auch im
Fall des IMB zu beachten sind (V.).

1. Objektive Dimension der Wissenschaftsfreibet

Obgleich sich die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung bislang nur
selten mit materiellen Anforderungen an den Schutz der Wissenschaft
befasst hat, lassen sich der ausdifferenzierten Verfassungsdogmatik zur
Hochschulorganisation, die letztlich ein — allgemein in der objektiven
Dimension der Grundrechte verankertes?®® — Schutzpflichtkonzept?*
organisationsrechtlich verfeinert hat,?> Kriterien entnehmen, die auch
fiir die Bewertung von externen Industriekooperationen geeignet sind.?
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG fordert nach stindiger Rechtsprechung, die Hoch-
schulorganisation und damit auch die hochschulorganisatorische Willens-
bildung so zu regeln, dass in der Hochschule freie Wissenschaft moglich
ist und ungefihrdet betrieben werden kann.?” Dies ist ein Gestaltungs-

33 S BVerfGE 39,1 (36 ££.); 46, 160 (1641.); 49, 24 (54); 49, 89 (141£.); 53, 30 (57£.);
77,170 (229£.); 79, 174 (2011.); 88, 203 (251 f£.).

2% Vgl. Grofs, Die Autonomie der Wissenschaft als Problem des Rechtsvergleichs,
REDP 7 (1995), 109 (115); Schiedermair, Universitat als Selbstverwaltungskorperschaft?,
WissR 21 (1988), 1 (13); Sieweke, Managementstrukturen und outputorientierte Finan-
zierung im Hochschulbereich, 2010, S. 166 {f.; Szczekalla, Die sogenannten grundrecht-
lichen Schutzpflichten im deutschen und europiischen Recht, 2002, S. 105f., 126f.

25 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.344.

256 So auch Gillich, WissR 50 (2017), 234 (255).

%7 BVerfGE 111,333 (354); 127, 87 (115).
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auftrag, eine ,positive Ordnung der Wissenschaft“ zu schaffen, die tiber
eine negatorische Staatsfreiheit hinaus die Bereitstellung einer freiheits-
ermoglichenden Wissenschaftsinfrastruktur verlangt.?® Diese Forderung,
praktische Wissenschaftsfreiheit durch Recht zu ermoglichen, bleibt dann
aber nicht beschrinkt auf eine wissenschaftsaddquate Hochschulorgani-
sation, sondern verlangt auch materielle Vorkehrungen, dass Wissenschaft
unter freien Bedingungen betrieben wird, derentwegen ihr gesellschaft-
lich besonderes Vertrauen entgegengebracht wird. Davon geht auch das
BVerfG aus.’

Der objektive Schutzauftrag hingt mit der — normativ nicht garantier-
ten?®® — Verfassungserwartung zusammen, die freie Wissenschaft in einer
freien Gesellschaft erfiillen soll. Dem Freiheitsrecht liege — so das BVerfG -
»der Gedanke zugrunde, dass eine von gesellschaftlichen Niitzlichkeits-
und politischen Zweckmifiigkeitsvorstellungen freie Wissenschaft Staat
und Gesellschaft im Ergebnis am besten dient“.?*! Die Wissenschaftsfrei-
heit liefert also einen ,grundrechtsimmanenten Drittnutzen“,?%? der sich
dann idealerweise verwirklicht, wenn Erkenntnis und Verbreitung wis-
senschaftlichen Wissens tatsichlich frei sind. Dies bedeutet gerade nicht,
das liberale Freiheitsgrundrecht des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG gesellschafts-
funktional zu konditionieren. Das BVerfG beschreibt insoweit nur ein
faktisches Dienen,? einen Kollateralnutzen, nicht eine Bedingung freier
Wissenschaft. Der zu erwartende gesellschaftliche Ertrag lasst sich mithin
nicht beschrinkend gegen die individual-freiheitliche Gewihrleistung aus-
spielen.?®* Auch (vermeintlich) ,nutzlose“ Forschung geniefit Freiheits-
schutz, zumal sich gesellschaftliche Ertrige meist erst lingerfristig her-
auskristallisieren und im Ubrigen Wissen als solches einen Eigenwert hat.
Kernanliegen des Freiheitsgrundrechts ist es gerade, Forschung und Lehre
als freiheitliche Erkenntnisreserve einer staatsunmittelbaren Bewertung als

58 Karpen, VerwArch 73 (1982), 405 (406).

29 Deutlich BVerfGE 111, 333 (359): Das Gericht behandelt nicht nur Fragen der
wissenschaftsaddquaten Hochschulorganisation, sondern priift unter den gleichen Stan-
dards auch materielle Grenzen, Verteilungsentscheidungen das Drittmittelkriterium
zugrunde zu legen.

260 Vel. Isensee, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.IX, 3. Aufl. (2011), §190
Rn. 243; Jestaedt, Die Verfassung hinter der Verfassung, 2009, S. 62.

261 BVerfGE 127, 87 (115).

262 Kempen, DVBI 2005, 1082 (1090).

25 Gillich, WissR 50 (2017), 234 (253).

264 Eingehend Garditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche System-
bildung, 2009, S. 289f., 3201f., 506 ff. Abweichend Fink, DOV 1999, 980 (9841.), der hier
das Modell der dienenden Freiheit aus dem Rundfunkrecht tibernehmen will; zurtickge-
hend auf Burmeister, in: FS Klaus Stern, 1997, S. 835 (857 ff.). Hierzu wiederum kritisch
Krausnick, Staat und Hochschule im Gewihrleistungsstaat, 2012, S. 118 1f.
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richtig, falsch, wertvoll oder wertlos zu entziehen.?%> Der Staat ist inso-
weit nicht wahrheitskompetent.?® Und umgekehrt kann die Wissenschaft
als potentielle Gegenoffentlichkeit ihre Funktion nur erfillen, wenn ihr
Freiheitsraum nicht an gesellschaftlichen — namentlich von regierenden
Mehrheiten oder (vermeintlichen) 6konomischen Imperativen — formu-
lierten Erwartungen gemessen wird.

Gleichwohl bleibt die gesellschaftliche Dimension der Wissen-
schaftsfreiheit nicht grundrechtsdogmatisch bedeutungslos. Obgleich
die Abwehrdimension von gesellschaftlichen Nutzenerwartungen nicht
geschmilert wird, gebietet die objektive Schutzdimension des Grund-
rechts vor allem einen positiven Schutz der Funktionsbedingungen, unter
denen freie Forschung und Lehre moglich sind, sodass Wissenschaft ihren
gesellschaftlichen Erkenntniserwartungen, an denen moglicherweise
konkrete Nutzenerwartungen ankniipfen konnen (keineswegs mussen),
gerecht werden kann.?*” Negativ gewendet kann die Funktion des Frei-
heitsgrundrechts der Wissenschaftsfreiheit inhaltlich dadurch unterlaufen
werden, dass eine Hochschule, die fiir die Ermoglichung freier Wissen-
schaft zustindig ist und fiir Standards der Rationalitit sowie Verlisslich-
keit wissenschaftlichen Wissens institutionell einzustehen hat, Praktiken
zulisst, die den Erwartungen an eine neutrale, fachorientierte und distan-
zierte Wissenschaft nicht gerecht werden. Freie Forschung und Lehre sind
vor einer Verzweckung nach Mafigabe gesellschaftlicher Nutzlichkeitser-
wigungen abzuschirmen.?® Dies bedeutet nicht nur, einen Schutzschirm
tber die staatlich verantworteten Stitten der Wissenschaft zu legen, um
diese von der Verwertungsrationalitit einer umgebenden Gesellschaft zu
entkoppeln, sondern eben auch, gegen eine Selbstaufgabe innerhalb der
institutionalisierten Wissenschaft vorzugehen, wenn sich diese freiwillig
gesellschaftlichem Ultilitarismus in einer Weise 6ffnet, die die besonde-
ren Fihigkeiten und Funktionsbedingungen einer auf Wahrheitsfindung
ausgerichteten Wissenschaft substanziell sowie konkret gefihrdet oder
beeintrichtigt. Der Wissenschaftsprozess als solcher ist daher gegentiber
wissenschaftsinadiquater Kontamination zu schiitzen, mit dem BVerfG:
»Die Freiheit der Wissenschaft ist in Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG als objektiver

205 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.290f., 334, 506 ff., 623.

2% Gerditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.304, 597; ders., DOV 2017, 41 (43); Trute, Die Forschung zwischen grundrechtlicher
Freiheit und staatlicher Institutionalisierung, 1994, S. 60.

27 Vgl. Fehling, in: ders./Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, 2010, § 17 Rn. 27; Kem-
pen, DVBI 2005, 1082 (1089);.

268 BVerfGE 111, 333 (354, 358); Garditz, Hochschulorganisation und verwaltungs-
rechtliche Systembildung, 2009, S.290; Kirchhof, MittHV 1981, 71 (75).
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Grundsatznorm garantiert, was auch der Sicherung der Funktionsfahig-
keit des Wissenschaftsprozesses dient“.2%? Dies ist — notabene — kein ins
Verfassungsrecht umgegossener moralischer Imperativ an eine freie Wis-
senschaft. Grundrechte sind Rechte zur individuellen Beliebigkeit;>° sie
sind gerade auch insoweit gegen eine externe Determination zu schiitzen
und nicht auf eine bestimmte Moralitit oder Ethik verpflichtet. Verfas-
sungsrechtlich geht es vielmehr um Funktionsschutz,?’! also um diejenigen
Mindestbedingungen, die eine freie Wissenschaft erfilllen muss, um nicht
die Funktion ihres Freiheitsschutzes selbst zu unterlaufen.

II. Rechtsfolge: Relationale Schutzverpflichtung

Anders als das Abwehrgrundrecht, das gegen konkrete Eingriffe gerichtet
ist und Rechtfertigungslasten strikt rationalisiert, konnen Schutzpflich-
ten fiir die Freiheitlichkeit eines grundrechtsgeprigten Ordnungsbereichs
sehr unterschiedlich erfiillt werden. Der Gesetzgeber verfligt daher tber
weite Gestaltungsspielriume, wie eine bestehende Schutzpflicht zu
erfiillen ist.?”? Auch soweit der Gesetzgeber keine konkreten Rechtsfol-
gen ausgeformt hat und Behorden oder Gerichte durch Auslegung und
Anwendung des fragmentarischen Rechts ihren verfassungsrechtlichen
Schutzauftrag zu erfillen haben, bestehen grundsitzlich keine verfas-
sungsunmittelbaren Verpflichtungen zu konkreten Schutzmafinahmen.?”
Wie staatliche Organe ihre Schutzverpflichtung erfiillen, ist von ithnen
grundsitzlich in eigener Verantwortung zu entscheiden.”* Gestaltungs-
spielriume bestehen nach dem BVerfG vor allem dort, wo es um die
Berticksichtigung widerstreitender Grundrechte geht, namentlich dort
wo der ,,Schutz einer grundrechtlichen Position zwangslaufig die Beein-
trachtigung des Grundrechts einer anderen Person zur Folge hat, weil die
Abwigung in erster Linie den jeweils zustindigen staatlichen Organen

zukommt“.?”?

269 BVerfG-K, Beschl. v. 3.9.2014 — 1 BvR 3353/13, NVwZ 2014, 1571 (1572).

279 Klein, Die Grundrechte im demokratischen Staat, 1974, S. 10. Zum dahinter ste-
henden (egalitiren) Freiheitsverstandnis Kahl, Die Schutzerganzungsfunktion von Art.2
Abs. 1 Grundgesetz, 2000, S. 34 {f.

271 BVerfG-K, Beschl. v. 3.9.2014 — 1 BvR 3353/13, NVwZ 2014, 1571 (1572).

72 BVerfGE 96, 56 (64); 115, 320 (3461.); 117, 202 (227); 133, 59 (75£.).

23 BVerfGE 96, 56 (64).

4 BVerfGE 46, 160 (164).

75 BVerfGE 96, 56 (641£.).
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I11. Objektive Gewdihrleistungsziele

Der Inhalt von Schutzpflichten ist vor diesem Hintergrund immer rela-
tional zu anderen — konfligierenden — Gilitern und der Intensitit bzw.
Substanz der Gefihrdung zu bestimmen. Konkret bedarf es eines hinrei-
chenden Schutzes der wissenschaftlichen Eigengesetzlichkeiten (1.), der
Wissenschaft als Erkenntnisressource einer offenen Gesellschaft (2.), der
Glaubwiirdigkeit von wissenschaftlicher Forschung (3.) und der Forschen-
den gegen eine Kommerzialisierung ihrer handlungsleitenden Motive (4.).

1. Schutz der wissenschaftlichen Eigengesetzlichkeiten

Den Kernbereich wissenschaftlicher Betitigung stellen die auf wissen-
schaftlicher Eigengesetzlichkeit beruhenden Prozesse, Verhaltensweisen
und Entscheidungen bei der Suche nach Erkenntnissen, ihrer Deutung
und Weitergabe dar.?’® ,Zur Sicherung dieses Bereichs verpflichtet Art.5
Abs. 3 Satz 1 GG den Staat zu Schutz und Forderung und gewihrt den in
der Wissenschaft Tatigen Teilhabe an 6ffentlichen Ressourcen und an der
Organisation des Wissenschaftsbetriebs“.?”7 Ob die einzelnen Forschen-
den ihre Tatigkeit tatsichlich nach den , Eigengesetzlichkeiten“ — sprich:
nach moglichst neutralen, objektivierenden Standards der Fachlichkeit —
ausrichten konnen, hingt entscheidend von den (nicht zuletzt organisato-
rischen) realen Rahmenbedingungen der Forschung ab.?”® Der Schutzauf-
trag zugunsten einer freien Wissenschaft beschrinkt sich also nicht darauf,
Freiraume fiir ,ungestorte“ Wissenschaft zu schaffen und zu erhalten. Der
Staat tragt vielmehr auch eine Verpflichtung, die von ihm verantworteten
Wissenschaftsriume normativ so auszugestalten, dass Wissenschaft nach
ithren selbst generierten — freiheitsvertraglichen — , Eigengesetzlichkei-
ten® ablaufen kann — und realiter auch abliuft —, nicht nach einer anderen
(nichtwissenschaftlichen) gesellschaftlichen Finalisierung. Dies schliefit
es ein, verbindliche Regelungen aufzustellen, die hinreichend einer (auch
eigenverantwortlichen) Preisgabe der Wissenschaftlichkeit entgegenwir-
ken, sich ,,Fremdgesetzlichkeiten“ zu unterwerfen.

76 BVerfGE 35, 79 (112); 47, 327 (367); 90, 1 (11£.); 111, 333 (354); 127, 87 (115);
BaWiiVGH, Urt. v. 23.5.2006 — 4 S 1957/04, VBIBW 2006, 464; Geis, VVDStRL 69
(2010), 364 (395); von Miinch/Mager, Staatsrecht II, 7. Aufl. (2018), Rn.511.

77 BVerfGE 127, 87 (115).

8 Dibne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007,
S.413; Kleindiek, Wissenschaft und Freiheit in der Risikogesellschaft, 1997, S.2471.;
Schulze-Fielitz, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts,
2. Aufl. (1995), §27 Rn. 23; Trute, Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit
und staatlicher Institutionalisierung, 1994, S.103.
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2. Schutz der Wissenschaft als Evkenntnisressource

einer offenen Gesellschaft

Staatliche Hochschulen sind nicht nur Orte der Grundrechtsentfaltung.
Sie unterliegen — nicht zuletzt aufgrund ihrer grundrechtsgebundenen
staatlichen Institutionalisierung und Finanzierung — auch einer besonde-
ren Gemeinwohlbindung.?”? Eine freie Wissenschaft ist in diesem Rahmen
mehr als eine Bedingung des akademischen Erkenntnisprozesses. Sie erfiillt
auch zentrale epistemische Funktionen fur eine freie Gesellschaft, die weit
Uber die — im politischen Diskurs meist im Vordergrund stehenden — prak-
tischen Ertrige fiir mogliche Anwendungen von Forschungsergebnissen
zur gesellschaftlichen Problemlésung hinausgehen. Die Freiheitlichkeit
einer Gesellschaft bemisst sich nicht lediglich an den Inhalten ihrer tra-
genden Normen, sondern ganz entscheidend auch an der Offenheit ithrer
epistemischen Struktur.?® Spiegelbildlich ist die epistemische Relativitit
rationalisierende Grundlage sowohl von freier Wissenschaft als auch von
Demokratie.?®!

Die Unverfiigbarkeit wissenschaftlicher Richtigkeit fiir den Staat ist das
Ergebnis eines langen Prozesses, Wahrheitsfragen als Bezugspunkt offent-
licher Gewalt zu neutralisieren und Herrschaft von Wahrheitsanspriichen
zu emanzipieren. Was mit Verabschiedung des Staates aus religiosen Glau-
bensfragen begonnen hat,*®? endete in der Ersetzung politischer Wahr-
heiten durch legitimierende Verfahren. Auch in Wissenschaftsfragen ist
der Staat wahrheitsabstinent,?®® er kann also wissenschaftliche Richtigkeit
nicht politisch festlegen. Die Freiheit des Kommunikationsprozesses aber
schiitzt davor, dass der Staat mit den Privilegien hoheitlicher Entschei-
dungsmacht direkter Teilnehmer des Wissenschaftsprozesses wird und
Uiber wissenschaftliche Richtigkeit autoritativ entscheidet. Insoweit gilt
auch im Rahmen des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG ein Zensurverbot.?® Wissen-
schaftliche Richtigkeit ist insoweit auch nicht durch Mehrheitsentscheid
abstimmungsfihig.?®> Weil freiheitlich-demokratische Ordnungen also ein

29 Fink, EuGRZ 2001, 193 (197); Geis, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschul-
recht, 3. Aufl. (2017), Kap. 6 Rn. 11; Gillich, WissR 50 (2017), 234 (258).

%0 Grditz, EurUP 2017, 112 (124).

281 Kelsen, Wissenschaft und Demokratie (1937), wiederabgedruckt in: Verteidigung
der Demokratie (hrsgg. v. Jestaedt/Lepsius), 2006, S.238 (241).

282 Hierzu Dreier, Sikularisierung und Sakralitit, 2013, S. 33 ff.; Heckel, ASR 134
(2009), 309 (348, 3641, 375).

283 Stellvertretend Gdarditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Sys-
tembildung, 2009, S. 304, 597; Trute, Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit
und staatlicher Institutionalisierung, 1994, S. 60.

284 Scholz, in: Maunz/Diirig (Begr.), GG, Art.5 111 Rn. 112.

285 Grditz, DOV 2017, 41 (43).
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Bewusstsein daflir benotigen, dass es Tatsachen gibt, iiber die im politi-
schen Prozess nicht verfiigt werden kann, sind sie auf Riume einer offenen
Wissensgenerierung angewiesen, deren epistemische Ziele und Ergebnisse
nicht extern determiniert werden diirfen.?®® Das demokratisch-politische
System benotigt anders gewendet eine aulerhalb politischer Institutionen
stehende epistemische Offentlichkeit, die die Grenzen des politisch Ent-
scheidbaren aufzeigt.?®”

Diese spezifische demokratische Leistungsfahigkeit einer freien Wis-
senschaft wird korrodiert, wenn sich Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler von objektivierbaren Erkenntniszielen entfernen und diese
durch subjektive Zwecke und Interessen ersetzen, also instrumentelle
Zielerreichung mittels Kommunikation an die Stelle von ,,Wahrheit“ als
Erkenntnisinteresse tritt. Die objektive Wertentscheidung des Art 5 Abs. 3
Satz 1 GG ist daher darauf gerichtet, die abstrakte ,, Wahrheitsfahigkeit®
von Wissenschaft zu erhalten, also Strukturen zu schaffen, die im staatli-
chen Verantwortungsbereich einer ,feindlichen Ubernahme* durch eine
extrinsisch motivierte Forschung entgegenwirkt, die wissenschaftliche
Erkenntnisziele zugunsten von (6konomischen, sozialen, politischen) Ver-
wertungsinteressen aufgibt und damit Wissenschaft in ihrer gesellschaftli-
chen Funktion entwertet.

3. Schutz der Glanbwiirdigkeit von Wissenschaft

Vor diesem Hintergrund gebietet die objektiv-rechtliche Wertentscheidung
aus Art 5 Abs. 3 Satz 1 GG, die Glaubwiirdigkeit und Verlasslichkeit von
freier Wissenschaft insgesamt zu schiitzen. Denn etablieren sich Praktiken,
die die Neutralitit, Verlisslichkeit und Unvoreingenommenheit wissen-
schaftlicher Aussagen untergraben, schadet dies nicht nur der Reputation
der einzelnen Forschenden, sondern der Glaubwiirdigkeit der Wissen-
schaft insgesamt.

a) Risiken fiir die Glaubwiirdigkeitr von Wissenschaft durch Missbrauch

Auch Auftragsforschung oder Auftragsgutachten leisten wertvolle Bei-
trage zum wissenschaftlichen Erkenntnisfortschritt, wenn die Modalititen
der Beauftragung einer Beurteilung nach wissenschaftlichen Kriterien, die
auf methodengeleitete Erkenntnis gerichtet sind, nicht strukturell entge-
genstehen. So werden Gutachtenauftrige oftmals (wie auch im Fall des
vorliegenden Gutachtens) vollig ergebnisoffen erteilt, weil man verlassliche

286 Mollers, Demokratie — Zumutungen und Versprechen, 2008, S. 45.
27 Gérditz, EurUP 2013, 2 (14f.).
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Handlungs- und Entscheidungsgrundlagen benétigt. Bisweilen werden mit
Auftrigen zwar Hoffnungen auf die Bestitigung von bestimmten Hypo-
thesen verbunden; dies bleibt jedoch unschidlich, wenn sich Auftragge-
ber an Forschende wenden, die bereits einschligige, unvoreingenommen
zustande gekommene Forschungsergebnisse veroffentlicht haben. Es ist
nicht zu beanstanden, dieses Wissen dann anlassbezogen abzugreifen.
Schliefllich werden auch bei férdernden Unternehmensstiftungen in der
Regel ein Mizenatentum sowie die damit verbundenen positiven Imageer-
wartungen Triebfeder sein, nicht die Beeinflussung von Wissenschaft. Die
Freiheit der Wissenschaft nach Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG schiitzt es, sich um
solche Forderquellen zu bemiihen, wenn diese freie Forschung oder Lehre
ermdglichen.?8

Die Glaubwiirdigkeit von Wissenschaft wird aber beschidigt, wenn
sich die Forschenden freiwillig dieser Freiheit begeben. Betreibt beispiels-
weise ein Hochschullehrer unter dem Zeichen seiner Hochschule eine
Industriekooperation, in der einseitig interessengeleitet (oder gar mani-
pulativ) geforscht wird, um Gegenleistungen (Vergiitungen, Forderung,
Zurverfiigungstellung von Infrastruktur) zu erlangen, beschidigt dies
die Verlisslichkeit von Forschung der Hochschule insgesamt. Wenn bei-
spielsweise ein Steuerrechtsprofessor fiir gutachtenbasierte, nach auflen
scheinbar neutrale Aufsatzveroffentlichungen von interessierten Auftrag-
gebern, die so ihre angreifbaren ,Steuersparmodelle” jedenfalls mit dem
Schein von Legalitat iibertiinchen konnten, Honorare in Hohe weit tiber
einem W3-Jahresgehalts erhilt,” ist dies kein allein der ,Privatsphire
zuzuordnender Umstand“?*%; vielmehr schidigt dies — jedenfalls durch

288 Oben Teil 1, A. L. 3. a) aa).

89S, zu einem praktischen Fall eines Steuerrechtsprofessors der Universitit Miins-
ter Votsmeier/Iwersen, Handelsblatt Nr. 147 v. 2.8.2017, S.30f. Der Vorgang ist ein-
gehend dokumentiert in: Beschlussempfehlung und Bericht des 4. Untersuchungsaus-
schusses nach Artikel 44 des Grundgesetzes v. 20.6.2017, BT-Drs. 18/12700, S. 89, 103,
1101, 184ff., 291, 351, 409ff., 512 ff. Der Aufsatz, der den Gutachtenhintergrund nicht
kenntlich macht, wurde sogar in einem finanzgerichtlichen Verfahren in Hessen als
Anlage zu einem Anwaltsschriftsatz in Druckfahnenfassung eingereicht. Spiter stellte
ein befasster Betriebspriifer hierzu fest, dass ,die den Aufsatz vorlegende Partei den
Eindruck erwecken wollte, bei dem Autor habe es sich ,um einen unabhingigen Drit-
ten handelt, der die steuerliche Problematik [...] rein wissenschaftlich beleuchtet. Es
ist davon auszugehen, dass es sich bei der Veréffentlichung um ein Auftragsgutachten
handelt (BT-Drs. 18/12700, S.411). Ein anderer Steuerrechtsprofessor aus Leipzig lief§
sich dahingehend ein, dass er zwar von dem Rechtsanwalt der begiinstigten Auftragge-
berin nicht direkt aufgefordert worden sei, etwas gezielt zu verdffentlichen, aber ,,dass
es durchaus Anregungen gegeben habe, zu bestimmten Themen etwas zu schreiben®
(BT-Drs. 18/12700, S. 187).

2% So die Finlassung des Betroffenen gegeniiber Journalisten: Votsmeier/Iwersen,
Handelsblatt Nr. 147 v. 2.8.2017, S. 30.
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die Nichtoffenlegung des hintergriindigen Interesses — das Ansehen der
Steuerrechtswissenschaft als verlisslichen Navigator in einer uniibersicht-
lichen Rechtsmaterie sowie das der Universitit als Dienstherrin®!, die als
haushaltsfinanzierte sowie grundrechtsgebundene Institution fir eine
glaubwiirdige Wissenschaft einzustehen hat. Die Unterbindung solcher
Praktiken dient daher zugleich — fiir beamtetes Personal als Ausdruck der
Fiirsorgepflicht des Dienstherrn?*? — dem Schutz redlicher Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler gegen eine Diskreditierung ihrer fachlichen
Tatigkeit durch diejenigen, die ihre Freiheit auf Kosten der Reputation
ihres Faches missbrauchen.

b) Beispiele: Nebentitigkeit und Glanbwiirdigkeit von Gutachtern

So konnen beispielsweise Nebentitigkeiten von Hochschullehrenden
nach Mafigabe des allgemeinen Beamten-Nebentitigkeitsrechts unter-
sagt werden, wenn diese ,,Funktionsfihigkeit und Neutralitit des Hoch-
schulwesens“ gefihrden, weil Interessenkonflikte erzeugt werden, die
dem Gemeinwohlauftrag der Hochschulen zuwider laufen.?®> Dies ist
namentlich dort der Fall, wo der Anschein entsteht, dass Wissenschaft
ithre notwendige Distanz zu den Akteuren verliert und hierdurch insge-
samt unglaubwiirdig wird. Solche Konflikte entstehen in der Regel nicht,
wenn eine Nebentitigkeit schon objektiv nicht in Anspruch nimmt, Wis-
senschaft zu sein, sondern transparent in einer anderen Rollenfunktion
gehandelt wird (etwa Unternechmensberatung, Prozessvertretung oder
Moderation einer Fernsehshow). Auch entgeltliche Stellungnahmen (z. B.
Rechtsgutachten, Expertise als Sachverstindiger) stellen die Glaubwiir-
digkeit der Wissenschaft nicht in Frage, solange die Beauftragung trans-
parent gemacht wird und Dritte daher den Hintergrund des Auftrags bei
der Wiirdigung der Erkenntnisse kritisch berticksichtigen konnen. Indus-
triekooperationen konnen hiernach mithin unzulissig werden, wenn sie
zu einer Verfestigung von Strukturen fiithren, die die wissenschaftliche
Unabhingigkeit dauerhaft untergraben.?**

21 Der Fall spielte an einer nordrhein-westfilischen Hochschule, die nach §2 Abs. 3
Satz 2 HSchG NW dienstherrenfahig sind.

22 Hierzu nur BVerfGE 43, 154 (1651.); 46, 97 (117); 83, 89 (100); 106, 225 (232).

23 Geis, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 6 Rn. 11.

24 Ein vergleichender Blick auf die zivilgerichtliche Rechtsprechung bestitigt diese
Wertung. Die Rechtsprechung der Zivilgerichte hat zwar bestehende Industriekoope-
rationen in der Regel nicht als Hindernis angesehen, als neutraler Sachverstiandiger in
Gerichtsverfahren aufzutreten. Grundsitzlich gelte, dass Industriekooperationen bei
Hochschullehrern auf Gebieten der Ingenieurs- und Naturwissenschaften allgemein zu
erwarten und deshalb fiir sich allein nicht geeignet seien, die Besorgnis der Befangen-
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¢) Zwischenergebnis

Verallgemeinernd lasst sich insoweit festhalten, dass Forschungstitigkeit in
Kooperation mit Unternehmen oder interessierten Dritten dann jedenfalls
einer hinreichenden Kontrolle, Beobachtung und ggf. Einhegung bedarf,
wenn entweder dauerhafte Abhingigkeiten entstehen (z.B. durch perio-
dische Neubewilligung von Foérdermitteln oder Zugang zu Infrastruktur)
oder die Modalititen der Kooperation ein Interesse an ergebnisorientierter
Forschung nahelegen. Die Schutzpflicht aus Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG ver-
langt, dass es Verfahrensregelungen und materielle Standards gibt, die — bei
Anerkennung der Handlungsfreiheit auch von Hochschulpersonal, ihre
Fihigkeiten in der Freizeit auflerhalb wissenschaftlicher Forschung ein-
zusetzen, wenn dies transparent gemacht wird — Missbrauchsrisiken hin-
reichend eindimmen. Die Erfullung des Schutzauftrags aus Art.5 Abs.3
Satz 1 GG kann folglich auch mit Freiheitseinschrinkungen derjenigen
einhergehen, die interessengeleitet forschen wollen. Im Einzelnen obliegt
es im Rahmen der Verhiltnismafligkeit der Gestaltung durch den parla-
mentarischen Gesetzgeber bzw. konkretisierend durch die Hochschule als
Satzungsgeberin, wie die Glaubwiirdigkeit der Wissenschaft zu sichern
ist. Der Schutz der Glaubwiirdigkeit der Wissenschaft ist als Konsequenz
verfassungskonformer Rechtsanwendung zudem bei der Auslegung und
Anwendung des geltenden Rechts — nicht zuletzt bei Abwigungen, bei der
Gestaltung von Kooperationsvertrigen und bei der Bestimmung dienstli-
cher Interessen — mafigeblich zu berticksichtigen.

4. Schutz der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
gegen Kommerzialisierungsdruck

Die Schutzpflicht aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG gebietet es zudem, durch
geeignete Regelungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler gegen
Kommerzialisierungsdruck zu schiitzen und die davon ausgehenden
Gefahren fiir eine neutrale, distanzierte und auf ,, Wahrheitsfindung® aus-
gerichtete Wissenschaft hinreichend einzuhegen. Eine berechtigte Skep-
sis, dass eine auf sich selbst gestellte (mithin abhingige) Wissenschaft in
einer 0konomisierten Gesellschaft ihre Erkenntnisfunktionen angemessen
erfillt, ist der Hauptgrund, warum der Staat wissenschaftliche Forschung

heit zu begriinden. BGH, Beschl. v. 26.7.2005 — X ZR 108/04, Rn.5 (juris); Beschl. v.
23.10.2007 - X ZR 100/05, GRUR 2008, 191f.; OLG Diisseldorf, Beschl. v. 20.4.2011 -
1-2 U 78/09, 2 U 78/09, Rn. 6 (juris); OLG Karlsrube, Beschl. v. 8.3.2012 — 13 W 13/12,
Rn.23 (juris). Bei einer lingerfristigen Verfestigung von Kooperationsbeziehungen
konne dies indes geeignet sein, Bedenken gegen die Unparteilichkeit des Sachverstin-
digen zu begriinden. So BGH, Beschl. v. 23.10.2007 — X ZR 100/05, GRUR 2008, 191 1.
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und Lehre organisiert sowie finanziert.?”> So hat das BVerfG namentlich
ausgefiihrt, dass die Einwerbung von Drittmitteln als Bewertungskrite-
rium fiir Leistungsbeurteilungen in Forschung und Lehre gemessen an
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG nur begrenzt zulissig sei. Es diirfe ,,sich nicht um
Drittmittel handeln, deren Entgegennahme Anreize fiir eine auftrags- und
ergebnisorientierte Forschung setzt“.2¢ Was das Gericht — dem konkreten
Kontrollgegenstand geschuldet — auf Drittmittel bezogen hat, lisst sich
verallgemeinern: Wirksame Regelungen miissen ganz allgemein verhin-
dern, dass Forschung auftrags- oder ergebnisorientiert betrieben wird.
Dies schliefit es ein, die Forschenden durch geeignete Mafinahmen gegen
Kommerzialisierungsdruck abzuschirmen.

IV, Schutzverpflichtungen im Einzelnen

Hieraus ergeben sich aus einer Gesamtschau abstrakte Schutzverpflich-
tungen, die insgesamt durch ein Regelungssetting erfillt werden, das eine
Forschungsinfrastruktur im weiteren Sinne gewahrleistet, auf der eine ver-
lassliche freie Forschung und Lehre, die ihrer normativ-gesellschaftlichen
Funktion gerecht wird, gedeihen kann, und die Missbrauchsrisiken ange-
messen eindimmt. Konkret betrifft dies freiheitsschiitzende Regelungen
der Organisation und des Verfahrens (1.), Regelungen gegen eine Preis-
gabe wissenschaftsethischer Kernerwartungen an eine freie Forschung (2.)
sowie Regelungen zur Sicherstellung von Transparenz (3.).

1. Organisation und Verfahren

Zunichst ergeben sich aus der objektiven Dimension der Wissenschafts-
freiheit konkrete Anforderungen an Organisation und Verfahren, die in
der Rechtsprechung detailliert ausdifferenziert wurden. Jede Entschei-
dungskompetenz, und in besonderer Weise eine inhaltlich durch abs-
trakt-generelle Normsetzung nur themenbezogen eingegrenzte, birgt die
Gefahr in sich, selbst zur Gefihrdung individueller Freiheitsentfaltung zu
werden.?”” Auch die Wissenschaftsfreiheit ist auf eine ,spezifische staatli-
che Funktionssicherung“**® angewiesen.?”” Dies bedeutet, dass objektive

2 Hailbronner, Die Freiheit der Forschung und Lehre als Funktionsgrundrecht,
1979, S.67.

2 BVerfGE 111,333 (359).

27 Gérditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.346.

28 erche, BayVBI. 1991, 517 (521).

2 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.346; Lower, WissR 32 (1999), 250 (258).
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Grundrechtsgehalte der Wissenschaftsfreiheit nicht nur moglich, sondern
im Interesse individueller Freiheit als flankierendes Konzept des Grund-
rechtsschutzes auch nétig sind.*®® Objektiver Grundrechtsschutz durch
Organisation und Verfahren im staatlichen Wissenschaftsbetrieb ist daher
fur die Verwirklichung freier Forschung und Lehre von zentraler Bedeu-
tung.’®! Bedient sich eine Hochschule verselbststindigter Einrichtungen,
um Aufgaben in Forschung und Lehre zu erfillen, mussen die Mindest-
anforderungen an eine wissenschaftsaddquate Hochschulorganisation bei
einer wertenden Gesamtbetrachtung auch in diesem Rahmen sichergestellt
bleiben. Diese allgemeinen Mindestanforderungen (a)) lassen sich konkre-
tisieren in Bezug auf kollegiale Mitwirkungsrechte der Hochschulbediens-
teten (b)), die Sicherung der Autonomie der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler bei Berufungsentscheidungen (c)), eine wissenschaftsad-
dquate Finanzsteuerung (d)) und Rahmenbedingungen einer Ausgriindung
von Gesellschaften des Privatrechts (e)).

a) Allgemeine organisationsrechtliche Anforderungen

Qualifizierte Anforderungen an eine wissenschaftsadiquate Gestaltung
der Hochschulorganisation gelten fiir simtliche wissenschaftsrelevanten
Entscheidungen.’® Das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit schreibt
zwar keine bestimmte Organisationsform der Hochschule vor.*®® Die Aus-
gestaltung der Binnenorganisation staatlicher Hochschulen steht also im
Ermessen des Gesetzgebers,”* solange der Kernbereich wissenschaftlicher
Betitigung der Selbstbestimmung der einzelnen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler vorbehalten bleibt.’® Die Gestaltungsfreiheit des Gesetz-
gebers wird allerdings ,,bestimmt und begrenzt durch das Freiheitsrecht
des Art.5 Abs.3 GG und durch die in dieser Norm enthaltene Wertent-
scheidung.“ Es ist Aufgabe des Gesetzgebers, ,durch eine wissenschafts-
adiquate Organisation des Gesamtgeftiges der wissenschaftlichen Einrich-
tung fir die in Art.5 Abs.3 Satz 1 GG garantierte Wissenschaftsfreiheit
einen geeigneten Rahmen zu schaffen“.’® Unter diesem Gesichtspunkt

39 Ruffert, VVDSIRL 65 (2006), 146 (172).

0 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.346; Geis, in: FS Winfried Brohm, 2002, S.297 (2981.); Rupp, ASR 101 (1976), 161
(196).

%2 BVerfGE 136, 338 (363).

% BVerfGE 35,79 (122); 127, 87 (1151£.).

4 BVerfGE 35,79 (116, 119f£.); 43, 243 (267£.); 95, 193 (212); 111, 333 (355); 136,
338 (363); BVerfG-K, Beschl. v. 7.5.2001 — 1 BvR 2206/00, DVBI 2001, 1137 (1138).

%5 BVerfGE 93, 85 (95).

% BVerfGE 139, 148 (175).
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sind Organisationsnormen ,danach zu beurteilen, ob und in welchem
Umfang sie das Grundrecht der einzelnen Wissenschaftler auf Freiheit
der Forschung und Lehre oder die Funktionsfahigkeit der Institution ,freie
Wissenschaft® als solche begiinstigen oder behindern.“3” Heruntergebro-
chen auf das Hochschulorganisationsrecht bedeutet dies, dass die Wissen-
schaftsfreiheit Grundrechtsgefihrdungen durch eine wissenschaftsinad-
iquate Organisation verbietet.’® Im Einzelnen hat die Rechtsprechung
diese Anforderungen freilich mit Blick auf die Gestaltungsabhingigkeit
des organisatorischen Settings relativiert. Organisationsnormen sollen
nur noch dann unzulissig sein, wenn durch diese ,,die freie wissenschaft-
liche Betatigung und Aufgabenerfillung strukturell gefahrdet werden®;
seine nur hypothetische Gefahrdung reiche nicht aus. Die Gestaltung der
Hochschulorganisation obliege primar dem parlamentarischen Gesetzge-
ber ,in Wahrnehmung seiner gesamtgesellschaftlichen Verantwortung®,
da dieser ,hierfiir besser geeignet sei als die an speziellen Interessen ori-
entierten Trager der Wissenschaftsfreiheit“.’®” Einschdtzungsprirogativen
und Prognosespielriume des Gesetzgebers werden folglich besonders
betont.1°

b) Kollegiale Mitwirkung, Kontroll- und Einflussnahme

Notwendig ist vor allem eine hinreichende Mitwirkung der Kollegialor-
gane, in denen die grundrechtsberechtigten Mitglieder der Hochschule
qua Wahlakt reprisentiert sind.*!! Das BVerfG hat — freilich bezogen auf
das Kontroll- und Partizipationsniveau — nie auf einzelne Gestaltungen
isoliert abgestellt, sondern stets eine Gesamtbetrachtung aller organi-
sations- und verfahrensrechtlichen Arrangements einschlief$lich kom-
pensatorischer Einfluss- und Kontrollrechte vorgenommen (,,Gesamt-
gefiige“?1?).31> Fine wissenschaftsadiquate Organisation erfordert ein
Gesamtgeflige, in dem Entscheidungsbefugnisse und Mitwirkungsrechte,
Einflussnahme, Information und Kontrolle durch die wissenschaftlich
Tatigen so beschaffen sind, dass Gefahren fiir die Freiheit von Lehre und
Forschung vermieden werden.>!* Die Kollegialitit der Entscheidungs-
findung reduziert hierbei vor allem die Risiken einseitiger Konfliktlo-

397 BVerfGE 35, 79 (120).

398 BVerfGE 35,79 (1291f., 143); 47, 327 (387).
39 BVerfGE 111, 333 (355).

319 BVerfGE 111, 333 (356).

ST BVerfGE 136, 338 (364).

312 BVerfGE 136, 338 (363, 374).

313 BVerfGE 127, 87 (118, 131); 136, 338 (374).
314 BVerfGE 139, 148 (183).
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sung,’!®> wirkt Machtmissbrauch durch angemessene Kontrolle entge-
gen®® und sichert eine hinreichende Binnenpluralitit. Vertretungsorgane
konnen ,die verfassungsrechtlich garantierte Selbstbestimmung auch der
Organisation von Wissenschaft sichern und vor wissenschaftsgefihrden-
den Entscheidungen schiitzen, sofern sie pluralistisch zusammengesetzt
sind und es so ermoglichen, die auch innerhalb der Wissenschaft beste-
henden Unterschiede in die Organisation sachverstindig einzubringen®
(funktionaler Pluralismus).>!” Es geht also um die Offenhaltung perspek-
tivischer Vielfalt in Forschung und Lehre,*'® die dann konsequenterweise
eine hinreichend breite Vertretung in einem Kollegialorgan voraussetzt:
»Kleine Leitungsorgane® seien ,auf straffe Entscheidungsfindung hin
angelegt und konnen in Distanz zu den einzelnen Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern dynamischer agieren“.’’” Das notwendige
Kontrollniveau®? richtet sich danach, wieviel Kontrolle geboten ist,
um das Risiko wissenschaftsinadiquater Entscheidungen angemessen
einzudimmen.

Die mit Art.5 Abs.3 Satz 1 GG garantierte hinreichende Mitwirkung
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern im wissenschaftsor-
ganisatorischen Gesamtgefiige einer Hochschule erstreckt sich auf alle
wissenschaftsrelevanten Entscheidungen.?! Dies schliefft auch solche
Entscheidungen ein, die Forschung und Lehre im Rahmen von Industrieko-
operationen betreffen. Der Entscheidung durch Kollegialorgane von vorn-
herein entzogen sind Entscheidungen tiber Fragen, die in die individuelle
Wissenschaftsfreiheit der Forschenden fallen. Insbesondere Methodenwahl,
Erkenntnisziele, Bewertungen der Forschungsergebnisse und Entscheidun-
gen Uber die Veroffentlichungsreife sind durch Art.5 Abs.3 Satz 1 GG
unvertretbar den einzelnen Trigerinnen und Tragern des Grundrechts der
Wissenschaftsfreiheit zugewiesen und damit au8erhalb des Zugriffs sowohl
von Organen des Staates als auch der Hochschulselbstverwaltung.’?? Eine
hinreichende Mitwirkung der Hochschulkollegialorgane ist jedoch verfas-

315 Garditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.4691f.; Lower, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd. IV, 2011,
§99 Rn. 21.

316 Britz, in: dies. (Hrsg.), Forschung in Freiheit und Risiko, 2012, S. 31 (38).

7 BVerfGE 136, 338 (364).

318 Fingehend Baer, Vertrauen — Faire Urteile in Wissenschaft und Recht, 2013.

19 BVerfGE 136, 338 (364).

320 Kahl, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Afimann/Voflkuhle (Hrsg.), Grundlagen
des Verwaltungsrechts, Bd. III, 2. Aufl. (2013), §47 Rn. 68, 210ff. Begriff rezipiert von
BVerfGE 133,277 (358).

2 BVerfGE 35,79 (123); 111, 333 (3521, 363); 127, 87 (114, 117£); 136, 338 (3591,
3631).

322 S, nur BVerfGE 111, 333 (357).
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sungsrechtlich hinsichtlich der basalen Entscheidungen notwendig, welche
Kooperationsbeziehungen eingegangen werden sollen und ob in diesem
Rahmen selbststindige Forschungseinrichtungen gegriindet werden.

Fir die Kooptation externer Einrichtungen durch die Universitat ist vor
diesem Hintergrund in Rheinland-Pfalz konsequent die Zustimmung des
Senats vorgesehen (§ 97 Satz 1 HSchG RhPf*?). Entsprechendes gilt aber
unmittelbar nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG zur Sicherstellung einer hinrei-
chenden Mitwirkung auch fiir die Griindung einer selbststindigen For-
schungseinrichtung, die — durch 6ffentlich-rechtliche Bindungen, durch
Gesellschaftermehrheit oder durch Beherrschungsvertrag — der Hoch-
schule zugeordnet bleibt. Die Kompetenz des Senats, tiber die Errichtung,
Anderung, Aufhebung und Organisation wissenschaftlicher Einrichtungen
und Betriebseinheiten zu beschlieffen (§76 Abs.2 Nr.7 HSchG RhPf),
erfasst jedenfalls bei verfassungskonformer Interpretation auch externe
Einrichtungen in Privatrechtsform, sofern an diesen Forschung oder
Lehre betrieben wird. Auch Industriekooperationen oder Kooperationen
mit Dritten, die zu lingerfristigen institutionellen Verbindungen fiihren,
missen dem unmittelbaren Einfluss der relevanten Kollegialorgane unter-
liegen. Eine solche Entscheidung begriindet eine Gesamtverantwortung
der Hochschule und bertihrt deren organisationsrechtliche Architektur,
was nicht ohne Beteiligung eines Kollegialorgans wissenschaftsadiquat zu
verantworten ist. Einfachgesetzlich ist dies durch die dem Senat vorbehal-
tene Kompetenz gewihrleistet, in Forschungsangelegenheiten von grund-
satzlicher Bedeutung zu entscheiden (§76 Abs.2 Nr. 12 HSchG RhPY).

Damit die befassten Kollegialorgane (Senat bzw. ggf. Fakultits-/Fach-
bereichsrat des betroffenen Fachbereichs) ihre Kontrollaufgaben ange-
messen wahrnehmen konnen, missen sie vor allem die einschligigen Ver-
tragswerke selbst beurteilen konnen. Die betroffenen Kollegialorgane (in
erster Linie also der Senat) miissen daher Einsicht in Griindungs- und
Kooperationsvertrage haben.

c) Sicherung der Autonomie der Forschenden bei
Berufungsentscheidungen

Da im Rahmen von Kooperationen typischerweise den Berufungsentschei-
dungen zentrale Bedeutung zukommt, ist zu prifen, welcher Einfluss den

32 Dieser lautet: ,,Die Hochschule kann mit Zustimmung des Senats und des jeweili-
gen Tragers Einrichtungen auflerhalb der Hochschule die Eigenschaft einer wissenschaft-
lichen Einrichtung oder Betriebseinheit der Hochschule verleihen, wenn sie den an eine
solche Einrichtung auf den Gebieten der Forschung, der Lehre, des Studiums oder der
wissenschaftlichen Weiterbildung zu stellenden Anforderungen gentigt®.
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Hochschulorganen auf die Besetzungspolitik zu sichern ist. Insoweit hat
die Rechtsprechung frihzeitig gefordert, dass die Hochschullehrer in den
Gremien, die tiber die Aufstellung der Berufungsvorschlige entscheiden,
aufgrund ihrer alleinigen fachlichen Qualifikation tiber eine ausschlagge-
bende Mehrheit verfiigen miissen.* Man mag erwigen, ob man aufgrund
veranderter sozialer Rollenerwartungen und Karrierewege in das Mehr-
heitserfordernis auch andere Gruppen nach der Mafigabe einbeziehen
sollte, wer typischerweise von Art.5 Abs.3 Satz 1 GG geschiitzte Auf-
gaben selbststindig wahrnimmt,*?> doch ist dies eine allgemein die Hoch-
schulorganisation betreffende Frage, auf die es im vorliegenden Kontext
nicht ankommt. Entscheidend ist, dass die selbststindig in Forschung und
Lehre Tatigen eine bestimmende Mehrheit bei der Aufstellung der Beru-
fungsliste haben missen.

Zwar korrespondiert mit der Mehrheit der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler im Berufungsverfahren kein Kooptationsrecht.’?® Das
Berufungsrecht selbst liegt verfassungskonform bei den zustindigen Res-
sortministerien oder bei den Rektoraten.*”” Die durch die Hochschul-
lehrenden vorgenommene wissenschaftliche Qualititsbeurteilung ist
jedoch unvertretbar an die Beurteilung durch Hochschullehrende gebun-
den und kann nicht extern ersetzt werden. Die Listenreihung darf daher
auch ein Ministerium oder ein Rektorat nur verindern, wenn es hierfiir
hinreichende Sachgriinde auflerhalb der wissenschaftlichen Qualititsbe-
urteilung hat.>?® Es besteht also insoweit eine relative Bindung an eine
Berufungsliste, die Abweichungen nur nach Mafgabe der funktionalen
Arbeitsteilung zwischen wissenschaftlichen Organen fiir wissenschaftlich-
fachliche Fragen und Leitungsorganen fiir personalwirtschaftliche sowie
strategische Fragen zuldsst.*?” Diese in Art.5 Abs.3 Satz 1 GG angelegte
Verantwortungsteilung muss sich im Rahmen von Kooperationen auch in
ausgegliederten Wissenschaftseinrichtungen fortsetzen, wenn dort Perso-

324 BVerfGE 35, 79 (134); 51, 369 (381); Garditz, Hochschulorganisation und ver-
waltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 484.

35S, Stumpf, DOV 2017, 620ff.

326 Grditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.484. Abweichend Lindner, WissR 40 (2007), 254 (274).

327 Vgl. BVerfGE 35,79 (133).

328 BayVerfGH, Entsch v. 7.5.2008 — V{. 19-VII-06, NVwZ 2009, 177 (182); Gérditz,
Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S.3961., 484,
487; Lindner, WissR 40 (2007), 254 (274).

39S, BVerwGE 52, 313 (3181.); BVerwG, Urt. v. 9.5.1985 - 2 C 16.83, NVwZ 1986,
374 (375); BayVerfGH, Entsch v. 7.5.2008 — V{. 19-VII-06, NVwZ 2009, 177 (182); Det-
mer, WissR 30 (1997), 193 (202); Epping, WissR 25 (1992), 166 (173, 175£.); Garditz,
WissR 49 (2016), 97 (1001.); Perschel, in: FG 25 Jahre BVerwG, 1978, S. 471 (494).
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nal der Hochschule bzw. unter Verantwortung der Hochschule eingesetzt
wird. Hieraus ergeben sich folgende Konsequenzen:

aa) Keine Vetorechte oder Zustimmungsvorbebalte

Zutreffend wurde ein Vetorecht bzw. ein Zustimmungsvorbehalt eines
kooperierenden Unternehmens bzw. einer Unternehmensstiftung zu
Berufungsentscheidungen als unvereinbar mit Art.5 Abs.3 Satz 1 GG
bewertet.*° So hat das BVerfG hinsichtlich der — wesentlich unproblema-
tischeren — Beteiligung externer Professorinnen und Professoren an Beru-
fungsentscheidungen zur verfassungsrechtlichen Rechtfertigung darauf
verwiesen, dass eine absolute Mehrheit der hochschulinternen Lehrenden
sichergestellt werden konne.?*! Dies bedeutet also, dass die Selbstbestim-
mung einer Fakultit dadurch gewahrt wird, dass strukturelle Vetoposi-
tionen ausgeschlossen werden. Zwar liefle sich argumentieren, dass der
externe Kooperationspartner (wie die Stiftung im Fall des IMB) keine
eigenstandige wissenschaftlich-fachliche Beurteilung vornehme, sondern
nach anderen — sprich: kooperations-, unternehmens- oder forderstrate-
gischen Kriterien — entscheide, also in Bereichen agiere, die aufSerhalb der
Verantwortung der Fakultit ligen. Diese Argumentation wiirde aber den
spezifisch grundrechtlichen Rechtfertigungsbedarf verfehlen. Namentlich
ein Vergleich mit der durchweg gesetzlich vorgesehenen externen Ent-
scheidungsbefugnis von Regierungsmitgliedern oder Rektoraten in Beru-
fungsverfahren wiirde nicht tragen. Denn eigenstindige Interventions-
rechte des Ressortministers oder der Ressortministerin bzw. des Rektors
oder der Rektorin konnen der Fakultit lediglich deshalb als wissenschafts-
addquat zugemutet werden, weil es sich hierbei um originiar demokrati-
sche —und demokratisch zu verantwortende — Kompetenzen handelt, die
im Einklang mit der Grundrechtsbindung der offentlichen Hand (Art. 1
Abs.3 GG) auszuliben sind. Dem Staat steht es hingegen nicht zu, seine
demokratischen Vorbehaltskompetenzen zu entiuflern und vormalige
Hoheitsmacht im Rahmen einer faktischen Privatisierung einem privaten
Dritten zu ibertragen. Dies gilt erst recht, wenn der Dritte — wie im Fall
eines Unternehmens oder einer Stiftung — nicht selbst an Grundrechte
gebunden ist. Zwar ermdglicht es eine Vetoposition Dritten nicht, Per-
sonalwiinsche gegen die Fakultit durchzusetzen. Indes wird den Anfor-
derungen des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG nicht schon dann gentigt, wenn die
Reprisentationsorgane der wissenschaftlich Titigen negativ unerwiinschte
Erginzungen des Personalkorpers abwehren konnen. Vielmehr muss eine

30 Gillich, WissR 50 (2017), 234 (260).
31 BVerfGE 127, 87 (123).
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Fakultdt durch ihr Reprisentationsorgan — innerhalb des rechtsstaatlichen
und demokratischen Rahmens — positiv die Zusammensetzung der Lehren-
den determinieren kénnen.**? Die mit einem Vetorecht Dritter einherge-
hende Kappung des Einflusses grundrechtskonform legitimierter Organe
von Hochschule und Staat auf die Zusammensetzung der akademischen
Mitglieder wiirde Art.5 Abs.3 Satz 1 GG verletzen.

bb) Keine Mitentscheidung von Unternehmensvertretern

Richtigerweise ist auch eine Mitentscheidung von Vertretern des Unter-
nehmens in Berufungskommissionen unzulissig. Die kollegiale Ent-
scheidungsstruktur dient nicht nur dazu, Pluralitit zu gewahrleisten und
unausgewogenen — mithin wissenschaftsinadiquaten — Entscheidungen
entgegenzuwirken. Sie dient auch dazu, die zu treffenden amtlichen Ent-
scheidungen zu legitimieren.’*® Legitimation kann aber immer nur von
einem Legitimationssubjekt ausgehen, das tiber eine eigenstandige Wil-
lensbildung von unten nach oben®** verfiigt, die entweder demokratisch ist
oder — im vorliegenden Bereich der grundrechtlich-funktionalen Legitima-
tion (akademische Binnenlegitimation®*®) - jedenfalls demokratieadiquate
Reprisentation (,,binnendemokratische Strukturen®*) und damit Selbst-
bestimmung in wissenschaftsrelevanten Angelegenheiten erméglicht.>”
Ein Uber einen Kooperationsvertrag eingebundenes Unternehmen oder
eine externe Stiftung verfligt aber weder tiber ein demokratisches Legiti-
mationssubjekt noch tiber eine Willensbildung von unten nach oben:

(1) Keine Binnendemokratie in Unternehmen

Ein Unternehmen — gleich welcher Rechtsform — wird top down von der

jeweiligen Leitungsebene (bei Kapitalgesellschaften also Geschiftsfiih-
rung nach §35 Abs.1 GmbHG oder Vorstand nach §76 Abs.1 AktG)

und erginzend von den Eigentiimern (sprich: Gesellschaftern oder Akti-

32 Vel. BVerfGE 35,79 (134).

3 BaWiiVerfGH, Urt. v. 14.11.2016 — 1 VB 16/15, WissR 49 (2016), 302 (311); Gir-
ditz, DVB1 2014, 1127 (1134).

3% Huber, Staat und Wissenschaft, 2008, S. 75f.

35 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.402ff.

36 Vol. Kahl, Die Staatsaufsicht, 2000, S. 487; Kiibne, DOV 1997, 1 (3); Schmidt-
AfSmann, in: GS Wolfgang Martens, 1987, S.249 (263). In der Sache ebenso, jedoch
kritisch zur Begriffsbildung, die die Unterschiede zur demokratischen Reprisentation
verwischt, Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung,
2009, S.4471., 458, 463.

37 Eingehend Gdrditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche System-
bildung, 2009, S.553 ff.
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ondren) iber Aufsichtsrat oder Weisungsrechte gesteuert. Die in einem
Unternehmen titigen Forschenden haben — iiber die allgemeine Arbeit-
nehmermitbestimmung hinaus — keine Moglichkeit der Einflussnahme von
unten nach oben, namentlich keine Teilhabe an der Unternehmensleitung
nach demokratischen Mechaniken und vor allem keine Selbstbestimmung
in wissenschaftsrelevanten Angelegenheiten. Schon dies schliefit es aus,
Vertreter eines Unternehmens als grundrechtlich-funktionale Reprisen-
tanten der Forschenden anzusehen; zudem fehlt es durchweg auch an
einem Wahlakt, weil die Vertreter einseitig seitens der Unternehmenslei-
tung bestimmt sein werden.

(2) Keine Binnendemokratie in Stiftungen

Nichts anderes gilt fiir die Zwischenschaltung einer Stiftung (wie etwa im
Falle des IMB einer ,,Unternehmensstiftung®). Innerhalb einer Stiftung
wird in der Regel nicht geforscht, sondern das Stiftungsvermogen verwal-
tet, sodass sich Stiftungspersonal schon gegenstandlich nicht als Legitima-
tionssubjekt eignet. Auch eine Stiftung wird zudem vom Vorstand geleitet
und nicht binnendemokratisch legitimiert. Schliefllich ist eine Stiftung aber
auch strukturell einer wissenschaftlichen Selbstbestimmung nicht zuging-
lich. Denn diese verwirklicht vornehmlich einen perpetuierten Stifterwil-
len, der der freiheitlichen Gestaltung durch das Personal von vornherein
entzogen ist und insoweit mit dem demokratischen Basisparadigma der
Herrschaft auf Zeit**® bricht.?%

(3) Keine Vergleichbarkeitr mit externen Hochschullehrern
in Berufungskommissionen

Die stimmberechtigte Mitwirkung von Unternehmensvertretern in einer
Berufungskommission ist auch nicht vergleichbar mit der obligatorischen
Beteiligung externer Hochschullehrer, die das Landeshochschulrecht teils
kennt (etwa Art. 18 Abs. 4 Satz 3 HSchPG Bayern®*%; §73 Abs.3 Satz 3
HSchG Berlin; §38 Abs. 4 Satz 3 HSchG N'W) und das BVerfG als ver-
fassungskonform gebilligt hatte.>*! Das BVerfG verweist insoweit darauf,
dass der Zweck, ,die wissenschaftliche Pluralitit der Entscheidungstra-

38 BVerfGE 79, 311 (343); 119, 247 (261); 121, 205 (220); 141, 1 (21); Béckenférde,
in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.II, 3. Aufl. (2004), § 24 Rn. 50; Dreier, in: ders.
(Hrsg.), GG, Bd.1II, 3. Aufl. (2015), Art. 20 (Demokratie) Rn. 73.

39 Kritisch daher zu Stiftungen als Organisationsform fiir die Wissenschaft Garditz,
Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 563 f.

340 Bayerisches Hochschulpersonalgesetz v. 23.5.2006 (GVBL. S.230), das zuletzt
durch §2 des Gesetzes v. 13.12.2016 (GVBI. S.369) geindert worden ist.

1 BVerfGE 127, 87 (123).
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ger und die Qualitit der Auswahlentscheidungen durch die Beteiligung
externer Professoren zu verbessern®, nicht zu beanstanden sei.>*? Nament-
lich soll eine Beteiligung Externer auch dem selbstverwaltungsinhirenten
Risiko entgegenwirken, dass eine Berufungsentscheidung von vornherein
auf eine informal bereits vorab feststehende Person zusteuert.**> Schon
insoweit fillt es schwer, die Beteiligung Externer in der etablierten Mat-
rix der Binnenlegitimation und der Kontrollstrukturen zu lokalisieren.’*4
Jedenfalls dient die Beteiligung Externer ausschliellich der fachlichen
Qualitit der Berufungsentscheidung.>*> Der wesentliche Unterschied zur
Beteiligung von Unternehmens- oder Stiftungsvertretern besteht bereits
darin, dass es sich bei den externen Mitgliedern in Berufungskommissio-
nen um unabhingige Professorinnen und Professoren handeln muss, die
jedenfalls keine wissenschaftsfremden 6konomischen Interessen in Beru-
fungsentscheidungen hineintragen und im Ubrigen in wissenschaftlichen
Angelegenheiten jedenfalls grundsitzlich auch nicht in Weisungshierar-
chien eingebunden sind. Sie sichern also — mit dem BVerfG - die , wissen-
schaftliche Pluralitit®, was aber externe Vertreter, deren Haupttitigkeit
nicht in freier (unabhingiger) Forschung und Lehre besteht, strukturell
nicht kénnen. Schlieflich unterliegen externe Hochschullehrende — bei
allen Unsicherheiten zumal bei unterschiedlichen Dienstherren — erstens
den Gemeinwohlbindungen des Amtes,**® das den amtlichen Auftrag
gerade von personlichen Individualinteressen des Amtswalters abstrahie-
ren soll,>* und zweitens den Standards guter wissenschaftlicher Praxis der
jeweiligen Fachgemeinschaft. Auch dies ist bei Vertretern von Unterneh-
men oder Stiftungen nicht der Fall.

Sieht man die verfassungskonforme Funktion einer — strukturell selbst-
verwaltungsfremden — Beteiligung Externer vornehmlich darin, einem
latenten Einsickern wissenschaftsfremder (nicht auf fachlichen Kriterien

2 BVerfGE 127,87 (123).

3 Mehde, WissR 50 (2017), 28 (331.).

34 Kritisch Mehde, WissR 50 (2017), 28 (39, 44).

3 Garditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.484 (Fn. 249).

36 Allgemein Anderbeiden, Gemeinwohl in Republik und Union, 2006, S.493 ff.;
Depenhener, Das offentliche Amt, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR III, 3. Aufl.
(2005), § 36 Rn. 6; Detjen, Die Werteordnung des Grundgesetzes, 2009, S. 153; Enzmann,
Der demokratische Verfassungsstaat, 2009, S.297

3 Garditz, JoR 64 (2016), 1 (3f.); Grofs, Das Kollegialprinzip in der Verwaltungs-
organisation, 1999, S.253f.; Isensee, Salus publica — suprema lex?, 2006, S. 15, 61; Musil,
Wettbewerb in der staatlichen Verwaltung, 2005, S.439; Schnapp, Rechtstheorie 9 (1978),
275 (281); Uerpmann, Das offentliche Interesse, 1999, S. 47 ff.; Vofkuble, in: Hoffmann-
Riem/Schmidt-Afmann/ders. (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd.III,
2. Aufl. (2013), § 43 Rn. 21.
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beruhender) Auswahlkriterien entgegenzusteuern, liuft eine Einbindung
von Unternechmensvertretern dieser Ratio diametral zuwider. Diese kon-
nen die wissenschaftlich-fachliche Rationalitit der Entscheidung jeden-
falls nicht besser gewahrleisten als unabhingige Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler. Sie verzerren schlimmstenfalls die Entscheidungsfindung
aber gerade dadurch, dass auf wissenschaftsfremde Aspekte, die dem For-
dergeber ein Anliegen sind (z.B. die 6konomische Verwertbarkeit eines
angestrebten Forschungsergebnisses, die Auswirkungen auf die Unterneh-
menspolitik oder die gesellschaftspolitische Relevanz), Riicksicht genom-
men wird. Im Ubrigen erhéht die Einbeziehung externer Entscheidungs-
befugter signifikant das Risiko wissenschaftsinaddquater Entscheidungen,
weil Externe nicht selbst von den Folgen ihrer Entscheidung betroffen
sind.**® Vertreter des Unternehmens oder der Stiftung kénnen daher ohne
das Risiko, in der eigenen beruflichen Tatigkeit wesentlich beeintrachtigt
zu sein, Unternehmens- oder Stiftungsinteressen bei der Auswahl des
wissenschaftlichen Personals verfolgen, wohingegen die akademischen
Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane letztlich die (positiven wie nega-
tiven) Langzeitfolgen von Berufungsentscheidungen sowohl im kollegialen
Miteinander als auch im Ansehen einer Fakultit/Forschungseinrichtung
zu tragen haben; in abgeschwichter Form wiirde dies auch fiir ggf. ein-
bezogene externe Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler gelten, deren
Reputation innerhalb der Scientific Community tangiert wird.

Eine strukturelle Gefihrdung freier Wissenschaft ldsst sich auch nicht
mit dem Argument ausschlieffen, Unternehmens- oder Stiftungsvertreter
ohne Vetoposition lieflen sich von den tibrigen Mitgliedern einer Beru-
fungskommission tiberstimmen. Dies mag so sein, setzt dann aber implizit
voraus, dass sich die Mitglieder einer Kommission in monolithische Blocke
gruppenspezifischer Interessenreprisentation ordnen lassen, die gleichsam
mit einer Stimme sprechen. Dies ist aber unvereinbar mit dem —auch vom
BVerfG betonten**’ — Hauptzweck der kollegialen Entscheidungsorgani-
sation, Pluralismus zu organisieren und moglichst unterschiedliche Per-
spektiven einzubeziehen,*° weil diese Ratio inhdrent voraussetzt, dass
die einzelnen Mitglieder selbststandig sind und in Reprisentanz unter-
schiedlicher Sichtweisen eine Verstindigung suchen. Diesem Modell - wie
auch der Praxis in Kollegialorganen — entspricht es, dass sich Mehrheiten
unabhingig von typisierbaren Gruppen bilden kénnen. Auch eine orga-

38 Garditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S. 494, 549,

9 BVerfGE 136, 338 (364).

3% Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S. 467 ff.
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nisatorische Minoritit kann daher entscheidend sein, wenn es ihr gelingt,
ein gemeinsames Interesse mit anderen Vertretern zu formulieren und zu
einer taktischen Mehrheit zu formen. So liegt es gerade nahe, dass Unter-
nehmens- und Stiftungsvertreter eng mit denjenigen Professorinnen und
Professoren kooperieren, die von der Forderung unmittelbar profitieren
und insoweit als Nutzniefler mit dem externen Kooperationspartner einen
stabilen Entscheidungsblock bilden. Unternehmens- und Stiftungsvertre-
ter haben zudem oft die Riickendeckung der hinter ihnen stehenden Orga-
nisation, die Uber die fortgesetzte Finanzierung entscheidet, weshalb ihre
Stimme faktisch besonderes Gewicht hat. Die hieraus erwachsenden, dem
wissenschaftlich-fachlichen Pluralismus zuwider laufenden Interessenver-
quickungen verdeutlichen, dass Mitentscheidungsrechte von Unterneh-
mens- oder Stiftungsvertretern zu einer wissenschaftsinaddquaten struk-
turellen Gefihrdung freier Forschung und Lehre fiihren.

cc) Méglichkeiten einer konsultativen Beteiligung

Damit ist eine Mitwirkung des externen Kooperationspartners nicht aus-
geschlossen, zumal sich dieser auf ein prima facie legitimes Interesse —
nimlich die Verfolgung der vertraglich vereinbarten Kooperationsziele
bzw. die Einhaltung des Stiftungszwecks — berufen kann. Konsultative
Mitwirkung (also eine blofle Beratung) ist — wie das BVerfG auch fiir
die demokratische Legitimation anerkannt hat**! — grundsitzlich man-
gels Wahrnehmung amtlicher Entscheidungsfunktionen nicht personell
legitimationsbediirftig.>>? Es bestehen zudem legitime Sachgriinde eines
Fordergebers, der in eine institutionelle Forderbeziehung eintritt und
damit dauerhaft Ressourcen bindet, bei der wissenschaftlichen Besetzung
beratend mitzuwirken. Geht es um eine klassische Industriekooperation
(wie im Fall Universitit Koln mit Bayer), kann beratend zu den Chancen
Stellung genommen werden, konkrete Bewerberinnen oder Bewerber mit
ithren Profilen in die gebotenen Méglichkeiten gemeinsamer Projekte ein-
zubinden. Geht es um die Forderung durch eine Stiftung (wie vorliegen-
den im Fall des IMB), kann tiber die Chancen gesprochen werden, wie mit
konkreten Bewerberinnen und Bewerbern die abstrakten Zielhorizonte
geforderter Spitzenforschung ausgeleuchtet werden konnten. Eine kon-
sultative Beteiligung wire daher mit Art.5 Abs.3 Satz 1 GG vereinbar.

31 BVerfGE 83, 60 (74).

32 Geis, WissR 37 (2004), 2 (15); Gérisch, DOV 2003, 583 (587); Grofs, DOV 1999,
895 (900); Hendler, VVDStRL 65 (2006), 238 (251); Kahl, Hochschule und Staat, 2004,
S.102{.; Kersten, DVB1 1999, 1704 (1707); Lower, in: ders./Tettinger (Hrsg.), Kommentar
zur Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen, 2002, Art. 16 Rn. 33; Schenke, NVwZ
2005, 1000 (1006).
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dd) Mitwirkung in einer Findungskommission

Fraglich bleibt, wie die Mitwirkung des Fordergebers (eines Unterneh-
mens oder einer Stiftung) in einer Findungskommission zu bewerten ist.

(1) Allgemeine Anforderungen

Eine Findungskommission, die die Auswahlentscheidung nur vorberei-
tet, muss dann den Anforderungen an ein Organ mit amtlichen Entschei-
dungsbefugnissen entsprechen, wenn die Sachentscheidung so vorbereitet
wird, dass faktisch die Personalauswahl vorweggenommen oder jedenfalls
auf einen konkreten Personenkreis begrenzt wird.*>* Grundsitzlich gilt in
diesem Fall auch hier, dass einerseits eine verbindliche Mitentscheidung
von Vertreterinnen und Vertretern externer Kooperationspartner unzu-
lassig, eine konsultative Mitwirkung aber moglich ist.

(2) Faktische Determination im Fall des IMB

Die Rolle der Findungskommission, die im Fall des IMB nach dem Koope-
rationsvertrag einzurichten ist,>>* bleibt in mehrerlei Hinsicht rechtlich
angreifbar. Der Kooperationsvertrag lisst offen, wie sich die Findungs-
kommission zur Berufungskommission verhilt, die ebenfalls nach Maf3-
gabe des geltenden Hochschulrechts einzurichten und mit der Erstellung
eines Besetzungsvorschlags zu beauftragen ist.>> Zwar ist einerseits klar,
dass der mafigebliche Berufungsvorschlag von der Berufungskommission
formuliert wird. Andererseits ist die Findungskommission maflgeblich
einzubeziehen, anderenfalls wire ihre Einrichtung funktionslos. Das
Gesamtgefiige spricht dafiir, dass die Findungskommission parallel zur
Berufungskommission den Rahmen absteckt, in dem Personalauswahl-
entscheidungen aus der Sicht der Findungskommission vertretbar sind.
Zwar kann die Berufungskommission dem Rektorat auch andere Personen
zur Ernennung vorschlagen. Da die Stiftung jedoch der letztlich entschei-
denden Berufungsvereinbarung zustimmen muss**® und das IMB einen
privatrechtlichen Arbeitsvertrag (wiederum in Abstimmung mit der Stif-

3% BVerfGE 136, 338 (359): ,Zwar entscheidet die Findungskommission nicht ver-
bindlich, sondern bereitet eine Personalentscheidung lediglich vor. Doch wird tatsich-
lich, der gesetzlichen Zielsetzung der Einrichtung der Findungskommission entspre-
chend, nur in den Vorstand bestellt, wer dort ,,gefunden® worden ist, oder aber nicht
bestellt, wer dort abgelehnt wurde. Damit kommt bereits der Findung eine erhebliche
Bedeutung fiir die wissenschaftsrelevanten Entscheidungen an der Hochschule zu®.

34 Nr.1.2.1 KV 2012.

35 Nr.1.2.2. Abs.2 KV 2012.

36 Nr.1.2.2. Abs. 3 Satz 2 KV 2012.
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tung) abschliefit,*” verfiigt sowohl die Stiftung als auch das IMB innerhalb
des Kooperationsmodells iiber eine nicht einseitig iberwindbare Vetopo-
sition. Faktisch bedeutet dies, dass die Auswahl der Direktorinnen und
Direktoren durch die Findungskommission erfolgt, wihrend die Beru-
fungskommission ihrerseits lediglich verhindern kann, dass Kandidatinnen
oder Kandidaten berufen werden, die der betroffene Fachbereich nicht fiir
berufungsfihig hilt. Demgegeniiber ist eine positive Auswahlentscheidung
des Personals — und damit der Fachbereichsmitglieder’®® — nicht gegen
den Willen der Findungskommission durchsetzbar, weil in diesem Fall
absehbar die Anstellung durch das IMB scheitern wiirde. Faktisch trifft
also die Findungskommission die Auswahlentscheidung. Die Findungs-
kommission ist jedoch kein Organ der Hochschule, sondern setzt sich aus
Vertreterinnen und Vertretern der Stiftung des IMB und der Universitit
zusammen.’*® Diese Fremddetermination des Berufungsverfahrens verletzt
die Anforderungen, die Art.5 Abs.3 Satz 1 GG an die selbstbestimmte
Personalauswahl in wissenschaftlich-fachlicher Hinsicht stellt. Im Ubri-
gen werden die gesetzlichen Voraussetzungen an eine Berufung nach §50
HSchG RhP{, die die Anforderungen der Wissenschaftsfreiheit verfas-

sungskonform konkretisieren, rechtswidrig umgangen.

(3) Unzureichende Organisationsvereinbarung im Fall des IMB

Mit Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG von vornherein unvereinbar ist es zudem, dass
der Kooperationsvertrag nicht eindeutig festlegt, wie sich die Findungs-
kommission zusammensetzt. Im Kooperationsvertrag ist lediglich festge-
legt, dass sich die Findungskommission aus Vertreterinnen bzw. Vertretern
der Stiftung, des IMB und der Universitit zusammensetzt. Obwohl diese
gemeinsam eine unmittelbar wissenschaftsrelevante Vorentscheidung zu
treffen hat,?° bleibt damit undeutlich, in welchem Zahlenverhiltnis die
Vertretergruppen zueinander stehen, wer im Konfliktfall itber Mehrheiten
verfiigt, in welchem Verfahren entschieden wird und welche Anforderun-
gen an die entsandten Personen zu stellen sind. Namentlich verfiigt das
IMB vor der Besetzung des wissenschaftlichen Direktoriums tiberhaupt
noch nicht iber wissenschaftsadiquat besetzte Stellen, sodass unklar
bleibt, wer fir das IMB sprechen soll und hierbei hinreichend qualifiziert
ist, die wissenschaftlich-fachlichen Anforderungen zu vertreten. Diese fiir
die Wissenschaftsadiquanz des Organisationsmodells nach Art.5 Abs.3

37 Nr.1.2.3. Abs.2 KV 2012.

8 Nr.1.2.4 KV 2012.

7 Nr.1.2.1 Satz 2 KV 2012.

30 Vel. nochmals BVerfGE 136, 338 (359).
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Satz 1 GG entscheidenden Parameter kdnnen auch nicht einfach einer
rechtlich ungesteuerten Praxis der Vertragsanwendung iiberlassen werden.
Insgesamt handelt es sich daher um ein Kooperationsinstrument, das die
entscheidenden Parameter der Kooperation in verfassungswidriger Weise
offen lasst.

ee) Mirwirkung bei der Ausschreibung

Freie oder frei werdende Stellen fiir Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer werden von der Hochschule nach §50 Abs. 1 Satz 1 HSchG
RhPf rechtzeitig 6ffentlich ausgeschrieben. Dies dient der Sicherung des
aus Art.33 Abs.2 GG erwachsenden Bewerbungsverfahrensanspruches
von in Betracht kommenden Bewerberinnen und Bewerbern. Auch wenn
der aus Art.33 Abs.2 GG abgeleitete Bewerbungsverfahrensanspruch
grundsitzlich eine Bewerbung (im weiteren Sinne) voraussetzt,”®! also
zunichst einmal nur fiir einen verfahrensrechtlich zu konkretisierenden
Bewerberkereis gilt, entfaltet die Norm insoweit Vorwirkung, dass zunachst
einmal ein diskriminierungsfreies und transparentes Verfahren zur Verfii-
gung stehen muss, das einen chancengleichen Zugang zum Amt eréffnet®®?
und insoweit in irgendeiner Form Bewerbungen erméglichen muss.*® Die
Ausschreibung muss Art und Umfang der zu erfiillenden Aufgaben ent-
halten. Die Ausschreibungstexte bediirfen nach §50 Abs. 1 Satz 2 HSchG
RhPf der Zustimmung der Prasidentin oder des Prisidenten.

Im Fall des IMB wird der Ausschreibungstext ,,im Benehmen* mit der
Stiftung abgefasst.*** Benehmen bedeutet nach allgemeinem Verstindnis
nicht Genehmigung, sondern Gelegenheit zur Stellungnahme.’®> Damit
wird der Stiftung kein entscheidender Einfluss vermittelt. Vielmehr geht
es insoweit lediglich um eine beratende — fiir die Universitat unverbind-
liche — Mitwirkung. Diese lisst sich damit sachlich begriinden, dass die
auszuschreibenden Stellen ein Kooperationskonzept ausfiillen sollen, weil
die wissenschaftlichen Direktorinnen und Direktoren die Ausrichtung,
Schwerpunkte und wissenschaftliche Leistungsfahigkeit des Instituts maf3-
geblich priagen. Die Fordergeberin hat daher ein legitimes Interesse daran,

361 Vel. VG Berlin, Beschl. v. 19.8.2014 — 28 L 124.14, Rn. 8 (juris).

2 BVerfGE 116, 1 (16).

303 Jachmann-Michel/Kaiser, in: Huber/Voflkuhle (Hrsg.), GG, Bd.Il, 7. Aufl.
(2018), Art.33 Rn. 16; Jarass, in: ders./Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Art.33
Rn. 23; Kunig, in: von Miinch/ders. (Hrsg.), GG, 6. Aufl. (2012), Art.33 Rn. 18.

364 Nr.1.2.2. Abs. 1 Satz 2 KV 2012.

35S, nur BVerwGE 92, 258 (262); 121, 1 (6); BVerwG, Beschl. v. 29.12.1994 - 7 VR
12/94, Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 3; Beschl. v. 6.2.1998 — 6 B 17/98, Buchholz 421.0
Priifungswesen Nr. 386; Beschl. v. 7.2.2005 - 9 VR 15/04, Rn. 11 (juris).
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an der Formulierung des Stellenprofils beteiligt zu werden, wenn sie die
auf diesen Stellen durchgefihrten Forschungstatigkeiten spiter verlisslich
finanzieren soll. Das Benehmens-Erfordernis als solches verstofit daher
nicht gegen Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG.

d) Finanzstenerung

Mit den Anforderungen einer wissenschaftsadiquaten Ausgestaltung der
Hochschulorganisation kann auch eine konkrete Haushaltssteuerung
durch den Fordergeber unvereinbar sein, wenn diesem hierdurch ein wis-
senschaftsinadidquater Einfluss auf Forschung und Lehre verschafft wird.

aa) Wissenschaftsrelevanz des Haushalts

Haushaltsrechtliche Steuerungsinstrumente — wie im Fall des IMB die
Wirtschaftsplanung®® und die mittelfristige Finanzplanung®®” - sind
grundrechtsrelevant und daher an Art.5 Abs.3 Satz 1 GG zu messen:
,» Wissenschaftsrelevant sind auch alle den Wissenschaftsbetrieb prigenden
Entscheidungen tiber die Organisationsstruktur und den Haushalt [...],
denn das Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit liefe leer, stiinden nicht
auch die organisatorischen Rahmenbedingungen und die Ressourcen zur
Verfugung, die Voraussetzungen fiir die tatsichliche Inanspruchnahme
dieser Freiheit sind“.>*® Dies vermittelt zwar selbstverstindlich keinen
Anspruch auf eine selbstbestimmte Verausgabung fremder Finanzmittel
durch die einzelnen Forschenden. Auch innerhalb der Hochschule beste-
hen legitime haushaltsrechtliche Kontrollvorbehalte, die die ebenfalls
verfassungsrechtlich radizierte (Art.20 Abs. 1, 109 Abs. 3, 110 Abs. 1-2,
114 Abs.2 GG) demokratische Verantwortung fiir 6ffentliche Mittel
sicherstellen. Haushaltskontrollen und Rechenschaftspflichten sind daher
ebenso zulissig wie kollektive Entscheidungen, wie knappe Mittel verteilt
und verausgabt werden sollen. Um eine staatliche Wissenschaftssteuerung
zu vermeiden, die iiber eine detaillierte Haushaltsplanung letztlich Wis-
senschaft politisch programmiert und daher die Freiheit aus Art.5 Abs. 3
Satz 1 GG iber den Finanzierungspfad aushohlt, miissen Vorgaben hin-
reichend abstrakt bleiben, sprich: angemessene Freiraume fiir Forschung
und Lehre belassen,*”? die innerhalb der Universitit nur insoweit gestuft

3% Nr.2.1.2. KV 2012.

%67 Nr.2.1.3. KV 2012.

368 BVerfGE 138, 338 (364).

39 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.582f.
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nachzuverdichten sind, als kollektive Entscheidungen erforderlich werden,
begrenzt verfiigbare Mittel abstrakt nach wissenschaftsadiquaten Kriterien
zu verteilen.”’® Diese notwendigen Verteilungsentscheidungen unterliegen
wiederum der Kontrolle durch gewihlte akademische Kollegialorgane, die
als Schutzwall dagegen dienen, eine ergebnisorientierte Forschungspolitik
durch Finanzsteuerung zu installieren.

bb) Mindestschutz gegeniiber Fordergebern

Was zum Schutze der Eigengesetzlichkeiten nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG
gegentiiber einer demokratischen Budgetverantwortung gilt, muss ebenso
gegentiber moglichen Interessen privater Fordergeber gelten. Notwendig
sind also kollegiale Kontrollstrukturen, die das Risiko eines interessen-
geleiteten Missbrauchs der Instrumente der Haushaltskontrolle und der
Mittelbewilligung zu wissenschaftsfremden Zwecken angemessen redu-
zieren. Selbstverstiandlich hat ein Fordergeber — ob Unternehmen, Stiftung
oder funktionaler Teil der Wissenschaftsverwaltung (wie die DFG) — ein
legitimes Interesse, zu kontrollieren, ob die eingesetzten Fordermittel
zweckentsprechend verwendet werden. Entsprechendes gilt fiir die Sicher-
stellung einer ordnungsgemifien Wirtschaftsfithrung. Die korrespondie-
renden Kontroll- und Akteneinsichtsrechte im Falle des IMB sind daher
als solche zunichst nicht zu beanstanden.

cc) Unangemessener Einfluss im Fall des IMB

Als problematisch erweist sich jedoch die Zustimmungspflicht der Stif-
tung zum jihrlichen Wirtschaftsplan.’’! In diesem Wirtschaftsplan sind
auch Ausgaben fiir einzelne Forschungsprojekte enthalten, weshalb die
Steuerung tber die Finanzmittel unmittelbare Auswirkungen auf For-
schungsmethoden und Forschungsthemen hat. Insoweit kann die Stiftung
einzelnen Forschungsansitzen faktisch das Wasser abgraben, indem die
Zustimmung zum Wirtschaftsplan verweigert wird. Hierbei enthilt der
Vertrag keine formellen oder materiellen Kriterien, unter welchen Voraus-
setzungen eine Zustimmung verweigert werden darf. Daher ist es gemessen
am Kooperationsabkommen aus rechtlicher Sicht jedenfalls moglich, die
Zustimmung nicht einfach zur legitimen Rechnungspriifung oder Quali-
tatssicherung, sondern auch als Hebel einzusetzen, die Tatigkeit des IMB
in eine Richtung zu steuern, die wissenschaftsfremden Interessen der Stif-

70 HessVGH, Urt. v. 28.6.1991 — 6 TG 948/91, WissR 26 (1993), 78 (79); Giirditz,
Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 584; Huber,
Staat und Wissenschaft, 2008, S. 74 {f.; Kirchhof, JZ 1998, 275 (279).

1 Nr.2.1.2 Abs.2 Satz 1 KV 2012.
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tung (z. B. einer Forschungsagenda, die auf gesellschaftliche Nutzenerwar-
tungen oder Kompatibilitit mit unternehmerischen Strategien gerichtet ist)
entspricht. Insoweit notwendige Kontrollinstrumente der wissenschafts-
adiaquat besetzten Hochschulkollegialorgane gegentiber der Stiftung beste-
hen nicht. Daher bleibt zwar das Verhalten der Universitit (qua Prasidium)
als Alleingesellschafterin des IMB einer hinreichenden Kontrolle durch die
Hochschulorgane unterworfen. Der rechtlich nicht eingehegte Zustim-
mungsvorbehalt durch die Stiftung bleibt aber als — aus der Sicht der
Universitit — kontrollfreies Vetorecht erhalten. Dies ist unvereinbar mit
den Anforderungen an eine wissenschaftsadiquate Kontrollstruktur nach
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG. Schon die vertragliche Einrdumung eines solchen
Vetorechts verletzt die Schutzpflicht fiir eine freie Forschung, selbst wenn
die ,gelebte” Praxis der Kooperation zu keinen handfesten Konflikten
fithren sollte. Eine verfassungskonforme Losung hitte darin bestehen kon-
nen, dass Fordermittel fiir die Laufzeit eines Projektes zugesagt werden
und die fortgesetzte Finanzierung nur bei negativer Evaluierung abgebro-
chen werden darf. Die legitimen Kontrollanspriiche der Stiftung blieben
dann auf eine rein betriebswirtschaftliche Rechnungspriifung beschrankt.

e) Ausgriindung in Privatrechtsform

Welche Anforderungen an die Ausgriindung von Hochschuleinrichtun-
gen — namentlich solchen in Privatrechtsform (z.B. ,An-Institute®) —
gestellt werden, ist in der Rechtsprechung bislang noch nicht entschie-
den worden. Die Ausgriindung von Forschungseinrichtungen hat sich
in besonderem Mafle als organisationsrechtliches Instrument etabliert,
Kooperation mit Forschungseinrichtungen auferhalb der Hochschule
oder mit der Wirtschaft zu ermdglichen.>”? So wurde auch im Fall der
Universitit Mainz das IMB als gGmbH verselbststindigt errichtet.
Verwaltungsaufgaben konnen zwar bei abstrakter Betrachtung prinzi-
piell auch in Privatrechtsform erfiillt werden (Organisationsprivatisie-
rung*”?).’7* Ob der Staat sich im Einzelfall tatsichlich der Formen des
Privatrechts bedienen darf oder nicht, ist damit nicht entschieden und

372 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.578.

75 Hierzu Engels, Die Verfassungsgarantie kommunaler Selbstverwaltung, 2014,
S.4891f.; Kimmerer, Privatisierung, 2001, S.41{f.; Remmert, Private Dienstleistungen
in staatlichen Verwaltungsverfahren, 2003, S. 190f.

37t BVerwGE 13, 47 (54); 129, 9 (141.); Grof3, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Affmann/
Voflkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. I, 2. Aufl. (2012), § 13 Rn. 47;
Schmidt, ZGR 1996, 345 (340); Schulze-Fielitz, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Afimann/
Voflkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. I, 2. Aufl. (2012), § 12 Rn. 130.
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hingt von den Vorgaben ab, die das Offentliche Recht der Verwaltung
auferlegt.’”> Dies gilt namentlich fiir die Ziele der Organisationsprivatisie-
rung. So wire eine Griindung privatrechtlich organisierter Unternehmen
zu Zwecken der Erwerbswirtschaft mit den Aufgaben einer staatlichen
Hochschule unvereinbar,”® soweit nicht das geltende Recht dies explizit
zulassen wirde.

aa) Ingerenzpflichten

Fur rechtliche verselbststindigte Einrichtungen konnen keine abwei-
chenden grundrechtlichen Anforderungen gelten, sofern in solchen
selbststindigen Einrichtungen unter der Verantwortung der Hochschule
Forschung und Lehre betrieben werden soll. Namentlich verfassungs-
rechtliche Anforderungen an die grundrechtsadiquate Organisation
bestehen daher unvermindert fort.””” Einrichtungen, die in Rechtsformen
des privaten Gesellschaftsrechts gegriindet werden, verfiigen nicht tiber
wissenschaftsadiquate Binnenstrukturen.’”® Das vorrangige Bundesrecht
steht einer Uberlagerung durch Landeshochschulrecht entgegen.’”” Die
Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG verlangt kein wissen-
schaftsaddquates Gesellschaftsrecht, weil keine Hochschule gezwungen ist,
sich der Formen des Privatrecht zu bedienen, um offentliche Aufgaben
zu erfillen. Lisst sich die Wissenschaftsfreiheit in Formen des privaten
Gesellschaftsrechts nicht sicherstellen, muss eine Hochschule schlicht auf
eine solche Organisationsprivatisierung verzichten. Im Ubrigen sind ver-
fassungsrechtliche Vorgaben innerhalb der Strukturen des Gesellschafts-
rechts zu verwirklichen.’® Insoweit muss das erforderliche Legitimations-

375 Eblers, Verwaltung in Privatrechtsform, 1984, S. 157 ff.; Weif$, Privatisierung und
Staatsaufgaben, 2002, S.273.

376 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.579.

377
S.573.

78 Vgl. zu sonstigen Nachteilen auch Eberbach/Hommelbof/ Lappe, OdW 2017, 1
).

9 BGHZ 36, 296 (306); 69, 334 (340); HessVGH, Urt. v. 9.2.2012 — 8 A 2043/10,
NVwZ-RR 2012, 566 Rn. 74 ff.; OLG Diisseldorf, Urt. v. 29.5.2001 — 20 U 152/00, WRP
2001, 1086 (1091); SiichsOV G, Beschl. v. 3.7.2012 — 4 B 211/12, ZIP 2012, 2111; Gérditz,
Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S. 574; Ganzer/
Tremml, GewArch 2010, 141 (146); Leisner, GewArch 2009, 337 (338 1t.); Schmidt, ZGR
1996, 345 (3501.); Schwintowski, NJW 1995 1316 (1318); Spannowsky, DVBI 1992, 1072
(1074). Anderer Ansicht etwa von Danwitz, A6R 120 (1995), 594 (6091f.); Wahl, in:
Schmidt-Afmann/Hoffmann-Riem (Hrsg.), Verwaltungsorganisationsrecht als Steue-
rungsressource, 1997, S.301 (333).

30§, HessVGH, Urt. v. 9.2.2012 — 8 A 2043/10, NVwZ-RR 2012, 566.

Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
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niveau uber gesellschaftsrechtliche Steuerungsinstrumente sichergestellt
werden (Ingerenzpflicht).?$!

bb) Kontrolle des IMB durch die Universitdt als Gesellschafterin

Im Falle des IMB ist es moglich, das Handeln der Universitit als Allein-
gesellschafterin, die insoweit durch den Prasident vertreten wird (§79
Abs. 1 Satz 1 HSchG RhPf), der allgemeinen Kontrolle durch den Senat
als gewihltes Kollegialorgan zu unterwerfen. Ob diese Rechte — nament-
lich die begrenzte Abwahlméglichkeit (§80 Abs.4 HSchG RhPf) — den
allgemeinen Anforderungen an eine wissenschaftsadiquate Hochschulor-
ganisation gentigen, ist nicht Thema der vorliegenden Untersuchung. Als
Ultima Ratio hat der Senat die Moglichkeit, ein nicht wissenschaftsadiquat
verwaltetes IMB als Einrichtung zu schlieflen (§76 Abs.2 Nr.7 HSchG
RhPf), was es als milderes Mittel einschliefit, dem IMB als gGmbH den
Status als Hochschuleinrichtung zu entziehen. Fiir eine wissenschaftsad-
aquate Kontrolle im Sinne des Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG reichen diese Ein-
flussmoglichkeiten grundsatzlich aus.

Als problematischer erweist sich hingegen die Kappung des universi-
tiren Einflusses auf die Modalititen der Zusammenarbeit. Wihrend der
Forderung des IMB durch die Stiftung ist nimlich nach dem Koopera-
tionsvertrag ,sicherzustellen, dass das IMB frei Uber die Zusammenar-
beit mit der [Universitit] in Forschung und Lehre entscheiden kann“.38
Weisungsrechte darf die Universitit nur einsetzen, wenn die Stiftung im
Einzelfall zustimmt.’$3 Soweit es nur darum ginge, dass die Hochschul-
leitung nicht in originir wissenschaftliche Entscheidungen des Direktori-
ums des IMB eingreifen darf, wire die Regelung rein deklaratorisch, weil
die Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz 1 GG) auch Forschung und
Lehre am IMB schiitzt. Prasidiale Wissenschaftssteuerung ist hier ebenso
ausgeschlossen wie gegentiber einer hochschulinternen Forschungseinrich-
tung. Die zitierte Klausel geht indes hiertiber hinaus. Sie fihrt zu einer
Verselbststindigung, die nicht einfach nur das wissenschaftliche Direk-
torium des IMB schiitzt, sondern zugleich die Universitit daran hindert,
eine Einbindung des wissenschaftlichen Personals des IMB unterhalb der
Leitungsebene in die Wissenschaft sicherzustellen. Namentlich Promovie-
rende und Habilitierende, die sich ebenfalls auf die Wissenschaftsfreiheit

81 Burgi, in: Ehlers/Piinder (Hrsg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. (2016),
§10 Rn.20f,; Garditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembil-
dung, 2009, S.573; Spannowsky, ZGR 1996, 400 {f.

82 Nr. 1.1. Abs. 5 Satz 1 KV 2012.

38 Nr. 1.1. Abs. 5 Satz 2 KV 2012.
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berufen konnen, werden dem kollegialen Schutz der Universitit entzo-
gen, sind als Beschiftigte des IMB*% in dieser auch nicht reprisentiert und
werden letztlich einem kontrollfreien Abhingigkeitsverhiltnis ausgeliefert.
Zugleich soll aber die Universitat fir die Graduierung bzw. Qualifizierung
zustindig bleiben, da das IMB weder Promotions- noch Habilitationsrecht
hat. Hier findet also eine einseitige Herauslosung des IMB aus den Ver-
pflichtungen statt, die die gegenseitigen Zumutungen freier Wissenschaft*$®
durch rechtliche Konfliktschlichtung ertriglich und demokratisch verant-
wortbar machen. Dies verletzt die Anforderungen des Art.5 Abs. 3 Satz 1
GG an wissenschaftsadiquate Kontrollstrukturen.

2. Verbot der Preisgabe elementarer Anforderungen an die Wissenschaft

Aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG folgt eine staatliche Verantwortung, eine
Preisgabe elementarer Anforderungen an eine redliche Forschung und
Lehre durch die wissenschaftlich Titigen zu unterbinden. Dies kann auch
dazu verpflichten, in Freiheitsgrundrechte durch geeignete Regelungen
zum Schutz der Wissenschaft einzugreifen. Grundsatzlich hat die objektive
Wissenschaftsfreiheitsdimension nur eine unterstiitzende Funktion,?% die
praktischen Gelingensbedingungen individueller Freiheit abzusichern.’%
Objektive Schutzpflichten lassen sich nicht gegen subjektive Freiheit aus-
spielen;*®® die objektive Grundrechtsdimension lisst sich nicht von ihrem
individualfreiheitlichen Kern ablosen und — wie das BVerfG in seinem
Mitbestimmungsurteil hervorgehoben hat — ,,zu einem Gefiige objektiver
Normen verselbstindigen, in dem der urspriingliche und bleibende Sinn

der Grundrechte zuriicktrict.>8°

a) Freibeitseinschrankungen zum Schutz der Funktionsbedingungen
freier Wissenschaft

Hieraus folgt freilich nicht, dass der effektive Freiheitsbereich der Indi-
vidualgrundrechte von dem objektiven Schutzauftrag unbertihrt bleiben
wiirde.’*® Wenn der Staat einen Freiheitsbereich durch normative Setzung

384 Nr.1.4. KV 2012.

385 Vel. Kempen, FuL 2017, 390 (391).

386 Sachs, in: Stern (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land, Bd. 111/2, 1994, S. 72,

% Gillich, WissR 50 (2017), 234 (2541.).

38 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.320ff.

389 BVerfGE 50, 290 (337).

30 Missverstindlich Gillich, WissR 50 (2017), 234 (255).
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(vom abstrakt-generellen Gesetz tiber den Verwaltungsakt zur Gerichts-
entscheidung) ordnet, verteilt er Freiheitschancen bzw. die Bedingungen
threr Inanspruchnahme. Dies ist oftmals nicht moglich, ohne auch Freiheit
zu beschrinken. Etwa die Erfullung des Forderauftrags durch Unterhalt
staatlicher Hochschulen beschrinkt zumindest die Freiheit derjenigen,
die iber ihre Steuern die im Staatshaushalt hierfiir aufgewendeten Mit-
tel generieren miissen.*”! Schon die ,,Erfindung® der objektiven Grund-
rechtsdimension in der Liith-Entscheidung®” bewirkte keine einseitige
Freiheitsweiterung, sondern die Notwendigkeit, im Privatrechtsverhiltnis
Grundrechten zur Geltung zu verhelfen, und zwar zu Lasten der anderen
am Streit beteiligten privaten Partei. Der Schutzauftrag, eine Wissenschaft
zu fordern und zu ermdoglichen, die nach wissenschaftlichen Eigengesetz-
lichkeiten ablauft, fithrt zu Regelungen, die im Interesse eines eben auch
verwalteten Freiheitsraumes — den Hochschulen - individuelle Freiheit
begrenzt. So erfiillen beispielsweise Regeln tiber den Umgang mit wissen-
schaftlichem Fehlverhalten in besonderem Mafle den verfassungsrechtli-
chen Schutzauftrag, sind aber nattrlich zugleich Grundlage fiir individu-
elle Freiheitseingriffe.

Das BVerfG hat dies nie in Frage gestellt.>* Es betont, dass sich ,die
meisten hochschulorganisatorischen Entscheidungen, auch wenn sie den
Kernbereich wissenschaftlicher Betitigung nicht unmittelbar berthren,
aufgrund der Angewiesenheit der wissenschaftlich Tatigen auf den offent-
lich bereitgestellten und organisierten Wissenschaftsbetrieb mittelbar
auf die wissenschaftliche Betitigung auswirken kénnen“.>** Gleichwohl
akzeptiert das Gericht entsprechende Regelungen, die eine freie Entfal-
tung von Forschung und Lehre in einem wissenschaftsadiquat geordneten
Umfeld institutionell sicherstellen.’” So verbietet die Wissenschaftsfreiheit
nicht generell eine Bewertung wissenschaftlicher Forschung und hieran
ankniipfende Entscheidungen iiber die Mittelverteilung.’*® Letztlich recht-
fertigt daher die objektive Schutzverpflichtung aus Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG
abstrakt auch diejenigen (verhiltnismafligen) Eingriffe in die individuelle
Freiheit von Forschung und Lehre, die erforderlich sind, um die freiheitli-
chen Funktionsbedingungen von Wissenschaft innerhalb staatlich verant-
worteter Wissenschaftsriume sicherzustellen.

31 S. zum Problem Klement, Verantwortung, 2006, S.516f. mit Fufin. 1177; von
Stockhausen, Gesetzliche Preisintervention zur Finanzierung offentlicher Aufgaben,
2007, S. 482 1f.; Wischmeyer, Die Kosten der Freiheit, 2015, S. 52f.

92 BVerfGE 7,198 (2041.).

39S, in anderem Kontext explizit auch BVerfGE 96, 56 (641.).

¥4 BVerfGE 111, 333 (355).

3% BVerfGE 111, 333 (3551f.).

9% BVerfGE 111, 333 (359).



104 Teil 1: Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen

Positive Wertentscheidungen, die aus der objektiven Dimension der
Wissenschaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG ableitbar sind, begren-
zen hiernach zwar nicht unmittelbar den Schutzbereich der Wissen-
schaftsfreiheit. Sie sind aber als Ausdruck eines objektiven Gemeinwohl-
auftrags sowohl unter dem Vorbehalt der Verhaltnismafigkeit legitime
Griinde, in die individuelle Wissenschaftsfreiheit einzugreifen, als auch
bei der Abwigung zu berticksichtigen, inwieweit die mit universitiren
Organisationsentscheidungen einhergehenden Grundrechtseingriffe oder
-gefdhrdungen hinzunehmen sind. Die Forschungsfreiheit derjenigen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, die — wie gezeigt: grundsitzlich
geschiitzte®” — Kooperationen mit Unternehmen eingehen wollen, miissen
verhiltnismiflige Einschrinkungen hinnehmen, die notwendig sind, die
Wissenschaftsfreiheit Mitbetroffener gegen unzulissige Einflisse zu schiit-
zen. Das subjektiv-individuelle Abwehrinteresse von weisungsabhingi-
gen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern (konkret: im Mittelbau)
einerseits und der staatliche Schutzauftrag andererseits sind hierbei grund-
satzlich gleichgerichtet. Das Interesse einzelner Forschender ist darauf
gerichtet, Verpflichtungen abzuwehren, die die eigene Forschungsfreiheit
beeintrichtigen, indem diese mittelbar in den Dienst unternehmerischer
Zwecke gestellt und insoweit thematisch bzw. methodisch eingeengt wird.
Die objektive Schutzpflicht ist darauf gerichtet, solche 6konomischen Ein-
fliisse durch geeignete Vorkehrungen einzudimmen.’%

b) Sicherung der Lauterkeir wissenschaftlicher Praktiken

Die in Art.5 Abs.3 Satz 1 GG angelegte Wertentscheidung verpflichtet
den Staat und seine Organe — Hochschulen eingeschlossen — vor diesem
Hintergrund dazu, durch geeignete Regelungen und Praktiken einem
Missbrauch einer (vermeintlichen) Wissenschaft zu wissenschaftsfremden
Zwecken sowie einer Missachtung von basalen Standards guter wissen-
schaftlicher Praxis entgegenzuwirken.

aa) Schutz des Giitesiegels staatlich verantworteter Wissenschaft

Insbesondere sind Vorkehrungen dagegen zu treffen, dass Verquickungen
mit 6konomischen oder sonstigen gesellschaftlichen Interessen mit einer
staatlich verantworteten Wissenschaft dazu fithren, dass unter dem Deck-
mantel freier Forschung Erkenntnisse in Umlauf gebracht werden, die

37 Oben Teil 1, A. 1. 3. a) cc).
%8 Vel. insbesondere zur kompetitiven Steuerung Gérditz, Hochschulorganisation
und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009, S.5191.
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Objektivitit und Verlidsslichkeit suggerieren, tatsachlich aber unter Miss-
achtung von unverzichtbaren methodischen Mindeststandards zustande
gekommen sind, die Wissenschaft tiberhaupt erst ausmachen und ihren
Schutzbedarf begriinden. Indem insoweit wissenschaftliches Fehlverhalten
eingedimmt wird, schiitzt der Staat zugleich all diejenigen Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler, die redlich um objektivierbare Erkenntnis
bemiiht sind und daher eine grundsitzliche Akzeptanz ihrer verlassli-
chen Aussagen erwarten diirfen. Denn wissenschaftliches Fehlverhalten
beeintrichtigt nicht einfach ,nur® Rechte Geschadigter (z. B. von Plagi-
ierten; von Patientinnen und Patienten, die mit ungesicherten Methoden
behandelt wurden; von Hochschulen, deren Ressourcen zweckwidrig
verbraucht worden sind), sondern auch die Glaubwiirdigkeit der Wissen-
schaft und ihrer Institutionen insgesamt. Der Staat darf daher — jedenfalls
soweit Forschungseinrichtungen unter seiner Verantwortung stehen — das
»Giitesiegel“ freier Wissenschaft nicht denjenigen zur Verfigung stellen,
die Tatigkeiten nachgehen wollen, die mangels hinreichend neutraler und
objektivierbarer Standards nicht einfach nur ,,schlechte“3%?, sondern tiber-
haupt keine Wissenschaft sind bzw. — praktisch relevanter — zwar recht-
lichen wie ethischen Standards geniigen, aber aufgrund einer (z.B. 6ko-
nomischen, politischen) Interessenorientierung nicht die Neutralitit und
kritische Distanz aufweist, die von einer staatlich alimentierten Forschung
erwartet werden durfen.

bb) Eindammung von Fehlverhalten

Dies gilt in Sonderheit fiir wissenschaftliches Fehlverhalten. Nach der
Rechtsprechung des BVerwG, die das BVerfG gebilligt hat,*® sind aka-
demische Organe einer Hochschule berechtigt festzustellen, ob eine
Wissenschaftlerin bzw. ein Wissenschaftler durch Forschungstitigkeiten
die Rechte anderer (z.B. von Promovierenden) verletzt hat, schon um
das Notwendige zum Schutz der Betroffenen zu veranlassen.*! Zudem
konnen Hochschulorgane in einem geeigneten Priifungsverfahren fest-
stellen, ob eine Wissenschaftlerin bzw. ein Wissenschaftler ,,die Grenzen
der Wissenschaftsfreiheit zweifelsfrei iiberschritten hat“, sodass konkrete
»Arbeiten nicht als ein ernsthafter Versuch zur Ermittlung von Wahrheit
beurteilt werden kdnnen, somit auch nicht den Schutz des Art.5 Abs.3
Satz 1 GG genieflen®.*? Dies ist bereits dann der Fall, wenn grob fahr-

399 Vgl. BVerfGE 90, 1 (12); Gérditz, WissR 47 (2014), 119 (137).
40 BVerfG-K, Beschl. v. 8.8.2000 — 1 BvR 653/97, NJW 2000, 3635.
1 BVerwGE 102, 304 (312).

42 BVerwGE 102, 304 (312).
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lissig gegen elementare Regeln guter wissenschaftlicher Praxis verstoflen
wurde.*® Das BVerfG hat dies gebilligt und besonders hervorgehoben,
dass ein Vorgehen gegen wissenschaftliches Fehlverhalten der objektiven
Grundsatznorm des Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG entspricht und insoweit ,,der
Sicherung der Funktionsfihigkeit des Wissenschaftsprozesses dient*.*%*
Daher korrespondiert der Verantwortung der Hochschule aus Art.5
Abs. 3 Satz 1 GG fiir eine freie Wissenschaft auch eine Verpflichtung, die
Funktionsbedingungen verlisslicher wissenschaftlicher Erkenntnis durch
geeignete Regelungen zu flankieren.*® Diese Schutzpflicht wird bei-
spielsweise erfillt durch gesetzliche und satzungsrechtliche Regelungen
tber die Entziehung akademischer Grade und Lehrbefahigungen, durch
GWP-Satzungen und die darin enthaltenen Sanktionen,*® sowie durch
das Beamtendisziplinar- und Arbeitsrecht, das eine Sanktionierung von
Fehlerverhalten im Dienst ermoglicht. Bei der konkreten Ausgestaltung
bestehen gewiss weitreichende Spielraume; nicht jedes Fehlverhalten muss
sanktioniert werden und es ist ausreichend, wenn sich eine Hochschule
angesichts knapper Ressourcen darauf konzentriert, besonders gravierende
Fille zu untersuchen. In Bezug auf Industriekooperationen ist jedoch ent-
scheidend, dass eine kooperierende Hochschule — gerade dort, wo Anreize
zu einer interessenorientierten Forschung bestehen — ithre Sanktionsgewalt
behilt, wenn Forschungsergebnisse mit dem Pradikat der Wissenschaft-
lichkeit einer staatlichen Einrichtung versehen werden.

cc) Hinreichende Regelungen in Bezug auf das IMB

Im Fall des IMB ist die Bindung an Regeln guter wissenschaftlicher Praxis
und an die daran ankniipfenden Verfahren hinreichend dadurch sicher-
gestellt, dass die Mitglieder des wissenschaftlichen Direktoriums (beur-
laubte) Mitglieder des jeweiligen Fachbereichs*®” und daher der Rege-
lungsgewalt der Universitit unterworfen bleiben. Das Direktorium ist
wiederum verpflichtet, gegen mogliches wissenschaftliches Fehlverhalten
der Beschiftigten des IMB vorzugehen. Fiir Qualifikationsschriften bzw.
kumulative Beitrige in formlichen Qualifizierungsverfahren an der Uni-

13 BVerwGE 147, 292 (301); Apel, Verfahren und Institutionen zum Umgang mit
Fillen wissenschaftlichen Fehlverhaltens, 2009, S.387; Géirditz, WissR 47 (2014), 119
(136); Schulze-Fielitz, in: Geis (Hrsg.), Hochschulrecht im Freistaat Bayern, 2009,
Kap. IT Rn. 238; ders., in: Lower/Girditz (Hrsg.), Wissenschaft und Ethik, 2012, S.1 (51).

04 BVerfG-K, Beschl. v. 3.9.2014 — 1 BvR 3353/13, NVwZ 2014, 1571f.

495 So auch Ruffert, VVDStRL 65 (2006), 148 (183).

406°S. Hartmann/Fuchs, WissR 36 (2003), 204 ff.; Lower, WissR 33 (2000), 219ff;
Reich, WissR 49 (2016), 152 ff.; Stumpf, JoR 61 (2013), 3291f.

407 Nr.1.2.4. KV 2012.
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versitat gelten ebenfalls die akademischen Satzungen und die dortigen
Reaktionsmoglichkeiten.

¢) Folgen fiir Industriekooperationen

Dies hat auch Konsequenzen fiir Industriekooperationen und privat
geforderte Wissenschaft, iiber die sich selbstverstindlich Pauschalur-
teile verbieten. Zunichst einmal ist davon auszugehen, dass auch die an
Kooperationen mit Unternehmen oder Unternehmensstiftungen betei-
ligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler redlich forschen und die
allgemeinen Standards guter wissenschaftlicher Praxis einhalten, sich also
nicht einfach fiir (vermeintliche oder reale) Interessen des Fordergeber ver-
einnahmen lassen. Selbststindige Stiftungen, die mit einer Forderung einen
gemeinntiitzigen Zweck verfolgen, diirfen ohnehin ebenfalls rechtlich nicht
als verlingerter Arm unternehmerischer Interessen dienen. Der Schutz
freier Forschung gewahrleistet es insoweit auch, sich um eine Finanzie-
rung durch Dritte zu bemiihen.*® Besondere Vorkehrungen sind allerdings
insoweit notwendig, als die Forder- oder Kooperationsstrukturen einen
Anreiz bieten, die eigenen Forschungspraktiken an den tatsichlichen oder
mutmafilichen Interessen des Kooperationspartners oder Fordergebers
auszurichten. Je stirker die Abhingigkeit der Forschenden von Dritten
ist, desto wirksamer miissen Gegengewichte sein. Ist eine Kooperation
erkennbar darauf gerichtet, Hochschulpersonal zu unternehmerischen
Zwecken zu instrumentalisieren, muss ggf. auf eine Kooperation ver-
zichtet bzw. diese dienstrechtlich (durch Versagung von Beurlaubungen
oder Nebentitigkeitsgenehmigungen) untersagt bzw. begrenzt werden.
Eine Kollusion von Hochschullehrenden mit Fordergebern zum Nachteil
einer lauteren Wissenschaft ist zu unterbinden. Zugleich stirken strikte
Regelungen aber auch den verantwortlichen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern den Riicken, wenn sie aus einer Position der Schwiche
mit finanzstarken Fordergebern verhandeln mussen. So kann etwa im Fall
einer Industriekooperation darauf verwiesen werden, dass Forschungs-
arbeiten, die nicht unter Bedingungen freier Wissenschaft im Sinne des
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG zustande gekommen sind, an der kooperierenden
Hochschule von vornherein nicht promotionsfihig sind.

Praktisch bedeutet dies im Rahmen der tiblichen — und als solche auch
tiberhaupt nicht diskreditierten — Kooperationen mit Unternehmen oder
Unternehmensstiftungen, dass zunichst einmal hinreichende Transparenz
herzustellen ist, um einer etwaigen Anfilligkeit fiir tendenziose Forschung

408 Oben Teil 1, A. L. 3. a) aa).
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und unlautere Praktiken im Lichte der fachlichen wie demokratischen
Offentlichkeit von vornherein priventiv entgegenzuwirken. Die aus den
Mitgliedern der Hochschule kreierten kollegialen Hochschulorgane miis-
sen zum einen hinreichende Kontrolle auch iiber externe Forschungsein-
richtungen im Verantwortungsbereich der Hochschule behalten. Zum
anderen kann hier auch der Informationsfreiheit eine unterstiitzende Rolle
zufallen, die notwendige Transparenz extern herzustellen, worauf noch
vertiefend einzugehen sein wird.*” In diesem Rahmen ist dann der objek-
tiven Dimension der Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG
angemessen Rechnung zu tragen.*°

Im Fall des IMB bestehen zwar keine spezifischen Risiken, dass die
Kooperationsstrukturen eine interessengeleitete Forschung beférdern und
hiermit Standards einer neutralen, distanzierten, methodenstrengen und
kritischen Forschung unterlaufen werden konnten. Denn anders als im Fall
insoweit besonders kritisch zu bewertender Industriekooperationen, die
auf anwendbare und kommerzialisierbare Forschungsergebnisse gerichtet
sind (wie im Fall der Universitit K6ln mit Bayer oder moglicherweise
auch im Fall der TU Miinchen mit Facebook) und daher qualifizierte Kon-
trollmechanismen erforderlich machen, geht es im Fall des IMB um eine
altruistische Forderung durch eine Stiftung, die nach threm Zweck keine
wirtschaftlichen Ziele verfolgt. Ungeachtet dessen wurde gezeigt, dass die
weitgehende Auskopplung des IMB aus den allgemeinen Kontrollstruk-
turen der Universitit"'! im Zusammenspiel mit dem starken Einfluss der
Stiftung auf die Personalbestellung und die periodische Zustimmung zur
Wirtschaftsplanung wissenschaftsinadiquate Steuerungspotentiale frei-
setzen kann. Obgleich die Schliisselstellung der Stiftung die Forschung
am IMB nicht in eine kommerzielle Orientierung hineindringt, schafft
sie mangels hinreichend konkreter Sicherungen im Kooperationsvertrag
jedenfalls einen permanenten Zustand der Abhingigkeit, der wiederum
das Risiko erhoht, Forschung an den forderpolitischen Zielen der Stiftung
auszurichten. Die Stiftung ist hierbei — wie dargelegt — nicht zwingend
auf wissenschaftliche Kriterien verpflichtet; sie iibt externen Einfluss nach
spezifischen gesellschaftlichen Erwartungen jedenfalls im Rahmen des
Stiftungszwecks aus, wovor aber die Wissenschaftsfreiheit ganz allgemein
(und unabhingig von einer ethischen Bewertung der Forderziele) schiitzen
soll.*12 Eine Kontrolle durch die Universitit als kompensatorisches Gegen-
moment wird vertraglich dadurch weitgehend ausgeschaltet, dass das IMB

409 Unten Teil 2.

410 Unten Teil 2, A. 1. 2.

1 Oben Teil 1, B. IV. 1. b).
412 Oben Teil 1, A. L. 1.



B. Objektive Schutzverpflichtung 109

selbst iiber Grad und Inhalt der Zusammenarbeit mit der gesellschafts-
rechtlichen Mutter entscheiden kann. Bei wertender Gesamtbetrachtung
verfehlen diese organisatorischen Strukturen die Anforderungen, die aus
der Schutzverantwortung fiir eine freie Forschung und Lehre nach Art.5

Abs. 3 Satz 1 GG folgen.

3. Transparenzanforderungen

Wichtigstes Instrument, wissenschaftliche Transparenz herzustellen, ist
die Veroffentlichung von Forschungsergebnissen. Publizitit ist ein Kern-
element der Wissenschaftlichkeit,*'® weil wissenschaftliche Diskurszu-
sammenhinge auf der Verfiigbarkeit, permanenten Nachpriifbarkeit und
ggf. Revidierbarkeit von wissenschaftlichem Wissen griinden. So wird
die Rationalitit eines Forschungsergebnisses immer auch daran gemes-
sen, was der Stand verfiigbaren, nach wissenschaftlichen Kriterien gesi-
cherten Wissens ist. Die ,,Ernsthaftigkeit des Erkenntnisstrebens*!* (der
Rationalititsanspruch) bemisst sich vor allem daran, Erkenntnisse unter
ibergeordnete Gesetzmiafligkeiten zu positionieren sowie in Relation zu
anderen Erkenntnissen zu setzen.*'® Die Wissenschaftlichkeit selbst setzt
inhirent zumindest die (potentielle) Uberpriifbarkeit*'® durch andere For-
schende voraus.*'” Zugleich wichst die Macht der Gatekeeper, die iiber
eine Veroffentlichung letztlich entscheiden, Publizititsverweigerung zu
wissenschaftsfremden Zwecken zu missbrauchen und zur Verfolgung
einer z. B. unternehmerischen oder politischen Agenda einsetzen zu kén-
nen.*'$ Bleiben Forschungsergebnisse vor der Offentlichkeit verborgen,
scheitern die wissenschaftsimmanenten Kontrollmechanismen, auf die

3 Diibne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007,
S. 403 ff.; zusammenfassend zur wissenschaftstheoretischen Diskussion Leuschner, Die
Glaubwiirdigkeit der Wissenschaft, 2012, S. 69 f.

"4 BVerfGE 35,79 (113); 47, 327 (367); 90, 1 (13); BVerwGE 102, 304 (3111.).

5 Mayen, Der grundrechtliche Informationsanspruch des Forschers gegeniiber dem
Staat, 1992, S. 103.

16 Hier kann offen bleiben, ob dies nur durch potentielle Falsifikation méglich ist
oder auch die Verifikation von Wissen anzuerkennen ist. Dies sind wissenschaftsthe-
oretische Grundsatzfragen, tiber die wiederum wissenschaftsintern gestritten werden
muss, die aber nicht iiber die Auslegung des Grundrechtstatbestandes rechtsnormativ
entscheidbar sind.

7" Mayen, Der grundrechtliche Informationsanspruch des Forschers gegeniiber dem
Staat, 1992, S. 103; in diesem Sinne auch Grofi/Arnold, Regelungsstrukturen der auf3e-
runiversitiren Forschung, 2007, S. 1551.

8 Hinlinglich bekannt ist dies fiir Forschungsauftrige, die von einem Ministerium
vergeben werden, wenn Forschungsergebnisse spiter zuriickgehalten werden, weil sie
nicht in die jeweilige politische Agenda passen.
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eine freie Forschung gerade aufgrund ihrer weiten Freiheit unverzicht-
bar angewiesen bleibt. Beschrinkungen der Publizitit schaden daher dem
Wissenschaftssystem insgesamt.*!” Werden z. B. in einer Veréffentlichung
Methoden oder Versuchsanordnungen nicht offen gelegt, etwa um eine
Nachahmung zu verhindern, unterlduft dies die Anforderungen, wissen-
schaftliche Uberpriifbarkeit und Reproduzierbarkeit zu erméglichen,*2°
was im Extremfall den Schutz der Wissenschaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3
Satz 1 GG fiir diese konkrete Form der Veréffentlichung entfallen lasst,*!
jedenfalls aber schlechte — im o6ffentlichen Diskurs angreifbare — Wis-
senschaft ist. Vor diesem Hintergrund bedarf es wissenschaftsadiquater
Offentlichkeitskontrollen (a)) und eines Schutzes Dritter vor den Risiken
unzuverldssiger Forschung (b)). Auf entsprechende Anforderungen lasst
sich richtigerweise nicht qua negativer Publikationsfreiheit generell ver-
zichten (c)). Von vornherein kann der formale Rahmen der Forschungsti-
tigkeit keiner Geheimhaltung unterliegen (d)).

a) Wissenschaftsadiquate Herstellung von Offentlichkeitskontrolle

Transparenz ist Voraussetzung von jedweder Offentlichkeitskontrolle.*??

In der Wissenschaft fungiert als kontrollierende Gegenoffentlichkeit —
anders als in politisch-demokratischen Verfahren - in der Regel nicht die
Allgemeinheit*?® und auch nicht — wie in administrativen Verfahren mit
Offentlichkeitsbeteiligung — ein Kreis qualifiziert Betroffener*?*. Die breite
Allgemeinheit ist in der Regel fachlich nicht in der Lage, anspruchsvolle
wissenschaftliche Kommunikation hinreichend prizise zu verstehen, um
methodische Fehler, angreifbare Evidenzbehauptungen oder wissenschaft-
liche Fehlbeurteilungen aufzudecken. Und qualifiziert Betroffene, die ein
Eigeninteresse an einer wirksamen Kontrolle haben, stehen nur ausnahms-

9 Zutreffend Dibne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschafts-
freiheit, 2007, S. 405.

420 Vel. Zollner, Tagesspiegel v. 8.1.2019, S. 4.

1 Classen, Wissenschaftsfreiheit auflerhalb der Hochschule, 1994, S. 87.

422 BVerfGE 133, 338 (363); 139, 148 (177); Wegener, Der geheime Staat, 2006,
S.435f1f.

42 7ur Offentlichkeitskontrolle Kahl, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Afmann/VoR-
kuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd.III, 3. Aufl. (2013), § 47 Rn. 136,
211, 243ff.; Rossen-Stadtfeld, in: Schmidt-Affimann/Hoffmann-Riem (Hrsg.), Verwal-
tungskontrolle, 2001, S. 117 (152 {f.); Scherzberg, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Affmann/
Voflkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. ITI, §49 Rn. 1 ff.; Schmidt-
AfSmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl. (2004), Kap. 4,
Rn. 98ff.

424 Zur rechtsstaatlichen Kontrollfunktion Gérditz, Europiisches Planungsrecht,
2009, S. 67; Mann, VVDSIRL 72 (2013), 544 (559 {F.).
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weise zur Verfiigung, haben dann aber kaum hinreichenden Zugang zur
Formierung wissenschaftlicher Thesen. An die Stelle der allgemeinen
Offentlichkeit bzw. der Betroffenendffentlichkeit tritt eine Fachoffent-
lichkeit, die Scienfic Community im Allgemeinen und in Sonderheit die
Peers des jeweiligen Faches, die im offenen Diskurs*?® bewerten konnen,
ob ein Forschungsvorhaben wissenschaftlichen Mindestanforderungen
geniigt.*?® Wihrend eine amtliche Bewertung von Wissenschaft durch
hoheitliche Entscheidung staatlichen Organen jenseits von Priifungsver-
fahren grundsitzlich verschlossen bleibt,*?” tritt an deren Stelle eine dezen-
trale Kontrolle durch die Wissenschaftsgemeinde selbst: Die Auseinander-
setzung mit Forschungsarbeiten ist mit den Mitteln des wissenschaftlichen
Diskurses und daher im Meinungsstreit der einzelnen Grundrechtstriger
auszutragen.*?

In diesem Rahmen kommen dann freilich die Mechanismen zur Anwen-
dung, die innerhalb der Scientific Community der Qualititssicherung die-
nen, namentlich schlechte Wissenschaft herausfiltern und Einseitigkeiten,
Fehler sowie argumentative Liicken innerhalb der wissenschaftlichen For-
schung nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG in fachlicher Auseinandersetzung
identifizieren konnen. Eine Veroffentlichung von Forschungsergebnissen,
die diesen erst Wahrnehmbarkeit und wissenschaftliche Relevanz in der
Fachgemeinschaft verleiht, hingt von Voraussetzungen ab. So muss etwa
ein zur Veroffentlichung eingereichter Aufsatz ein Annahmeverfahren
(z.B. durch Peer Review oder Bewertung durch die Schriftleitung eines
Fachjournals) durchlaufen, dessen Erfolg nicht garantiert ist. Diese im Ein-
zelnen sehr unterschiedlich ausgestalteten und mit verschiedenen Fach-
traditionen unterlegten Verfahren mogen zwar ihre Schwichen haben und
miissen auch nicht immer fair sein,*?® reduzieren aber jedenfalls das Risiko
einer interessengeleiteten Einflussnahme auf Forschungsergebnisse aus

25 Fiir eine entscheidende Rolle der dffentlichen Kritik Hirschi, Skandalexperten —
Expertenskandale, 2018, S. 322 ff.

426 Vel. Deutsche Forschungsgemeinschaft (Hrsg.), Vorschlige zur Sicherung guter
wissenschaftlicher Praxis, 2013, S.29ff.; Evermann, in: Neukirchen/Reuflow/Schom-
burg (Hrsg.), Hamburgisches Hochschulgesetz, 2011, § 76 Rn. 1; Jarass, in: ders./Pieroth
(Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Art.5 Rn. 138.

427 BVerwGE 102, 304 (311).

428 BVerfG-K, Beschl. v. 8.8.2000 — 1 BvR 653/97, NJW 2000, 3635; BVerwGE 102,
304 (312).

#29°S. Abmed/Gasparyan, European Science Editing 39 (2013/2), 8ff.; Bohannon,
Science 342 (2013), Issue 6154, 60ff.; Seckelmann, WissR 45 (2012), 200 (2171.); Smith,
Journal of the Royal Society of Medicine 99/4 (2006), 178 {f.; Wager/Jefferson, Learned
Publishing 14 (2001), 257 ff. Auch in der Rechtsprechung sind Defizite bereits bemerkt
worden. S. OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 17.2.2014 — 1 A 1012/12 Rn. 26 (juris);
Urt. v. 19.10.2017 = 1 A 1712/14, Rn. 129 (juris).
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nichtwissenschaftlichen Griinden angemessen und bleiben daher weiterhin
unverzichtbar.#*® Bessere Optionen fiir eine Qualititssicherung unter der
Bedingung knapper Ressourcen haben wir nicht. Etwa ein vorgelagertes
Peer-Review-Verfahren bzw. eine Qualititskontrolle durch Schriftlei-
tungen kann — bei allen Unvollkommenheiten und einer Anfilligkeit fiir
Oberflichlichkeit®! — bereits Schwichen in wissenschaftlichen Arbeiten
ans Licht beférdern und eine Publikation interessengeleiteter Forschung
hierdurch zumindest erschweren.

Vor allem der einer erfolgten Verdffentlichung nachgelagerte Diskurs
innerhalb der Fachgemeinschaft kann dann wiederum — abhingig von der
Aktualitit der betroffenen Forschung grundsitzlich auch unbegrenzte
Zeit — Ansitze fur Kritik bieten oder sogar die Aufdeckung von Fehl-
verhalten (wie Datenfilschungen oder ergebnisorientierte Ausblendung
von Fakten) bieten. Auch wenn die gegenseitige Kontrolle durch Peers im
offentlichen Fachdiskurs schon angesichts der Flut an Veroffentlichungen
bekannte Schwichen hat und grofie blinde Flecke verbleiben, bietet das
Siurebad der Uberpriifung und fachlichen Kritik immer noch die beste
Gewihr, Fehler oder Schwichen aufzudecken bzw. wissenschaftliches
Fehlverhalten nachtriglich zu entdecken. Wer veroffentlichen muss, wird
zumindest gezwungen, das Risiko einer 6ffentlichen Debatte tiber Defizite
der eigenen Forschung sowie die moglichen Reputationsschiden einzukal-
kulieren. Und Forschungsergebnisse, die bedeutungslos sind, fallen dem
Vergessen der Community anheim, was auch ein Test der wissenschaftli-
chen Relevanz sein kann.

Vor diesem Hintergrund ist es — auch mit Blick auf die strukturellen
Risiken von Industrieforschung — nach Mafigabe der in Art. 5 Abs. 3 Satz 1
GG angelegten objektiven Wertentscheidung grundsitzlich geboten, eine
Kooperation auch davon abhingig zu machen, dass im Rahmen eines
geforderten Projektes entstandene Forschungsergebnisse ungehindert
veroffentlich werden.

0 Aus der breiten Diskussion etwa Iredale/ Al-Shahi Salman, Journal of the Royal
College of Physicians of Edinburgh 42 (2012), 2901.; Wicherts, PLoS ONE 11/1 (2016),
Lff. Daher auch vom BVerfG akzeptiert: BVerfGE 141, 143 (172); ferner VG Berlin,
Urt. v. 19.4.2013 - 9 K 159.11, Rn.29 (juris); VG Braunschweig, Urt. v. 15.12.2010 —
5 A 229/09, Rn. 48 (juris); VG Kéln, Urt. v. 27.1.2011 - 13 K 5693/08, Rn. 100 (juris);
Schleswig-Holsteinisches VG, Urt. v. 25.1.2002 — 11 A 171/00, Rn. 28 (juris). Der Schutz
der Anonymitit auch im Streitfall ist den Peers allerdings nicht garantiert: BVerwGE
157, 1811f.

431 7u den faktischen Problemen sozialwissenschaftlich Reinhart, Scientometrics
81/3 (2009), 7891f.; ders., Soziologie und Epistemologie des Peer Review, 2012; zu den
Macht- und Kontrollstrukturen luzide Hirschi, Skandalexperten — Expertenskandale,
2018, S. 301 ff.
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b) Schutz Dritter vor Ristken durch Publizitit

Gerade dort, wo Forschung unmittelbar anwendungsbezogen ist, kann
eine mangelnde Publizitit von Forschungsergebnissen Rechte Dritter
gefihrden (wie etwa in der Arzneimittelforschung in Bezug auf Patien-
ten),?? namentlich wenn Erkenntnisse {iber mégliche negative Folgen
einer Anwendung unverdffentlicht bleiben, die der Vermarktung abtrig-
lich sein konnten.*® Der Schutz Dritter vor den Risiken unzuverlissiger
Wissenschaft erfiillt zwar in erster Linie Schutzpflichten, die aus entspre-
chenden Spezialgrundrechten erwachsen (etwa Art.2 Abs.2 Satz 1 GG),
verstarkt aber im Rahmen der vorzunehmenden Abwigung den Hand-
lungsdruck, hinreichende Transparenz herzustellen, um Einseitigkeiten
oder Fehler, die auf einer moglicherweise interessengeleiteten Forschung
beruhen, rechtzeitig durch die Wissenschaftsoffentlichkeit aufzudecken.

¢) Freiwilliger Verzicht anf Transparenz qua negativer
Publikationsfreiheit?

Soweit Beschrinkungen der Publikationsfreiheit generell fiir zuldssig
erachtet werden, sofern alle Betroffenen zustimmen,** iiberzeugt dies
nicht. Zwar gehort es grundsitzlich zur negativen Publikationsfreiheit,
ein Forschungsergebnis nicht veréffentlichen zu miissen.**> Umgekehrt
ist daher eine Publikationspflicht als Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit
zu qualifizieren, schon weil eine solche Riickwirkung auf die verwendeten
Methoden haben kann, und daher an Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG zu messen.**¢
Insoweit liegt die Verantwortung bei den Forschenden, den Zeitpunkt
der Publikation namentlich nach Kriterien der Veroffentlichungsreife, der
gesellschaftlichen Verantwortbarkeit oder der taktischen Positionierung
im akademischen Diskurs selbst zu bestimmen.

aa) Abstrakte Publizititsbereitschaft als Element der Wissenschaftlichkeit

Eine relative Pflicht zur Verdffentlichung lasst sich jedoch ggf. zum
Schutz hoherrangiger verfassungsrechtlicher Belange nach allgemeinen

2§, zu den Spannungsfeldern stellvertretend Keller, MedR 1991, 11f.; von Kirch-
bach, PharmaRecht 1986, 44 1f.; von Bar/Fischer, NJW 1980, 2734 ff.

3 Diibne, Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit, 2007,
S.405.

$4 Gillich, WissR 50 (2017), 234 (260).

B5 BGHZ 173, 356 (360); Bartenbach/Volz, GRUR 2002, 743 (7491.); Beaucamp,
DOD 2003, 99ff.; Korting/ Kummer, RAA 2003, 279 (282); Schiibel-Pfister, in: Girditz/
Pahlow (Hrsg.), Hochschulerfinderrecht, 2011, §2 Rn. 15, 17.

¢ Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.1, 3. Aufl. (2013), Art. 5 III (Wissenschaft) Rn. 26.
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Regeln etablieren.*” Auch die in Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG angelegte objek-
tive Wertentscheidung kann Eingriffe in die negative Publikationsfreiheit
rechtfertigen, um kollidierende (objektiv-)verfassungsrechtliche Belange
der Wissenschaftsfreiheit zu schiitzen.*® So wird beispielsweise eine medi-
zinethische Verpflichtung, die mafigeblich dem Schutz der Allgemeinheit
dient, angenommen, wissenschaftliche Studien tber Arzneimittelwir-
kungen am Menschen grundsitzlich zu veréffentlichen.*® Allgemein
steht Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aufgrund einer latenten
Gemeinwohlbindung — wie das BVerfG insoweit iiberzeugend ausgefiihrt
hat — ,bei ihrer Tatigkeit in Forschung und Lehre an einer 6ffentlichen
Universitit ein verfassungsrechtlicher Anspruch auf vollstindiges Schwei-
gen nicht zu“.**° Notwendig ist also die ,,grundsitzliche Bereitschaft, sich
durch die Publikation wissenschaftlicher Resultate dem Validierungspro-

zess der Fachoffentlichkeit zu stellen®.*!

bb) Nichtverdffentlichung aus wissenschaftsadiquaten Griinden

Zwar wire es unzumutbar, einzelne Forschende generell zur Veroffent-
lichung unabhingig von den Griinden fir eine Zurtickhaltung von For-
schungsergebnissen zu zwingen. Namentlich gibt es auch wissenschaftsin-
hirente Griinde, die fiir eine Nichtveroffentlichung sprechen konnen, etwa
die vertretbar verneinte Veroffentlichungsreife oder wissenschaftsethische
Selbstzweifel bei Erkenntnissen, die zu Missbrauch einladen. Méglich -
und vor dem Hintergrund der objektiven Wertentscheidung des Art.5
Abs.3 Satz 1 GG grundsitzlich auch geboten — ist es aber, einen Publi-
kationsverzicht nur unter wissenschaftsadiquaten Bedingungen anzuer-
kennen. Die negative Publikationsfreiheit ist nimlich richtigerweise nur
von der Wissenschaftsfreiheit geschiitzt, soweit die Entscheidung, For-
schungsergebnisse nicht zu veroffentlichen, auf ihrerseits wissenschaft-

7 Biuerle, in: Britz (Hrsg.), Forschung in Freiheit und Risiko, 2012, S.1 (131.);
Britz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd.I, 3. Aufl. (2013), Art.5 III (Wissenschaft) Rn. 94.
Allgemeiner, aber entsprechend BVerfGE 47,327 (380ff.).

8 Entsprechend fiir die umgekehrte Situation (Eingriff in die positive Publikations-
fretheit zum Schutz von Funktionsbedingungen des universitiren Wissenschaftsbetriebs)
BGHZ 173, 356 (3621.). Angedeutet auch bei BVer/GK 3, 93 (97).

9 Nr. 36 der Deklaration von Helsinki: ,,Forscher sind verpflichtet, die Ergebnisse
ihrer Forschung am Menschen 6ffentlich verfiigbar zu machen und sind im Hinblick
auf die Vollstandigkeit und Richtigkeit ihrer Berichte rechenschaftspflichtig. Ferner
Schwarz, in: ders. (Hrsg.), Leitfaden Klinische Priifungen von Arzneimitteln und Medi-
zinprodukten, 4. Aufl. (2011), S. 780 (7921.).

0 BVerfGE 47, 327 (383).

1 Grofi/Arnold, Regelungsstrukturen der aufleruniversitiren Forschung, 2007,
S.1551.
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lich motivierten Erwigungen griindet. Als wissenschaftsaddquate Griinde
kommen etwa in Betracht:*? wissenschaftsethische Zuriickhaltung auf-
grund befiirchteter gesellschaftlicher Folgen, Unvollkommenheit der
Forschungsergebnisse, Restskepsis gegentiber der Plausibilitit, Abwarten
weiterer Forschungsergebnisse, um eine Studie in einen breiteren Kontext
einzuordnen. Die Resultate im weiteren Sinne staatlich verantworteter
Forschungstitigkeit der Offentlichkeit aus 6konomischen Verwertungs-
interessen vorzuenthalten, weil etwa die Ergebnisse die Vermarktungs-
chancen eines Produktes senken oder man den Zeitpunkt der hochsten
Renditeerwartung abwarten mochte, erwiese sich demgegentiber als nicht
wissenschaftsadiquat. Tendenzforschung nach der Maxime c#i bono? wird
befordert. Ein Verzicht auf Publizitit gefahrdet in solchen Fillen die Wis-
senschaftlichkeit der Forschungsergebnisse.

cc) Keine Auslieferung an Publikationsentscheidungen Dritter

Nun wire es mit der Forschungsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG
ebenfalls unvereinbar, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an staat-
lichen Hochschulen einer permanenten Veroffentlichungskontrolle zu
unterwerfen und Rechenschaft dariiber einzufordern, was erforscht wurde
und (nicht) verdffentlicht werden soll. Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG griindet im
Ausgangspunkt eben gerade auch auf der Idee, einen von ,,Fremdbestim-
mung freien Bereich autonomer Verantwortung“** zu errichten, also auf
die personliche Einschitzung zu vertrauen, was nach wissenschaftlichen
Kriterien veroffentlicht werden kann und soll. Schon der ebenfalls von
Art.5 Abs.3 Satz 1 GG umfasste Personlichkeitsbezug einer Verdtfentli-
chung*** verbietet es, Forschende zur Publikation zu zwingen.

Eine Hochschule muss jedoch gerade zum Erhalt der Funktionsbedin-
gungen dieser vertrauensbasierten Freiheit konkreten Risiken entgegen-
wirken, dass Entscheidungen gegen eine Veroffentlichung aus heterono-
men, wissenschaftsfremden Griinden getroffen werden. Dies bedeutet,
dass eine kooperierende Hochschule die uneingeschrinkte Publizitit von
Forschungsergebnissen zur Vertragsbedingung machen muss. Je hoher
das Risiko ist, dass es aufgrund der konkreten Gestaltung einer Koope-
rationsvereinbarung zu wissenschaftsinadiquater Einflussnahme kommt,
desto mehr muss eine Hochschule dafiir sorgen, dass sich Forschungs-

#2 Ahnlich auch Lower, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte,
Bd. IV, 2011, § 99 Rn. 22: Publikation von gemeinsamen Publikationen darf nur verwei-
gert werden, wenn sich hierfiir hinreichende wissenschaftliche Griinde anfithren lassen.

5 BVerfGE 90, 1 (12).

4§, Kirchhof, in: FS Wolfgang Zeidler, Bd. 2, 1987, S. 1639 (16531.); Rieble, in:
Reuf’/ders.(Hrsg.), Autorschaft als Werkherrschaft in digitaler Zeit, 2009, S.30 (51).
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ergebnisse der konkreten Kontrolle der Fachgemeinschaft als Korrektiv
stellen. Keine Hochschule darf ohne verfassungsrechtlich validen Grund
Dritten (namentlich den Fordergebern oder Kooperationspartnern) eine
Entscheidungsbefugnis dariiber einrdaumen, ob Forschungsergebnisse ver-
offentlicht werden sollen oder nicht. Allenfalls mag man es im Rahmen
entsprechender anwendungsorientierter Kooperationsformate fiir verfas-
sungsrechtlich vertretbar halten, wissenschaftliche Erkenntnisse verzogert
zu verdffentlichen, um zuvor gewerbliche Schutzrechte (Art. 12 Abs. 1,
14 Abs. 1 Satz 1 GG) zu sichern (vgl. § 42 ArbNErfG).**® Unzulissig ist
es aber, die Veroffentlichung von Forschungsergebnissen, deren wissen-
schaftliche Urheber Trigerinnen und Triger der Wissenschaftsireiheit
im Verantwortungsbereich der Hochschule sind, von einer Zustimmung
durch den Fordergeber abhingig zu machen.

dd) Fall des IMB

Im Fall des IMB sah der Kooperationsvertrag von Anfang an vor, dass
»Veroffentlichungen® u.a. ,der vorherigen Abstimmung zwischen den
Parteien und vor Veréffentlichung der entsprechenden Zustimmung®
bediirfen.**® Es wurde bereits dargelegt,**” dass nicht eindeutig ist, ob
sich die Bestimmung auch auf wissenschaftliche Fachveroffentlichungen
bezieht. Eine verfassungskonforme Auslegung, die den Anwendungsbe-
reich auf die Offentlichkeitsarbeit im engeren Sinne beschrinkt, ist nicht
ausgeschlossen. Gleichwohl unterliuft die Universitit mit der Klausel die
Schutzverantwortung, die ihr mit Blick auf Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG obliegt.
Erstens ist die Klausel so offen und unbestimmt, dass nicht deutlich wird,
welche Kommunikationsinhalte des IMB der Ab- und Zustimmung unter-
fallen. Angesichts der hohen Eingriffsintensitit, die eine Zustimmungs-
pflicht fiir wissenschaftliche Fachpublikationen hitte, wire hier aber durch
konkrete und prazise Regelungen klarzustellen, worauf sich die Zustim-
mungspflicht erstreckt, schon um Unsicherheiten zu Lasten der betrof-
fenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu vermeiden. Zweitens
sind nach Sinn und Zweck der Regelung jedenfalls die Forschungsberichte
erfasst, die aber als Teil der Wissenschaftskommunikation ebenfalls unter
den Schutz des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG fallen.**8 Insoweit hat die Uni-
versitit Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG verletzt, indem sie sich bei Abschluss der

445

S. 156.
#6 Nr.7.2. KV 2012.
7 Oben Teil 1, A. I1. 1. d) cc).
#8§ oben Teil I, A. L. 3. a) bb).

GrofS/Arnold, Regelungsstrukturen der aufleruniversitiren Forschung, 2007,
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Kooperationsvereinbarung auf die relevante Zustimmungsklausel einge-
lassen hat.

d) Kein Schutz der Geheimbaltung des formalen Forschungsrabhmens

Selbst wenn man das Recht der einzelnen Forschenden anerkennt, die
Ergebnisse ihrer Forschung nicht zu publizieren, steht dies Transparenz-
anforderungen nicht entgegen, soweit sich diese auf die formalen Moda-
litaten des Kooperationsabkommens beziehen. Die Wissenschaftsfreiheit
wird nicht dadurch bertihrt, dass z.B. die Kooperations- und Finanzie-
rungsbedingungen, Mitsprache- oder Vetorechte des beteiligten Unterneh-
mens oder dessen Rolle in Berufungsverfahren transparent gemacht wer-
den. Eine Ausnahme ist nur dann zu machen, wenn die Geheimhaltung aus
wissenschaftlichen Griinden notwendig ist, weil anderenfalls die Erkennt-
nisziele des Projektes gefihrdet wiren. So schiitzt die Wissenschaftsfreiheit
z.B. die Geheimhaltung von Auskunftspersonen im Rahmen einer sozi-
alwissenschaftlichen Feldstudie, wenn diese politischen Repressalien aus-
gesetzt sein konnten,**” oder die Nichtoffenlegung eines Whistleblowers,
der wichtige Informationen zu einem Forschungsskandal preisgibt, den
man aus wissenschaftlichem Erkenntnisinteresse aufkliren will. Hier wird
man aus der Wissenschaftsfreiheit vergleichbare Standards wie fiir den — im
Zeitablauf verblassenden* — Informantenschutz im Rahmen der Presse-
freiheit (Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG)*¥! zugrunde legen miissen. Um solche
Fragen geht es aber vorliegend offenkundig nicht. Insoweit lasst sich die
Geheimhaltung der formalen Kooperationsmodalititen gegentiber legiti-
men Informationsbegehren Dritter unter Berticksichtigung der objektiven
Wertentscheidung aus Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG nicht rechtfertigen. Auf die
Folgerungen wird nachfolgend noch einzugehen sein.*>?

9 Beispiel: Ein politikwissenschaftliches Forschungsteam befragt Personen in der
Tiirkei zum Kurdenkonflikt.

0 S, BVerwG, Beschl. v. 21.9.2016 — 6 A 10/14, Rn. 16: Fiir den Verweigerungsgrund
des Quellenschutzes reiche eine blofle Geltendmachung dann nicht aus, wenn es sich
um Informanten handele, die bei lange zurtickliegenden, abgeschlossenen Vorgingen
eingesetzt worden seien, sodass eine aktuelle Beeintrichtigung der Aufgabenerfiillung
der Beklagten nicht gleichsam von selbst auf der Hand liege.

B1BVerfGE 77, 65 (80); 100, 313 (386); 107, 299 (344); 117, 244 (265£.); BVerfG-K,
Beschl. v. 13.7.2015 — 1 BvR 2480/13, StV 2016, 65 ff.; BVerwG, Beschl. v. 26.10.2017 —
6 VR 1/17, NJW 2018, 485 Rn. 23; Kirchberg, Offentliches Medienrecht, 2. Auf. (2018),
Rn. 129; Starke, AfP 2007, 91 ff.

#2 Unten Teil 2.
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V. Ergebnis im Fall des IMB

Zusammenfassend lisst sich festhalten, dass die Universitit im Falle des
IMB durch Abschluss der Kooperationsvertrage 2009 und 2012 der sich
aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG ergebenden Verantwortung, einen angemes-
senen Schutz der Wissenschaftsfreiheit innerhalb ihres gesellschafts-
rechtlichen Trabanten sicherzustellen, nicht gerecht geworden ist. Die
Kooperationsvertriage unterlaufen die Mindestbedingungen an wissen-
schaftsaddquate Kooperationsstrukturen, indem der Stiftung ein mit den
Eigengesetzlichkeiten freier Forschung nicht zu vereinbarender Einfluss
auf Berufungsentscheidungen und auf die Steuerung der Forschungsta-
tigkeit iber die Finanzmittelverwendung eingeraumt wurde. Auch dem
Ab- und Zustimmungsvorbehalt bei Veroffentlichungen des IMB hitte
die Universitat nicht zustimmen diirfen.



Teil 2: Informationsfreiheit als mittelbarer Schutz
wissenschaftlicher Eigengesetzlichkeiten

Auch das Informationsfreiheitsrecht ist ein Instrument, um Transparenz
herzustellen. Traditionell wird es in einem demokratischen Funktions-
kontext positioniert, die politische Offentlichkeit zu informieren und
daher rationale demokratische Teilhabe durch Wahlen sowie durch Inan-
spruchnahme politischer Freiheitsrechte zu unterstiitzen.! Daneben tre-
ten praktische Erwigungen einer rechtsstaatlichen Verwaltungskontrolle.?
Das allgemeine und besondere Informationsfreiheitsrecht kann aber auch
unterstiitzend eingesetzt werden, durch Transparenz von Kooperations-
beziehungen die Verwirklichung der objektiven Wertentscheidung fiir eine
freie, verlissliche und neutrale Wissenschaft aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG zu
flankieren. Das Fallbeispiel des IMB zeigt dies, hat doch hier der beharr-
liche investigative Druck auf die Akteure und die - freilich durch Leaking
unfreiwillig erzwungene — Publizitit der Kooperationsvertrige erst zu
einer Sensibilisierung fiir mogliche Risiken gefiihrt, die von dem unausge-
gorenen Vertragswerk fiir eine freie Wissenschaft ausgehen konnten. Im
Folgenden sollen allgemeine Informationsfreiheitsrechte (A.), presserecht-
liche Auskunftsanspriiche (B.) sowie Informationsanspriiche akademischer
Selbstverwaltungsorgane (C.) und Beschaftigter (D.) untersucht werden.

A. Allgemeines Informationsfreibeitsrecht

Allgemeine Informationsfreiheitsanspriiche sind solche, auf die sich
grundsitzlich jede und jeder berufen kann, die also keine spezifische pro-
fessionelle, personliche oder funktionale Nihe zum konkreten Anspruchs-
gegenstand voraussetzen. Sie eignen sich daher in besonderem Mafle als
Vehikel, Offentlichkeitskontrolle zu erméglichen. Die verfassungsrecht-

U Albers, Z]S 2009, 614 (6181.); Birkinshaw, Freedom of Information: The Law,
the Practice and the Ideal, 4. Aufl. (2010), S. 18 f.; Partsch, AfP 2012, 516ff.; Siehr, Das
Recht am &ffentlichen Raum, 2016, S. 189 ff.; Spindler, ZGR 2011, 690ff.; Wegener, Der
geheime Staat, 2006, S. 428 f. Vgl. dhnlich auch fiir die Offentlichkeit BVerfGE 103, 44
(63).

2 Albers, ]S 2009, 614 (6191.); Gréschner, VVDStRL 63 (2004), 344 (366); Wegener,
Der geheime Staat, 2006, S. 4351f.
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liche Fundierung (I.) hat hierbei auch Einfluss auf die Reichweite der kon-
kreten gesetzlichen Informationsanspriiche (I1.).

L Verfassungsrechtliche Koordinaten

Allgemeine Informationsfreiheitsrechte sind weder auf Bundes- noch
Landesebene verfassungsunmittelbar garantiert.> Durch Informationsfrei-
heit hergestellte Transparenz dient zwar als Ausdruck einer informierten
Offentlichkeit* sowohl dem Rechtsstaatsprinzip (Verwaltungskontrolle)
als auch der Demokratie.> Unmittelbar bindende Anspriiche oder objek-
tive Ordnungsentscheidungen, die auf ein konkretes Informationsfrei-
heitsregime verpflichten, lassen sich hieraus aber nicht ableiten.® Unions-
rechtliche Vorgaben im Bereich des Umweltinformationsrechts,” die durch
die Umweltinformationsgesetze des Bundes und der Linder umgesetzt
wurden,® sind im vorliegenden Kontext nicht einschligig, sofern es nicht
ausnahmsweise um Forschungsprojekte geht, deren Gegenstand unmit-
telbare Umweltrelevanz aufweist. Die damit verbundenen — grundsitzlich
parallelen — Sonderfragen sollen hier aufler Betracht bleiben. Im Folgenden
wird es also um eine grundrechtliche Radizierung von Informationsan-
spriichen in der Informationsfreiheit (1.), der Wissenschaftsfreiheit (2.)
und der Pressefreiheit (3.) gehen, wobei die mittelbare demokratische
Bedeutung ggf. schutzverstiarkend wirkt.

3 Einzige Ausnahme Art.21 Abs. 2 Satz 2, 39 Abs. 7 Satz 2 Verf Bbg.

* Martin, Das Steuerungskonzept der informierten Offentlichkeit, 2012.

5 Pernice, in: Informationsfreiheit und Informationsrecht Jahrbuch 2013, 17 (24 f.);
Schmidt/Kahl/Gérdirz, Umweltrecht, 10. Aufl. (2017), §4 Rn. 142; Wegener, Der ge-
heime Staat, 2006, S. 428 ff.; s. auch Glaser, Die Entwicklung des Europiischen Verwal-
tungsrechts aus der Perspektive der Handlungsformenlehre, 2013, S. 598 f.: Transparenz
als Legitimationsbaustein. Vgl. bereits BVerfGE 27, 71 (81).

® VG Berlin, Urt. v. 7.6.2007 — 2 A 130.06, Rn. 25; VG Kéln, Urt. v. 6.12.2012 - 13 K
2679/11, Rn.48 (juris); VG Mainz, Urt. v. 11.5.2016 — 3 K 636/15.MZ Rn. 48 (juris).
Zur Diskussion und Gegenansicht Albers, Z]JS 2009, 614 (6181.); fiir ein Gegenkonzept
insbesondere Wegener, Der geheime Staat, 2006, S. 429, 4801f. Selbst wenn man aus dem
Demobkratieprinzip einen Grundsatz der Informationsfreiheit ableiten wollte, wire die-
ser jedenfalls relativ zu anderen verfassungsrechtlichen Belangen. S. VG Braunschweig,
Urt. v. 26.6.2013 -5 A 33/11, ZD 2014, 318 (321). Ein solcher Anspruch wiirde also nicht
weiter reichen wie die beschrankten Anspriiche nach IFG.

7 Richtlinie 2003/4/EG des Europiischen Parlaments und des Rates v. 28.1.2003 iiber
den Zugang der Offentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richt-
linie 90/313/EWG des Rates (ABI. L 41, S.26).

8 Schmidt/Kahl/Gérditz, Umweltrecht, 10. Aufl. (2017), § 4 Rn. 147 ff.; zu den Hin-
tergrinden Wiesinger, Innovation im Verwaltungsrecht durch Internationalisierung,
2013, S.70ff., 1001f., 134 ff.
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1. Grundrecht der Informationsfreiheit

Zunichst kommt als Anspruchsgrundlage die allgemeine Informations-
freiheit (Art.5 Abs.1 Satz 1 Halbs.2 GG) in Betracht, die jedem das
Recht gewihrt, sich aus allgemein zuginglichen Quellen ungehindert zu
informieren. Allgemein zuginglich ist eine Informationsquelle nach Art. 5
Abs. 1 Satz 1 Halbs.2 GG dann, wenn sie geeignet und bestimmt ist, der
Allgemeinheit, also einem individuell nicht bestimmbaren Personenkreis,
Informationen zu verschaffen.? Dies bedeutet, dass das Freiheitsrecht nach
der weiterhin vorherrschenden Lesart von einer Vorentscheidung abhingt,
eine Informationsquelle allgemein zuginglich zu machen.!® Dies ist aller-
dings schon dann der Fall, wenn sich aus anderweitigem Verfassungsrecht
ergibt, dass eine Information zur offentlichen Verwendung bestimmt ist
bzw. sein muss.! So legt die 6ffentliche Hand auch weiterhin ,,die grund-
sitzliche Zuginglichkeit von staatlichen Vorgingen und damit zugleich
deren Offnung als Informationsquelle fest*.!2

Eine Zuginglichmachung kann auch abstrakt-generell durch Gesetz-
gebung erfolgen. Aufgrund der allgemeinen Informationsfreiheitsgesetze
sind folglich die damit zu erlangenden Informationen allgemein zuginglich
im Sinne des Art.5 Abs. 1 Satz 1 Halbs.2 GG."> Zwar sind hierbei auch die
Informationsverweigerungsgriinde einzukalkulieren, die den Umfang des
Anspruchs gesetzlich konturieren. Diese Riickausnahmen sind aber ihrer-
seits im Lichte der grundsitzlichen Informationsfreiheit auszulegen und
anzuwenden. Obgleich es keine allgemeine verfassungsrechtliche Pflicht
zur Schaffung von Informationsfreiheitsrechten gibt'* und gesetzliche
Bereichsausnahmen, die fiir bestimmte Bereiche generell Informationsfrei-
heitsanspriiche ausschlieflen, auch das BVerfG fur grundsitzlich zulissig
erachtet,'® verbietet Art.5 Abs.1 Satz 1 Halbs.2 GG doch insoweit eine

9 BVerfGE 145, 365 (372).

10 BVerfGE 103, 44 (59); bestitigt durch BVerfGE 145, 365 (3731.); ferner Jarass,
in: ders./Pieroth (Hrsg.), GG, 15. Aufl. (2018), Art.5 Rn.23a; Schemmer, in: Epping/
Hillgruber (Hrsg.), GG, 2. Aufl. (2013), Art. 5 Rn. 33; Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.),
GG, 3. Aufl. (2013), Art. 5 I, II Rn. 79; Starck/Paulus, in: Huber/Voffkuhle (Hrsg.), GG,
Bd. 1, 7. Aufl. (2018), Art. 5 Rn. 108, 109.

" Albers, Z]S 2009, 614 (617); Wendt, in: von Miinch/Kunig (Hrsg.), GG, 6. Aufl.
(2012), Art. 5 Rn. 23.

12 So zuletzt im Juni 2017 zur Einsichtnahme in Akten des Bundesarchivs BVerfGE
145, 365 (373).

13 BVerfGE 145, 365 (373).

Y Schemmer, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), GG, 2. Aufl. (2013), Art.5 Rn.33;
Schmitz/Jastrow, NVwZ 2005, 984 (985).

5 BVerfGE 145, 365 (374); Starck/Paulus, in: Huber/Voflkuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1,
7. Aufl. (2018), Art.5 Rn. 111.
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willksirliche Disposition des Staates iiber den Umfang der Zuginglich-
keit von Informationen.!® Insoweit ist iiber die freiheitsgrundrechtliche
Dimension hinaus auch dem Gleichheitsgebot (Art. 3 Abs. 1 GG) bei der
gesetzlichen Ausgestaltung der Informationsfreiheit Rechnung zu tragen.
Die Allgemeinzuginglichkeit durch Gesetz reicht allerdings nicht weiter
als die jeweilige Regelungskompetenz des handelnden Gesetzgebers.!” Die
spitere Ubergabe staatlich gefiihrter Akten in private Trigerschaft schlief3t
den Anspruch grundsitzlich nicht nachtriglich wieder aus.!8

Hieraus folgt: Art.5 Abs. 1 Satz 1 Halbs.2 GG gebietet zwar aus sich
heraus nicht, konkrete Informationen &ffentlich zuginglich zu machen.!?
Namentlich ob der Staat einer Ethik der Transparenz oder des Aktenge-
heimnisses folgt, ist insoweit nicht verfassungsrechtlich festgelegt. Wenn
allerdings eine Information iiber das Informationsfreiheitsrecht grundsitz-
lich allgemein zuginglich gemacht wurde, ist auch die weitere Auslegung
und Anwendung des einfachen Rechts (insbesondere der fallbezogenen
Verweigerungsgriinde) an der Informationsfreiheit des Art. 5 Abs. 1 Satz 1
Halbs. 2 GG zu messen.

2. Wissenschaftsfreibeit

Als weitere Determinante kommt die Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3
Satz 1 GG) in Betracht. Diese ist richtigerweise lex specialis zur allgemei-
nen Informationsfreiheit, wenn es um die Informationsgewinnung zu wis-
senschaftlichen Zwecken geht.?® Unklar ist allerdings deren Reichweite.
Uberwiegend wurde bislang ein Anspruch auf konkret zu wissenschaft-
lichen Zwecken benotigte Informationen unmittelbar aus Art.5 Abs.3
Satz 1 GG abgelehnt.?! Die Forschungsfreiheit erweitere ,nicht die der

16 Bethge, in: Sachs (Hrsg.), GG, 8. Aufl. (2015), Art. 5 Rn. 57; dhnlich Starck/Paulus,
in: Huber/Vofkuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1, 7. Aufl. (2018), Art.5 Rn. 108.

17" Rossi, Informationszugangsfreiheit und Verfassungsrecht, 2004, S. 216 ff.

8 BVerfGE 145, 365 (3751.).

9 Gegenliufige — demokratietheoretisch unterfiitterte — Ansitze (namentlich Wege-
ner, Der geheime Staat, 2006, S. 4801f.) — haben sich jedenfalls in der Rechtsprechung
nicht durchzusetzen vermocht.

20 Bizer, Forschungsfreiheit, und Informationelle Selbstbestimmung, 1992, S. 107;
Hevers, Informationszugangsanspriiche des forschenden Wissenschaftlers, 2015, S. 142;
Mayen, Der grundrechtliche Informationsanspruch des Forschers gegeniiber dem Staat,
1992, S. 105 1f.

2 BVerfG-K, Beschl. v. 30.1.1986 — 1 BvR 1352/85, NJW 1986, 1243; BVerwGE 121,
115 (130); BVerwG, Beschl. v. 9.10.1985 — 7 B 188/85, NJW 1986, 1277 (1278); OVG
RhPf, Urt. v.27.10.1982 - 2 A 47/82, NJW 1984, 1135 (1136); Bizer, Forschungsfreiheit,
und Informationelle Selbstbestimmung, 1992, S. 70ff.; Gurlit, DVBI 2003, 1119 (1122);
Starck/Panlus, in: Huber/Voflkuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1, 7. Aufl. (2018), Art.5 Rn.489;
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Forschung zugrunde gelegten Quellen tiber den Umbkreis der allgemein

zuginglichen Informationen [...] hinaus“.??

a) Beriicksichtigung der individuellen Wissenschaftsfreibeit
bei Forschungsinteresse

Dies wird jedoch zunehmend — und in der Sache mit Recht — kritisiert.??
Richtigerweise kann sich die in Art.5 Abs.3 Satz 1 GG angelegte For-
derpflicht im Einzelfall zu einem Informationszugangsanspruch ver-
dichten.?* Wenn ein Forschungsvorhaben essentiell auf den Zugang zu
bestimmten Informationen angewiesen ist und keine hinreichend gewich-
tigen Sachgriinde der Informationsgewahrung entgegenstehen, wird man
einen unmittelbar aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG folgenden Anspruch auf
Information anerkennen miissen. Im Ubrigen wurde zutreffend darauf
hingewiesen, dass der Zugang zu Informationen, die bei der Verwaltung
vorhanden sind (z. B. durch Akteneinsicht oder Archivzugang), nicht eine
Leistung im eigentlichen Sinne ist; vielmehr geht es um die Beseitigung
von Verboten (z. B. Geheimhaltungspflichten), die im Falle eines konkre-
ten Forschungsziels in Art.5 Abs.3 Satz 1 GG eingreifen und insoweit
durch hinreichende Gemeinwohlbelange zu rechtfertigen sind.?> Dies
legt auch ein Vergleich mit dem Presserecht nahe, in dem das BVerwG
bei fehlendem einfach-gesetzlichen Informationszugang unmittelbar auf
die Pressefreiheit nach Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG zurtickgegriffen hat. Das
Schutzniveau der Pressefreiheit, die unter dem Vorbehalt der allgemeinen
Gesetzes steht (Art. 5 Abs. 2 GG), ist graduell niedriger als das der vorbe-
haltlos gewihrleisteten Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG,
was dafiir spricht, dass letztere jedenfalls keine geringeren Informations-
zugangsanspruche vermittelt. Unabhingig hiervon hat auch das BVerfG
anerkannt, dass bei der Entscheidung tiber ein Informationszugangsbegeh-
ren, sprich: bei der Auslegung und Anwendung des einfachen Rechts, der
Stellenwert des Grundrechts der Wissenschaftsfreiheit zu beachten ist.?

offen gelassen Wendt, in: von Miinch/Kunig (Hrsg.), GG, 6. Aufl. (2012), Rn. 105
(»Datenzugang®).

2 BVerwGE 121, 115 (130).

B Friihzeitig Bayer, JuS 1989, 191 (193); Berg, CR 1988, 234 (2371f.).

2 Hevers, Informationszugangsanspriiche des forschenden Wissenschaftlers, 2015,
S. 851f.; Schoch, IFG, 2. Aufl. (2016), Einl. Rn. 71.

% Greb, Die Verwaltung 44 (2011), 563 (5681., 575); Mayen, Der grundrechtliche
Informationsanspruch des Forschers gegentiber dem Staat, 1992, S. 136 ff., 180f. Parallel
fiir die Presse- und Rundfunkfreiheit von Coelln, Zur Medienoffentlichkeit der Dritten
Gewalt, 2005, S.294f.

26 BVerfG-K, Beschl. v. 30.1.1986 — 1 BvR 1352/85, NJW 1986, 1243; Starck/Paulus,
in: Huber/Vofkuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1, 7. Aufl. (2018), Art.5 Rn.489. Das BVerwG
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Es bedarf also einer Interpretation des allgemeinen Informationsfreiheits-
rechts sowie insbesondere der praktisch entscheidenden Ausnahmetatbe-
stande im Lichte der Wissenschaftsfreiheit, soweit ein Informationsbegeh-
ren unmittelbar wissenschaftlichen Zwecken dient. Richtigerweise wird
man hieraus aber auch folgern miissen, dass Rechtsverhiltnisse so auszu-
gestalten sind, dass — jedenfalls wo gegenliufige Geheimhaltungsinteres-
sen nicht von vornherein iiberwiegen — Abwigungen, in deren Rahmen
der Wissenschaftsfreiheit Rechnung getragen werden kann, iberhaupt
moglich sind.?” Obgleich daher das allgemeine Informationsfreiheitsrecht
nur Jedermann-Rechte kennt und daher nicht auf spezialgrundrechtlich
qualifizierte Begehren austariert ist, lasst es sich im Rahmen eroffneter
Wertungsspielraume als Vehikel fiir einen wissenschaftsadiquaten Infor-
mationszugang nutzen.

b) Kein Anspruch anf Informationen jenseits eigener Forschungsinteressen

Diese Begriindung eines Gebots verfassungskonformen Informationszu-
gangs greift allerdings nur, wenn eine forschende Person selbst Zugang zu
Informationen begehrt, die fiir eigene Forschungsvorhaben benotigt wer-
den. Ein Zugang zu forschungsrelevanten Informationen Dritter, die nicht
eigener Forschung dienen, ist damit weder verbunden noch ohne gesetz-
liche Vermittlung zu begriinden, weil selbstverstindlich auch Forschende
dagegen geschiitzt sind, ihre Methoden, Ziele und Verfahren gegentiber
Dritten voraussetzungslos offenzulegen.”® Ein Zugriff auf Forschungsin-
halte ist auch nicht Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. Entschei-
dend ist, dass die individuelle Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz 1
GG) schon ihrem Gegenstand nach grundsitzlich keinen Anspruch auf
Information iber Kooperationsvertrige unterstiitzen kann, die eine Hoch-
schule mit privaten Unternehmen abschliefit. Denn die Kenntnis des Ver-
tragsinhalts erfiillt zwar wichtige Funktionen einer 6ffentlichen Kontrolle,
wird aber in der Regel keinen Informationsbedarf befriedigen, der eigene
Forschung fordert. Abweichendes ist nur in dem seltenen Ausnahmefall
anzuerkennen, dass eine Wissenschaftlerin oder ein Wissenschaftler (z. B.
aus der Sicht der Wissenschaftsethik, des Rechts oder der Wirtschafts-

geht davon aus, dass sich selbst im Rahmen des deutlich restriktiveren Archivrechts ein
grundrechtskonformer Zugang sicherstellen lasse. So BVerwG, Urt. v. 27.6.2013 -7 A
15/10, AfP 2013, 452 (454).

¥ Gallwas, in: Weber (Hrsg.), Datenschutz und Forschungsfreiheit, S.35 (41);
Hewvers, Informationszugangsanspriiche des forschenden Wissenschaftlers, 2015, S. 123;
Wyduckel, DVBI 1989, 327 (335).

2 OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 — 15 A 97/13, JZ 2016, 516 (517 {1.).



A. Allgemeines Informationsfreiheitsrecht 125

wissenschaften) tiber Forschungskooperationen forscht und hierfir auf
Empirie iiber Kooperationspraktiken angewiesen ist.?’

¢) Beriicksichtigung der objektiven Funktion der Wissenschaftsfreiheit

Im Rahmen der Auslegung und Anwendung der Informationsfreiheitsge-
setze — insbesondere bei vorzunehmenden Interessenabwigungen® — ist
zudem der objektiven Dimension der Wissenschaftsfreiheit nach Art.5
Abs.3 Satz 1 GG Rechnung zu tragen.’! Es wurde dargelegt, dass die
praktischen Funktionsbedingungen von Wissenschaft gerade dort auf
Transparenz angewiesen sind, wo die Neutralitit, kritische Distanz und
interessenferne Fachlichkeit durch mogliche interessengeleitete Einflusse
Dritter gefihrdet sein konnen. Wahrend die wissenschaftliche Metho-
dik und der Erkenntnisprozess staatlicherseits zu schiitzen, mithin auch
von Informationsbegehren abzuschirmen sind,*? besteht an den formalen
Rahmenbedingungen (sprich: der Finanzierung, der Organisation und
den Kooperationsbeziehungen zu Dritten), unter denen im Verantwor-
tungsbereich des Staates geforscht wird, gerade ein besonderes Interesse.
Wissenschaft geht insoweit alle an; wissenschaftliches Wissen ist nach der
spezifischen Kommunikationsstruktur von Wissenschaft per se ein 6ffent-
liches Gut.*® Das 6ffentliche Transparenzinteresse deckt sich insoweit mit
der objektiven Schutzverantwortung aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG fiir eine
freie Wissenschaft, was zwar keine selbststindigen individuellen Informa-
tionszugangsanspriiche begriindet, aber im Rahmen der gesetzlich einge-
raumten Anspriiche zugunsten solcher Informationszugangsbegehren zu
berticksichtigen ist, die darauf gerichtet sind, durch Transparenz Risiken
interessenorientierter Forschungsstrukturen einzudimmen bzw. Fehlent-
wicklungen entgegenzuwirken, die ihrerseits in Konflikt zum Schutzauf-
trag der Wissenschaftsfreiheit stehen. Auf die objektive Dimension der
Wissenschaftsfreiheit konnen sich dann auch diejenigen berufen, die zwar

2 So prominent der Wirtschaftswissenschaftler Christian Kreifs, der zu wirtschafts-
ethischen Themen und zu 6konomischen Einflussnahmen auf die Wissenschaft forscht
sowie hierzu auch einschligig publiziert hat. S. Kreif, Gekaufte Forschung, 2015.

39 Im Rahmen der nach § 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 LTranspG RhPf sowie nach den
§§ 15 und 16 LTranspG RhPf vorzunehmenden Abwigung sind das Informationsinter-
esse der Offentlichkeit und der Anspruch auf Informationszugang gemify § 17 LTranspG
RhPf zu berticksichtigen.

31 Wyduckel, DVBI 1989, 327 (335). Allgemein fiir die objektive Wertentscheidung
der Grundrechte als Basis informationeller Offentlichkeit Scherzberg, Die Offentlichkeit
der Verwaltung, 2000, S.2891f., 336 {f., 346{.

32 Zutreffend VG Braunschweig, Urt. v. 26.6.2013 =5 A 33/11, ZD 2014, 3181f.

3 Merton, The Sociology of Science, 1973, S. 273 ff.
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nicht selbst forschen und lehren, sich aber z. B. als Journalisten oder Teil
der politischen Offentlichkeit tiber die Verlisslichkeit und Lauterkeit von
Wissenschaftsorganisation, -finanzierung und -kooperation informieren
wollen.

d) Schutz der Wissenschaftsfreibeir gegen Informationsanspriiche

Die Wissenschaftsfreiheit schiitzt aber auch davor, unveroffentlichte
Forschungsmethoden und Forschungsergebnisse an Dritte ohne quali-
fiziertes rechtliches Zugangsinteresse preisgeben zu mussen. Denn die
Wissenschaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG gewihrt wissenschaft-
lich titigen Personen ein Selbstbestimmungsrecht, aufgrund dessen diese
Personen frei dariiber entscheiden konnen, ob und wann sie welches For-
schungsmaterial an Dritte herausgeben oder veroffentlichen wollen. Die-
ses Interesse kann, was den Erkenntnisprozess und die unveroffentlichten
Forschungsergebnisse betrifft, richtigerweise auch nicht durch ein demo-
kratisches Informationsfreiheitsinteresse {iberwunden werden.** Zum
einen konnen allein die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler selbst
die — vornehmlich von wissenschaftlich-fachlichen Primissen abhingige —
Veroffentlichungsreife ihrer Forschungsergebnisse beurteilen. Zum ande-
ren ist auch die Hochschulforschung zwar kein Markt, aber ein Umfeld,
das entscheidend von Wettbewerb um Forschungsforderung, Karrieren
und Reputation lebt.*® Forschende sind daher davor zu schiitzen, dass
sich Dritte ihrer noch unverdffentlichten Ideen, Daten und Erkenntnisse
bemichtigen und hierdurch die von Art.5 Abs.3 Satz 1 GG geschiitzte
wissenschaftliche Urheberschaft (als besonderes Wissenschaftspersonlich-
keitsrecht®®) verletzen. Dies gilt z. B. auch fiir Forderantrige, aus denen
sich Methoden, Forschungskonzepte und Ziele ergeben. Da allgemeine
Informationsanspriiche zwar verfassungskonformen Zielen dienen, aber
selbst nicht verfassungsrechtlich garantiert sind,> lisst sich ein Eingriff in
die Wissenschaftsfreiheit mangels kollidierenden Verfassungsrechts von
vornherein nicht rechtfertigen. Im Ubrigen wire der Zwang zur Preisgabe
von Inhalten eines unabgeschlossenen Forschungsprojektes oder Lehrkon-
zeptes unzumutbar.

3 VG Braunschweig, Urt. v. 26.6.2013 - 5 A 33/11, ZD 2014, 318 (319).

% S. Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung,
2009, S. 517; Huber, WissR 39 (2006), 196 (211).

3 Rieble, in: Reufl/ders.(Hrsg.), Autorschaft als Werkherrschaft in digitaler Zeit,
2009, S.30 (51). Ahnlich bereits Kirchhof, in: FS Wolfgang Zeidler, Bd. 2, 1987, S.1639
(16531.).

37 Oben Teil 2, A. 1. 1.
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Abweichendes gilt hingegen fiir die dufleren, formalen Rahmenbedin-
gungen von Forschung an staatlichen Hochschulen (etwa deren Organi-
sation, abstrakte Finanzierungsquellen und Kooperationsstrukturen), die
keine unmittelbaren Riickschliisse auf unverdffentlichte Wissenschaftsin-
halte zulassen und daher grundsitzlich auch transparent gemacht wer-
den konnen. Art.5 Abs.3 Satz 1 GG schiitzt zwar die dahinter stehen-
den Bemithungen, Forschung praktisch zu ermoglichen, nicht aber deren
Geheimhaltung, sofern nicht ausnahmsweise der Erfolg spezifischer For-
schungsmethoden davon abhingt, dass bestimmte dufiere Rahmenbedin-
gungen nicht bekannt werden.

3. Allgemeines Informationsfreibeitsrecht im Lichte der Pressefreibeit?

Ob allgemeine Informationsanspriiche auch im Lichte der Pressefreiheit
(Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG) auszulegen sind, ist bislang nicht abschlieffend
geklart. Man konnte hieran deshalb zweifeln, weil Jedermann-Rechte
gerade nicht spezifisch Presse-Offentlichkeit herstellen sollen. Richtiger-
weise wird man gleichwohl auch die besondere Bedeutung der Pressefrei-
heit zu berticksichtigen haben, wenn das einfache Gesetzesrecht — wie die
Informationsfreiheitsgesetze® — presseunspezifische Anspriiche zur Verfii-
gung stellt, hierbei aber iber Ermessensspielriume, Beurteilungsermachti-
gungen oder Abwigungsklauseln gesetzlich nicht abschlieflend program-
mierte Wertungen zu treffen sind. Denn die Bedeutung der Grundrechte
hingt nicht davon ab, ob der einfache Gesetzgeber grundrechtsspezifische
Instrumente ausformt; vielmehr konnen die Grundrechtstrigerinnen und
-triger sich aller Handlungsoptionen, die die Rechtsordnung zur Verfi-
gung stellt, bedienen, um ihre grundrechtlich gewihrleistete Freiheit zur
Entfaltung zu bringen. Das OVG Nordrhein-Westfalen hat daher konse-
quent auch das allgemeine Informationsfreiheitsrecht anspruchsverstar-
kend im Lichte des Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG ausgelegt.’” Das BVerwG als
Revisionsinstanz hat sich zwar mit der Frage des Verhiltnisses von allge-
meinem Informationsfreiheitsrecht und Pressefreiheit nicht explizit ausei-
nandergesetzt, das Vorgehen des OVG aber insoweit gebilligt und, soweit
in dem seinerzeitigen Fall ein Informationsanspruch abgelehnt wurde,
die Vereinbarkeit mit der Pressefreiheit gepriift.* Die Pressefreiheit geht
zwar nicht iber die Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG

3 Unten Teil 2, A. II.

** OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.8.2015 - 8 A 2410/13, RiA 2016, 33 Rn. 70ff.
Aus Griinden der Redlichkeit soll hier offengelegt werden, dass der Verfasser des hiesi-
gen Gutachtens auch Berichterstatter des zustindigen OVG-Senats war.

40 BVerwGE 159, 194 ff.
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hinaus; das Schutzniveau der Pressefreiheit ist mit Blick auf die Schranken
der allgemeinen Gesetze (Art.5 Abs.2 GG) sogar schwicher ausgestaltet.
Gleichwohl konnen beide Grundrechte im Zusammenspiel schutzver-
stirkend wirken, wenn nimlich Recherchen der Presse dazu dienen, eine
Transparenz herzustellen, die ihrerseits die objektiven Funktionsbedin-
gungen freier Wissenschaft stiitzt.

I1. Gesetzlicher Informationszugangsanspruch

Der Bund hat fiir allgemeine Informationszugangsbegehren das IFG*!
geschaffen. Die meisten — obgleich nicht simtliche — Lander haben ent-
sprechende Informationsfreiheitsgesetze.*? Daneben bestehen (hier nicht
relevante) fachspezifische Informationszugangsregelungen.* Die Informa-
tionsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 GG) schliefit es nicht aus, dass in
Einzelfillen dariiber hinaus (spezialgrundrechtliche) Anspriiche bestehen
konnen, die auf Zuganglichmachung von Informationen gerichtet sind, die
zuvor nicht allgemein zuginglich waren.** Konkret in Rheinland-Pfalz ist
Grundlage allgemeiner — voraussetzungsloser — Informationsfreiheitsan-
spriiche inzwischen das Landestransparenzgesetz (LTranspG RhPf*), das
eine allgemein zugingliche Transparenzplattform schafft und im Ubrigen
die Regelungen eines allgemeinen Informationsfreiheits- sowie Umweltin-
formationsgesetzes enthilt. Das Gesetz hat mit seinem Inkrafttreten zum
1. Januar 2016 (§30 Abs. 1 LTranspG) das frithere LIFG RhPf*¢ abgelost
(§30 Abs.2 Nr. 1 LTranspG); aufgrund der Ubergangsbestimmung des § 26
Abs. 1 LTranspG war es im Streit um die Offenlegung der Kooperations-
vereinbarung der Universitit Mainz noch nicht anzuwenden. Zweck des
Gesetzes ist es, den Zugang zu amtlichen Informationen und zu Umwelt-

1 Informationsfreiheitsgesetz v. 5.9.2005 (BGBI. I S.2722), das durch Art.2 Abs.6
des G. v.7.8.2013 (BGBI.1 S.3154) gedandert worden ist.

2 Systematisierend Gusy, JZ 2014, 1711f.

4 Namentlich VIG, UIG und GeoZG des Bundes sowie Umweltinformations-
gesetze der Linder: Geodatenzugangsgesetz v. 10.2.2009 (BGBLI S.278), das durch
Art.1 des G. v. 7.11.2012 geandert worden ist; Umweltinformationsgesetz i.d. F. der
Bekanntmachung v. 27.10.2014 (BGBI.1S. 1643), das zuletzt durch Art. 2 Abs. 17 des G.
v.20.7.2017 (BGBI.1S.2808) gedndert worden ist; Verbraucherinformationsgesetz i. d. F.
der Bekanntmachung v. 17.10.2012 (BGBL. 1 S. 2166, 2725), das durch Art.2 Abs. 34 des
G. v. 7.8.2013 (BGBL.1S.3154) geindert worden ist. S. im Einzelnen Schmidt/Gérditz/
Kahl, Umweltrecht, 10. Aufl. (2017), § 4 Rn. 147 ff.

* BVerfGE 145, 365 (373).

# Landestransparenzgesetz v. 27.11.2015 (GVBI. RhPf S.383).

6 Landesinformationsfreiheitsgesetz v. 26.11.2008 (GVBI. RhPf S.296), geindert
durch Art. 1 des G. v. 20.12.2011 (GVBI. S. 427),



A. Allgemeines Informationsfreiheitsrecht 129

informationen zu gewahren, um damit die Transparenz und Offenheit der
Verwaltung zu vergroflern (§1 Abs. 1 LTranspG RhPf). Auf diese Weise
sollen die demokratische Meinungs- und Willensbildung in der Gesell-
schaft gefordert, die Moglichkeit der Kontrolle staatlichen Handelns durch
die Biirgerinnen und Biirger verbessert, die Nachvollziehbarkeit von poli-
tischen Entscheidungen erhoht, Moglichkeiten der demokratischen Teil-
habe gefordert sowie die Moglichkeiten des Internets fiir einen digitalen
Dialog zwischen Staat und Gesellschaft genutzt werden (§1 Abs. 2 LTran-
spG RhPf). Das Gesetz soll insoweit Uber seinen praskriptiven Regelungs-
gehalt hinaus auch einen Kulturwandel in der Verwaltung katalysieren.*
Der Regelungsstruktur nach gibt es jeweils einen allgemeinen Informati-
onsanspruch (1.), der durch Verweigerungsgriinde eingeschrankt wird (2.).

1. Informationsanspruch

Das LTranspG RhPf gewihrt — wie auch das IFG des Bundes und die
Informationsfreiheitsgesetze anderer Linder — jeder und jedem einen
Anspruch auf behordlich vorgehaltene Informationen, ohne dass es eines
besonderen Sachgrundes oder eines darzulegenden Zugangsinteresses
bedarf. Natiirliche und juristische Personen des Privatrechts, juristische
Personen des 6ffentlichen Rechts, soweit sie Grundrechtstrager sind, und
nicht rechtsfihige Vereinigungen haben nach §2 Abs.2 Satz 1 LTranspG
RhPf einen Anspruch auf Zugang zu Informationen, der durch Antrag
geltend zu machen ist. Einen Anspruch haben mit Blick auf ithre Grund-
rechtsberechtigung*® also beispielsweise auch staatliche Hochschulen. Ein
rechtliches oder berechtigtes Interesse muss nicht dargelegt werden (§2

Abs. 2 Satz 2 LTranspG RhPf).

a) Personaler Verpflichtungsbereich

Das Gesetz gilt fiir die Behorden des Landes, der Gemeinden und der
Gemeindeverbiande sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterste-
henden juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts, soweit sie in 6ffent-
lich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form Verwaltungstitigkeit ausiiben
(§3 Abs.1 Halbs. 1 LTranspG RhPf). Vom Anwendungsbereich erfasst
sind also auch Hochschulen, die — je nach Aufgabenkreis — der Rechts-
bzw. Fachaufsicht des Landes unterstehen (§ 105 Abs. 1-2 HSchG RhP¥).
Entsprechendes gilt fiir das als Anstalt des 6ffentlichen Rechts verfasste

¥ Heinemann, in: dies. (Hrsg.), Praxiskommentar Transparenzgesetz (LTranspG
RLP), 2019, S. 15.
# Oben Teil 1, A. 1. 1. a).
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(§1 Abs.1 UMG RhPf*) Universititsklinikum Mainz nach §5 UMG
RhPf. Transparenzpflichtige Stelle kann nach Maflgabe des §3 Abs.2
Satz 2 LTranspG RhPf auch eine juristische Person des Privatrechts sein,
sofern eine Behorde sich dieser Person zur Erfullung ihrer 6ffentlichen
Aufgaben bedient oder dieser Person die Erfillung 6ffentlicher Aufgaben
tibertragen wurde. Diese Bestimmung erfasst nicht nur Beleihungen, son-
dern auch andere Fille einer Einbeziehung Privater in die Aufgabenerfiil-
lung (z. B. Erfillungsprivatisierung).”® Insoweit gilt das LTranspG RhPf
also auch fiir das IMB, das als gGmbH — wie dargelegt® — Aufgaben der
Forschung unter Leitung von Universititspersonal und im Aufgabenkreis
der Universitit Mainz erfullt.

b) Amitliche Informationen als Anspruchsgegenstand

Gegenstand des Anspruchs sind nach Mafigabe der §1 Abs. 1, §2 Abs.2
Satz 1, §4 Abs.2, §5 Abs.1-2 LTranspG RhPf amtliche Informationen,
die von einer informationspflichtigen Behorde zu dienstlichen Zwecken
bereitgehalten werden. Die Amtlichkeit hingt von der Zweckbestimmung
ab.”? Ausgeschlossen sind Informationen, die eindeutig privaten Zwecken
dienen.>® Eigenverantwortliche wissenschaftliche Forschung ist — anders
als etwa Ausarbeitungen des wissenschaftlichen Dienstes einer 6ffentlichen
Stelle zur Erfiillung ihrer Aufgaben® — kein amtliches Handeln. Amtsti-
tigkeit ist uneigenniitziges Handeln,* das einem anderweitigen Rechtstri-
ger zugerechnet wird. Freie Forschung ist hingegen individuelle Grund-
rechtsaustibung (Art.5 Abs.3 Satz 1 GG), und zwar auch dann, wenn sie
an einer staatlichen Hochschule stattfindet. Forschungsergebnisse werden
daher auch nicht der Hochschule als deren amtliches Wissen oder amtli-
che Verlautbarung zugerechnet, sondern allein den einzelnen Forschenden.
Die Hochschule hat auch nicht, wie von der Amtlichkeit vorausgesetzt,>
grundsitzliche Verfligungsgewalt tiber wissenschaftliche Erkenntnisse und
Erkenntnisprozesse ihrer Beschiftigten. Vor diesem Hintergrund besteht

# Landesgesetz iiber die Errichtung der Universititsmedizin der Johannes Guten-
berg-Universitit Mainz (Universititsmedizingesetz) v. 10.9.2008 (GVBI. RhPf 2008,
S.205), zuletzt gedndert durch Art.2 des G. v. 18.8.2015 (GVBI. S.196).

5 Anderer Ansicht Miillmann, in: Heinemann (Hrsg.), Praxiskommentar Transpa-
renzgesetz (LTranspG RLP), 2019, S.571.

31 Oben Teil 1, A. L. 2.

52 Rossi, IFG, 2006, § 2 Rn. 9; Schoch, IFG, 2. Aufl. (2016), § 2 Rn. 50.

5 Schoch, IFG, 2. Aufl. (2016), § 2 Rn. 55.

> BVerwGE 152, 2411f.

55 Oben Teil 1, A. 1L 2. b) bb).

56 Jastrow/Schlatmann, IFG, 2006, § 2 Rn. 7.
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also — im Einklang mit Art.5 Abs.3 Satz 1 GG* — kein Anspruch auf
Zugang zu Forschungsmethoden, Forschungsdaten und Forschungskon-
zepten, die an staatlichen Hochschulen entstehen.

Demgegentber sind Kooperationsvereinbarungen und sich darauf
beziehende Vorginge (Vertragsentwiirfe, Gesellschaftsvertrige bei Griin-
dung eines Instituts in Privatrechtsform, Korrespondenz, Kostenrech-
nungen usf.) amtliche Informationen, weil diese nicht unmittelbar die
Forschungstatigkeit der einzelnen Grundrechtstrager betreffen, sondern
die offentliche Aufgabenerfillung durch die Hochschule, die hierdurch
in amtlicher Eigenschaft Riume fur grundrechtliche Freiheitsentfaltung
schafft, aber auch gesetzlich gebundene Verwaltungstitigkeit wahrnimmt
(z.B. im Rahmen der Mittelverwaltung). Auch rein privatrechtliche Ver-
trige einer Behorde konnen dienstlichen Zwecken dienen, wenn sie fis-
kalische Hilfsgeschifte zur Ermoglichung amtlicher Aufgaben sind.>
Vor diesem Hintergrund waren namentlich die Kooperationsvertrige der
Universitit Mainz in Sachen IMB amtliche Informationen, die vorbehalt-
lich etwaiger Verweigerungsgriinde der allgemeinen Transparenzpflicht
unterliegen.

¢) Antragsabhingigkeit

Der Zugang zu den bei transparenzpflichtigen Stellen vorhandenen Infor-
mationen wird nach § 11 Abs. 1 LTranspG RhPf auf Antrag gewahrt. Die
transparenzpflichtige Stelle kann die Information nach §12 Abs. 1 Satz 1
LTranspG RhPf durch Auskunftserteilung, Gewihrung von Akteneinsicht
oder in sonstiger Weise zuganglich machen. Ggf. ist einem nur teilweise
begriindeten Antrag stattzugeben, soweit der Anspruch besteht (§12
Abs. 2 LTranspG RhP1).

2. Verweigerungsgriinde

Die §§ 14-16 LTranspG RhPf enthalten differenzierte Ablehnungsgriinde,
die in der Regel dem Abwigungsgebot nach §17 LTranspG RhPf unter-
liegen. Ein absoluter — abwigungsresistenter®® — Verweigerungsgrund ist
nach § 14 Abs. 1 Satz 1 LTranspG RhPf in Ausformung verfassungsrecht-
licher Vorgaben® lediglich gegeben, soweit und solange der Kernbereich

7S, oben Teil II, A. 1. 2. d).

8 S. VG Berlin, Urt. v. 21.5.2015 — 2 K 43.14, Rn. 19ff. (juris).

59 Vgl. Schoch, IFG, 2. Aufl. (2016), Vor §§3-6 Rn. 53.

0 BVerfGE 67, 100 (139); 124, 78 (1201f.); Teuber, Parlamentarische Informations-
rechte, 2007, S. 218 ff.
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exekutiver Eigenverantwortung betroffen ist. Im Ubrigen kénnen neben
allgemeinen Geheimhaltungsgriinden (a)) der Schutz des behordlichen
Entscheidungsprozesses (b)) und privater Rechte (c)) eine Informations-
verweigerung rechtfertigen. Hinzu treten vereinzelt besondere — ihrerseits
verfassungsrechtlich zu problematisierende — Bereichsausnahmen fir die
Wissenschaft (d)).

a) Allgemeine relative Ausnahmen

§ 14 Abs. 1 Satz 2 LTranspG RhPf enthilt relative Verweigerungsgriinde,
nach denen ein Antrag auf Informationszugang abgelehnt werden ,,s0ll“.
Soll bedeutet, dass ein Antrag abzulehnen ist, solange nicht ein atypischer
Ausnahmefall vorliegt, der eine abweichende Bewertung rechtfertigt.®!
Dies ist z.B. nach §14 Abs. 1 Satz 2 Nr.8 LTranspG RhPf — im verfas-
sungskonformen® Interesse am Informantenschutz® — der Fall bei ver-
traulich erhobener oder tibermittelter Information, solange und soweit
das Interesse der oder des Dritten an einer vertraulichen Behandlung zum
Zeitpunkt des Antrags auf Informationszugang noch fortbesteht. Die
meisten anderen Ausnahmetatbestinde sind im vorliegenden Kontext
nicht von Interesse. Eine Vertraulichkeitszusage entfaltet nur dann Sperr-
wirkung, wenn sie auf einen besonderen Sachgrund gestiitzt werden kann,
der eine solche Zusage rechtfertigt (z. B. Schutz von Whistleblowern®*).
Anderenfalls bestiinde das Risiko, dass die gesetzlich gewollte Informati-
onsoffentlichkeit verweigert wird, indem Dritten schlicht Vertraulichkeit
zugesichert wird. Dies konnte sogar kollusives Handeln zu Lasten der

Offentlichkeit befordern.

b) Schutz des behordlichen Entscheidungsprozesses
§ 15 LTranspG RhPf enthilt Soll-Ablehnungsgriinde, die den behordlichen

Entscheidungsprozess schiitzen. Der Antrag auf Informationszugang soll
nach §15 Abs. 1 LTranspG RhPf abgelehnt werden und die Veroffentli-
chung auf der Transparenz-Plattform soll unterbleiben, wenn es sich um
niher benannte vorbereitende Mafinahmen handelt und der Erfolg der

1 All. Ansicht, exemplarisch BVerwG, Urt. v. 26.10.2017 — 8 C 18/16, GewArch
2018, 191 (194).

2 BVerfGE 77, 65 (80); 100, 313 (386); 107, 299 (344); 117, 244 (265£.); BVerfG-K,
Beschl. v. 13.7.2015 — 1 BvR 2480/13, StV 2016, 65 ff.

9 Schoch, IFG, 2. Aufl. (2016), § 3 Rn. 303 ff.; allgemein bereits Masing, VVDStRL
63 (2004), 377 (4201.).

% Rossi, IFG, 2006, § 3 Rn. 60.
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Mafinahme durch eine vorzeitige Transparentmachung vereitelt wiirde
und nicht das 6ffentliche Interesse an der Bekanntgabe tiberwiegt (Nr. 1);
die Veroffentlichung nachteilige Auswirkungen auf die Vertraulichkeit der
Beratungen von transparenzpflichtigen Stellen hitte (Nr.2). Zu den vor-
bereitenden Mafinahmen konnen auch Vertragsentwiirfe zihlen.®> Ob der
Erfolg einer Mafinahme vereitelt wird, erfordert eine Prognose,®® wobei
die Anforderungen an den Storungseintritt je geringer sind, desto hoher
der mogliche Schaden ist.*” Grundsitzlich konnen auch Dokumente, die in
Verhandlungen mit einem moglichen Kooperationspartner anfallen, hier-
durch geschiitzt sein, wenn Vertragsverhandlungen, die eben auch gegen-
seitige Kompromissbereitschaft und Vertraulichkeit erfordern, im Falle
einer offentlichen Politisierung zu scheitern drohen. Konkret sind aber —
auch im Lichte der Wertentscheidung des Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG® - Ein-
schrinkungen notwendig:

aa) Keine pauschale Geheimbaltung bei offentlichem Interesse

Die Rechtsprechung hat indes zutreffend herausgearbeitet, dass Vertrags-
verhandlungen kein pauschaler Freibrief sein konnten, Informationen
tiber Vertragsinhalte der Offentlichkeit vorzuenthalten. Vielmehr habe
die Offentlichkeit gerade dann ein qualifiziertes Sffentliches Informati-
onsinteresse, wenn es um einen gleichheitssatzgerechten, gemeinwohlo-
rientierten und wirtschaftlichen Einsatz offentlicher Mittel gehe.®” Dies
gelte insbesondere dort, wo die Verwaltung ,,an das Haushaltsrecht gebun-
den ist und gegeniiber der demokratischen Offentlichkeit Rechenschaft
abzulegen hat“.”° Ernst zu nehmende Risiken, dass Auskiinfte die kiinftige
Geschiftspolitik erkennbar werden lassen und zu Wettbewerbsnachteilen
fithren,”! diirften von vornherein dort ausgeschlossen sein, wo sich eine
Stiftung oder ein Unternechmen in der uneigenniitzigen Forderung der
Wissenschaft engagiert. Soweit es um eine unternehmerische Forschungs-
kooperation geht, in der auch Vereinbarungen tiber die wirtschaftliche
Verwertung von Forschungsergebnissen getroffen werden, mag es zwar

% Schoch, IFG, 2. Aufl. (2016), § 4 Rn. 18.

% Rossi, IFG, 2006, § 4 Rn. 13.

% BVerwG, Beschl. v. 18.7.2011 - 7 B 14/11, NVwZ 2011, 1072 (1073); OVG Berlin-
Brandenburg, Beschl. v. 28.5.2013 — 12 S 23/13, Rn. 10 (juris); Schoch, IFG, 2. Aufl.
(2016), § 4 Rn. 30.

% Oben Teil 1, B. IIL., IV.

® OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 18.12.2013 — 5 A 413/11, DVBI 2014, 464.
Anders noch VG Kéln, Urt. v. 27.1.2011 — 6 K 4165/09, AfP 2011, 312.

7% OVG Nordrbein-Westfalen, Urt. v. 18.12.2013 - 5 A 413/11, DVBI 2014, 464.

7' Khler, WRP 2007, 62 (65).



134 Teil 2: Informationsfreiheit als mittelbarer Schutz

faktisch ein Geheimhaltungsinteresse geben. Bei wertender Gesamtbe-
trachtung iberwiegt jedoch gerade in diesen Fallen das 6ffentliche Infor-
mationsinteresse. Es wurde dargelegt, dass kommerzielle Interessen im
Rahmen eines Forschungsprojektes, das in Industriekooperation durch-
geftihrt wird, Forschung in qualifiziertem Mafle anfillig dafiir machen, die
Neutralitits- und Distanzerwartungen an eine unabhingige Wissenschaft
zu unterlaufen. Daher bedarf es als Gegengewicht in besonderem Mafle
der Transparenz der Kooperationsbedingungen, auch um der Fachoffent-
lichkeit eine gezielte kritische Nachpriifung zu erleichtern und mogliche
Interessenkonflikte transparent zu halten.”? Dieses Transparenzinteresse
wird nicht nur durch das Anliegen verstirkt, demokratische Offentlichkeit
im staatlich verantworteten Bereich herzustellen, sondern ist durch die
objektive Dimension der Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz 1 GG)
verfassungsrechtlich zusitzlich bewehrt.”

bb) Kein Konkurrenzschutz bei Forschungskooperationen

Die insoweit vom VG Koln vertretene Auffassung, dass bei Bekanntwer-
den der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen einer Zusammenarbeit
allgemein ,, Konkurrenzunternehmen sich an dem Verhandlungsergebnis
der Beigeladenen orientieren und sie bei zukiinftigen Vertragsverhand-
lungen tiber Forschungskooperationen mit anderen Hochschulen leichter
ausstechen“ konnten,”* iiberzeugt nicht.”> Das Interesse, mit Hochschu-
len ,ins Geschift zu kommen®, ist nicht schutzbediirftig. Zwar wiirde
etwas anderes gelten, wenn es sich um eine 6ffentliche Auftragsvergabe in
einem formalisierten Vergabeverfahren (§§ 97 ff. GWB’%, VgV”’) handeln
wirde, in dem Waren und Dienstleistungen von der 6ffentlichen Hand
beschafft werden und das vor allem dem Schutz fairen Wettbewerbs dient
(§97 Abs. 1 Satz 1 GWB).”® Hier kann offen bleiben, inwiefern Verga-
berecht auf Industriekooperationen tiberhaupt Anwendung findet, wenn

72 Oben Teil 1, B. IV. 3.
3 Oben Teil 1, B. IV. 3.

" VG Koln, Urt. v. 6.12.2012 — 13 K 2679/11, Rn. 77 (juris).

7> Ablehnend auch Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen, 2015, S.343 (348), die der Ent-
scheidung insoweit pointiert einen ,,schalen Geschmack® attestiert. ,,Geschiitzt ist offen-
bar das Interesse, die Hochschule zu tibervorteilen®.

76 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrinkungen i.d.F. der Bekanntmachung v.
26.6.2013 (BGBI.1S. 1750, 3245), das zuletzt durch Art. 10 des G. v. 12.7.2018 (BGBI. I
S.1151) geandert worden ist.

77 Vergabeverordnung v. 12.4.2016 (BGBL I S. 624), die zuletzt durch Art. 4 des G. v.
10.7.2018 (BGBL.IS.1117) gedndert worden ist.

78 S. fiir einen solchen Fall etwa OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 20.1.2017 -
15 B 1289/16, AfP 2017, 245.

~
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im Rahmen des Leistungsaustausches nicht die Hochschule als Hilfsge-
schift unternehmerische Leistungen auf dem Markt beschafft, sondern
gegenliufig das Unternehmen Forschungsleistungen der Hochschule in
Form von Verwertungsrechten an gemeinsamen Forschungsergebnissen
seinkauft“. Jedenfalls geht es bei einer Forschungskooperation, bei der die
Hochschule Forschungsaufgaben gemeinsam mit einem privaten Dritten
erfiillt und in diesem Rahmen die Hochschule Fordermittel oder Infra-
strukturzugang erlangt, um Wissenschaftskooperation, an der sich eine
Hochschule nur im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben von Forschung,
Lehre und ggf. akzessorisch Technologietransfer beteiligen darf. Freie For-
schung im Sinne des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG, die an oder jedenfalls unter
dem Schirm einer staatlichen Hochschule getitigt wird, ist insoweit keine
beliebige Dienstleistung, deren Ertrige man in einem Beschaffungsvor-
gang einkaufen kann, sondern institutionell gebundene sowie freiheits-
grundrechtlich emanzipierte 6ffentliche Aufgabenerfiillung. In eine solche
Kooperationsbeziehung, die in erster Linie auf die gemeinsame Entfaltung
des Grundrechts der Wissenschaftsfreiheit gerichtet ist, kann ein Unter-
nehmen nur dann eintreten, wenn es sich auf die damit einhergehenden
Transparenzanforderungen einlasst.

cc) Zumutbarkeit bestehender offentlich-rechtlicher Sonderbindungen
des Vertragspartners

Ganz allgemein lisst sich damit festhalten: Wer mit der offentlichen
Hand - hier namentlich einer staatlichen Hochschule — in Vertragsbezie-
hungen tritt, lasst sich auf die Sonderbindungen ein, denen diese unterliegt.
,Damit ist fiir Vertragspartner der 6ffentlichen Hand stets auch das Risiko
verbunden, private Vertraulichkeitsinteressen im Prozess verteidigen zu
miissen“.”” Auch die Funktionstiichtigkeit der Verwaltung als Argument
und gegenlaufiger Abwigungsbelang ist ambivalent zu bewerten. Sie muss
nicht gegen die Informationsfreiheit gerichtet sein, sondern kann unter
Umstinden auch fiir diese sprechen, wenn namlich Transparenz die ord-
nungsgemifle Erfiillung von Verwaltungsaufgaben unterstiitzt.%° Nach den
oben genannten Vorgaben ist auf der Seite des dffentlichen Informations-
interesses die objektive Schutzverantwortung fiir die Wissenschaftsfreiheit
aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG zu beriicksichtigen, soweit es um die Trans-
parenz der Kooperationsbedingungen und damit die Verhinderung miss-
brauchsanfilliger Strukturen geht, die eine interessengeleitete Wissenschaft
fordern konnen. Die unternechmerischen Vertraulichkeitsinteressen treten

77 OVG Nordrbein-Westfalen, Urt. v. 18.12.2013 - 5 A 413/11, DVBI 2014, 464.
8 Rossi, Informationszugangsfreiheit und Verfassungsrecht, 2004, S. 130.
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im Falle einer Forschungskooperation mit einer staatlichen Hochschule
hinter die objektiv-grundrechtlichen Transparenzanforderungen in der
Regel zurtick.

¢) Schutz privater Belange

§ 16 LTranspG RhPf schiitzt private Belange, die durch eine Transparent-
machung beeintrichtigt sein konnten. Der Antrag auf Informationszu-
gang st (absoluter Verweigerungsgrund) nach § 16 Abs. 1 Satz 1 LTranspG
RhPf abzulehnen und die Veroffentlichung auf der Transparenz-Plattform
hat zu unterbleiben, soweit (Nr. 1) Rechte am geistigen Eigentum oder
an Betriebs- oder Geschiftsgeheimnissen verletzt wiirden, durch das
Bekanntwerden der Information personenbezogene Daten Dritter offen-
bart wiirden (Nr. 2) oder Informationen dem Statistikgeheimnis unterlie-
gen (Nr.3), es sei denn, die Betroffenen haben eingewilligt, die Offenba-
rung ist durch Rechtsvorschrift erlaubt oder das 6ffentliche Interesse an
der Bekanntgabe tiberwiegt.

aa) Geistiges Eigentum

Der Schutz des geistigen Eigentums umfasst nicht den Schutz der Wissen-
schaft durch Art.5 Abs.3 Satz 1 GG.8! Beim geistigen Eigentum geht es
insbesondere um das Erstveroffentlichungsrecht des Urhebers nach § 12
UrhG32.% jedoch ist der Schutz der (wissenschaftsrechtlich und wissen-
schaftsethisch determinierten) wissenschaftlichen Urheberschaft®* nicht
davon abhingig, ob ein Urheberrecht besteht.® Viele wissenschaftliche
Texte haben nicht den schopferischen Gehalt eines urheberrechtsfihigen
Werkes;% umgekehrt erlaubt das Urheberrecht Dispositionen, die wis-
senschaftsrechtlich schweres Fehlverhalten sind (z.B. bezahltes Ghost-
writing). Nur ausnahmsweise sind wissenschaftliche Erkenntnisse auch
als geistiges Eigentum geschiitzt, etwa patentierbare Forschungsergeb-
nisse in den Technikwissenschaften. Einer verfassungskonformen Ausle-

81 Schoch, IFG, 2. Aufl. (2016), §6 Rn.24. Anders VG Braunschweig, Urt. v.
26.6.2013 -5 A 33/11, ZD 2014, 318 (319).

82 Urheberrechtsgesetz v. 9.9.1965 (BGBI. 1 S. 1273), das zuletzt durch Art. 1 des G.
v. 1.9.2017 (BGBI. 1 S.3346) geindert worden ist.

8 Bretthauer, NVwZ 2012, 1144 (1147).

8 Hierzu Rieble, Das Wissenschaftsplagiat, 2010, S. 791f.

8 VG Berlin, Urt. v. 25.6.2009 — 3 A 319.05; Gérditz, WissR 56 (2013), 3 (7); Lower,
RW 2012, 116 (1341.). Hiergegen aber Stahn/Nanmann, WissR 48 (2015), 295 (303 ff.);
ferner (erkennbar interessengeleitet) Frenz, ZUM 2013, 13 ff.

8 Schack, in: Dreier/Ohly (Hrsg.), Plagiate, 2013, S. 81ff.
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gung, die das geistige Eigentum auch auf wissenschaftliche Autorenschaft
erstreckt, ist semantisch zwar moglich,¥ aber nur nétig, wenn sich die
Wissenschaftsfreiheit nicht anderweitig schiitzen lasst. Dies ist aber in der
Regel schon deshalb der Fall, weil Forschungsdaten, -methoden, -ziele
und -aufzeichnungen, die im Rahmen grundrechtlicher Freiheitsent-
faltung anfallen, keine amtlichen Informationen sind.3® Lediglich wenn
von der Wissenschaftsfreiheit geschtitzte Informationen — etwa in einem
Antrags- oder Priifungsverfahren — zum Gegenstand amtlicher Handlun-
gen werden, kann eine Erstreckung hierauf verfassungsrechtlich geboten
sein. Dies muss hier nicht niher vertieft werden. Jedenfalls bedarf es naim-
lich keines Schutzes des geistigen Eigentums, wenn Kooperationsvertrige
einer Hochschule mit Dritten offengelegt werden sollen. Darin enthalten
sind in der Regel nur formale Organisations- und Verfahrensregelun-
gen, Vereinbarungen tiber Verwertungsrechte an etwaigen Erfindungen
oder Festlegungen der Kooperations- und Forschungsziele. Diese Texte
genieflen schon gegenstindlich keinen Schutz als geistiges Eigentum. Im
Ubrigen gebietet die Wissenschaftsfreiheit keine Geheimhaltung solcher
Forschungsrahmenbedingungen.®’

bb) Betriebs- und Geschiftsgebeimnisse

In Betracht kommt schliellich der Schutz von Betriebs- und Geschafts-
geheimnissen. Um ein Betriebs- oder Geschiftsgeheimnis geht es bereits
dann, wenn die offengelegte Information lediglich Riickschlisse auf ein
Betriebs- oder Geschiftsgeheimnis zulisst.”® Man mag vertreten, dass hie-
runter auch ,,Forschungsgeheimnisse® fallen, weil sich die Regelung nicht
zwingend auf kommerziell verwertbares Wissen beschrinkt.”! Auch hier
besteht aber kein Schutz fiir Vertragswerke, die die Kooperationsbezie-
hungen von Forschern und Dritten betreffen. Aus der Sicht der Hoch-
schulen handelt es sich nicht um Betriebs- und Geschiftsgeheimnisse,
weil Forschung auch in Kooperation als amtliche Aufgabe, nicht als wirt-
schaftliche Titigkeit wahrgenommen wird®* und an der Geheimhaltung
grundsitzlich kein berechtigtes Interesse besteht. Die Erfillung 6ffent-
licher Aufgaben muss sich 6ffentlich rechtfertigen lassen. Abweichendes
mag nur dann gelten, wenn eine Hochschule in einem Land, in dem das

8 Hierfiir Bretthaner, NVwZ 2012, 1144 (1147).

8 Oben Teil 2, A. IL. 1. b).

8 Oben Teil 2, A. 1. 2. d).

% VG Berlin, Urt. v. 21.5.2015 — 2 K 43.14, Rn.28 (juris); parallel fiir das UIG
BVerwGE 135, 34 (46); BaWiiVGH, Urt. v. 21.3.2017 — 10 S 413/15, ZUR 2017, 560 (562).

9 Bretthauer, NVwZ 2012, 1144 (11471.).

92 Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen, 2015, S. 343 (348).
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Gesetz dies — nach dem Vorbild kommunalrechtlicher Wirtschaftsklau-
seln — zulisst (etwa § 13a HSchG BaWii; §5 Abs.7 HSchG NW?), ein
hochschuleigenes Unternehmen grindet, um Forschungsergebnisse wirt-
schaftlich zu verwerten® und in diesem Rahmen Vereinbarungen mit Drit-
ten eingegangen werden, die in Bezug auf eine Verwertungsstrategie auf
einem Markt Betriebs- und Geschiftsgeheimnisse enthalten.

Auf der Seite der Kooperationspartner kommen zwar schiitzenswerte
Betriebs- und Geschiftsgeheimnisse durchaus in Betracht. Hierunter fal-
len aber grundsitzlich keine formalen Kooperationsbedingungen. Selbst
wenn hinter diesen eine Geschiftsstrategie verborgen sein sollte, wurde
bereits ausgefiihrt,” dass private Dritte, die sich in Kooperationen mit der
offentlichen Hand engagieren, auch die einem Trager 6ffentlicher Gewalt
obliegenden Sonderbindungen (hier die grundsitzliche Transparenz)
akzeptieren missen. Es ist zwar fiir ein Unternehmen selbstverstindlich
legitim, mit Hochschulkooperationen mittelbare wirtschaftliche Ertrige
zu erwarten, nicht aber, den Zugang zur Hochschule als Bestandteil einer
gewerblichen Vermarktungsstrategie einzukalkulieren, die geheim zu hal-
ten ist.” Betriebs- und Geschiftsgeheimnisse kénnen daher allenfalls dort
vorliegen, wo in die Vereinbarungen ausnahmsweise konkrete Informati-
onen Uber das Unternehmen aufgenommen werden, die unabhingig vom
Anlass der Kooperation schutzbediirftig sind.””

d) Wissenschaftsklauseln

Bisweilen finden sich in den Landesinformationsfreiheitsgesetzen beson-
dere Wissenschaftsklauseln, die in der Regel Informationsanspriiche zum
Schutz der Wissenschaftsfreiheit gegeniiber einer Offentlichkeit einschrin-
ken, die dysfunktional die Rahmenbedingungen einer nach Eigengesetz-
lichkeiten ablaufenden freien Forschung beeintrichtigen kann. Das IFG
des Bundes und die tiberwiegende Zahl der Landesgesetze enthalten zwar
keine spezifischen Bestimmungen zum Schutz der Wissenschaft, ermog-
lichen aber angemessenen Freiheitsschutz im Rahmen der Auslegung und
Anwendung des Gesetzes.

9 Zu den Voraussetzungen Nettekoven, Ful 2018, 950f.

% Eingehend Knauff, WissR 43 (2010), 28ff.; staatsvermdgensrechtlich Fittschen,
NdsVBI 2002, 145 ff.

% Oben Teil 2, A. I1. b) bb).

% Vgl. auch Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen, 2015, S. 343 (348).

97 Beispielsweise wenn die Kooperationsziele und Modi der Arbeitsteilung anhand
von bereits vorliegenden konkreten Erfindungen beschrieben werden, die potentiell
patentierbar oder anderweitig verwertbar sind.
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aa) Abwdigungsmodell: Wissenschaftsklansel Rheinland-Pfalz

§16 Abs.3 LTranspG RhPf enthilt eine besondere Wissenschaftsklau-
sel: Die Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Lehre ist hiernach zu
gewihrleisten; der Anspruch auf Informationszugang und die Transpa-
renzpflichten im Bereich von Wissenschaft, Forschung und Lehre bezie-
hen sich ausschliefflich auf Informationen iiber den Namen von Drittmit-
telgebern, die Hohe der Drittmittel und die Laufzeit der mit Drittmitteln
finanzierten abgeschlossenen Forschungsvorhaben. Hierbei sind aus-
driicklich auch die Schutzinteressen gemaf} den §§14 bis 16 LTranspG
RhPf zu beachten, d. h. es sind ggf. zusitzliche Vorkehrungen zu treffen,
wenn sich der Schutz der Forschungsfreiheit innerhalb des Informations-
rahmens des § 16 Abs.3 LTranspG RhPf nicht hinreichend sicherstellen
lasst.”®

Dies bedeutet einerseits, dass der insoweit in Bezug genommene® Art. 5
Abs.3 Satz 1 GG als allgemeine Schranke der Informationsanspriiche
anerkannt wird. Dies ist mehr als deklaratorisch,'® weil sich ohne eine
solche Klausel die Wissenschaftsfreiheit nur innerhalb der in der Regel
abschlieflenden Verweigerungsgriinde schiitzen liefe, die aber nicht wis-
senschaftsspezifisch austariert sind. Es ist daher im Einzelfall zu priifen,
ob eine Preisgabe von Informationen, fir die grundsitzlich ein Anspruch
bestehen wiirde, in die Wissenschaftsfreiheit eingreift. Ist dies der Fall,
begriindet § 16 Abs. 3 LTranspG einen zwingenden Informationsverweige-
rungsgrund. Problematisch ist es hingegen, dass die Transparenzpflicht im
Ubrigen auf einen drittmittelbezogenen Katalog beschrinkt wird. Insoweit
werden willkiirlich andere formale Rahmenbedingungen der Transparenz
entzogen, deren Geheimhaltung Art.5 Abs.3 Satz 1 GG nicht gebietet,
an deren Transparenz aber ein qualifiziertes 6ffentliches Interesse besteht.
Dies sind etwa die formalen Modalititen von Forschungskooperationen.
So sind insbesondere die Hohe gewihrter Drittmittel und die Dauer der
Gewihrung von nur begrenzter Aussagekraft fiir mogliche Risiken, eine
interessengeleitete, distanzlose und parteiliche Forschung gedeihen zu
lassen. Beispielsweise DFG-Mittel konnen hoch ausfallen und lingerfris-
tig gewahrt werden, sind aber offenkundig wissenschaftsethisch nicht zu
beanstanden. Oder ein hoher einmaliger Forderbetrag zur Anschaffung

% Als Beispiel wird angefiihrt, dass die Benennung des Drittmittelgebers Riick-
schliisse auf den Forschungsgegenstand zulasse. So Landtag Rheinland-Pfalz, LT-Drs.
16/5173, S.46; Pantsch, in: Heinemann (Hrsg.), Praxiskommentar Transparenzgesetz
(LTranspG RLP), 2019, S.314.

9 Landtag Rheinland-Pfalz, LT-Drs. 16/5173, S. 46; Pautsch, in: Heinemann (Hrsg.),
Praxiskommentar Transparenzgesetz (LTranspG RLP), 2019, S.314.

19 So aber VG Mainz, Urt. v. 11.5.2016 - 3 K 636/15.MZ Rn. 48 (juris).
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von teurer Wissenschaftsinfrastruktur (z. B. ein biochemisches Labor oder
ein hochleistungsfihiges Elektronenmikroskop), die dauerhaft frei genutzt
werden kann, wire unverdichtig, wohingegen vergleichsweise geringe
periodische personliche Vergiitungen an das wissenschaftliche Leitungs-
personal durch den Fordergeber problematisch sein kann (gewiss: nicht
muss). Vor allem sind der Einfluss eines Fordergebers auf Berufungsent-
scheidungen, Mitbestimmungsrechte bei Publikationen, Mittel der Finanz-
steuerung wihrend eines Projektes, die Aufsichtsmoglichkeiten oder Ver-
einbarungen Uber gewerbliche Schutzrechte von unmittelbarer Relevanz
fir eine freie Wissenschaft. Namentlich im Ausgangsfall der Universitit
Mainz wiren auch nach §16 Abs.3 LTranspG RhPf die entscheidenden
Problempunkte der Kooperationsvereinbarungen nicht offenzulegen
gewesen.

Insoweit bestehen Zweifel an der Verfassungskonformitit des §16
Abs. 3 LTranspG RhPf im Hinblick auf die objektive Schutzverantwor-
tung fiir eine freie Wissenschaft aus Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG.'%' Zwar ist der
Gesetzgeber, der bei der konkreten Umsetzung des Schutzes iiber weite
Gestaltungsspielriume verfiigt,'® nicht verpflichtet, Informationszugang
im Hochschulbereich herzustellen.'® Er konnte also Hochschulen zum
Schutz des organisierten Wissenschaftsprozesses generell vom Informa-
tionszugang ausnehmen. Das wire demokratiepolitisch unverntnftig,
aber nicht verfassungswidrig. Auch das BVerwG geht — sogar in Bezug
auf die verfassungsrechtlich durch Art.5 Abs.1 Satz 2 GG qualifiziert
geschiitzten presserechtlichen Auskunftsersuchen - zutreffend davon aus,
dass in ,,behordlichen Funktionsbereichen besonderen Charakters* eine
gesetzliche Bereichsausnahme zulissig ist.!% Der besondere Charakter der
Hochschulen ergibt sich bereits daraus, dass sie atypisch und in offenem
Kontrast zu anderen Verwaltungsbehorden der Organisation grundrecht-
licher Freiheit dienen, die — anders als eine Behorde innerhalb der hierar-
chischen Staatsorganisation — nicht grundsitzlich 6ffentlichkeitspflichtig,
sondern grundsitzlich schutzbedurftig ist. Wenn der Gesetzgeber indes
differenzierte Regelungen erldsst, miissen diese inhaltlichen Kohidren-
zanforderungen gentigen, die sich aus dem Willkiirverbot ergeben (Art. 3
Abs.1 GG). Die Vergleichbarkeit der privilegierten Sachverhalte muss

00 Anders VG Mainz, Urt. v. 11.5.2016 - 3 K 636/15.MZ Rn. 48 (juris).

102- Allgemein fiir Schutzpflichten BVerfGE 96, 56 (64); 115, 320 (3461.); 117, 202
(227); 133, 59 (75£.); BVerfG-K, Beschl. v. 17.2.2017 — 1 BvR 781/15, NJW 2017, 1593;
Beschl. v. 11.4.2018 — 1 BvR 3080/09, EuGRZ 2018, 326; speziell fiir die Wissenschafts-
freiheit BVerfGE 35,79 (133, 143); 127, 87 (1161.); 136, 338 (363).

105 Tnsoweit zutreffend VG Mainz, Urt. v. 11.5.2016 — 3 K 636/15.MZ Rn. 48 (juris).

1% BVerwGE 151, 348 (357).
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wiederum der objektiven Wertentscheidung des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG
Rechnung tragen. Gemessen hieran ist die restriktive Regelung des § 16
Abs. 3 LTranspG RhPf willkiirlich und damit verfassungswidrig, weil die
Ausnahmen in keinem sachlichen Zusammenhang mit den spezifischen
Transparenzbediirfnissen stehen, um den von Forschungskooperationen
fiir eine unvoreingenommene, neutrale Wissenschaft moglicherweise aus-
gehenden Risiken gegenstandsadiquat zu begegnen.

bb) Bereichsausnabme: Wissenschaftsklausel Nordrbein-Westfalen

Einzelne Landeshochschulgesetze enthalten Bereichsausnahmen zuguns-
ten wissenschaftlicher Hochschulen. Stellvertretend sei hier auf §2 Abs. 3
IFG NW verwiesen. Fiir Forschungseinrichtungen, Hochschulen und
Priifungseinrichtungen gilt hiernach das IFG N'W nur, soweit sie nicht
im Bereich von Forschung, Lehre, Leistungsbeurteilungen und Priifun-
gen tatig werden. Forschung in diesem Sinne meint nur Forschung nach
Art.5 Abs.3 Satz 1 GG. Die Norm ist eng auszulegen. Sie bezieht sich
auf Forschungstitigkeit — also den Prozess des Forschens — und nicht auf
Forschungsergebnisse.!® Die Regelung dient dazu, eine Verletzung der
Wissenschaftsfreiheit der betroffenen Grundrechtstriagerinnen und -triger
durch Informationsanspriiche zu vermeiden.!® Dies ist im Ausgangspunkt
zutreffend, verlangt aber zugleich eine restriktive Auslegung, die sich am
zum Schutz der Wissenschaftsfreiheit Notwendigen orientiert.

(1) Restriktive Auslegung durch das OVG Nordrhein-Westfalen

Das OVG Nordrhein-Westfalen hat die Regelung fir verfassungskonform
erachtet; das Gericht verweist auf die weiten Gestaltungsspielriume, die
dem Gesetzgeber anerkanntermafien'” bei der Entscheidung zukommen,
wie die Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz 1 GG) geschiitzt werden
soll.1% Dies ist im Ergebnis nicht zu beanstanden, weil die Verfassung in
der Tat keine zwingenden Vorgaben enthilt, aus denen sich unmittelbar
die konkrete, technische und detailabhingige Struktur von Informations-
freiheitsrechten ableiten liefle. Gleichwohl bedarf die Regelung einer ver-

195 Franflen, in: ders./Seidel (Hrsg.), Das Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-
Westfalen, 2007, § 2 Rn. 291.

106 LT-Drs. 13/1311, S. 10; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 - 15 A 97/13,
JZ 2016, 516 (517).

17 BVerfGE 35,79 (133, 143); 127, 87 (1161.); 136, 338 (363). Fiir die Schutzpflichten
allgemein BVerfGE 96, 56 (64); 115, 320 (3461.); 117, 202 (227); 133,59 (751.); BVerfG-
K, Beschl. v. 17.2.2017 — 1 BvR 781/15, NJW 2017, 1593; Beschl. v. 11.4.2018 — 1 BvR
3080/09, EuGRZ 2018, 326.

18 OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 — 15 A 97/13, ]Z 2016, 516 (517 ff.).
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fassungskonformen Anwendung, die namentlich die — vom Gericht nicht
vertieften'®? — objektiv-rechtlichen Anforderungen aus Art.5 Abs. 3 Satz 1
GG berticksichtigt, durch einen geeigneten Regelungsrahmen die Neutra-
litat und Qualitit von Forschung und Lehre zu schiitzen.

Das OVG hat indes in einer wenig tiberzeugenden Begriindung die
Bereichsausnahme unter Verweis auf die Verfassungsrechtsprechung
zum Hochschulorganisationsrecht auf simtliche ,,wissenschaftsrelevan-
ten Angelegenheiten® erstreckt. Dementsprechend kommt das Gericht
zu dem Ergebnis, dass auch ein Rahmenvertrag, der die Modalitdten der
Industriekooperation regelt, aufgrund seiner Wissenschaftsrelevanz der
Ausnahmeklausel des §2 Abs.3 IFG N'W unterfallen solle.!’® Dass der
Kooperationsvertrag nicht die eigentliche Forschung betreffe, sondern
nur einen Rahmen setze, sei unerheblich, weil dieser Rahmen jedenfalls
unmittelbar die auf seiner Grundlage durchgefiihrte Forschung und Lehre
prideterminiere.'!! Fiir eine einschrinkende Auslegung sei kein Raum, da
sich der Gesetzgeber nach Wortlaut und Systematik fiir eine umfassende
Bereichsausnahme entschieden habe.!!?

(2) Keine pauschalen Bereichsansnahmen

Diese Auslegung iiberzeugt nicht,!? weil sie zu einem pauschalen Aus-

schluss fihrt, wo eigentlich Differenzierung geboten wire. Die Ausnahme
nach §2 Abs.3 IFG NW soll niamlich nicht Hochschulen generell vom
Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsrechts ausnehmen, was the-

199 Lediglich an einer Stelle wird das Problem oberflichlich touchiert: OVG Nord-
rhein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 — 15 A 97/13, JZ 2016, 516 (519). Es sei ,nicht ersicht-
lich, dass einer Tangierung der Wissenschaftsfreiheit in einzelnen Fillen der Drittmittel-
forschung nur durch Er6ffnung eines subjektiven Informationsanspruchs fiir jedermann
begegnet werden kann.“

10 OVG Nordrbein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 - 15 A 97/13, JZ 2016, 516 (518).

" OVG Nordrbein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 — 15 A 97/13, JZ 2016, 516 (5181.).
,Dass die Auswahl der einzelnen Forschungsprojekte auf der Grundlage der Rahmen-
vereinbarung erst spiter erfolgt, ist fiir die Qualifizierung als unmittelbar wissenschafts-
relevante Angelegenheit und damit die Anwendung des §2 Abs. 3 IFG NRW unerheb-
lich. Ungeachtet dieses Umstands stellt der Vertrag verbindlich strukturell die Weichen
fiir das Ob und das Wie der Durchfithrung von Forschungsprojekten und damit fir die
Gewinnung von Forschungsergebnissen einschliefllich deren nachfolgender Verwertung
innerhalb der vereinbarten Forschungspartnerschaft. Von derartigen organisatorischen
Grundentscheidungen ist der Erfolg jeder Forschungsarbeit im universitiren Bereich
oder an aufleruniversitiren Forschungsinstituten abhingig oder wird von ihr doch
erheblich beeinflusst. Thr Bezug zu Forschung und Lehre ist unmittelbar®.

2. OVG Nordrbein-Westfalen, Urt. v. 18.8.2015 - 15 A 97/13, JZ 2016, 516 (519).

13 Kritisch auch Dorr, JuS 2016, 1045 (1047); Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen, 2015,
$.343 (347).



A. Allgemeines Informationsfreiheitsrecht 143

oretisch moglich wire, sondern lediglich insoweit, als dies zum Schutz
von Forschung und Lehre nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG geboten ist. In
Bezug auf die Pressefreiheit hat das BVerwG ausgefiihre, dass der ,,Gesetz-
geber [...] zwar unter besonderen Umstinden berechtigt” sei, ,einzelne
behordliche Funktionsbereiche von Auskunftspflichten auszunehmen
[...]“. Er sei aber nicht berechtigt, ,ganze Verwaltungsbereiche auszu-
nehmen®. Ausschlussgriinde durften nur ,einen punktuellen Zuschnitt
aufweisen, mit dem der Gesetzgeber konkret umrissenen gegenlaufigen
Schutzglitern Rechnung tragt, und zwar beschrankt auf das Mafi, in dem
bei materieller Betrachtung tatsichlich ein Schutzbedarf erkennbar ist“.!
Obgleich das Gericht hier mit dem besonderen demokratischen Auftrag
der Presse argumentiert, lassen sich die Argumente mutatis mutandis auch
auf die vorliegenden Konstellationen allgemeiner Informationsfreiheits-
rechte iibertragen, wenn diese dazu eingesetzt werden, eine Transparenz
herzustellen, die letztlich die objektive Schutzverantwortung des Staates
aus Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG stiitzt.

Zwar ist es zutreffend, dass ein Kooperationsvertrag die auf seiner
Grundlage durchgefithrte Forschung entscheidend beeinflusst und daher
wissenschaftsrelevant ist. Es ist jedoch funktional verfehlt, den weiten
Begriff der wissenschaftsrelevanten Angelegenheit auf §2 Abs.3 IFG
NW zu tibertragen. Das BVerfG'"® hat diesen Begriff entwickelt, um eine
hinreichende Mitwirkung der Forschenden und Lehrenden einer Hoch-
schule an amtlichen Entscheidungen zu ermoglichen, eine hinreichende
Kontrolle durch pluralistisch zusammengesetzte Kollegialorgane sicher-
zustellen!® und letztlich Entscheidungen von Hochschulorganen zu legi-
timieren'”. Aufgrund der vielfiltigen Einflusspfade, die Organisation und
Verfahren auf die Wahrnehmung grundrechtlicher Freiheit in Forschung
und Lehre eroffnen, bedarf es notwendigerweise eines weiten Begriffes der
Wissenschaftsrelevanz, um bereits im Vorfeld — bevor es zu spit fiir eine
Nachsteuerung ist — hinreichende Partizipation und Kontrolle durch die
Grundrechtsberechtigten in der Hochschule sicherzustellen. Diese Ratio
lasst sich aber nicht auf die Bereichsausnahme des §2 Abs.3 IFG N'W
Ubertragen. Hier geht es — in Bezug auf Forschung und Lehre — nicht um
die objektiv-verfassungsrechtliche Sicherung von Legitimation und Kon-

114 Vel. auch BVerwGE 151, 348 (357).

15 S BVerfGE 35, 79 (122£.); 61, 260 (281£.); 136, 338 (3591., 363); BVerfG-K,
Beschl. v. 7.5.2001 — 1 BvR 2206/00, NVwZ-RR 2001, 587 (588); Kahl, A6R 130 (2005),
225 (249).

16 BVerfGE 136, 338 (364£.).

W VerfGH BaWii,Urt. v. 14.11.2016 — 1 VB 16/15, WissR 49 (2016), 302 (311); Gir-
ditz, DVB1 2014, 1127 (1134).
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trolle innerhalb der Hochschulorganisation, sondern allein um den indi-
viduellen Grundrechtsschutz der Forschenden und Lehrenden aus Art. 5
Abs. 3 Satz 1 GG gegeniiber externer Intervention.!!8

(3) Funktionsbezogene Auslegung des § 2 Abs. 3 IFG NW

Dabher ist §2 Abs.3 IFG NW funktionsbezogen so auszulegen, dass nur
Informationen, die die konkrete Forschungs- und Lehrtitigkeit betreffen,
unter die Bereichsausnahme fallen. Die Konzipierung, Methodenwahl,
Durchfiihrung und Ziele der Forschungsvorhaben sind generell zu schiit-
zen und unterliegen daher nicht dem Informationsanspruch. Demgegen-
Uber sind administrative Tatigkeiten innerhalb staatlicher Hochschulen,
auch wenn sie Forschung und Lehre betreffen und daher ,,wissenschafts-
relevant® sind, weiterhin Gegenstand von moglichen — ggf. durch die all-
gemeinen Verweigerungsgriinde zu begrenzenden — Informationsansprii-
chen. Dies bedeutet konkret, dass Kooperationsvertrige, die nicht die
Methoden und den Erkenntnisprozess der Forschung betreffen, sondern
den dufleren Rahmen einer Zusammenarbeit, nicht unter die Bereichsaus-
nahme nach §2 Abs.3 IFG NW fallen.

In diesem Rahmen kann dann auch an den abstrakten Themen der For-
derung ein 6ffentliches Interesse bestehen, gerade weil Industriekooperati-
onen eine Entwicklung befordern konnen, Forschung in Grundlagen- und
Randthemen zugunsten 6konomisch verwertbarer Erkenntnisziele zu ver-
nachlissigen.!!” Insoweit hat Dieter Dérr in seiner kritischen Besprechung
der Entscheidung des OVG zutreffend angemerkt, ,,dass auch und gerade
die Forschungsfreiheit in vielen Fillen fiir einen Zugang zu den Koopera-
tionsvertragen spricht, da mit solchen Vertrigen zumindest die Gefahr ver-
bunden sein kann, dass der Geldgeber Einfluss auf die Forschung nimmt
und damit die Einrichtung einer freien Universitit beeintrichtigt“.1?° Die
Anforderungen, die sich aus der objektiven Schutzverantwortung fir eine
freie Wissenschaft aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG ergeben,'?! bekriftigen
daher die Notwendigkeit einer teleologisch reduzierten Auslegung.!?
Die lediglich abstrakte Umschreibung von Forschungsthemen ist zwar
ebenfalls fraglos wissenschaftsrelevant, betrifft aber bei gebotener rest-

8 Durchaus in diesem Sinne hat das OVG die Regelung mit Schutzpflichten fiir
den methodengeleiteten Erkenntnisprozess gerechtfertigt. S. OVG Nordrhein-Westfalen,
Urt. v. 18.8.2015 — 15 A 97/13,JZ 2016, 516 (5171.).

19 Godt, JZ 2016, 522 (523).

120 Dgrr, JuS 2016, 1045 (1047). In der Sache dhnlich Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen,
2015, S. 343 (347).

121 Oben Teil 1, B. IV. 3.

122 Hiergegen aber Sicko, NVwZ 2016, 1030 (1031).



B. Presserechtliche Informationsanspriiche 145

riktiver Auslegung nicht den durch die Bereichsausnahme geschiitzten
Forschungsprozess nach §2 Abs.3 IFG NW.

B. Presserechtliche Informationsanspriiche

Eine praktisch wichtige Rolle, die Transparenz von Forschungskoopera-
tionen herzustellen, spielt — wie auch sonst — eine freie und unabhingige
Presse. Vor diesem Hintergrund sollen nachfolgend auch presserechtliche
Auskunftsanspriche in Betracht gezogen werden.

I Rechtsgrundlagen

Spezifisch presserechtliche Informationsanspriiche haben die Linder in
thren Landespressegesetzen niedergelegt. Auf Bundesebene fehlt hin-
gegen ein entsprechender Anspruch. In Rheinland-Pfalz findet sich ein
Auskunftsanspruch in § 6 Abs. 1 LMG RhPf!'%, der inhaltsgleich den Aus-
kunftsanspriichen in den Pressegesetzen anderer Lander (z.B. §4 Abs. 1
LPressG NW!2*) entspricht. Die Behorden sind hiernach verpflichtet, den
Medien die der Erfiillung ihrer 6ffentlichen Aufgabe dienenden Auskiinfte
zu erteilen. Der Anspruch besteht auch gegeniiber juristischen Personen
des Privatrechts, wenn diese mehrheitlich von der 6ffentlichen Hand
gehalten werden,!? hier also gegeniiber dem von der Universitit gehalte-
nen IMB. Der Anspruch nach den Landespressegesetzen soll nimlich ,,der
Presse die Wahrnehmung ihrer Aufgabe im Rahmen der demokratischen
Meinungs- und Willensbildung dadurch ermoglichen, dass sie umfassend
und wahrheitsgetreu Informationen liber Geschehnisse von offentlichem
Interesse erhilt und dadurch in die Lage versetzt wird, die Offentlichkeit
entsprechend zu unterrichten; in diesem Zusammenhang kann es nicht
darauf ankommen, ob der Staat 6ffentliche Aufgaben durch Behérden im
organisatorisch-verwaltungstechnischen Sinne wahrnimmt oder sich pri-

vatrechtlicher Handlungsformen bedient*.!2¢

123 Landesmediengesetz v. 4.2.2005, zuletzt geindert durch Art.2 des G. v. 8.5.2018
(GVBL RhPf S. 75).

124 Pressegesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen v. 24.5.1966 (GV. N, S. 340),
zuletzt gedndert durch Art. 4 des G. v. 8.5.2018 (GV. NW, S. 214).

125 BGH, Urt. v. 16.3.2017 — 1 ZR 13/16, WRP 2017, 1225ff.; Dérr, Informations-
anspriiche gegentiber dem Staat zuzurechnenden Unternehmen, 2015, S. 271f.; Fechner/
Wossner, Journalistenrecht, 2. Aufl. (2012), S. 49; Gundel, AfP 2001, 194 {f.; Kohler, WRP
2007, 62.

126 VG Cottbus, Beschl. v. 19.9.2013 — 1 L 219/13, LKV 2013, 524.
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1. Verfassungsrechtliche Unterfiitterung

Wird ein Vertreter der Presse in journalistischer Funktion tatig, ist dem
Grundrecht der Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG) entsprechend sei-
ner herausgehobenen Bedeutung fiir ein freies demokratisches Gemein-
wesen'?” Rechnung zu tragen. Uberall dort, wo der Anwendungsbereich
einer Norm die praktische Wahrnehmung der Pressefreiheit bertihre, ist
uber den abwehrgrundrechtlichen Gehalt hinaus der positive staatliche
Schutz- und Forderauftrag hinreichend zu beriicksichtigen.!?® Fehlt es an
einer spezifischen Rechtsgrundlage, ist Zugang zu Presseinformationen
unmittelbar auf der Grundlage des Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG zu gewihren.!??
Dieser grundrechtsunmittelbare Anspruch ist auf einen zur effektiven
Grundrechtsausiibung unverzichtbaren Mindeststandard beschrinkt,!*
der freilich im Einzelnen durchaus weitreichend sein kann.!3! Der verfas-
sungsunmittelbare Auskunftsanspruch fordere — im Einklang mit Art. 10
EMRK - eine fallbezogene Abwigung des journalistischen Informati-
onsinteresses mit den gegenliufigen schutzwiirdigen Interessen; hierbei
sei grundsatzlich nicht das Informationsinteresse der Presse zu bewer-
ten.!?? Entscheidend sei vielmehr, ob dem Informationsinteresse der Presse
schutzwiirdige Interessen von solchem Gewicht entgegenstehen, die den
presserechtlichen Auskunftsanspruch ausschlieflen. Eines grundrechts-
unmittelbaren Anspruches zur Durchsetzung der Pressefreiheit bedarf es
indes grundsitzlich nur dort, wo den wertpriagenden Vorgaben des Art.5
Abs. 1 Satz 2 GG nicht ohnehin im Rahmen der Anwendung und Ausle-
gung bereits bestehender Anspriche auf Informationszugang Rechnung
getragen werden kann.!>® Das BVerwG hat vertreten, dass die Pressefrei-
heit (Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG) selbst eine hinreichende Ermichtigungs-
grundlage darstellt, in Grundrechte der durch die Auskunftserteilung

127 BVerfGE 7,198 (208); 62, 230 (247); 76, 196 (208£.); 93, 266 (2921.); 128, 226 (266);
Hillgruber, JZ 2016, 495 {f.

128 BVerfGE 20, 162 (175); OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.8.2015 — 8 A
2410/13, RiA 2016, 33 ff.

129 BVerwGE 154, 222 Rn.13; BVerwG, Urt. v. 25.10.2018 — BVerwG 7 C 6.17,
Rn. 11.

130 BVerwGE 146, 56 (64); BVerwG, Beschl. v. 20.7.2015 — 6 VR 1.15, NVwZ 2015,
1383; OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 19.9.2014 — 5 B 226/14, NJW 2014, 3387
(3388). Gegen grundrechtsunmittelbare Anspriiche aber noch BVerwG, Beschl. v.
9.10.1985 — 7 B 188/85, NJW 1986, 1277 (1278); kritisch jedenfalls bei wesentlichen
Giterkonflikten von Coelln, in: FS Friedhelm Hufen, 2015, S.423 (430). Eingehend
zur Begriindung Raabe, Informations- und Auskunftspflichten der 6ffentlichen Hand
gegentiber der Presse, 2010, S.28{f., 38f.

31 Analytisch Winkler, VerwArch 107 (2016), 536 ff.

132 BVerwG, Beschl. v. 26.10.2017 - 6 VR 1/17, NVwZ 2018, 414 Rn. 18.

133 OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.8.2015 — 8 A 2410/13, RiA 2016, 33.
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Betroffenen einzugreifen, weshalb eine einfach-gesetzliche Ermichtigung
entbehrlich sei.!**

2. Reichweite

Grundsitzlich soll auch ein verfassungsunmittelbarer presserechtlicher
Auskunftsanspruch nur auf Auskunft in pressegeeigneter Form gerichtet
sein."”® Nur ausnahmsweise kann sich nach bisheriger Ansicht — abhingig
von den Umstinden und dem Erkenntnisziel — das behordliche Auswah-
lermessen im Einzelfall reduzieren und zu einem Anspruch auf Akten-
vorlage bzw. Offenlegung eines Dokuments verdichten.'*® Aus diesem
Grund behandelt die Rechtsprechung auch presserechtliche Auskunfts-
und Informationsfreiheitsanspriiche als zwei verschiedene Streitgegen-
stinde.!’” Hierbei ist zu beriicksichtigen, dass die Landespressegesetze
sehr viel dlter sind als das moderne Informationsfreiheitsrecht. Das Presse-
recht entstand in einer Phase, in der das behordliche Aktengeheimnis noch
ungebrochen war und Arkantraditionen erst noch punktuell aufgebrochen
werden mussten.!*® Diese Ausgangskonstellation ist mit der weitgehend
flichendeckenden Etablierung der Informationsfreiheit tiberholt.’*? Es
wire wenig Uberzeugend, wenn die Rechtsfolgen des presserechtlichen
Auskunftsanspruchs, die sich immerhin auf das fir eine Demokratie zur
Herstellung von Offentlichkeit besonders hochrangige Gut der Presse-
freiheit (Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG) stlitzen lassen, hinter dem allgemeinen
Informationsfreiheitsrecht zuriickblieben, dessen Regelungsstrukturen
jedenfalls nicht unmittelbar verfassungsrechtlich vorgegeben und grund-
rechtlich damit deutlich schwicher unterfiittert sind. Jedenfalls ist es auch
Journalistinnen und Journalisten moglich, sich im Rahmen ihrer Presse-

3% BVerwG, Urt. v. 25.3.2015 — 6 C 12/14, GewArch 2016, 26 (29). Vom BVerfG
wurde dies nicht abschlieffend entschieden, aber im Ergebnis gebilligt. S. BVerfG-K,
Beschl. v. 27.7.2015 — 1 BvR 1452/13, EuGRZ 2015, 629{. Eingehend Schnabel, NJW
2016, 1692 ff.

135 BVerwG, Urt. v. 27.11.2013 — 6 A 5/13, NJW 2014, 1126; BaWiiVGH, Beschl. v.
1.7.2015 -1 S 802/15, DVBI 2015, 1257; OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 7.3.2014 —
OVG 6 S 48.13, NVwZ 2014, 1177; VG Cottbus, Beschl. v. 19.9.2013 — 1 L 219/13, LKV
2013, 524 (526); VG Mainz, Urt. v. 14.9.2016 — 3 K 1021/15.MZ, Rn.29 (juris); VG
Miinchen, Urt. v. 22.10.2013 - M 22 E 13.3871, Rn. 36 (juris).

36 VG Mainz, Urt. v. 14.9.2016 — 3 K 1021/15.MZ, Rn. 30 (juris); Léffler/Ricker/
Weberling, Handbuch des Presserechts, 6. Aufl. (2013), 19. Kap. Rn. 2.

157 Etwa BVerwG, Beschl. v. 3.5.2016 — 7 C 7/15, AfP 2016, 564; Beschl. v. 23.3.2018 —
7 C1/17, Rn. 13, 18.

138 Hierzu Albers, Z]S 2009, 614 (6151.); Groschner, VVDStRL 63 (2004), 344 (3471.);
Masing, VVDStRL 63 (2004), 377 (382 f.); Wegener, Der geheime Staat, 2006, S. 390 ff.

139§, zum Problem Piischel, AfP 2006, 401 ff.
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freiheit auf allgemeine Informationsfreiheitsrechte zu berufen, wenn diese
in ihrer Rechtsfolge weitergehend sein sollten.!*°

Vor diesem Hintergrund hitte namentlich die Universitit Mainz im
Rahmen eines Pressetermins zu den fraglichen Kooperationsvertrigen
jedenfalls auf gezielte Nachfrage auch eine Kopie des Vertragstextes zur
Verfiigung stellen missen, weil sich filigrane Regelungswerke, in denen es
entscheidend auf semantische Details ankommen kann, die moglicherweise
kritische Deutungsvarianten er6ffnen, nicht einfach miindlich beschreiben
lassen. Eine journalistischen Sorgfaltspflichten gentigende Bewertung setzt
insoweit eine Offenlegung der Schriftfassung voraus.!*!

I1. Verfassungskonforme Verweigerungsgriinde

Auch das Landespresserecht enthilt Auskunftsverweigerungsgriinde, die
wieder verfassungskonform auszulegen und anzuwenden sind. Auskiinfte
konnen nach §6 Abs.2 LMG RhPf verweigert werden, soweit hierdurch
die sachgemifle Durchfiihrung eines schwebenden Verfahrens vereitelt,
erschwert, verzogert oder gefahrdet werden konnte (Nr. 1), Vorschriften
tiber die Geheimhaltung entgegenstehen (Nr. 2), ein iiberwiegendes 6ffent-
liches oder schutzwiirdiges privates Interesse verletzt wiirde (Nr. 3) oder
ithr Umfang das zumutbare Mafl iiberschreitet (Nr. 4). In diesem Rahmen
ist die Abwégung grundsitzlich dhnlich strukturiert wie im Fall der Wis-
senschaftsfreiheit. Auf die obigen Ausfiihrungen kann insoweit verwiesen
werden.

1. Pressefretheit

Aus dem institutionell-objektiven Gehalt der Pressefreiheit folgt daher
auch, dass der Staat zur Schaffung behordlicher Auskunftspflichten
gegentiiber der Presse verpflichtet ist, ,,die es der Presse erleichtern oder
in Einzelfillen sogar iiberhaupt erst ermoglichen, thre Kontroll- und Ver-
mittlungsfunktionen zu erfiillen, die in der reprisentativen Demokratie
unerlisslich sind“.!*? Dieser objektiven Forderpflicht korrespondiert ein
subjektiv-rechtlicher Anspruch einzelner Vertreter der Presse.!** Die hohe
Bedeutung der Presse fiir die offentliche Meinungsbildung in der Demo-

140°S. BVerwGE 159, 194ff; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.8.2015 — 8 A
2410/13, RiA 2016, 33 ff.; Fechner/Wossner, Journalistenrecht, 2. Aufl. (2012), S. 57.

' Unzutreffend daher VG Mainz, Urt. v. 11.5.2016 — 3 K 636/15.MZ; Urt. v.
14.9.2016 — 3 K 1021/15.MZ.

492 BVerwGE 146, 56 (63).

45 BVerwGE 146, 56 (63); 151, 348 (355).
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kratie erfordert insoweit eine grundrechtsfreundliche Betrachtung zuguns-
ten der Auskunftserteilung.'* Daher ist die Pressefreiheit, jedenfalls dort,
wo das Gesetz Abwagungen erdffnet, stets als relevanter Abwigungsge-
sichtspunkt bei Kollision mit anderen Giitern oder Interessen angemessen
einzubeziehen.!*> Anders als im Fall allgemeiner Informationsanspriiche
steht mit der Pressefreiheit auch ein Belang kollidierenden Verfassungs-
rechts zur Verfiigung,'*® die im Ausnahmefall geeignet sein kann, Eingriffe
in die Wissenschaftsfreiheit zu schiitzen. Aus diesem Grund sind auch
Beschrinkungen des allgemeinen — nicht unmittelbar verfassungsrechtlich
unterfitterten — Informationsanspruchs wie §16 Abs.3 TranspG RhPf
nicht auf presserechtliche Auskunftsanspriiche tibertragbar.'*

Im Hinblick auf die besondere Wertigkeit der Pressefreiheit nach Art. 5
Abs. 1 Satz 2 GG hat das BVerwG tiberzeugend ausgefiihrt, dass es keine
pauschalen Ausnahmen ganzer Verwaltungsbereiche unabhingig von
ihrem Schutzbedarf geben darf.'*® Dies gilt auch fiir wissenschaftsrele-
vante Sachverhalte. Auch hier kann eine Hochschule bei Presseanfragen,
die sich auf ein plausibles 6ffentliches Interesse berufen, nicht schematisch
auf die Freiheit von Forschung und Lehre verweisen. Vielmehr ist es not-
wendig, im Einzelfall den Schutzbedarf zu prifen. Zwar ist ein Zugriff
Dritter auf laufende Erkenntnisprozesse, Methoden oder Forschungsda-
ten mit Blick auf den qualifizierten Schutz durch Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG
durchweg unzumutbar,'*® auch wenn es sich um journalistische Interessen
handelt. Auskiinfte Giber Forschungstitigkeiten konnen aber dann nach
Mafigabe des Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG geboten sein, wenn das Interesse der
Forschenden an einer Geheimhaltung ausnahmsweise nur begrenzt oder

144 BVerwGE 151, 348 (357).

45 Grofs, DOV 1997, 133 (1351.); Kloepfer, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR,
Bd.III, 3. Aufl. (2005), § 42 Rn. 61; Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. 1, 3. Aufl.
(2013), Art.5 I Rn. 226, 231.

46 Zum insoweit gestuften Schutz nur Helbach, Der gestufte Schutz von Betriebs-
und Geschiftsgeheimnissen vor Parlament, Presse und jedermann, 2012, S. 102 ff. einer-
seits, S. 132ff. andererseits.

Y7 Dérr, JuS 2016, 956 (958).

148 BVerwGE 151, 348 (357): ,Der Gesetzgeber ist zwar unter besonderen Umstin-
den berechtigt, einzelne behordliche Funktionsbereiche von Auskunftspflichten aus-
zunehmen [...]. Aber er ist nicht berechtigt, ganze Verwaltungsbereiche auszunehmen.
Dem verfassungsrechtlich anerkannten Vermittlungs- und Kontrollauftrag der Presse ist
nur dann in gentigender Weise Rechnung getragen, wenn — von einzelnen behérdlichen
Funktionsbereichen besonderen Charakters abgesehen — Ausschlussgriinde einen punk-
tuellen Zuschnitt aufweisen, mit dem der Gesetzgeber konkret umrissenen gegenlaufigen
Schutzgiitern Rechnung trigt, und zwar beschrinkt auf das Maf, in dem bei materieller
Betrachtung tatsichlich ein Schutzbedarf erkennbar ist®.

149 Vgl. oben Teil 2, A. 1. 2. d).
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nicht schutzwiirdig ist. Dies kann etwa bei einem konkreten und substan-
titerten Verdacht der Fall sein, dass es zu wissenschaftlichem Fehlverhalten
gekommen ist (,, Forschungsskandal®). In diesem Fall gelten dann die allge-
meinen presserechtlichen Regeln iiber eine Verdachtsberichterstattung.!>

Bei der Gewichtung des in der Presse verkorperten offentlichen Inter-
esses an einer Offenlegung von Kooperationsbeziehungen ist maflgeblich
zu berticksichtigen, dass es bei Kooperationen staatlicher Hochschulen um
offentlich zu verantwortendes Verwaltungshandeln geht, an dem sich aus
offentlichen Kassen finanzierte und gesetzlich mit der Erfullung 6ffentli-
cher Aufgaben betraute Trager offentlicher Gewalt beteiligen, die auf das
Gemeinwohl verpflichtet sind.®! Es ist ureigene Aufgabe einer freien Presse,
zu kontrollieren, ob staatliche Organe (im weiteren Sinne) ihrer Gemein-
wohlverantwortung gerecht werden oder sich in Risiken begeben, private
Partikularinteressen zu bedienen bzw. durch interessengeleitetes Handeln
diejenigen Gemeinwohlerwartungen zu verfehlen, derentwegen sie errichtet
wurden und von der Allgemeinheit aus dem Staatshaushalt finanziert wer-
den. Grundsitzlich sind hieriiber also Presseauskiinfte zu erteilen.

2. Objektive Dimension der Wissenschaftsfreibeit

Journalistinnen und Journalisten konnen zwar nicht selbst Anspriiche aus
Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG herleiten, weil journalistische Recherche und Presse-
veroffentlichungen mangels strikter fachlicher Methodenbindung und man-
gels spezifisch wissenschaftlicher Erkenntnisziele grundsitzlich keine Wis-
senschaft sind.!>? Gleichwohl kénnen sich Journalistinnen und Journalisten,
denen die Pressefreiheit (Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG) zusteht, zur Verstirkung
der in die Giiterabwagung einzustellenden Abwigungsbelange auf die objek-
tive Dimension der Wissenschaftsfreiheit berufen, die als Bestandteil der
objektiven Verfassungsordnung nach allgemeinen Grundsitzen'? jedenfalls
von denjenigen geltend gemacht werden kann, denen bereits anderweitig

150 Zu den (verfassungsrechtlichen) Koordinaten stellvertretend BVerfG-K, Beschl.
v. 2.5.2018 — 1 BvR 666/17, VersR 2018, 1269 (1271); BGH, Urt. v. 7.12.1999 — VI ZR
51/99, WRP 2000, 310 (311 ff.); Miiller-Riemenschneider, Pressefreiheit und Personlich-
keitsschutz, 2012, S. 264 {f.; Waschatz, Haftungsfalle Behordeninformation, 2014, S. 53 ff.

51 OVG Nordrbein-Westfalen, Urt. v. 18.12.2013 — 5 A 413/11, DVBI 2014, 464.

152 Vel. BVerfG-K, Beschl. v. 17.2.2000 — 1 BvR 484/99, AfP 2000, 555f.; Korte,
Praxis des Presserechts, 2014, § 1 Rn. 26. Auch Wissenschaftsjournalismus betreibt keine
Wissenschaft, weil keine selbststindigen wissenschaftlichen Erkenntnisziele verfolgt
werden, sondern tiber den Stand der Wissenschaft fiir ein Allgemeinpublikum aufierhalb
der Fachgemeinschaft berichtet wird.

1535 BVerfGE 6, 32 (371.). S. als Konsequenz z.B. die Rechtsprechung im Fachpla-
nungsrecht, wonach sich Enteignungsbetroffene auf die gesamte objektive Rechtsord-
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ein subjektives Recht zusteht. Zwar ist es unklar, inwiefern sich Dritte auch
auf Grundrechte berufen konnen, die thnen personlich gar nicht zustehen.
Die Rechtsprechung hat dies in verschiedenen Konstellationen punktuell
abgelehnt, '™ freilich ohne dass dies der Verallgemeinerung zuginglich wire.

Vorliegend geht es jedoch um etwas anderes: Journalistinnen und Jour-
nalisten wiirden sich nicht auf die Wissenschaftsfreiheit Dritter berufen, um
deren Rechte ,paternalistisch durchzusetzen, was sicherlich die Funktion
eines Abwehrgrundrechts verfehlen wiirde. Sie wiirden sich vielmehr auf
die objektive Schutz- und Forderpflicht des Staates fir eine freie Wissen-
schaft stiitzen, die als solche staatliche Organe adressiert. In diesem Kon-
text ist es auch funktionsgerecht, der Presse flankierende Durchsetzungs-
macht fir objektive Grundrechtsbelange zuzugestehen. Denn die Presse
tritt hier als zentraler Bestandteil der Offentlichkeit in Erscheinung, die
Offentlichkeitskontrolle ausiibt, indem sie moglichen Missstinden nach-
geht. Gerade weil die einzelnen in Forschung und Lehre titigen Grund-
rechtstriger typischerweise kein Eigeninteresse haben, gegen eine Politik
ithres Fordergebers vorzugehen, die die Neutralitit, Unvoreingenommen-
heit, Distanziertheit und Methodenstrenge gefahrden kann, bedarf es einer
flankierenden Offentlichkeit, die in der Regel erst durch die Presse herge-
stellt wird. Namentlich mégliche Interessenkonflikte oder interessengelei-
tete Forschung werden typischerweise nur aufgeklirt, wenn Dritte — wie
vor allem freie Journalisten — Licht auf mogliche Verstrickungen werfen.
Die bisherigen praktischen Fille zumindest problembeladener Industrie-
kooperationen haben dies gerade gezeigt. Journalistinnen und Journalisten,
die iiber die Rahmenbedingungen von kooperativer Forschung recherchie-
ren und berichten, leisten insoweit einen wertvollen Beitrag zum wirksa-
men objektiven Schutz der von Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG geschiitzten Giiter
und wirken zugleich staatsentlastend, schon weil eine staatliche Rechts-
aufsicht iiber Hochschulen, die ihrerseits hochschulfreundlich und damit
zuriickhaltend auszuiiben ist,'*® hiermit iberfordert wire.

nung berufen konnen, selbst wenn die verletzte Norm in keinem Zusammenhang mit der
Eigentumsgarantie aus Art. 14 GG steht: BVerwGE 67, 74 (76); 74, 109 (110); 77, 86 (91);
78, 347 (355); 100, 388 (391); BVerwG, Urt. v. 6.11.1997 — 4 A 16/97, NVwZ 1998, 398.

15+ BVerfGE 97, 49 (66); BVerwGE 122, 293 (295): Luftverkehrsunternehmen, die
Asylsuchende beférdern, konnen sich nicht auf das Asylgrundrecht (Art. 16a Abs. 1
GG) der Beforderten berufen; BVerwG, Urt. v. 30.5.2018 — 6 A 3.16, Rn.24 (juris):
Netzknotenbetreiber kénnen sich nicht auf das Fernmeldegeheimnis (Art. 10 GG) ihrer
Kunden berufen.

155 Girditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, 2009,
S.383; Hufeld, DOV 1997, 1025 (10281.); Kahl, Hochschule und Staat, 2004, S.90f.;
ders., Die Staatsaufsicht, 2000, S.514f.; Knemeyer, in: Flimig/Kimminich/Kriiger/
Meusel/Rupp/Scheven/Schuster/Graf Stenbock-Fermor (Hrsg.), Handbuch des Wis-
senschaftsrechts, Bd. 1, 2. Aufl. (1996), S.237 (256); Lorenz, WissR 11 (1978), 1 (201.).
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Im Ergebnis ist daher im Rahmen von presserechtlichen Auskunftsver-
langen bei der Abwigung mit gegenliufigen Interessen erginzend zuguns-
ten der Presse die hohe Bedeutung einer freien — sprich: neutralen, distan-
zierten und unvoreingenommenen — Wissenschaft fiir die Gesellschaft!>
einzustellen, die Gber die objektive Grundrechtsfunktion des Art. 5 Abs. 3
Satz 1 GG qualifizierte verfassungsrechtliche Absicherung genief§t. Kon-
kret ist einem Auskunftsverlangen, das sich auf die Rahmenbedingungen
und vertraglichen Grundlagen einer Industriekooperation an einer staat-
lichen Hochschule bezieht, grundsitzlich stattzugeben. Es kann allenfalls
insoweit zurlickgewiesen werden, als ausnahmsweise verfassungsrechtlich
geschiitzte Gliter gefihrdet wiren, die nach den konkreten Umstinden
hoher zu gewichten sind, z.B. wenn in Personlichkeitsrechte einzelner
Betroffener eingegriffen wiirde!®” oder durch eine vorzeitige Offenlegung
der wissenschaftliche Erkenntnisprozess gefihrdet wire. Fiir die Vertrags-
modalititen, die lediglich die abstrakten Kooperationsmodalititen (vor
allem: Errichtung einer Forschungseinrichtung, Mitwirkung des Forder-
gebers bei Berufungen oder Einstellungen, Einflussmoglichkeiten des For-
dergebers auf den Betrieb der Einrichtung) festlegen, ist dies durchweg
nicht der Fall. Im Ubrigen kann auf die obigen Ausfithrungen verwiesen
werden.!

3. Offenlegung von Kooperationsvertrigen

In Bezug auf Kooperationsvertrige ist in der Abwigung Folgendes zu
berticksichtigen: Entweder ein Kooperationsvertrag legt nur den formalen
Rahmen einer Zusammenarbeit fest, bei der sich ein Unternehmen oder
eine Unternehmensstiftung in der Forderung der Wissenschaft engagiert,
ohne sich wissenschaftsinadiquate Einflusspfade offenzuhalten. An der
Geheimhaltung dieser Kooperationsbedingungen besteht dann kein objek-
tivierbares geschiitztes Interesse. Der Fordergeber kann sich zu seinem
»Mizenatentum® bekennen — was durchweg ja auch geschieht —, muss
dann aber auch die konkreten Mechanismen und Ziele offenlegen, zumal
wenn dies in Kooperation mit einer staatlichen Einrichtung geschieht. In
der Regel wird eine Offenlegung sogar vorteilhaft sein, weil dann unbe-
rechtigter Anschein hintergriindiger Einflussnahme erst gar nicht entsteht.

156 Oben Teil 1, B. I11. 2.

157 Beispiele wiren etwa Vertragsbestandteile oder vorbereitende Papiere, die sich
mit Mutterschutz, Krankheiten oder Behinderungen einzelner Mitarbeitender und deren
Einsatzfihigkeit befassen oder frithere personalrechtliche Probleme (z.B. Disziplinar-

verfahren, Vorstrafen) thematisieren.
158 Oben Teil 2, A. II. 2.
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Oder ein Kooperationsvertrag eroffnet tatsichlich Einflusspfade, die eine
moglicherweise wissenschaftsinadiquate Steuerung der Forschungsme-
thoden, -ziele oder -ergebnisse erlauben. In diesem Fall ist zum einen
das offentliche Interesse besonders hoch, die Kooperationsmodalititen
offenzulegen, um die Zusammenarbeit 6ffentlich — unter Einschluss der
Fachoffentlichkeit — jedenfalls kritisch zu beobachten und zu begleiten.
Zum anderen ist das Interesse des Kooperationspartners oder der Hoch-
schule, problematische Interessenkonflikte, Risikostrukturen interessenge-
leiteter Forschung oder wissenschaftsinadiquate Abhingigkeiten geheim
zu halten, gemessen an den dargestellten objektiv-rechtlichen Anforderun-
gen, die Art.5 Abs.3 Satz 1 GG an den aktiven Schutz freier Forschung
stellt,’ nur sehr eingeschrinkt schutzwiirdig.

Anders gewendet und zusammengefasst: Wer Kooperationsbedingun-
gen vereinbart, die kein Risiko unsachlicher Einflussnahme begriinden,
wird mit Transparenz keine Schwierigkeiten haben, sodass es die Akteure
letztlich selbst in der Hand haben, einen Rahmen der Zusammenarbeit
auszuhandeln, der dem Kooperations- oder Fordergegenstand Wissen-
schaft gerecht wird. Genau dann ist aber das verfassungsrechtlich prife-
rierte Transparenzziel erreicht.

C. Informationsanspriiche akademischer Selbstverwaltungsorgane

Zu priifen ist ferner, inwiefern Kollegialorgane der akademischen Selbst-
verwaltung (sprich: Fakultits-/Fachbereichsrat einer betroffenen Fakultit,
Senat bzw. Hochschulrat) einen Informationsanspruch darauf haben, die
Kooperationsvereinbarungen bei Bedarf vorgelegt zu bekommen.

I. Kontrollauftrag der Kollegialorgane

Obgleich der Antagonismus von unmittelbar gewahlten Reprisentations-
organen und Leitungsorganen nicht den Dualismus von Parlament und
Regierung abbildet, sondern nur eine funktionale Arbeitsteilung innerhalb
der Verwaltung betrifft, fallen den Kollegialorganen — wie nicht zuletzt
das BVerfG iiberzeugend als Konsequenz einer wissenschaftsadiquaten
Hochschulorganisation aus Art.5 Abs.3 Satz1 GG herauspripariert
hat!'®® — Kontrollaufgaben zu, um eine wissenschaftsadiquate Leitung der
jeweiligen Hochschule sicherzustellen. Ohne wirksame interne Kont-

159 Oben Teil 1, B.
160 BVerfGE 136, 338 (3631L.).
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rolle lisst sich Verantwortlichkeit kaum praktisch operationalisieren.!®!
Legitimationssichernde Funktionen konnen gewihlte Kollegialorgane
nur erfiillen, wenn ihre Kontrolle auch praktisch wirksam ist. Bezogen
auf die — durchweg bei den Rektoraten bzw. Prisidien liegende (s. §79
Abs. 2 Satz 1 HSchG RhPf) — Auflenvertretung der Universitit, die auch
den Abschluss von Kooperationsvertrigen einschliefit, setzt eine Kontrolle
voraus, dass sich der Senat als Reprisentationsorgan auf Zentralebene mit
Kontrollauftrag (objektiviert insbesondere durch die Abwahlkompetenz
nach § 80 Abs. 4 HSchG RhPf!®?) und die von den Folgen einer Koopera-
tion betroffenen Fakultits-/Fachbereichsrite Kenntnis vom Inhalt einer
Kooperationsvereinbarung bzw. eines abschlussreifen Entwurfs verschaf-
fen konnen. Namentlich sind weitreichende Kooperationsvereinbarungen
eine grundsitzliche Angelegenheit der Hochschule (§76 Abs.1 HSchG
RhPf), fiir die dann der Senat zustindig ist.

Bestehen keine konkretisierenden Sonderregelungen — dies ist soweit
ersichtlich lediglich bei § 41a HSchG BaWii der Fall'®® — kann anspruchs-
begriindend unmittelbar auf Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG zuriickgegriffen wer-
den. Insoweit konnen die betroffenen Kollegialorgane vom Rektorat bzw.
Prasidium nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG die Einsicht in Kooperationsver-
trige verlangen, soweit dies zur Wahrnehmung der gesetzlich bzw. verfas-
sungsrechtlich zugewiesenen Kontrollaufgaben erforderlich ist. Einsicht
kann nur dann verweigert werden, soweit dies erforderlich ist, anderwei-
tige verfassungsrechtliche Belange zu sichern, die im konkreten Fall hoher
zu gewichten sind als der abstrakte Schutz der Wissenschaftsfreiheit (vgl.
§41a Abs. 4 Satz 4 HSchG BaWu).

11. Minderbeitenrecht?

Fraglich bleibt hierbei allerdings, inwiefern auch Minderheiten innerhalb
der Kollegialorgane die Einsicht in Unterlagen verlangen konnen, etwa
wenn die Mehrheit im Senat oder Fakultitsrat die Geheimhaltungsstrate-
gie eines Rektorats stiitzt. Die Hochschulgesetze kennen — anders als das
Parlamentsrecht — grundsitzlich keine besonderen Minderheitenrechte in

161 Rossi, Informationszugangsfreiheit und Verfassungsrecht, 2004, S.259.

162§, auch BVerfGE 136, 338 (365): ,Doch ist das Recht eines plural zusammenge-
setzten Vertretungsorgans zur Bestellung und auch zur Abberufung von Leitungsperso-
nen ein zentrales und effektives Einfluss- und Kontrollinstrument der wissenschaftlich
Tatigen auf die Organisation. Je hoher Ausmafl und Gewicht der den Leitungspersonen
zustehenden Befugnisse sind, desto eher muss die Moglichkeit gegeben sein, sich selbst-
bestimmt von diesen zu trennen®.

163 Hierzu Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen, 2015, S. 343 (345f.).
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Kollegialorganen. Eine singuldre Ausnahme bildet hier § 41a Abs. 4 Satz 1
Halbs. 1 HSchG BaWii. Allerdings werden solche auch nicht ausgeschlos-
sen oder durch verbindliche und nicht durch funktionale Argumente tiber-
windbare!®* Quoren begrenzt. Insoweit bedarf es eines Riickgriffs auf all-
gemeine Erwidgungen, welche Rechte einzelne Mitglieder des Senats oder
eines Fachbereichs-/Fakultdtsrats haben, die sich zur Vorbereitung ihrer
kollegialen Mitwirkung informieren wollen.

Im zwar nicht legitimationsdogmatisch,'®® aber hinsichtlich der kollegi-
alen Organisation und der Kontrollfunktionen vergleichbaren Parlaments-
recht hat sich inzwischen durchgesetzt, dass auch einzelnen Abgeordneten
mit dem Interpellationsrecht ein Informationsanspruch im weiteren Sinne
zusteht, um die iibertragenen — wissensabhingigen!®® — Aufgaben wirksam
erfiillen zu konnen.!®” Namentlich ist ein Fragerecht mit korrespondie-
render Antwortpflicht notwendig, um Kontrollfunktionen gegentiber der
Exekutive effektiv ausiiben zu kénnen.'®® Diese Erwigungen lassen sich
auch auf Hochschulkollegialorgane tibertragen, denen im Verhiltnis zu
den Leitungsorganen ebenfalls verfassungsrechtlich begriindete!® Kont-
rollaufgaben zufallen. Der typische Informationsvorsprung der Regierung
gegeniiber einzelnen Abgeordneten!’® besteht in der Regel auch im Ver-
hiltnis von Senat bzw. Fakultits-/Fachbereichsrat gegentiber den Rektora-
ten, Prasidien bzw. Dekanaten, zumal wenn es um Vertragsverhandlungen
mit Dritten und die Ausarbeitung von Details angestrebter Kooperations-
beziehungen geht.

Die Wahl der Mitglieder aus den Gruppen der Hochschullehrer oder
wissenschaftlichen Mitarbeiter erfolgt, um tber spezifische Mechanismen
der Reprisentation die Freiheit von Forschung und Lehre (Art. 5 Abs. 3
Satz 1 GG) gegen wissenschaftsinadidquate Entscheidungen zu schiitzen

164 Vgl. fiir das Parlamentsverfassungsrecht BVerfGE 142, 25 (641f.).

165 Jestaedt, Demokratieprinzip und Kondominialverwaltung, 1993, S. 531 ff.; Schro-
der, Grundlagen und Anwendungsbereich des Parlamentsrechts, 1979, S.5001.; Zacher,
Hochschulrecht und Verfassung, 1973, S. 51 {f.

166 S, Briining, Der Staat 43 (2004), 511 (5121f.); Schwarz, NWVBI. 2008, 245ff.;
Storr, ZG 2005, 45 ff.

167" BVerfGE 139, 194 (223); Geck, Die Fragestunde im Deutschen Bundestag, 1986,
S.1011f.; Lennartz/Kiefer, DOV 2006, 185 (185); Weis, DVBI 1988, 268 (270f.). Aus
dem Verfassungsrecht der Lander entsprechend BayVerfGH, Entsch. v. 17.7.2001 — V1.
56-1Va-00, NVwZ 2002, 715 (716); Entsch. v. 26.7.2006 — V{. 11-1Va/05, NVwZ 2007,
204 (205); VerfGH Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 19.8.2008 — VerfGH 7/07, NVwZ-RR
2009, 41 (43).

168 BVerfGE 139, 194 (224).

199 BVerfGE 136, 338 (363).

70 Magiera, in: Schneider/Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, 1989,
§52 Rn.52.
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sowie Legitimation zu sichern.”! Gerade das Modell des funktionalen Plu-
ralismus soll wissenschaftsgefihrdende Entscheidungen eindimmen indem
kollegialen, pluralistisch besetzten Organen ermoglicht wird, ,die auch
innerhalb der Wissenschaft bestehenden Unterschiede in die Organisation
sachverstindig einzubringen®.!”? Dies setzt aber voraus, dass jedes einzelne
Mitglied seine spezifische Perspektive innerhalb der Organe auch prak-
tisch wirksam entfalten kann, also Uiber das notwendige Wissen verfugt,
Vorginge sachgerecht beurteilen zu konnen. Sollen gerade Unterschiede
produktiv eingesetzt werden, iiber Perspektivenvielfalt die Qualitit von
Entscheidungen sicherzustellen,!” ist es erforderlich, dass alle Mitglieder
eines Kollegialorgans, die freie Forschung und Lehre gewahrleisten sollen,
sich Uber diejenigen Angelegenheiten informieren konnen, in deren Ent-
scheidung oder Kontrolle sie ihren Sachverstand einbringen sollen. Daher
besteht ein grundsitzlicher Auskunftsanspruch,”* der nur zum Schutz
hoherrangiger Interessen abgelehnt werden kann.

D. Informationsanspriiche betroffener wissenschaftlich Beschiftigter

Einzelne Beschiftigte der Hochschule haben zwar grundsitzlich keinen
Anspruch darauf, tiber den Inhalt von Kooperationsvereinbarungen infor-
miert zu werden, die ihr Arbeitgeber, ihr Dienstherr bzw. die Universitat
als Behorde ihres Dienstherrn eingeht. Gleichwohl konnen sich im Einzel-
fall Informationsanspriiche ergeben. Die in Art. 33 Abs.5 GG verankerte
Fiirsorgepflicht des Dienstherrn!”® verlangt auch, Beamtinnen und Beamte
gegen Risiken in Schutz zu nehmen, die mit der spezifischen Amtsaus-
tibung einhergehen. Dies konnen im Falle einer Kooperation mit privaten
Dritten auch Risiken sein, die sich aus der Struktur der Kooperationsbe-
zichungen fiir eine freie, unvoreingenommene und nicht interessengeleitete
Wissenschaft ergeben. Werden verbeamtete Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer innerhalb einer Kooperation im Rahmen von Forschung
und Lehre titig, miissen sie auch abschitzen kénnen, welchen moglichen
Einfliissen sie sich aussetzen bzw. wie verlisslich die Forschungsergebnisse

71 Oben Teil 1, B. IV. 1. b).

172 BVerfGE 136, 338 (364).

173 Baer, Vertrauen — Faire Urteile in Wissenschaft und Recht, 2013, S. 25 ff.

174 Entsprechend fiir gewihlte Mitglieder eines Gemeinderats beziiglich eines
Selbstinformationsrechts iiber den jeweiligen Beschlussgegenstand (im Fall: Personal-
auswahlvorbereitung durch eine Findungskommission) OVG Nordrhein-Westfalen, Urt.
v.5.2.2002 - 15 A 2604/99, NVwZ-RR 2003, 225 f.

175 BVerfGE 43, 154 (1651.); 46, 97 (117); 83, 89 (99); 106, 225 (232); 117, 330 (348);
139, 64 (122); 142, 240 (291.)
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von Kolleginnen und Kollegen sind, die an der Kooperation unmittelbar
beteiligt sind (im Fall des IMB also das wissenschaftliche Direktorium
und das wissenschaftliche Personal). Die individuelle Verantwortung fiir
die Lauterkeit von Forschungsergebnissen, an deren Entstehung Beschiaf-
tigte verantwortlich mitwirken, lisst sich nur dann tbernehmen, wenn
die Modalititen der Kooperation bekannt sind. Dort wo — ggf. aufgrund
der mittelbaren Drittwirkung der Wissenschaftsfreiheit — Freiriume zu
eigenverantwortlicher Forschung im Sinne des Art.5 Abs.3 Satz1 GG
bestehen, miissen auch Tragweite und mogliche gesellschaftliche Folgen
der Forschung jedenfalls grob absehbar bleiben. Dies ist aber nur dann
moglich, wenn etwaige Einfliisse eines Fordergebers oder sonstigen Drit-
ten auf den Erkenntnisvorgang, die Veroffentlichung der Forschungser-
gebnisse oder ihre Verwertung bekannt sind. Aus diesem Grund lasst sich
aus der Fursorgepflicht des Dienstherrn nach Art.33 Abs.5 GG auch ein
Anspruch einzelner, konkret betroffener Hochschulmitglieder ableiten,
tiber die Modalititen einer Kooperation informiert zu werden, und zwar
grundsitzlich von Amts wegen, soweit erkennbar ist, dass die Kenntnis
zur eigenverantwortlichen Erfillung von Aufgaben in Forschung und
Lehre notwendig ist. Wie dieser Anspruch zu erfillen ist, hingt davon ab,
wie weit das berechtigte Informationsinteresse reicht. Analoges gilt fiir
privatrechtlich Beschiftigte aufgrund der — ungeachtet aller Unterschiede
in den Folgen — vergleichbar strukturierten Fiirsorgepflicht des Arbeitge-
bers (§242 BGB).!7

76 BAGE 122, 3041f.; 155, 257 ff.; BAG, Urt. v. 9.3.1995 — 2 AZR 497/94, NZA
1995, 777.
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Uber die rechtlichen Bewertungen hinaus lassen sich aus den — anhand
eines anschaulichen Falles illustrierten — Defiziten der gegenwirtigen
Kooperationspraktiken allgemeine wissenschaftspolitische Folgerungen
ziehen.

A. Legislative Gestaltungsmaéglichkeiten nutzen

Der Gesetzgeber verfligt tiber einen weiten Gestaltungsspielraum, um den
Wissenschaftsbetrieb mit Blick auf die unterschiedlichen Aufgaben von
wissenschaftlichen Einrichtungen und auf die Interessen aller daran Betei-
ligten in Wahrnehmung seiner gesamtgesellschaftlichen Verantwortung zu
regeln.! Dieser Verantwortung muss der Gesetzgeber indes auch gerecht
werden. Zumindest die Grundlagen der Organisation von aufleruniver-
sitirer Forschung, die (namentlich iiber eine kooperative Anbindung an
eine staatliche Hochschule) vom Staat zu verantworten ist, bediirften
daher einer hinreichend konkreten gesetzlichen Ausgestaltung.? Zutref-
fend wurde jedoch festgestellt, dass bislang die Kooperationsstrukturen
staatlicher Hochschulen mit Unternehmen oder Drittmittelgebern — wie
allgemein auch die aufleruniversitire Forschung® — in den Hochschulge-
setzen der Linder nicht systematisch geregelt sind.* Hier ist Abhilfe zu
schaffen, indem der Gesetzgeber konkrete — tiber Generalklauseln (z. B.
§ 6 Abs. 1 HSchG BaWii) hinausgehende — Rahmenbedingungen normiert,
unter denen Kooperationen zulissig sind.> Erst gesetzliche Vorgaben, die
dann durch Satzungsrecht hochschulspezifisch zu konkretisieren wiren,
schaffen hinreichende normative Orientierung fiir die — mitunter schlicht
tiberforderten — Hochschulen, wie mit Kooperationsanliegen umzugehen
ist.

! BVerfGE 136, 338 (363).

2 Grofi/Arnold, Regelungsstrukturen der aufleruniversitiren Forschung, 2007,
S.1671.

3> Vgl. Schulze-Fielitz, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), Handbuch des Verfas-
sungsrechts, 2. Aufl. (1995), § 27 Rn. 23.

* Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen, 2015, S. 343 (345).

> S.a. Eberbach/Hommelhof/ Lappe, OdW 2017, 1 (5).
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Entsprechendes gilt auch fiir Informationsanspriiche nach den allge-
meinen Informationsfreiheitsgesetzen. Wahrend einerseits Globalausnah-
men zugunsten von Hochschulen den bestehenden 6ffentlichen Trans-
parenzbediirfnissen gerade in Bereichen der Drittmittelfinanzierung und
Forschungskooperation nicht gerecht werden, verfehlen andererseits die
undifferenzierten Regelungen der meisten IFGs, die keine wissenschafts-
spezifischen Ausnahmeregelungen enthalten, den aus Art.5 Abs.3 Satz 1
GG folgenden Schutzbedarf im grundrechtssensiblen Entstehungsprozess
wissenschaftlicher Erkenntnis. Differenzierte Regelungen wiren also auch
hier notwendig.®

B. Ratio der Verwertbarkeit durchbrechen

Bei kooperativen Risikostrukturen fiir eine freie Wissenschaft handelt es
sich um Folgeprobleme eines politischen Wissenschaftsverstandnisses,” das
der Grammatik der Verwertbarkeit folgt.® Forschungskooperationen mit
Unternehmen oder Unternehmensstiftungen sind aber weder Selbstzweck
noch ein Instrument der Standortpolitik. Sie konnen eine staatlich finan-
zierte Forschung sinnvoll erginzen, solange und soweit sie eine im Sinne
des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG freie Wissenschaft flankierend stiitzen. Sie die-
nen aber nicht dazu, mittelbar unternehmerische Innovation dadurch zu
fordern, dass staatlich finanzierte Hochschulstrukturen entlichen werden,
um gemeinsam verwertbare Erkenntnisse zu gewinnen, die aus der Sicht
des Landes wirtschaftspolitisch sinnvoll sind. Der Staat finanziert eine
freie Wissenschaft nicht deshalb, weil diese konkret nachweisbare gesell-
schaftliche Ertrige verspricht. Solche Nutzenerwartungen konnen auch
Forschungsabteilungen von Unternehmen sowie Einrichtungen staatlicher
Ressortforschung erfillen, die jeweils zweckgerichtet finanziert werden

¢ So auch Gusy, JZ 2014, 171 (175). Vgl. parallel fiir das Archivrecht Schoch/Kloepfer/
Garstka, Archivgesetz (ArchG-ProfE), 2007, § 16 Rn. 12; eingehend Manegold, Archiv-
recht, 2002.

7 Dieses ist gerade im Rahmen der Forschungsférderung durch die EU besonders
dominant. S.Art.179 AEUV Fraenkel-Haeberle, in: Funk/Gairditz/Pallme Konig
(Hrsg.), Auf dem Weg zu einem europiischen Wissenschaftsrecht?, 2016, S. 1f.; Girditz,
in: Funk/ders./Pallme Konig (Hrsg.), Auf dem Weg zu einem europiischen Wissen-
schaftsrecht?, 2016, S. 118 (1241.); Pliniok, Governance im europiischen Forschungs-
forderverbund, 2011, S.272.

$ Vgl. zu den Defiziten dieses Modells nur Heberle, JZ 2007, 183; Hoffacker, WissR
36 (2003), 92 (951f.); Huber, WissR 39 (2006), 196 (206 {f.); Ipsen, FuL 2001, 72 (73£.);
Kahl, Hochschule und Staat, 2004, S. 112f., 116; Krausnick, Staat und Hochschule im
Gewihrleistungsstaat, 2012, S. 312 ff.; Seidler, WissR 32 (1999), 261 {f.; Volkmann, DVBI
2005, 1061 (1071).



160 Teil 3: Wissenschaftspolitische Schlussfolgerungen

und ihre Kosten mit konkreten Resultaten rechtfertigen miissen. Der Staat
finanziert hingegen eine freie Forschung und Lehre, um eine unabhin-
gige sowie kritische Gegenoffentlichkeit zur tibrigen gesellschaftlichen
Wissensproduktion zu ermoglichen, die sich gerade nicht durch konkret
verwertbare Ergebnisse legitimiert, dafiir aber in grundrechtlicher Frei-
heit diejenigen Fragen stellen kann, die eine an 6konomischen oder gesell-
schaftlichen Verwertungsinteressen ausgerichtete Matrix eher verdrangt
oder zu ignorieren sich leisten kann.

Eine freie Wissenschaft muss daher auch selbst diejenigen Themenfelder
formulieren konnen, die sie fir relevant hilt und die ihr nicht von poli-
tisch oder 6konomisch Interessierten vorgegeben werden. Die gleichen
Probleme wie bei einer Instrumentalisierung der Wissenschaft fir 6kono-
mische Verwertungsinteressen stellen sich, wenn die Wissenschaftspolitik
Forschung und Lehre gerne in den Dienst vermeintlich ,gesellschaftlich
relevanter” Themen der Zeit stellen will.” Im Zusammenspiel mit finanzi-
ellen Abhingigkeiten von Drittmitteln wird so die Fahigkeit der Wissen-
schaft erodiert, kritische Gegenoffentlichkeit zu sein, die sich den gesell-
schaftlichen Niitzlichkeitsrelationen entziehen und diese hinterfragen
kann. Eine ,Hofwissenschaft der Politik oder Industrie ist tberflissig.
Folglich sollte der Staat den Schwerpunkt staatlicher Wissenschaftsfinan-
zierung auf eine zweckfreie (Grundlagen-)Forschung legen, die sich gerade
nicht an Verwertungsinteressen ausrichtet und daher ein unverzichtbares
Komplement!® insbesondere zur Industrieforschung bildet.

C. Grundfinanzierung stirken

Die Zunahme an Industriekooperationen ist auch eine Folge des Riick-
gangs staatlicher Grundfinanzierung.!' Verstirkt wird diese Schieflage
zusatzlich, wenn die Einwerbung von Drittmitteln auch als Evaluierungs-
kriterium fiir die Verteilung staatlicher Forschungsmittel dient.'” Eine
unzureichende Grundausstattung und die damit einhergehende Abhin-
gigkeit von Drittmitteln schwicht die Hochschulen, bei selbstverstandlich
legitimen Kooperationsinteressen mit Fordergebern oder Unternehmen
auf Augenhohe zu verhandeln und auf Kooperationsbedingungen zu
bestehen, die mit der Wissenschaftsfreiheit vereinbar sind. Eine prekire

9 Kritisch Géarditz, WissR 42 (2009), 353 (3821.); ders., NWVBI. 2014, 125 (1271.);
Ruffert, VVDStRL 65 (2006), 146 (184).

10 Vgl. Léwer, WissR 47 (2014), 3 (5).

1 Vel. Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen, 2015, S. 343 f.

12 Girditz, WissR 42 (2009), 353 (382£.).
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Lage, die die Wissenschaftsfreiheit beeintriachtigt, kann entstehen, wenn
Forschende aufgrund unzureichender Grundausstattung faktisch gezwun-
gen sind, das Angebot der Industriekooperation anzunehmen, um tber-
haupt wirksam forschen zu konnen.! Der eigentliche Grund, sich privaten
Drittmittelgebern und ihren Bedingungen unterwerfen zu miissen, liegt in
diesem Fall nicht in der Kooperationsoption, die als solche lediglich Hand-
lungsmoglichkeiten erweitert, sondern vielmehr in der unzureichenden
Ausstattung der einzelnen Professuren. Verfassungswidrig ist — so schwie-
rig dies im Einzelnen zu beziffern sein mag'* — mithin die nicht auskémm-
liche Zuweisung staatlicher Personal- und Sachmittel.

Selbstverstandlich bleibt die staatliche Forschungsfinanzierung eine
demokratisch zu verantwortende Aufgabe des Gesetzgebers, der 6ffentli-
che Haushaltsmittel zu verteilen und mit sehr begrenzten Ressourcen viele
gesellschaftliche Aufgaben zu erfiillen hat, unter denen die Wissenschaft
keine privilegierte Sonderbehandlung beanspruchen kann. Und ebenso
selbstverstandlich ist tiber die Hohe der Wissenschaftsetats demokra-
tisch zu verhandeln. Die Wissenschaftsfreiheit ist keine Magna Charta des
Wiinsch-Dir-Was der Forschenden. Gleichwohl wire es aus den genannten
Griinden jedenfalls wissenschaftsordnungspolitisch sinnvoll, die Grund-
finanzierung zu verbessern, um gerade diejenigen Teile der Wissenschaft
zu starken, die glaubwiirdig die Rolle als neutrale Kontrolloffentlichkeit
gegentiber den politischen und 6konomischen Verwertungsinteressen
am offentlich verfiigharen Wissen einnehmen kann.!' Fiir wirtschaftlich
Niitzliches werden sich immer Finanzierungsquellen finden lassen, sobald
ein Markt mit potentieller Nachfrage vorhanden ist, der Forschung ren-
tabel macht. Es bedarf aber einer Offentlichkeit, die die damit einherge-
henden blinden Flecken abdeckt, Einseitigkeiten aufdeckt und Kontrolle
an wissenschaftlich-fachlichen Mafstiben aufrecht erhilt, die sich nicht
nach subjektiven Priferenzen der Akteure beliebig konstruieren lassen.
Eine Stirkung der Grundfinanzierung wiirde zugleich einem hektischen
Aktionismus entgegenwirken, der durch einen permanenten Wettbewerb
und den damit einhergehenden Publikationsdruck hervorgerufen wird, der
letztlich die Qualitit und Verlisslichkeit wissenschaftlicher Veroffentli-
chungen gefihrdet.!®

15 Gillich, WissR 50 (2017), 234 (261).

" Girditz, WissR 42 (2009), 353 (370); Kirchhof, JZ 1998, 275 (278); Ladenr, DOV
2005, 753 (762); Mager, VVDSIRL 65 (2006), 274 (288).

15 In diesem Sinne auch Stumpf, J6R 61 (2013), 329 (371).

16 Systemische Mingel eines auf Uberproduktion ausgerichteten Wissenschafts-
betriebs, der die Verlisslichkeit wissenschaftlichen Wissens in Frage stellt, haben
inzwischen bereits die Rechtsprechung erreicht. S. OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v.
19.10.2017 — 1 A 1712/14, Rn. 129 (juris): ,Zwar wird es zutreffen, dass die sich immer
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D. Transparenz stirken und Gegendffentlichkeit ermoglichen

Die Studie des Falles der Universitit Mainz verdeutlicht einmal mehr,
warum es trotz — im Ubrigen immer noch nicht flichendeckender — allge-
meiner Informationsfreiheitsgesetze weiterhin einer Sensibilisierung der
Offentlichkeit fiir den rechtsstaatlichen wie demokratischen Eigenwert der
Informationsfreiheit bedarf. Dies gilt erst recht vor dem Hintergrund einer
Entwicklung, die Informationsfreiheit wieder einschrinken zu wollen,
zumal schon jetzt die Durchsetzung von Informationsfreiheitsbegehren
angesichts der materiellen und prozessualen Hiirden erheblich erschwert
wird."” Die ,,Kommunikationsverfassung®, deren Bestandteil auch die Wis-
senschaftsfreiheit ist, dient insoweit auch dazu, die staatlichen Institutionen
mit der nichtinstitutionalisierten Offentlichkeit zu verkoppeln.'® Staatliche
Hochschulen sind keine Unternehmen und ihre formalisierten Kooperati-
onsbeziehungen sind keine Betriebs- und Geschiftsgeheimnisse, sondern
Handeln offentlicher Gewalt und damit 6ffentlich zu rechtfertigen.
Gerade im Bereich der staatlich organisierten Wissenschaft bedarf es —
wie eingehend gezeigt wurde — einer differenzierten Betrachtung. Zwar ist
selbstverstandlich anzuerkennen, dass der grundrechtlich tiber Art. 5 Abs. 3
Satz 1 GG qualifiziert geschutzte laufende Forschungsprozess als solcher
gegentiber Informationszugiangen abzuschirmen ist. Dies gilt aber nicht glei-
chermaflen fiir den formellen, organisatorischen und finanziellen Rahmen,
in den Wissenschaft eingebettet ist. Freie Wissenschaft als besonderer Teil
der Offentlichkeit in einem demokratischen Rechtsstaat'? wird &ffentlich
finanziert in dem Vertrauen darauf, durch neutrale, distanzierte und entpo-
litisierte Erkenntnisprozesse iiber valideres, verlasslicheres Wissen zu verfu-
gen. Daher besteht korrelierend ein besonderes 6ffentliches Interesse daran,
mogliche hintergriindige — nicht notwendig illegitime — Einflusspfade von
konkreten Interessen sichtbar und damit 6ffentlich kritisierbar zu machen.
Information ist immer nur der Anfang von Kommunikation,?® also
einer Debatte dartiber, welche Formen von Wissenschaftskooperationen
gerade an staatlichen Hochschulen sinnvoll sind. Informationsfreiheit hat

weiter ausdehnende ,Wissenschaftliche Erkenntnismaschinerie® eine Vielzahl von Fach-
aufsitzen (,scientific papers®) produziert und zur Publikation gelangen lisst, deren
Qualitit aufgrund systemischer Mangel (mangelhafte ,peer reviews), handwerklicher
Fehler, mangelnder Reproduzierbarkeit der Ergebnisse oder sogar wissenschaftlichen
Fehlverhaltens nicht immer den wissenschaftlichen Standards gentigen wird und die bei
Aufdeckung der Mingel oft nur diskret widerrufen werden®.

17 Eingehend Fehling, DVBI 2017, 791f.

18 Siehr, Das Recht am 6ffentlichen Raum, 2016, S. 1891.

Y9 Girditz, WissR 51 (2018), 5ff.

2 Masing, VVDSIRL 63 (2004), 377 (435).
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wiederum Ruckwirkungen auf die administrativen Kontrollstrukturen.
Die jederzeitige Moglichkeit, mit Informationszugangsanspriichen kon-
frontiert zu werden, halt priaventiv dazu an, Verwaltungsvorginge ord-
nungsgemifd zu behandeln.?! So gesehen sind rigide Ausnahmebestimmun-
gen, die das gesamte Aufgabenfeld staatlicher Hochschulen pauschal von
der Informationsfreiheit ausnehmen (wie die diskutierten Regelungen in
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen??) nicht nur kontraproduktiv,
sondern auch nicht im Interesse der betroffenen Hochschulen. Fiktiv sollte
immer mitgedacht werden, ob sich eine administrative Mafinahme auf dem
Gebiet von Forschung und Lehre auch dann noch rechtfertigen liefle, wenn
sie 6ffentlich gemacht wiirde. In dieser Hinsicht hat die Universitat Mainz
schlicht als der demokratischen Offentlichkeit gegeniiber verantwortliche
Behorde versagt, indem sie die Kooperationsvereinbarungen zunichst mit
aller Kraft geheim gehalten und dann zogerlich im Rahmen einer Presse-
konferenz nur das eingeriumt hat, was ohnehin schon in die Offentlichkeit
gelangt war. Dies schiirt Misstrauen in die wissenschaftliche Lauterkeit
einer Kooperation, und zwar auch dann, wenn die damit verbundenen
Intentionen tatsichlich nur wissenschaftlicher Natur gewesen sein mogen.

Es gibt selbstverstandlich valide, verldssliche und fachlich exzellente
Auftragsforschung — so wie es auch geniigend schlechte, nachlissige und
politisch interessengeleitete Forschung an staatlichen Hochschulen gibt,
die ausschlief§lich aus offentlichen Kassen finanziert wird. Daher geht es
gerade nicht um Verbote von — oft sehr produktiven, den wissenschaft-
lichen Erkenntnisprozess bereichernden — Industriekooperationen, son-
dern um die Herstellung von Transparenz, von der an allererster Stelle
die redlich handelnden Akteure profitieren wiirden.> Eine Offenlegung
von Forschungskooperationen wird indes — so hat Elke Gurlit treffend
angemerkt — ,nur durchsetzbar sein, wenn sich die Hochschulen nicht

21 Rosst, Informationszugangsfreiheit und Verfassungsrecht, 2004, S. 2621.

22 Oben Teil 2, A. I1. d).

2 So hat auch der Stifterverband fiir die Deutsche Wissenschaft, der als Dachorga-
nisation fiir die verschiedenen privaten Forderorganisationen spricht und daher repra-
sentativ fir die Perspektive méglicher Drittmittelgeber ist, in einem Leitfaden fir eine
gute Forderpraxis besonders hervorgehoben, dass Transparenz, Unabhingigkeit sowie
Freiheit der Wissenschaft und strikte Nichtbeeinflussung des Forschungsprozesses
die Grundmaximen jeder Forderung sein missten. So Stifterverband fiir die Dentsche
Wissenschaft (Hrsg.), Code of Conduct: Empfehlungen fiir die Einrichtung von Stif-
tungsprofessuren durch private Forderer, 2011. In seiner jiingsten Empfehlung fordert
der Stifterverband (neben durchaus ambivalenten bzw. problematischen Passagen), dass
gerade deshalb nicht zuletzt die Hochschulen im Interesse grofitmaoglicher Transparenz
ihre Kooperationspraktiken professionalisieren miissten. So Stifterverband der Deut-
schen Wissenschaft (Hrsg.), Empfehlung: Transparenz bei der Zusammenarbeit von
Hochschulen und Unternehmen, 2016, S. 3 ff.
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als Gegner im Wettbewerb um Drittmittel begreifen, sondern neben dem
Kampf um eine forschungsadiquate Grundausstattung auch vergleichbare
Transparenzanforderungen als ein gemeinsames Anliegen annehmen®.?*
Dies ist jedoch bislang nicht geniigend der Fall.?>

Symptomatisch fiir eine verbreitete Grundstimmung ist insoweit der
Umgang mit einem Antrag der Bundestagsfraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen (,, Transparenz als verbindliches Grundprinzip in der 6ffentlich finan-
zierten Wissenschaft verankern®) aus dem Jahr 2012, der auf eine unver-
bindliche Entschliefung gerichtet war, mehr Transparenz im Umgang
staatlich finanzierter Wissenschaft bei Kooperationen mit Dritten zu ver-
langen.?® Dieser unverfingliche Vorstof§ stiefl umgehend auf reflexartige
Vorbehalte, die zu seiner Ablehnung fithrten. Man wolle kein ,,Klima des
Misstrauens schaffen®, sondern vielmehr eine ,Vertrauenskultur® auf-
bauen, ,in der Unternehmen und Hochschulen eng zusammenarbeiten®
konnen.? Transparenz wird hier also in erster Linie als Gefihrdung freier
Forschung wahrgenommen. Dahinter steht ein grundsitzliches Miss-
verstandnis. Transparenz stellt den Wert von Kooperationen tiberhaupt
nicht in Frage,?® im Gegenteil: sie sichert — in Erfiillung der staatlichen
Schutzverantwortung aus Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG - gerade die Funktions-
bedingungen freier Forschung und Lehre dort ab, wo sie gefihrdet sein
konnen. Schutzbediirftig sind hierbei bereits die verantwortlichen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, die in solche Kooperationen gedrangt
werden, denen klare gesetzliche Vorgaben den Rucken stirken und die
asymmetrisch verteilte Verhandlungsmacht wirtschaftlich dominanter
Kooperationspartner abbauen wiirden. Denn man kann sich unter Trans-
parenzbedingungen von vornherein nur auf Kooperationsstrukturen ein-
lassen, die den Eindruck einer abhingigen ,Brotforschung“?’ vermeiden.
Schon der Schutz des schwicheren Partners in asymmetrischen privaten
Vertragsbeziehungen entspricht einer allgemeinen verfassungsrechtlichen
Wertentscheidung;*® erst recht muss dies gelten, wenn auf der 6konomisch
schwicheren Seite eine staatliche Forschungseinrichtung steht, mit der
sich (zu Recht) qualifizierte Richtigkeitserwartungen verbinden.

2* Gurlit, in: FS Friedhelm Hufen, 2015, S. 343 (353).

% Gleichermafien radikale wie gleichwohl konstruktive Forderungen von Hirschi,
Skandalexperten — Expertenskandale, 2018, S. 324 ff., schlieflen hieran an.

26 BT-Drs. 17/11029.

% Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fiir Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschitzung v. 25.6.2013 BT-Drs. 17/14103, S. 7.

28 So zutreffend der genannte Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen, BT-Drs.
17/11029, S. 3.

2 Vgl. Geis, VVDStRL 69 (2010), 364 (3991.).

 Vel. BVerfGE 89, 214 (2311£.).
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Die gescheiterte Kommunikationsstrategie der Universitit Mainz im
Fall der Kooperation mit der Boehringer Ingelheim Stiftung verdeutlicht
einmal mehr, dass schematische Abwehrreflexe gegen berechtigte Trans-
parenzforderungen nur schidlich sind. Eine offentliche Diskussion der
Kooperationserwartungen und -modalititen hitte moglicherweise den
Blick auf Schwachstellen in der — handwerklich durchweg unzuling-
lichen — Formulierung des Kooperationsvertrages gelenkt, die durch
schlichte Klarstellung hitten bereinigt werden konnen. Die Geheimhal-
tungsstrategie der Universitat ist nicht nur faktisch gescheitert, sondern hat
vollig unnotig den Eindruck erweckt, man habe kritikwiirdige Koopera-
tionspraktiken und einen inakzeptablen Einfluss einer im weiteren Sinne
unternehmensnahen Stiftung auf die Wissenschaft verschleiern wollen.
Haitte man sich von Anfang an transparent verhalten, wire der durch das
hochst ungeschickte und unprofessionelle Agieren eingetretene Kom-
munikationsschaden vermieden worden; man hitte iiber die Vorziige der
Kooperation diskutieren konnen, statt krampfhaft die eigene Arkanstra-
tegie auch dann noch verteidigen zu miissen, als sie lingt gescheitert war.

Die Offenlegung kooperativer Praktiken stirkt gerade auch die Wissen-
schaft innerhalb selbstverstindlich legitimer Formen der Zusammenarbeit,
weil sie schon einem moglichen Anschein entgegenwirkt, Kooperations-
strukturen dienten lediglich der Camouflage anriichiger interessengelei-
teter Tendenzforschung. Das allgemeine rechtsstaatliche Paradigma, Ver-
trauen durch Transparenz zu schaffen,® wiirde daher am allerwenigsten
einer produktiven Wissenschaft schaden, die gesellschaftliche Verantwor-
tung gerade dadurch iibernimmyt, sich nicht fremden Rationalititen der
Verwertbarkeit oder Niitzlichkeit zu unterwerfen.

31 Vofkuble, NJW 2018, 3154 (3158£.).



Zusammenfassung der Thesen

Zum Individualgrundrecht der Wissenschaftsfreiheit

(1) Das Individualgrundrecht der Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3
Satz 1 GG) schiitzt auch die im Rahmen von Kooperationen mit priva-
ten Partnern (Unternehmen oder Forderstiftungen) titigen Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler, sofern sie mit Aufgaben freier Forschung
und Lehre betraut sind. Dies gilt gleichermaflen fiir das im Rahmen einer
Kooperation titige Leitungspersonal (also in der Regel die jeweiligen
Professorinnen und Professoren) als auch die tibrigen wissenschaftli-
chen Beschiftigten, sofern sie selbststindige wissenschaftliche Wertungen
vornehmen.

(2) Akzeptiert eine mit privaten Partnern kooperierende — nach Art. 1
Abs.3 GG grundrechtsgebundene — Universitit eine Kooperationsver-
einbarung, die die wissenschaftliche Entfaltungsfreiheit beschrinkt, wird
in die Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz 1 GG) eingegriffen. Dies
ist namentlich dann der Fall, wenn dem Kooperationspartner konkreter
Einfluss auf wissenschaftliche Tatigkeiten an einer Forschungseinrich-
tung eingeraumt wird. Hierbeti reicht eine konkrete Gefihrdung aus, dass
der Kooperationspartner seinen vertraglichen Einfluss zur Steuerung der
Wissenschaft nutzen kann. Namentlich Einflussrechte auf die Beschifti-
gungsbedingungen des wissenschaftlichen Personals, eine Finanzsteuerung
durch eine periodische Bewilligung von Finanzmitteln durch den For-
dergeber/Kooperationspartner zur Fortsetzung von Forschungsprojekten
und Zustimmungsvorbehalte bei wissenschaftlichen Veréffentlichungen
fihren hiernach zu einem der Universitit zurechenbaren Eingriff, wenn
eine entsprechende Kooperationsvereinbarung abgeschlossen wird.

(3) Ein Eingriff entfillt nicht deshalb, weil das wissenschaftliche Lei-
tungspersonal (die Professorinnen und Professoren) den Kooperations-
bedingungen (z.B. im Rahmen von Berufungsvereinbarungen, Arbeits-
vertragen oder als Beteiligte am Aushandlungsprozess) zustimmen. Zwar
kann eine freiwillige Einwilligung mit Blick auf das grundrechtsinhirente
Autonomieprinzip einen Grundrechtseingriff ausschlieflen (,,Grund-
rechtsverzicht®). Insoweit ist es auch Hochschulpersonal durchaus mog-
lich, auflerhalb ihres Dienstes freiwillig Tatigkeiten nachzugehen, die nicht
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aus freier — unabhingiger — Wissenschaft im Sinne des Art.5 Abs.3 Satz 1
GG bestehen (z.B. Gutachtertitigkeiten in der Industrieforschung). Die
Voraussetzungen fir eine wirksame Einwilligung liegen indes im Fall von
Kooperationen einer Hochschule mit Privaten in der Regel nicht vor.

(4) Soweit das wissenschaftliche Leitungspersonal weiterhin beamten-
oder korporationsrechtlich (ggf. beurlaubtes) Personal der Hochschule
bleibt und an der kooperierenden Forschungseinrichtung Forschung und
Lehre in (Mit-)Verantwortung der jeweiligen Hochschule betrieben wird
(z.B. als Forschungseinrichtung, An-Institut und/oder Stitte der Nach-
wuchsforderung [Promotion/Habilitation/Postdoc]), gehort es zu den
(nach Art.33 Abs.5 GG sanktionierten) Dienstpflichten, in Freiheit im
Sinne von Art.5 Abs.3 Satz 1 GG neutral, nicht interessengeleitet und
nach Standards guter wissenschaftlicher Praxis zu forschen. Ein freiwilliger
»Verzicht“ hierauf ist insoweit nicht moglich.

(5) Professoren oder Professorinnen sind ungeachtet ihres Direktions-
rechts und ihrer etwaigen Betreuungspflicht nicht befugt, generell iiber die
Wissenschaftsfreiheit des ihnen unterstellten, weisungsabhingigen Perso-
nals zu disponieren. Soweit Beschiftigten wissenschaftliche Tatigkeiten
zugewiesen wurden, was namentlich fiir Promovierende, Habilitierende
bzw. auf Qualifikationsstellen Beschiftigte gilt, haben diese einen Anspruch
darauf, im Rahmen ihrer Aufgaben in ausreichendem Mafie auch frei und
unabhingig im Sinne des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG forschen zu diirfen. Hier-
fur tragt auch die jeweilige Partnerhochschule eine qualifizierte Mitverant-
wortung, bei der das Priifungs-, Promotions- und Habilitationsrecht liegt.

(6) Eine Eingriffsrechtfertigung setzt voraus, dass der Eingriff dem
Schutz kollidierender Giiter von Verfassungsrang dient, die im Einzelfall
als hoherrangig zu bewerten sind. Solche Verfassungsgliter stehen aber
durchweg nicht zur Verfiigung: Die Hochschulautonomie ist als Recht-
fertigung freiheitsbeschrinkender Kooperationen untauglich. Selbst wenn
man diesen Autonomieanspruch in der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3
Satz 1 GG) verankert, kann sich die Hochschule zwar gegentiber dem Staat
(,nach oben®) auf ihr Grundrecht berufen, nicht hingegen gegentiber den
eigenen Beschiftigten (,,nach unten®). Grundrechte bedeuten namlich fiir
einen grundrechtsverpflichteten Trager offentlicher Gewalt (wie staatliche
Hochschulen) Bindung, sind aber kein Eingriffstitel, der Handlungsbefug-
nisse zu Lasten von Freiheitsrechten erweitert.

(7) Schlichte ckonomische Kooperationsinteressen der Hochschule
rechtfertigen daher ebenfalls keine Eingriffe in die Wissenschaftsfreiheit.

(8) Die Forschungsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) des an der Koope-
ration beteiligten Leitungspersonals rechtfertigt Grundrechtseingriffe
ebenfalls nicht, weil Professorinnen und Professoren im Verantwortungs-
bereich der Hochschule zu freier Forschung und Lehre als Dienstaufgabe
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verpflichtet sind. Kooperationsbedingungen, die ihrerseits die Wissen-
schaftsfreiheit beschrinken, dienen daher allenfalls wissenschaftsexternen
Interessen, die nicht von Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG geschiitzt sind.

(9) Grundrechte der kooperierenden Unternehmen oder (unterneh-
mensnahen) Fordergeber kommen ebenfalls nicht in Betracht, um Ein-
griffe in die Wissenschaftsfreiheit zu rechtfertigen. Unternehmen in Form
von Kapitalgesellschaften (GmbH, AG) konnen sich nach Art. 19 Abs.3
GG mangels wissenschaftsadiquater Binnenstrukturen nicht auf die
Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 Satz 1 GG berufen. Wirtschafts-
grundrechte (Art. 12, 14 GG) dienen ebenfalls nicht als kollidierendes Ver-
fassungsrecht. Wer sich auf eine Kooperation mit der 6ffentlichen Hand
einldsst, muss deren grundrechtliche Sonderbindungen schlicht akzeptie-
ren; gegenldufige Interessen, staatliche Wissenschaftsinfrastrukturen zu
nutzen, ohne die aus der Wissenschaftsfreiheit resultierenden Bindungen
respektieren zu mussen, sind nicht qualifiziert grundrechtlich geschuitzt.

(10) Selbst wenn man dies anders beurteilen wollte, wiren jedenfalls bei
der im Rahmen der Eingriffsrechtfertigung qua Verhiltnismafligkeit erfor-
derlichen Guterabwigung weitreichende Eingriffe in die Forschungsfrei-
heit wie z. B. Zustimmungsvorbehalte zu Publikationen oder eine finan-
zielle Detailsteuerung nicht zu rechtfertigen.

(11) Im geltenden Recht fehlen schliefilich hinreichend konkrete gesetz-
liche Regelungen, die Kooperationen mit Unternehmen oder Fordergebern
rechtsstaatlich kontrollierbar und demokratisch verantwortbar halten, die
dem Vorbehalt des Gesetzes (Art. 20 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 GG) gentigen.

(12) Gemessen hieran haben die Kooperationsvereinbarungen der Uni-
versitit Mainz mit der Stiftung aus den Jahren 2009/2012 das Grundrecht
der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) der im IMB Forschen-
den verletzt. Die Vereinbarungen raumen namlich der Stiftung einen weit-
reichenden Einfluss auf die Forschungstitigkeit ein, indem die fortgesetzte
Finanzierung konkreter Forschungstitigkeit, die Beschiftigungsbedingun-
gen des Personals und die Kommunikation mit der Offentlichkeit einem
Zustimmungsvorbehalt zugunsten der Stiftung unterworfen werden. Eine
verfassungsrechtlich tragfahige Rechtfertigung fiir diese — hochschulge-
setzlich ohnehin nicht sanktionierten — Eingriffe steht nicht zur Verfi-
gung. Die Hochschule hitte sich daher auf die konkreten Kooperations-
vereinbarungen in dieser Form nicht einlassen diirfen.

Zur objektiven Schutzverantwortung fiir eine freie Wissenschaft

(13) Die Universitat hat zugleich ihre Schutzverantwortung aus Art. 5
Abs. 3 Satz 1 GG fiir eine freie Wissenschaft verletzt. Art.5 Abs.3 Satz 1



Zur objektiven Schutzverantwortung fiir eine freie Wissenschaft 169

GG enthilt nicht nur ein individuelles Abwehrrecht, sondern zugleich
eine positive Verpflichtung, Vorkehrungen innerhalb des grundrechtli-
chen Verantwortungsbereichs dafiir zu treffen, dass in der Hochschule
freie Wissenschaft moglich ist und ungefihrdet nach ihren ,Eigengesetz-
lichkeiten“ betrieben werden kann. Die Forschung ist insbesondere gegen
eine Vereinnahmung durch Drittinteressen zu schiitzen, die Neutralitit,
Distanz und Fachlichkeit des Erkenntnisprozesses oder der Erkenntnis-
vermittlung beeintrichtigt.

(14) Die Schutzverantwortung gebietet es insbesondere, die Riume
fiir Forschung und Lehre so zu organisieren, dass wissenschaftsrelevante
Verteilungsentscheidungen einer hinreichenden Kontrolle durch Kolle-
gialorgane unterstehen, die von den Hochschulmitgliedern durch Wahl
legitimiert werden und die durch eine binnenpluralistische Zusammen-
setzung hinreichende Gewiahr gegen wissenschaftsinadiquate Entschei-
dungen bieten.

(15) Werden Forschungseinrichtungen rechtlich verselbststandigt, muss
eine wirksame Kontrolle durch die Hochschulorgane sichergestellt sein,
und zwar auch gegeniiber privatrechtlich organisierten Trabanten.

(16) Insbesondere Berufungsentscheidungen miissen autonom von den
Hochschulorganen mit einer strukturellen Mehrheit der Hochschullehren-
den verantwortet werden. Die eigentliche Auswahlentscheidung darf nicht
auf eine informale Findungskommission vorverlagert werden, die diesen
Anforderungen nicht entspricht, den Bewerberkreis fiir Hochschulorgane
aber faktisch schon durch eine Vorfeldselektion einengt. Auch Vetorechte
oder Zustimmungsvorbehalte zugunsten privater Kooperationspartner bei
der Stellenbesetzung sind mit Art.5 Abs.3 Satz 1 GG unvereinbar.

(17) Staat und Hochschule haben durch geeignete organisatorische, ver-
fahrensrechtliche und materielle Regelungen sicherzustellen, dass unver-
zichtbare Mindestanforderungen an eine Wissenschaft, die auf Erkenntnis
von Wahrheit gerichtet ist, nicht preisgegeben werden. Dies betrifft zum
einen Vorkehrungen gegen wissenschaftliches Fehlverhalten, zum anderen
aber auch geeignete Regelungen, die unterhalb des Fehlverhaltens einer
Vereinnahmung der Forschung entgegenwirken, die deren Neutralitit,
Verlisslichkeit und Fachlichkeit gefihrdet bzw. interessengeleitete Wis-
senschaft befordert.

(18) Die Schutzverantwortung aus Art.5 Abs.3 Satz 1 GG setzt ein
Mindestmaf} an Kontrollierbarkeit und damit Transparenz von Forschung
voraus. Wahrend der unabgeschlossene Forschungsprozess als solcher
gegen externe Intervention abzuschirmen ist, sind die Forschungsergeb-
nisse grundsitzlich zu publizieren, sofern nicht wissenschaftsadiquate
Grinde (wie z. B. wissenschaftsethische Bedenken oder mangelnde Ver-
offentlichungsreife) entgegenstehen. Die Hochschule darf daher keine
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Strukturen fordern, unter denen interessengeleiteten Dritten die Macht
eingeraumt wird, die Publikationspraktiken zu kontrollieren. Etwa
Kooperationsvereinbarungen, die eine Verdffentlichung von Forschungs-
ergebnissen von einer Zustimmung des Fordergebers oder Kooperations-
unternehmens abhingig macht, diirfen nicht abgeschlossen werden.

(19) Staatliche Hochschulen diirfen das ,,Gtitesiegel“ freier Wissen-
schaft, das die unter ihrer Verantwortung Forschenden und Lehrenden
implizit in Anspruch nehmen, nicht Kooperationen zur Verfiigung stellen,
die die damit einhergehenden Anforderungen an eine freie — unabhingige,
nicht interessengeleitete, verlissliche — Forschung und Lehre nach Art.5
Abs. 3 Satz 1 GG unterlaufen und damit zugleich die Erwartungen enttiu-
schen, die einer freien Wissenschaft entgegengebracht werden.

(20) Gemessen hieran hat die Universitit Mainz im Falle des IMB durch
Abschluss der Kooperationsvertrige 2009 und 2012 ihre Verpflichtung aus
Art.5 Abs.3 Satz 1 GG verletzt, einen angemessenen Schutz der Wissen-
schaftsfreiheit innerhalb ihres gesellschaftsrechtlichen Trabanten IMB
sicherzustellen. Die Kooperationsvertrige unterlaufen die Mindestbe-
dingungen an wissenschaftsadiquate Kooperationsstrukturen, indem der
Stiftung ein mit den Eigengesetzlichkeiten freier Forschung nicht zu ver-
einbarender Einfluss auf Berufungsentscheidungen und auf die Steuerung
der Forschungstitigkeit tiber die Finanzmittelverwendung eingerdaumt
wurde. Auch dem Ab- und Zustimmungsvorbehalt bei Verdffentlichun-
gen des IMB hitte die Universitit nicht zustimmen diirfen, weil zumindest
nicht mit hinreichender Klarheit ausgeschlossen werden kann, dass sich die
Klausel auch auf am IMB entstandene wissenschaftliche Veroffentlichun-
gen sowie den Forschungsbericht bezieht.

Zu Informationsfreibeitsrechten

(21) Die allgemeinen Informationsfreiheitsrechte aus den entsprechen-
den Gesetzen der Lander (IFG, LTranspG) vermitteln Jedermann-Rechte,
die an keine besonderen Voraussetzungen gebunden sind. Namentlich
dienen die Informationsanspriiche zwar rechtsstaatlichen und demo-
kratischen Kontrollinteressen, sind jedoch weder verfassungsrechtlich
garantiert noch wissenschaftsspezifisch austariert. Bei der Auslegung und
Anwendung der Gesetze sind jedoch verfassungsimmanente Wertungen
zu berticksichtigen. Hierzu gehort namentlich die Pressefreiheit (Art.5
Abs. 1 Satz 2 GG) bei journalistischer Recherche, aber auch die objektive
Dimension der Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG, sofern
ein Informationsbegehren zugleich der Herstellung wissenschaftsadiqua-
ter Transparenz dient.



Zu Informationsfreibeitsrechten 171

(22) Dementsprechend miissen auch die Informations-Verweigerungs-
griinde im Lichte des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG ausgelegt werden. Einerseits
muss der eigentliche Forschungsprozess gegen Informationsanspriiche
Dritter abgeschirmt werden. Andererseits unterliegen die formalen Rah-
menbedingungen der Forschung grundsitzlich der Informationspflicht.
Dies gilt insbesondere fiir die vertraglichen Rahmenbedingungen von
Industriekooperationen oder die Férderung von Forschungseinrichtun-
gen durch private Finanziers.

(23) Eine Hochschule hat grundsitzlich kein berechtigtes Interesse, den
formalen Kooperationsrahmen (namentlich die Kooperationsvereinbarun-
gen) geheim zu halten, weil sie auch mit Kooperationen 6ffentliche — und
damit auch gegeniiber der Offentlichkeit grundsitzlich zu verantwor-
tende — Aufgaben in Forschung und Lehre erfiillt. Private Kooperations-
partner wiederum lassen sich auf die dffentlich-rechtlichen (nicht zuletzt:
grundrechtlichen) Sonderbindungen ein, denen eine staatliche Hochschule
unterliegt und missen daher auch Transparenz akzeptieren. Etwaige
unternehmerische Vertraulichkeitsinteressen treten daher im Falle einer
Forschungskooperation mit einer staatlichen Hochschule hinter die objek-
tiv-grundrechtlichen Transparenzanforderungen in der Regel zurtick.

(24) Soweit es um unternehmerische Forschungskooperationen geht,
in denen auch Vereinbarungen tber die wirtschaftliche Verwertung
von Forschungsergebnissen getroffen werden, mag es zwar faktisch ein
Geheimhaltungsinteresse geben. Bei wertender Gesamtbetrachtung tiber-
wiegt jedoch gerade in diesen Fillen das 6ffentliche Informationsinteresse.
Kommerzielle Interessen im Rahmen eines Forschungsprojektes, das im
Rahmen einer Industriekooperation durchgefithrt wird, kann Forschung
in qualifiziertem Mafle anfillig dafiir machen, die Neutralitits- und Dis-
tanzerwartungen an eine unabhingige Wissenschaft zu unterlaufen. Daher
bedarf es als Gegengewicht in besonderem Mafle der Transparenz der
Kooperationsbedingungen, auch um der Fachoffentlichkeit eine gezielte
kritische Nachpriifung zu erleichtern und mogliche Interessenkonflikte
transparent zu halten. Der Schutz des geistigen Eigentums rechtfertigt
jedenfalls nicht die Geheimhaltung der formalen Organisations- und
Verfahrensregelungen sowie etwaiger Vereinbarungen tiber Verwertungs-
rechte an kiinftigen Erfindungen. Diese Texte geniefien schon gegenstind-
lich keinen Schutz als geistiges Eigentum.

(25) Die Verfassung steht zwar Bereichsausnahmen fiir staatliche Hoch-
schulen oder Forschung und Lehre nicht entgegen, schon weil es keine
verfassungsunmittelbare Verpflichtung gibt, zwingend flichendeckende
Transparenz durch allgemeine Informationsfreiheitsrechte herzustellen.
Bestehende Ausnahmeregelungen sind allerdings im Lichte der objektiven
Schutzverantwortung fiir eine freie Wissenschaft (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG)
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restriktiv auszulegen und, soweit dies moglich ist, auf den eigentlichen
wissenschaftlichen Prozess der Erkenntnis und Erkenntnisvermittlung zu
beschrinken.

Zu presserechtlichen Auskunftsanspriichen

(26) Presserechtliche Auskunftsanspriiche sind vornehmlich im Lichte
der Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG) auszulegen. Sie konnen aber im
Rahmen der im Konfliktfall vorzunehmenden Abwigung auch durch die
objektive Dimension der Wissenschaftsfreiheit (Art.5 Abs.3 Satz 1 GG)
verstarkt werden, wenn die Pressearbeit dazu dient, durch Transparenz
mogliche Gefahrdungen fiir eine freie Wissenschaft aufzudecken.

(27) Bei der Gewichtung des in der Presse verkorperten 6ffentlichen
Interesses an einer Offenlegung von Kooperationsbeziehungen ist mafi-
geblich zu berticksichtigen, dass es bei Kooperationen staatlicher Hoch-
schulen um 6ffentlich zu verantwortendes Verwaltungshandeln geht, an
dem sich aus offentlichen Kassen finanzierte und gesetzlich mit der Erfiil-
lung offentlicher Aufgaben betraute Trager 6ffentlicher Gewalt beteiligen,
die auf das Gemeinwohl verpflichtet sind.

(28) Daher ist einem Auskunftsverlangen, das sich auf die Rahmen-
bedingungen und vertraglichen Grundlagen einer Industriekooperation
an einer staatlichen Hochschule bezieht, grundsitzlich stattzugeben. Es
kann allenfalls insoweit zuriickgewiesen werden, soweit ausnahmsweise
verfassungsrechtlich geschtitzte Gliter gefihrdet wiren, die nach den kon-
kreten Umstinden hoher zu gewichten sind, z. B. wenn in Personlichkeits-
rechte einzelner Betroffener eingegriffen wiirde oder durch eine vorzeitige
Offenlegung der Kooperationsstrategie ausnahmsweise die gebotene Ver-
traulichkeit des wissenschaftlichen Erkenntnisprozesses gefahrdet wire.

Zu Informationsrechten von Hochschulorganen und Beschiftigten

(29) Um die zustindigen Hochschulkollegialorgane — namentlich
Fakultdts-/Fachbereichsrite und Senat — in die Lage zu versetzen, ihre
verfassungsrechtlich indisponiblen Kontrollaufgaben angemessen zu erfiil-
len, steht thnen — im Rahmen der allgemeinen hochschulrechtlichen Aufga-
bennormen, ggf. unmittelbar aus Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG - die Kompetenz
zu, vom Prisidium/Rektorat Einsicht in die wesentlichen Unterlagen tiber
eine Kooperation mit Privaten (insbesondere die Kooperationsvereinba-
rungen) zu verlangen. Dieses Einsichtsrecht steht jedem gewihlten Mit-
glied eines Hochschulorgans zu, in dessen Aufgaben die Gestaltung und
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Kontrolle der wesentlichen Angelegenheiten einer Hochschule bzw. eines
Fachbereichs/einer Fakultat fallt.

(30) Von einer Kooperation unmittelbar betroffene Beschiftigte einer
Hochschule haben kraft der Firsorgepflicht des Dienstherrn/Arbeitge-
bers ein Recht, iiber die sie betreffenden wesentlichen Koordinaten einer
Kooperation informiert zu werden, soweit ihre eigene Tatigkeit in For-
schung und Lehre hiervon betroffen ist. Dies gilt namentlich dort, wo
einem Dritten Einflussmoglichkeiten auf die konkrete Forschungstitig-
keit eroffnet wird. Im Ausnahmefall, sofern es auf die rechtlichen Details
ankommt, kann sich dieser Anspruch zu einem Einsichtsrecht in die jewei-
lige Kooperationsvereinbarung verdichten.

Zur verfeblten Wissenschaftspolitik

(31) Abhangigkeiten der Hochschulen von privaten Finanzierungsquel-
len und die damit einhergehenden Risiken fur eine freie und unabhingige
Wissenschaft sind auch Folge einer verfehlten Wissenschaftspolitik. Diese
hat nicht nur die Grundfinanzierung ausgetrocknet und damit den Wettbe-
werb um Drittmittel verschirft. Dominant ist seit geraumer Zeit auch eine
Wissenschaftspolitik, die den Wert von Forschung und Lehre vornehmlich
an (vermeintlicher) gesellschaftlicher Niitzlichkeit misst.

(32) Wer den Hauptzweck von Forschung und Lehre darin sieht, gesell-
schaftlich oder kommerziell verwertbare Ergebnisse zu produzieren,
treibt Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Abhingigkeiten, die
mittelfristig gerade diejenigen Leistungen untergraben, die eine staatlich
finanzierte Wissenschaft erbringen kann: durch neutrale, unabhingige und
nicht interessengeleitete Erkenntnis die Verlasslichkeit des verfiigbaren
Wissens zu sichern und der Gesellschaft als kritische Gegenoffentlichkeit
zu dienen.



Literatur

Adam, Roman E: Der Grundrechtsverzicht des Arbeitnehmers, ArbuR 2005, 129.

Ahammer, Rauni: Der Grundrechtsverzicht als dogmatische Kategorie, Baden-Baden
2017.

Abmed, Hasan Shareef/ Gasparyan, Armen Yuri: Criticism of peer review and ways
to improve it, European Science Editing 39 (2013/2), 8.

Albers, Marion: Grundlagen und Ausgestaltung der Informationsfreiheitsgesetze, Z]JS
2009, 614.

Anderbeiden, Michael: Gemeinwohl in Republik und Union, Tibingen 2006.

Apel, Linda-Martina: Verfahren und Institutionen zum Umgang mit Fillen wissen-
schaftlichen Fehlverhaltens, Baden-Baden 2009.

Badura, Peter: Die Anzeigepflicht fir eine schriftstellerische oder wissenschaftliche
Nebentitigkeit von Beamten, ZBR 2000, 109.

Baer, Susanne: Vertrauen — Faire Urteile in Wissenschaft und Recht, Gottingen 2013.

Baer, Susanne: Wissenschaftsfreiheit als verteilte Verantwortung — Die grundgesetz-
liche Perspektive, Forschung & Lehre 2017, 214.

Bartenbach, Kurt/Volz, Franz-Eugen: Erfindungen an Hochschulen, GRUR 2002,
743.

Baztis, Ulrich: Kommentierung von Art. 33 GG, in: Michael Sachs (Hrsg.), Grundge-
setz, 8. Aufl., Miinchen 2018.

Bayer, Walter: Akteneinsicht zu Forschungszwecken, JuS 1989, 191.

Beauncamp, Guy: Authebung des Hochschullehrerprivilegs im Gesetz tiber Arbeitneh-
mererfindungen (ArbEG), DOD 2003, 99.

Berg, Wilfried: Informationelle Selbstbestimmung und Forschungsfreiheit, CR 1988,
234.

Bethge, Herbert: Grundrechtswahrnehmung, Grundrechtsverzicht, Grundrechts-
verwirkung, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts,
Bd.IX, 3. Aufl.,, Heidelberg (2011), § 203.

Bethge, Herbert: Kommentierung von Art. 5 GG, in: Michael Sachs (Hrsg.), Grund-
gesetz, 8. Aufl., Minchen 2018.

Bizer, Johann: Forschungsfreiheit, und Informationelle Selbstbestimmung — Gesetz-
liche Forschungsregelungen zwischen grundrechtlicher Forderungspflicht und
grundrechtlichem Abwehrrecht, Baden-Baden 1992.

Blankenagel, Alexander: Vom Recht der Wissenschaft und der versteckten Ratlosig-
keit der Rechtswissenschaftler bei der Betrachtung des- und derselben, AGR 125
(2000, 70.

Bohannon, John: Who’s Afraid of Peer Review?, Science 342 (2013), Issue 6154, 60.

Bockenforde, Ernst-Wolfgang: Demokratie als Verfassungsprinzip, in: Josef Isensee/
Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd.II, 3. Aufl., Heidelberg
(2004), § 24.

Bohringer, Ingo: Die Novellierung des ,Hochschullehrerprivilegs“ (§ 42 ArbnErfG),
NJW 2002, 952.



Literatur 175

Breuer, Riidiger: Konkretisierungen des Rechtsstaats- und Demokratiegebots, in:
Festgabe 50 Jahre Bundesverwaltungsgericht, Koln u.a. 2003, 223.

Birkinshaw, Patrick: Freedom of Information: The Law, the Practice and the Ideal,
4. Aufl.,, Cambridge et al. 2010.

Bretthauer, Sebastian: Schutz der Forschungsfreiheit nach dem Informationsfreiheits-
gesetz (IFG), NVwZ 2012, 1144.

Britz, Gabriele: Kulturelle Rechte und Verfassung, Tibingen 2000.

Britz, Gabriele: Wagnisse moderner Hochschulverfassungen, in: dies. (Hrsg.), For-
schung in Freiheit und Risiko, 2012, S.31.

Britz, Gabriele: Kommentierung von Art.5 III (Wissenschaft), in: Horst Dreier
(Hrsg.), GG, Bd. 1, 3. Aufl.,, Ttbingen 2013.

Briining, Christoph: Der informierte Abgeordnete, Der Staat 43 (2004), 511.

Burgi, Martin: Verwaltungsorganisationsrecht, in: Dirk Ehlers/Hermann Piinder
(Hrsg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. (2016), S.255.

Burmeister, Joachim: ,,Dienende Freiheitsgewahrleistungen® — Struktur und Gehalt eines
besonderen Grundrechtstypus, in: Festschrift fiir Klaus Stern, Miinchen 1997, S. 835.

Chalmers, Alan F.: Wege der Wissenschaft: Einfiihrung in die Wissenschaftstheorie,
Berlin u. a. 2006.

Classen, Claus Dieter: Wissenschaftsfreiheit auflerhalb der Hochschule, Ttibingen 1994.

Classen, Claus Dieter: Staatsrecht II: Grundrechte, Miinchen 2018.

Daempfle, Peter: Good Science, Bad Science, Pseudoscience, and Just Plain Bunk,
Lanham et al. 2013.

Dean, Geoffrey: The Case For and Against Astrology, in: Bryan Farha (Hrsg.), Pseu-
doscience and Deception: The Smoke and Mirrors of Paranormal Claims, Lanham
et al. 2007, S. 87.

Diihne, Harald: Forschung zwischen Wissenschaftsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit,
Berlin 2007.

Denninger, Erhard: Freiheitsordnung — Wertordnung — Pflichtordnung, JZ 1975, 545.

Depenheuner, Otto: Das offentliche Amt, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.),
Handbuch des Staatsrecht, Bd. IIL, 3. Aufl., Heidelberg (2005), § 36.

Detjen, Joachim: Die Werteordnung des Grundgesetzes, Wiesbaden 2009.

Detmer, Hartmut: Die Bindung der staatlichen Seite an Berufungsvorschlige, WissR
30 (1997), 193.

Deutsche Forschungsgemeinschaft (Hrsg.), Vorschlage zur Sicherung guter wissen-
schaftlicher Praxis, Weinheim 2013.

Dickert, Thomas: Naturwissenschaften und Forschungsfreiheit, Berlin 1991.

Dorr, Alexander: Informationsanspriiche gegeniiber dem Staat zuzurechnenden Un-
ternehmen, Hamburg 2015.

Dérr, Dieter: Kommentierung zu Art. 39 Verf RhP{, in: Lars Brocker/Michael Droege/
Siegfried Jutzi (Hrsg.), Verfassung fiir Rheinland-Pfalz, Baden-Baden 2014.

Dérr, Dieter: Zugang zu Drittmittelvertragen fiir Medienvertreter, JuS 2016, 956.

Dorr, Dieter: Zugang zu Drittmittelvertragen, JuS 2016, 1045.

Dreier, Horst: Die drei Staatsgewalten im Zeichen von Europiisierung und Privati-
sierung, DOV 2002, 537.

Dreier, Horst: Sikularisierung und Sakralitit, Tubingen 2013.

Dreier, Horst: Vorbemerkungen zu Art. 1 GG und Kommentierung von Art. 1 Abs. 3
GG, in: ders. (Hrsg.), Grundgesetz, Bd. I, 3. Aufl., Tibingen 2013.

Dreier, Horst: Kommentierung von Art.20 GG (Demokratie), in: ders. (Hrsg.),
Grundgesetz, Bd. 11, 3. Aufl., Tibingen 2015.



176 Literatur

Eberbach, Wolfram/Hommelbof, Peter/ Lappe, Johannes: Eine Kooperationsform fir
die Wissenschaft, OdW 2017, 1.

Eckhoff, Rolf: Der Grundrechtseingriff, Koln u. a. 1992.

Eblers, Dirk: Verwaltung in Privatrechtsform, Berlin 1984.

Eblers, Dirk: Empfiehlt es sich, das Recht der o6ffentlichen Unternehmen im Span-
nungsfeld von 6ffentlichem Auftrag und Wettbewerb national und gemeinschafts-
rechtlich neu zu regeln? Gutachten E fiir den 64. DJT, Miinchen 2002.

Engels, Andreas: Die Verfassungsgarantie kommunaler Selbstverwaltung: Eine dog-
matische Rekonstruktion, Tibingen 2014.

Enzmann, Birgit: Der demokratische Verfassungsstaat: Zwischen Legitimationskon-
flikt und Deutungsoffenheit, Berlin 2009.

Epping, Volker: Das Letztentscheidungsrecht der zustindigen staatlichen Stellen bei
der Berufung von Hochschullehrern, WissR 25 (1992), 166.

Evermann, Marc: Kommentierung von §76 HSchG, in: Mathias Neukirchen/Ute
Reuflow/Bettina Schomburg (Hrsg.), Hamburgisches Hochschulgesetz, Baden-
Baden 2011.

Fechner, Frank/Wassner, Axel: Journalistenrecht, 2. Aufl., Ttibingen 2012.

Fehling, Michael: Kommentierung von Art.5 Abs. 3 GG, in: Wolfgang Kahl/Christian
Waldhoff/Christian Walter (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Stand:
2018, Heidelberg (Bearbeitung: 2004).

Fehling, Michael: Hochschule, in: ders./Matthias Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht,
Tiibingen 2010, §17.

Fehling, Michael: Freier Informationszugang zwischen 6ffentlichen und privaten Inte-
ressen, DVBI1 2017, 79.

Fink, Udo: Verfassungsrechtliche Vorgaben fiir das Dienstrecht der Hochschullehrer,
DOV 1999, 980.

Fink, Udo: Gewahrt das Recht der Europiischen Gemeinschaften den wissenschaft-
lichen Hochschulen grundrechtliche Freiheit?, EuGRZ 2001, 193.

Fittschen, Dierk: Einsatz von Korperschaftsvermogen einer Hochschule zur Beteili-
gung an Wissens- und Technologietransferunternehmen, NdsVBI 2002, 145.

Fraenkel-Haeberle, Cristina: Einflisse des allgemeinen Unionsrechts auf das euro-
piische Wissenschaftsrecht — Das Hochschulwesen als Wirtschaftsfaktor: offent-
liches Gut oder kommerzielle Dienstleistung?, in: Alfred Funk/Klaus Ferdinand
Garditz/Ulf Pallme Konig (Hrsg.), Auf dem Weg zu einem europaischen Wissen-
schaftsrecht?, Tiibingen 2016, S. 1.

Franflen, Gregor: Kommentierung von §2 IFG, in: ders./Sabine Seidel (Hrsg.), Das
Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen, Berlin 2007.

Frenz, Walter: Wissenschaftliches Fehlverhalten und Urheberrecht, ZUM 2016, 13.

Frieling, Roland: Forschungstransfer: Wem gehoren universitire Forschungsergeb-
nisse?, GRUR 1987, 407.

Gallwas, Hans-Ullrich: Datenschutz und historische Forschung aus verfassungsrecht-
licher Sicht, in: Weber (Hrsg.), Datenschutz und Forschungsfreiheit, Miinchen
1986, S. 35.

Ganzer, Peter/ Tremml, Bernd: Die Verschwiegenheitspflicht der Aufsichtsratsmitglie-
der einer kommunalen Eigengesellschaft in der Rechtsform einer mitbestimmten
GmbH - dargestellt anhand der Rechtslage in Bayern, GewArch 2010, 141.

Garditz, Klaus Ferdinand: Anmerkung, JZ 2007, 521.

Gdrditz, Klaus Ferdinand: Die Lehrfreiheit — Wiederentdeckung oder Riickbau?,
WissR 40 (2007), 67.



Literatur 177

Garditz, Klaus Ferdinand: Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Sys-
tembildung, Ttibingen 2009.

Garditz, Klaus Ferdinand: Europaisches Planungsrecht, Tubingen 2009.

Garditz, Klaus Ferdinand: Evaluationsbasierte Forschungsfinanzierung im Wissen-
schaftsrecht, WissR 42 (2009), 353.

Girditz, Klaus Ferdinand: Wissenschaftliche Nebentitigkeiten im Beamtenrecht.
Zugleich eine kritische Bestandsaufnahme der Entwicklung des Nebentitigkeits-
rechts im Lichte der Rechtsprechung, ZBR 2009, 145.

Gdrditz, Klaus Ferdinand: Zur Lehrfreiheit des Fachhochschullehrers, JZ 2010, 952.

Gidrditz, Klaus Ferdinand: Finanz- und Haushaltsrecht der Hochschulen, in: ders./
Louis Pahlow (Hrsg.), Hochschulerfinderrecht, Berlin u. a. 2011, § 5.

Girditz, Klaus Ferdinand: Grundrechte im Rahmen der Kompetenzordnung, in: Josef
Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. IX, 3. Aufl., Hei-
delberg 2011, §189.

Garditz, Klaus Ferdinand: Zeitprobleme des Umweltrechts — zugleich ein Beitrag
zu interdisziplindren Verstindigungschancen zwischen Naturwissenschaften und
Recht, EurUP 2013, 2.

Garditz, Klaus Ferdinand: Die Feststellung von Wissenschaftsplagiaten im Verwal-
tungsverfahren, WissR 46 (2013), 3.

Girditz, Klaus Ferdinand: Der Entwurf eines ,Hochschulzukunftsgesetzes“ Nord-
rhein-Westfalen: Ein Reformprojekt aus dem ministeriellen Elfenbeinturm,
NWVBI. 2014, 125.

Garditz, Klaus Ferdinand: Wissenschaftsunwiirdigkeit? Zu Begriff und Folgen des
wissenschaftlichen Fehlverhaltens in der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts, WissR 47 (2014), 119.

Garditz, Klaus Ferdinand: Auf dem Weg zu einem europiischen Wissenschaftsrecht?,
in: Alfred Funk/ders./Ulf Pallme Konig (Hrsg.), Auf dem Weg zu einem europa-
ischen Wissenschaftsrecht?, Tubingen 2016, S. 118.

Girditz, Klaus Ferdinand: Das Amtsprinzip und seine Sicherung bei Verfassungsor-
ganen, J6R 64 (2016), 1.

Garditz, Klaus Ferdinand: Die Rechtsstellung von Mitgliedern der Hochschulleitung
nach den Landeshochschulgesetzen: Faktor des Erfolgs oder des Scheiterns?,
WissR 49 (2016), 97.

Garditz, Klaus Ferdinand: Wissenschaftlicher Dissens als Rechtsproblem: Zwischen
institutionalisiertem Freiheitsschutz und der Bewiltigung epistemischer Kontin-
genz in Verfahren, DOV 2017, 41.

Garditz, Klaus Ferdinand: Umwelt-Aufklirung der Offentlichkeit als wissenschaft-
liche Wahrheitspflege?, EurUP 2017, 112.

Garditz, Klaus Ferdinand: Die duleren und inneren Grenzen der Wissenschaftsfrei-
heit — Zur politischen Struktur von Forschung und Lehre, WissR 51 (2018), 5.

Geck, Hans-Ullrich: Die Fragestunde im Deutschen Bundestag, Berlin 1986.

Geis, Max-Emanuel: Das Selbstbestimmungsrecht der Universititen, WissR 37
(2004), 2.

Geis, Max-Emanuel: Universititen im Wettbewerb, VVDStRL 69 (2010), 364.

Geis, Max-Emanuel: Europaisches Hochschullehrerdienstrecht, in: Michael Hartmer/
Hubert Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap. 6, S. 299.

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (Hrsg.), Gemeinsame Berufungen von leitenden
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern durch Hochschulen und auferhoch-
schulische Forschungseinrichtungen, Bonn 2014.



178 Literatur

Germelmann, Claas Friedrich: Das europaische Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit,
in: Alfred Funk/Klaus Ferdinand Girditz/Ulf Pallme Konig (Hrsg.), Auf dem Weg
zu einem europiischen Wissenschaftsrecht?, Tubingen 2016, S. 19.

Gillich, Ines: Wissenschaftsfreiheit in Gefahr? Verwaltungs- und verfassungsrechtliche
Vorgaben fiir Kooperationsvereinbarungen zwischen Hochschulen und Unterneh-
men, WissR 50 (2017), 234.

Glaser, Andreas: Die Entwicklung des Europaischen Verwaltungsrechts aus der Per-
spektive der Handlungsformenlehre, Ttibingen 2013.

Godt, Christine: Anmerkung, JZ 2016, 522.

Gorisch, Christoph: Wissenschaftsfreiheit und Hochschulmanagement, DOV 2003,
853.

Grabenwarter, Christoph/Pabel, Katharina: Europaische Menschenrechtskonvention,
6. Aufl., Miinchen 2016.

Grif, Ilse-Dore: Die wirtschaftliche Betitigung der Universititen, Berlin 2013.

Greb, Klaus: Der Anspruch der Wissenschaft auf Uberlassung und Nutzung (steuer-)
statistischer Daten, Die Verwaltung 44 (2011), 563.

Grofs, Rolf: Zum presserechtlichen Informationsanspruch, DOV 1997, 133.

GrofS, Thomas: Die Autonomie der Wissenschaft als Problem des Rechtsvergleichs,
REDP 7 (1995), 109.

GrofS, Thomas: Das Kuratorium — Hochschulautonomie durch institutionelle Koope-
ration?, DOV 1999, 895.

Grof$, Thomas: Das Kollegialprinzip in der Verwaltungsorganisation, Tibingen 1999.

GrofS, Thomas: Die Verwaltungsorganisation als Teil organisierter Staatlichkeit, in:
Hoffmann-Riem, Wolfgang/Schmidt-Afimann, Eberhard/Voflkuhle, Andreas
(Hrsg.): Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. I, 2. Aufl., Miinchen 2012, § 13.

GrofS, Thomas/Arnold, Natalie: Regelungsstrukturen der aufleruniversitiren For-
schung, Baden-Baden 2007.

Groschner, Rolf: Transparente Verwaltung — Konturen eines Informationsverwal-
tungsrechts, VVDStRL 63 (2004), 344.

Grzeszick, Bernd: Kommentierung von Art. 20 GG, Teil VI, Rechtsstaat, in: Theodor
Maunz/Giinter Diirig (Begr.), Grundgesetz, Stand: 2018, Miinchen.

Gundel, Jorg: Zur Durchsetzung des presserechtlichen Auskunftsanspruchs gegen
staatliche Eigengesellschaften in Privatrechtsform — Bestimmt der presserechtliche
Behordenbegriff auch den Rechtsweg?, AfP 2001, 194.

Gurlit, Elke: Konturen eines Informationsverwaltungsrechts, DVBI 2003, 1119.

Gurlit, Elke: Transparenz in der Hochschulforschung, in: FS fir Friedhelm Hufen
zum 70. Geburtstag, Miinchen 2015, S. 343.

Gusy, Christoph: Informationszugangsfreiheit — Offentlichkeitsarbeit — Transparenz,
JZ 2014, 171.

Hiberle, Peter: Die Freiheit der Wissenschaften im Verfassungsstaat, AGR 110 (1985),
329.

Hiiberle, Peter: Die deutsche Universitit darf nicht sterben, JZ 2007, 183.

Hailbronner, Kay: Die Freiheit der Forschung und Lehre als Funktionsgrundrecht,
Hamburg 1979.

Hammond, D. Corydon: Science, Pseudoscience and Politics, Journal of Neurothe-
rapy 6:4(2002), 1.

Hartmann, Kirsten/Fuchs, Timm: Standards guter wissenschaftlicher Praxis und wis-
senschaftliches Fehlverhalten vor dem Hintergrund der Wissenschaftsfreiheit,
WissR 36 (2003), 204.



Literatur 179

Hartmer, Michael: Das Recht des wissenschaftlichen Nachwuchses, in: ders./Hubert
Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl., Heidelberg 2017, Kap. 5, S. 241.

Hauke, Christian/Kremer, Gerhard: Der Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse,
die Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft und die Haftung des Pharma-
zeutischen Unternehmers, PharmaR 2014, 384.

Heckel, Martin: Zur Zukunftsfihigkeit des deutschen ,Staatskirchenrechts“ oder
,Religionsverfassungsrechts“?, AGR 134 (2009), 309.

Heinemann, Daniela: Kommentierung zu § 1, in: dies. (Hrsg.), Praxiskommentar
Transparenzgesetz (LTranspG RLP), Wiesbaden 2019.

Helbach, Clemens: Der gestufte Schutz von Betriebs- und Geschiftsgeheimnissen vor
Parlament, Presse und jedermann, Berlin 2012.

Hendler, Reinhard: Die Universitit im Zeichen von Okonomisierung und Interna-
tionalisierung, VVDStRL 65 (2006), 238.

Herrmann, Klaus: Promotionsrecht der Fachhochschulen — Gefihrdung der Wissen-
schaft?, WissR 47 (2014), 237.

Hesse, Konrad: Grundztige des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland,
20. Aufl., Heidelberg 1999.

Hevers, Erik: Informationszugangsanspriiche des forschenden Wissenschaftlers, Ber-
lin 2015.

Hillgruber, Christian: Der Schutz des Menschen vor sich selbst, Miinchen 1993.

Hillgruber, Christian: Kommentierung von Art. 1 GG, in: Volker Epping/ders. (Hrsg.),
Grundgesetz, 2. Aufl. Miinchen 2013.

Hillgruber, Christian: Die Meinungsfreiheit als Grundrecht der Demokratie, JZ 2016,
495.

Hirschi, Caspar: Skandalexperten — Expertenskandale. Zur Geschichte eines Gegen-
wartsproblems, Berlin 2018.

Hoffacker, Werner: Zur Rolle von Vertrauen und Recht, Markt und Kontrakt als
Steuerungselemente des Hochschulsystems, WissR 36 (2003), 92.

Hofmann, Ekkebard: Abwigung im Recht: Chancen und Grenzen numerischer Ver-
fahren im Offentlichen Recht, Tiibingen 2007.

Hornbostel, Stefan: Wissenschaftsindikatoren: Bewertungen in der Wissenschalft,
Opladen 1997.

Hoyer, Andreas: Erlaubtes Risiko und technologische Entwicklung, ZStW 121 (2009),
860.

Hoéfling, Wolfram: Menschenwiirde und gute Sitten, NJW 1983, 1582.

Hifling, Wolfram: Die Lehrfreiheit: Gefahrdungen eines Grundrechts durch die
neuere Hochschulrechtsentwicklung?, WissR 41 (2008), 92.

Hifling, Wolfram: Kommentierung von Art. 1 GG, in: Michael Sachs (Hrsg.), Grund-
gesetz, 8. Aufl., Miinchen 2018.

Huber, Peter M.: Das Menschenbild des Grundgesetzes, Jura 1998, 505.

Huber, Peter M.: Die Habilitation — eine Bestandsaufnahme, WissR 36 (2003), 2.

Huber, Peter M.: Das Hochschulwesen zwischen foderalem Kartell und internationa-
lem Wettbewerb, WissR 39 (2006), 196.

Huber, Peter M.: Staat und Wissenschaft, Paderborn 2008.

Hufeld, Ulrich: Rechtsfragen der Schlieflung von Studiengingen und Fakultiten,
DOV 1997, 1025.

Hufen, Friedhelm: Das Hauptamt des Professors, MittHV 1985, 288.

Hufen, Friedhelm: Auflosung eines Promotionsverhaltnisses, JuS 1987, 918.



180 Literatur

Hufen, Friedhelm/Geis, Max-Emanuel: Verfassungsrechtliche Fragen eines Promo-
tionsrechts fiir Fachhochschulen, in: Festschrift fiir Werner Thieme, Kéln u. a.
1993, S.621.

Ipsen, Jorn: Hochschulen als Unternehmen?, FulL 2001, 72.

Iredale, John/Al-Shahi Salman, Ran: Peer review: a flawed but essential process, Jour-
nal of the Royal College of Physicians of Edinburgh 42 (2012), 290.

Isensee, Josef: Salus publica — suprema lex?, Paderborn 2006.

Isensee, Josef: Grundrechtsvoraussetzungen und Verfassungserwartungen an die
Grundrechtsausiibung, in: ders./Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staats-
rechts, Bd. IX, 3. Aufl., Heidelberg 2011, § 190.

Isensee, Josef: Solidaritit wofiir?, Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 22.1.2015, S. 6.

Jachmann-Michel, Monika/Kaiser, Anna-Bettina: Kommentierung von Art. 33, in:
Peter M. Huber/Andreas Voflkuhle (Hrsg.), GG, Bd. I, 7. Aufl., Miinchen 2018.

Jarass, Hans D.: Vorbemerkung vor Art. 1 GG; Kommentierungen der Art. 5, 33 GG,
in: ders./Bodo Pieroth (Hrsg.), Grundgesetz, 15. Aufl., Minchen 2018.

Jastrow, Serge-Daniel/Schlatmann, Arne: Informationsfreiheitsgesetz, Heidelberg
u.a. 2006.

Jestaedt, Matthias: Demokratieprinzip und Kondominialverwaltung, Berlin 1993.

Jestaedt, Matthias: Die Verfassung hinter der Verfassung, Paderborn 2009.

Jestaedt, Matthias: Wissenschaftliches Recht — Rechtsdogmatik als gemeinsames Kom-
munikationsformat von Rechtswissenschaft und Rechtspraxis, in: Festschrift f.
Heinz Mayer zum 65. Geburtstag, Wien 2011, S. 169{f.

Kahl, Wolfgang: Die Schutzerginzungsfunktion von Art.2 Abs.1 Grundgesetz,
Ttibingen 2000.

Kahl, Wolfgang: Die Staatsaufsicht, Tiibingen 2000.

Kahl, Wolfgang: Art.2 Abs.1 GG im Beamtenrecht — Eine grundrechtsdogmatische
Untersuchung unter besonderer Berticksichtigung des Nebentitigkeitsrechts, ZBR
2001, 225.

Kahl, Wolgang: Hochschule und Staat, Tiibingen 2004.

Kahl, Wolgang: Hochschulrite — Demokratieprinzip — Selbstverwaltung, A6R 130
(2005), 225.

Kahl, Wolfgang: Funktionen und Konzepte von Kontrolle, in: Wolfgang Hoffmann-
Riem/Eberhard Schmidt-Afimann/Andreas Voflkuhle (Hrsg.), Grundlagen des
Verwaltungsrechts, Bd. I11, 2. Aufl. (2013), §47.

Kamp, Manuel: Forschungsfreiheit und Kommerz, Berlin 2004.

Kiammerer, Jorn Axel: Privatisierung: Typologie — Determinanten — Rechtspraxis —
Folgen, Ttibingen 2001.

Karpen, Ulrich: Die Finanzverfassung der Hochschulen angesichts der gegenwirtigen
Haushaltslage, VerwArch 73 (1982), 405.

Karpen, Ulrich: Hochschulplanung und Grundgesetz, Bd. I, Paderborn 1987.

Kaufhold, Ann-Kathrin: Die Lehrfreiheit — ein verlorenes Grundrecht?, Berlin 2006.

Kaufhold, Ann-Katrin: Wissenschaftsfreiheit als ausgestaltungsbedtirftiges Grund-
recht?, NJW 2010, 3276.

Keller, Rolf: Das Recht und die medizinische Forschung, MedR 1991, 11.

Kelsen, Hans: Wissenschaft und Demokratie (1937), wiederabgedruckt in: Hans Kel-
sen, Verteidigung der Demokratie (herausgegeben von Matthias Jestaedt/Oliver
Lepsius), Tiibingen 2006, S. 238.

Kempen, Bernbard: Die Universitit im Zeichen der Okonomisierung und Internati-
onalisierung, DVBI 2005, 1082.



Literatur 181

Kempen, Bernhard: Grundfragen des institutionellen Hochschulrechts, in: Michael
Hartmer/Hubert Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl. (2017), Kap.1, S. 1.
Kempen, Bernhard: Anspruchsvolle Zumutung — Uber Freiheit in Staat, Gesellschaft

und Wissenschaft, FuL 2017, 390.

Kersten, Jens: Alle Macht den Hochschulriten?, DVBI 1999, 1704.

Kimminich, Otto: Die Rechtsstellung der Studenten im Wandel des Universititsbe-
griffs, DVBI 1968, 679.

Kingreen, Thorsten/Poscher, Ralf: Grundrechte — Staatsrecht I1, 34. Aufl., Heidelberg
2018.

Kirchberg, Christian: Offentliches Medienrecht mit privatrechtlichen Beziigen,
2. Aufl., Baden-Baden 2019.

Kirchhof, Ferdinand: Rechtliche Grundsitze der Universititsfinanzierung, JZ 1998, 275.

Kirchhof, Paul: Der verfassungsrechtliche Gehalt des geistigen Eigentums, in: FS
Wolfgang Zeidler, Bd. 2, Berlin u.a. 1987, S. 1639.

Kirchhof, Paul: Der Gesetzgebungsauftrag zum Schutz des geistigen Eigentums
gegeniliber modernen Vervielfaltigungstechniken, Heidelberg 1988.

Kirchhof, Paul: Tst die Lehrfreiheit bedroht?, MittHV 1981, 71.

Klein, Hans Hugo: Die grundrechtliche Schutzpflicht, DVBI 1994, S. 489.

Kleindiek, Ralf: Wissenschaft und Freiheit in der Risikogesellschaft, Berlin 1998.

Klement, Jan Henrik: Verantwortung, Tiibingen 2006.

Kloepfer, Michael: Offentliche Meinung — Massenmedien, in: Isensee, Josef/Kirchhof,
Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. I11, 3. Aufl., Heidelberg 2005, § 42.

Kluth, Winfried: Verfassungsrechtliche Aspekte des Promotionsrechts, in: Festschrift
fur Hartmut Schiedermair, Heidelberg 2001, S. 569.

Knauff, Matthias: Die Regelung der wirtschaftlichen Betitigung von Hochschulen:
Auf dem Weg zum Hochschulwirtschaftsrecht, WissR 43 (2010), 28.

Knemeyer, Franz-Ludwig: Lehrfreiheit, Bad Homburg 1969.

Knemeyer, Franz- Ludwig: Hochschulautonomie/Hochschulselbstverwaltung, in: Chris-
tian Flimig/Otto Kimminich/Hartmut Kriiger/Ernst-Joachim Meusel/Hans Hein-
rich Rupp/Dieter Scheven/Hermann Josef Schuster/Graf Stenbock-Fermor, Friedrich
(Hrsg.), Handbuch des Wissenschaftsrechts, Band 1, 2. Aufl., Berlin u.a. 1996, S.237.

Korte, Benjamin: Praxis des Presserechts, Miinchen 2014.

Kéhler, Helmut: Auskunftspflicht und Auskunftsverweigerungsrecht offentlicher
Unternehmen gegentiber der Presse, WRP 2007, 62.

Kiibne, Jorg-Detlef: Die Landesverfassungsgarantien hochschulischer Selbstverwal-
tung, DOV 1997, 1.

Korting, Marcel Kummer, Pierre M.: Von der Hochschullehrererfindung zur Hoch-
schulerfindung — Der Wandel des Hochschullehrerprivilegs, RdA 2003, 279.

Krausnick, Daniel: Staat und Hochschule im Gewihrleistungsstaat, Tibingen 2012.

KreifS, Christian: Gekaufte Forschung: Wissenschaft im Dienst der Konzerne, Berlin
2015.

Kuhbn, Thomas S.: Logic of Discovery or Psychology of Research?, in: Martin Curd/
J. A. Cover/Christopher Pincock (Hrsg.), Philosophy of Science, 2. Aufl., New
York 2013, S. 11.

Kiichenhoff, Dietrich: Das Grundgesetz und die Hochschulreform, DOV 1964, 601.

Ladeur, Karl-Heinz: Die Wissenschaftsfreiheit der ,entfesselten Hochschule“, DOV
2005, 753.

Lakatos, Imre: Science and Pseudoscience, in: Curd/]J. A. Cover/Christopher Pincock
(Hrsg.), Philosophy of Science, 2. Aufl., New York 2013, S. 20.



182 Literatur

Leisner, Walter Georg: Die ,Ingerenzrechte” des Staates in der Wirtschaftskrise,
GewArch 2009, 337

Lennartz, Jiirgen/Kiefer, Giinther: Parlamentarische Anfragen im Spannungsfeld von
Regierungskontrolle und Geheimhaltungsinteressen, DOV 2006, 185.

Lepsius, Oliver: Steuerungsdiskussion, Systemtheorie und Parlamentarismuskritik,
Tubingen 1999.

Lepsius, Oliver: Braucht das Verfassungsrecht eine Theorie des Staates?, EuGRZ 2004,
370.

Lepsins, Oliver: Prognose als Problem von Wissenschaft und Politik, in: Horst Dreier/
Dietmar Willoweit (Hrsg.), Wissenschaft und Politik, Stuttgart 2010, S. 181.

Lerche, Peter: ,Funktionsfihigkeit“ — Richtschnur verfassungsrechtlicher Auslegung,
BayVBI. 1991, 517.

Leuschner, Anna: Die Glaubwiirdigkeit der Wissenschaft: Eine wissenschafts- und
erkenntnistheoretische Analyse am Beispiel der Klimaforschung, Bielefeld 2012.

Lilienfeld, Scotr O./Ammirati, Rachel/David, Michal: Distinguishing science from
pseudoscience in schoolpsychology: Science and scientific thinking as safeguards
against human error, Journal of School Psychology 50 (2012), 7.

Lindeman, Marjaana: Motivation, cognition and pseudoscience, Scandinavian Journal
of Psychology 39 (1998), 257.

Lindner, Josef Franz: Theorie der Grundrechtsdogmatik, Tiibingen 2005.

Lindner, Josef Franz: Zum Rechtsstatus der Fakultit, WissR 40 (2007), 254.

Litty, Thorsten: Die Fachhochschule im Licht der verfassungsrechtlichen Wissen-
schaftsfreiheit, Bonn 2006.

Losch, Bernhard: Wissenschaftsfreiheit, Wissenschaftsschranken, Wissenschaftsver-
antwortung, Berlin 1993.

Léffler, Martin/Ricker, Reinhart/ Weberling, Johannes: Handbuch des Presserechts,
6. Aufl., Miinchen 2013.

Lower, Wolfgang: Vom Beruf des Staates zur Wissenschaft, WissR 32 (1999), 250.

Lower, Wolfgang: Normen zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis, WissR 33
(2000), 219.

Lower, Wolfgang: Kommentierung zu Art. 16 Verf NW, in: ders./Peter J. Tettinger
(Hrsg.), Kommentar zur Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen, Stuttgart
u.a. 2002.

Lower, Wolfgang: Freiheit wissenschaftlicher Forschung und Lehre, in: Detlef Mer-
ten/Hans-Jiirgen Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Bd. IV, Heidelberg
2011, §99.

Lower, Wolfgang: Aus der Welt der Plagiate, RW 2012, 116.

Lower, Wolfgang: Regeln guter wissenschaftlicher Praxis zwischen Ethik und Hoch-
schulrecht, in: Thomas Dreier/Ansgar Ohly (Hrsg.), Plagiate — Wissenschaftsethik
und Recht, Ttibingen 2013, S. 51.

Lower, Wolfgang: Wert der Wissenschaft — was darf Wissenschaft?, WissR 47 (2014),
3.

Lorenz, Dieter: Die Rechtstellung der Universitit gegentiber staatlicher Bestimmung,
WissR 11 (1978), 1.

Lorse, Jiirgen: Die fachliche Meinungs- und Publikationsfreiheit des Beamten — Wie
viel Kritik ist erlaubt?, BayVBI. 2002, 417.

Lux-Wesener, Christina: Die Kooperation des Wissenschaftlers mit der Wirtschaft
und das Nebentitigkeitsrecht der Professoren, in: Michael Hartmer/Hubert
Detmer (Hrsg.), Hochschulrecht, 3. Aufl.,, Heidelberg 2017, Kap. 8, S. 415.



Literatur 183

Mager, Ute: Die Universitit im Zeichen von Okonomisierung und Internationalisie-
rung, VVDStRL 65 (2006), 274.

Mager, Ute: Freiheit von Forschung und Lehre, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof
(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. VII, 3. Aufl., Heidelberg (2009), § 166.
Magiera, Siegfried: Rechte des Bundestags und seiner Mitglieder gegentiber der Regie-
rung, in: Hans-Peter Schneider/Wolfgang Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Par-

lamentspraxis, Berlin 1989, §52.

Manegold, Bartholomdus: Archivrecht. Die Archivierungspflicht 6ffentlicher Stellen
und das Archivzugangsrecht des historischen Forschers im Licht der Forschungs-
freiheitsverbiirgung des Art. 5 Abs.3 GG, Berlin 2002.

Mann, Thomas: Grofivorhaben als Herausforderung fiir den demokratischen Rechts-
staat, VVDStRL 72 (2013), 544.

Masing, Johannes: Transparente Verwaltung — Konturen eines Informationsverwal-
tungsrechts, VVDStRL 63 (2004), 377.

Maunrer, Hartmut: Zur Rechtsstellung der Fachbereiche, WissR 10 (1977), 193.

Martin, Jule: Das Steuerungskonzept der informierten Offentlichkeit, Berlin 2012.

Mayen Thomas: Der grundrechtliche Informationsanspruch des Forschers gegeniiber
dem Staat, Berlin 1992.

Mehde, Veith: Externe im Berufungsverfahren, WissR 50 (2017), 28.

Mensching, Christian: Art. 10 EMRK, in: Ulrich Karpenstein/Franz Mayer (Hrsg.),
EMRK, 2. Aufl., Miinchen 2015.

Merton, Robert K.: The Sociology of Science: Theoretical and Empirical Investiga-
tions, Chicago/London 1973.

Meusel, Ernst-Joachim: Aufleruniversitire Forschung im Wissenschaftsrecht, 2. Aufl.,
Koln u.a. 1999.

Moussean, Marie-Catherine: Parapsychology: Science or Pseudo-Science?, Journal of
Scientic Exploration 17 (2003), 271.

Méllers, Christoph: Demokratie — Zumutungen und Versprechen, Berlin 2008.

Morlok, Martin: Selbstverstandnis als Rechtskriterium, Tiibingen 1993.

Miiller-Riemenschneider, Severin: Pressefreiheit und Personlichkeitsschutz — Zur
Rechtsprechung von Bundesverfassungsgericht und Europaischem Gerichtshof
fiir Menschenrechte, Hamburg 2012.

Miillmann, Dirk: Kommentierung von § 3, in: Daniela Heinemann (Hrsg.), Kommen-
tierung zu §3, in: dies. (Hrsg.), Praxiskommentar Transparenzgesetz (LTranspG
RLP), Wiesbaden 2019.

Musil, Andreas: Wettbewerb in der staatlichen Verwaltung, Tiibingen 2005.

Nettekoven, Manfred: Komplexes Zusammenspiel: Rechtliche Aspekte bei der Griin-
dung von Start-Ups aus Hochschulen, Ful, 2018, 950.

Ossenbiibl, Fritz/ Cornils, Matthias: Nebentitigkeit und Grundrechtsschutz, Koln
u.a. 1999.

Partsch, Christoph: Zum Stand der Informationsfreiheit in Deutschland, AfP 2012,
516.

Pautsch, Arne: Promotionsrecht fiir Fachhochschulen: nunmehr verfassungsgemafi?,
NVwZ 2012, 674.

Pauntsch, Arne: Kommentierung von § 16, in: Daniela Heinemann (Hrsg.), Kommen-
tierung zu §3, in: dies. (Hrsg.), Praxiskommentar Transparenzgesetz (LTranspG
RLP), Wiesbaden 2019.

Pernice, Ingolf: Verfassungs- und europarechtliche Aspekte der Transparenz staatli-
chen Handelns, Informationsfreiheit und Informationsrecht Jahrbuch 2013, 17.



184 Literatur

Perschel, Wolfgang: Hochschulrecht und Hochschulpolitik in der Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichts, in: FG aus Anlaf§ des 25jihrigen Bestehens des
Bundesverwaltungsgerichts, 1978, S. 471.

Pietzcker, Jost: Die Rechtsfigur des Grundrechtsverzichts, Der Staat 17 (1978), 527.

Pliniok, Arne: Governance im europaischen Forschungsforderverbund, Tiibingen 2011.

Proelfs, Alexander: Kommentierung von Art. 9 (Kunst, Wissenschaft und Lehre), in:
Lars Brocker/Michael Droege/Siegfried Jutzi (Hrsg.), Verfassung fiir Rheinland-
Pfalz, Baden-Baden 2014.

Piischel, Jan Ole: Zur Berechtigung des presserechtlichen Auskunftsanspruchs in Zei-
ten allgemeiner Informationszugangsfreiheit, AfP 2006, 401.

Raabe, Katrin: Informations- und Auskunftspflichten der 6ffentlichen Hand gegen-
uber der Presse: Der verfassungsunmittelbare Auskunftsanspruch der Presse aus
Art.5 Abs. 1 Satz 2 GG, Hamburg 2010.

Raum, Rolf: Kommentierung von § 96 AMG, in: J. Wilfried Kiigel/Rolf-Georg Miil-
ler/Hans-Peter Hofmann (Hrsg.), Arzneimittelgesetz, Miinchen 2012.

Reich, Andreas: Die Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis, WissR 49 (2016), 152.

Reinhart, Martin: Peer Review of Grant Applications in Biology and Medicine. Reli-
ability, Fairness, and Validity, Scientometrics 81/3 (2009), 789.

Reinhart, Martin: Soziologie und Epistemologie des Peer Review, Baden-Baden 2012.

Remmert, Barbara: Private Dienstleistungen in staatlichen Verwaltungsverfahren,
Ttibingen 2003.

Rieble, Volker: Autorenfreiheit und Publikationszwang, in: Reuf}, Roland/ders.(Hrgs.),
Autorschaft als Werkherrschaft in digitaler Zeit, Frankfurt am Main 2009, S. 30.
Rieble, Volker: Das Wissenschaftsplagiat — Vom Versagen eines Systems, Frankfurt

am Main 2010.

Rossen-Stadtfeld, Helge: Kontrollfunktion der Offentlichkeit — ihre Méglichkeiten
und ihre Grenzen, in: Eberhard Schmidt-Affimann/Wolfgang Hoffmann-Riem
(Hrsg.), Verwaltungskontrolle, Baden-Baden 2001, S. 117.

Rossi, Matthias: Informationszugangsfreiheit und Verfassungsrecht, Berlin 2004.

Rossi, Matthias: Informationsfreiheitsgesetz, Baden-Baden 2006.

Roth, Hans-Peter: Reform des Gemeinntitzigkeitsrechts — ,,Gesetz zur Starkung des
Ehrenamts®“, SteuK 2013, 136.

Ruffert, Matthias: Grund und Grenzen der Wissenschaftsfreiheit, VVDStRL 65 (2006),
146.

Riifner, Wolfgang: Grundrechtsadressaten, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.),
Handbuch des Staatsrechts, Bd. IX, 3. Aufl., Heidelberg 2011, § 197.

Rupp, Hans Heinrich: Hochschulorganisation und wissenschaftliche Lehrfreiheit,
NJW 1972, S. 16.

Sachs, Michael: Der Gewihrleistungsgehalt der Grundrechte, in: Klaus Stern (Hrsg.),
Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II1/2, Minchen
1994, § 77.

Sachs, Michael: Vorbemerkungen zu Abschnitt I und Kommentierung zu §19 GG,
in: ders. (Hrsg.), Grundgesetz, 8. Aufl. Miinchen 2018.

Sacksofsky, Ute: Anreize, in: Wolfgang Hoffmann-Riem/Eberhard Schmidt-Afimann/
Andreas Voffkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, 2. Aufl., Miinchen
2012, §40.

Sandberger, Georg: Landeshochschulgesetz Baden-Wiirttemberg, Heidelberg 2013.

Schack, Haimo: Wissenschaftsplagiat und Urheberrecht, in: Thomas Dreier/Ansgar
Ohly (Hrsg.), Plagiate — Wissenschaftsethik und Recht, Tiibingen 2013, S. 81.



Literatur 185

Schemmer, Franz: Kommentierung von Art. 5 GG, in: Volker Epping/Christian Hill-
gruber (Hrsg.), Grundgesetz, 2. Aufl. Miinchen 2013.

Schenke, Wolf-Riidiger: Neue Fragen an die Wissenschaftsfreiheit, NVwZ 2005, 1000.

Scherzberg, Arnold: Die Offentlichkeit der Verwaltung, Tiibingen 2000.

Scherzberg, Arnold: Offentlichkeitskontrolle, in: Wolfgang Hoffmann-Riem/Eber-
hard Schmidt-Aflmann/Andreas Voffkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungs-
rechts, Bd. III, 2. Aufl. Miinchen 2013, §49.

Schiedermair, Hartmut: Universitat als Selbstverwaltungskorperschaft?, WissR 21
(1988), 1.

Schmidt, Reiner: Der Ubergang offentlicher Aufgabenerfiillung in private Rechtsfor-
men, ZGR 1996, 345.

Schmidt, Reiner/Giérditz, Klaus Ferdinand/Kahl, Wolfgang: Umweltrecht, 10. Aufl.,
Miinchen 2017.

Schmidt-Afimann, Eberhard: Zum staatsrechtlichen Prinzip der Selbstverwaltung, in:
Gedichtnisschrift fiir Wolfgang Martens, Berlin u. a. 1987, S. 249,

Schmide-AfSmann, Eberbard: Wissenschaftsrecht im Ordnungsrahmen des offentli-
chen Rechts, JZ 1989, 205.

Schmidr-AfSmann, Eberbard: Die Wissenschaftsfreiheit nach Art.5 Abs.3 GG als
Organisationsgrundrecht, in: Festschrift fir Werner Thieme, Koln u.a. 1993,
S.697.

Schmidt-AfSmann, Eberbard: Aufgaben wissenschaftlicher Forschung und ihre Siche-
rung durch die Rechtsordnung, in: Peter-Christian Miiller-Graff/Herbert Roth
(Hrsg.), Recht und Rechtswissenschaft, 2001, S.371.

Schmidr-AfSmann, Eberbard: Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee,
2. Aufl., Heidelberg 2004.

Schmitz, Heribert/ Jastrow, Serge-Daniel: Das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes,
NVwZ 2005, 984.

Schnabel, Christoph: Die Zukunft des presserechtlichen Auskunftsanspruchs gegen
Bundesbehorden, NJW 2016, 1692.

Schnapp, Friedrich E.: Zu Dogmatik und Funktion des staatlichen Organisations-
rechts, Rechtstheorie 9 (1978), 275.

Schoch, Friedrich: Informationsfreiheitsgesetz, 2. Aufl., Miinchen 2016.

Schoch, Friedrich/Kloepfer, Michael/Garstka, Hansjiirgen: Archivgesetz (ArchG-
ProfE), Berlin 2007.

Scholz, Rupert: Kommentierung von Art.5 GG, in: Theodor Maunz/Giinter Diirig
(Begr.), Grundgesetz, Stand: 2019, Minchen.

Schroder, Meinhard: Grundlagen und Anwendungsbereich des Parlamentsrechts,
Baden-Baden 1979.

Schroeder, Daniela: Die Entziehung des Doktorgrades wegen Tauschung in der ver-
waltungsgerichtlichen Rechtsprechung, NWVBI. 2010, 176.

Schridter, Wolfgang: Die Wissenschaftsfreiheit des Beamten, Berlin 1973.

Schulze-Fielitz, Helmuth: Freiheit der Wissenschaft, in: Benda, Ernst/Maihofer, Wer-
ner/Vogel, Hans-Jochen (Hrsg.): Handbuch des Verfassungsrechts der Bundes-
republik Deutschland, 2. Aufl., Berlin u.a. 1995, § 27.

Schulze-Fielitz, Helmuth: Forschung, in: Max-Emanuel Geis (Hrsg.), Hochschulrecht
im Freistaat Bayern, Heidelberg 2009, S. 158.

Schulze-Fielitz, Helmuth: Grundmodi der Aufgabenwahrnehmung, in: Hoffmann-
Riem, Wolfgang/Schmidt-Afimann, Eberhard/Voflkuhle, Andreas (Hrsg.): Grund-
lagen des Verwaltungsrechts, Bd. I, 2. Aufl., Miinchen 2012, § 12.



186 Literatur

Schulze-Fielitz, Helmuth: Reaktionsmoglichkeiten des Rechts auf wissenschaftliches
Fehlverhalten, in: Wolfgang Lower/Klaus Ferdinand Girditz (Hrsg.), Wissen-
schaft und Ethik, 2012, S. 1.

Schulze-Fielitz, Helmuth: Kommentierung von Art.5 I, II GG, in: Horst Dreier
(Hrsg.), Grundgesetz, Bd. 1, 3. Aufl., Tibingen 2013.

Schiibel-Pfister, Isabel: Verfassungsrechtliche Grundlagen, in: Klaus Ferdinand Gar-
ditz/Louis Pahlow (Hrsg.), Hochschulerfinderrecht, Berlin u.a. 2011, § 2.

Schwarz, Joachim A.: Auswertung der Ergebnisse klinischer Prifungen, in: ders.
(Hrsg.), Leitfaden Klinische Priifungen von Arzneimitteln und Medizinproduk-
ten, 4. Aufl., Aulendorf 2011, S. 780.

Schwarz, Kyrill-Alexander: Stirkung des Parlaments durch Verpflichtung der Regie-
rung zur Informationsgewahrung?, NWVBL. 2008, 245.

Schwintowski, Hans-Peter: Gesellschaftsrechtliche Bindungen fir entsandte Auf-
sichtsratsmitglieder in 6ffentlichen Unternehmen, NJW 1995, 1316.

Seckelmann, Margrit: Autonomie, Heteronomie und Wissenschaftsadiquanz — Zur
Wissenschaftsfreiheit im Zeitalter der ,,Evaluitis®, WissR 45 (2012), 200.

Seidler, Hanns H.: Die Ersetzung des Rechts durch die Okonomik, WissR 32 (1999),
261.

Seifert, Jens: Problemkreise des Grundrechtsverzichts, Jura 2007, 99.

Sicko, Corinna: Anmerkung, NVwZ 2016, 1030.

Siehr, Angelika: Das Recht am 6ffentlichen Raum: Theorie des 6ffentlichen Raumes
und die raumliche Dimension von Freiheit, Tubingen 2016.

Siekmann, Helmut: Zusammenwirken von Staat und Hochschule bei der Besetzung
von Lehrstithlen, DOV 1979, 82.

Sieweke, Simon: Managementstrukturen und outputorientierte Finanzierung im
Hochschulbereich, Baden-Baden 2010.

Smith, Richard: Peer review: a flawed process at the heart of science and journals,
Journal of the Royal Society of Medicine 99/4 (2006), 178.

Spannowsky, Willy: Die Verantwortung der offentlichen Hand fiir die Erfiillung
offentlicher Aufgaben und die Reichweite ihrer Einwirkungspflicht auf Beteili-
gungsunternchmen, DVBI 1992, 1072.

Spannowsky, Willy: Der Einfluf} 6ffentlich-rechtlicher Zielsetzungen auf das Statut
privatrechtlicher Eigengesellschaften in 6ffentlicher Hand, ZGR 1996, 400.

Spindler, Gerald: Informationsfreiheit und Finanzmarktaufsicht, ZGR 2011, 690.

Stahn, Michael/ Nawmann, Daniel: Das Wissenschaftsplagiat im Lichte des Urheber-
rechts, WissR 48 (2015), 295.

Starck, Christian/Paunlus, Andreas L.: Kommentierung von Art.5 GG, in: Peter
M. Huber/Andreas Vof§kuhle (Hrsg.), GG, Bd. 1, 7. Aufl., Miinchen 2018.

Starke, Thomas: Informantenschutz zwischen Pressefreiheit und staatliche Strafver-
folgungsinteresse, AfP 2007, 91.

Steinkemper, Ursula: Die verfassungsrechtliche Stellung der Privathochschule und
ihre staatliche Forderung, Berlin 2002.

Stern, Klaus: Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Band I11/1, Miinchen
1988.

Stern, Klaus: Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I11/2, Minchen
1994.

Stifterverband fiir die Deutsche Wissenschaft (Hrsg.), Code of Conduct: Empfehlun-
gen fir die Einrichtung von Stiftungsprofessuren durch private Forderer, Essen
2011.



Literatur 187

Stifterverband der Deutschen Wissenschaft (Hrsg.), Empfehlung: Transparenz bei der
Zusammenarbeit von Hochschulen und Unternehmen, Essen 2016.

Storr, Stefan: Die Pflicht der Landesregierungen zur Unterrichtung der Landtage in
parlamentarischen Regierungssystemen, ZG 2005, 45.

Stumpf, Gerrit Hellmuth: Wissenschaftliches Fehlverhalten und akademische Konse-
quenzen, J6R 61 (2013), 329.

Stumpf, Gerrit Hellmuth: Innere Organisation und Interorganbeziehungen von
Hochschulen — Wie verinderungsfest ist die Professorenmehrheit?, DOV 2017,
620.

Stumpf, Gerrit Hellmuth: Ungeschriebener Parlamentsvorbehalt und akademische
Selbstverwaltungsgarantie, Tiibingen 2017.

Szczekalla, Peter: Die sogenannten grundrechtlichen Schutzpflichten im deutschen
und europaischen Recht, Berlin 2002.

Teuber, Christian: Parlamentarische Informationsrechte, Berlin 2007.

Thagard, Paul R.: Why Astrology is Pseudoscience, in: Curd et al., Curd/J. A. Cover/
Christopher Pincock (Hrsg.), Philosophy of Science, 2. Aufl., New York 2013,
S.27.

Thieme, Werner: Die Wissenschaftsfreiheit der nichtuniversitaren Forschungseinrich-
tungen, DOV 1994, 150.

Thieme, Werner: Deutsches Hochschulrecht, 3. Aufl., Koln u. a. 2004.

Trute, Hans-Heinrich: Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit und staat-
licher Institutionalisierung, Tiibingen 1994.

Uerpmann, Robert: Das 6ffentliche Interesse, Ttibingen 1999.

Unrub, Peter: Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes, Tibingen 2002.

Verband der Chemischen Industrie (Hrsg.), Gute Praxis fiir Industriepromotionen in
der chemischen Industrie, Empfehlung v. 23.11.2017.

von Bar, Christian/Fischer, Gerfried: Haftung bei der Planung und Forderung medi-
zinischer Forschungsvorhaben, NJW 1980, 2734.

von Coelln, Christian: Zur Mediendffentlichkeit der Dritten Gewalt: Rechtliche
Aspekte des Zugangs der Medien zur Rechtsprechung im Verfassungsstaat des
Grundgesetzes, Tubingen 2005.

von Coelln, Christian: Auskunftsanspriiche der Medien gegeniiber Bundesbehorden,
in: Festschrift fir Friedhelm Hufen zum 70. Geburtstag, Miinchen 2015, S.423.

von Danwitz, Thomas: Vom Verwaltungsprivat- zum Verwaltungsgesellschaftsrecht,
AG6R 120 (1995), 594.

von Kirchbach, Johannes: Wissenschaftliche Standards als Steuerungsinstrument bei
der Arzneimittelzulassung und im Erstattungsrecht, PharmaRecht 1986, 44.

von Miinch, Ingo/ Mager, Ute: Staatsrecht II — Grundrechte, 7. Aufl., Stuttgart 2018.

von Stockhausen, Christian: Gesetzliche Preisintervention zur Finanzierung offent-
licher Aufgaben, Berlin 2007.

von Weschpfennig, Armin: Plagiate, Datenfalschung und kein Ende — Rechtliche Sank-
tionen wissenschaftlichen Fehlverhaltens, Humboldt Forum Recht 2012, 84.

Volkmann, Uwe: Kultur im Verfassungsstaat, DVBI 2005, 1061.

Volkmann, Uwe: Freiheit und Gemeinschaft, in: Merten, Detlef/Papier, Hans-Jiirgen
(Hrsg.): Handbuch der Grundrechte, Band II, Heidelberg 2006, § 32.

VofSkuble, Andreas: Personal, in: Wolfgang Hoffmann-Riem/Eberhard Schmidt-
Afimann/ders. (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. I, 2. Aufl. (2013),
§43.

VofSkuhle, Andreas: Rechtsstaat und Demokratie, NJW 2018, 3154.



188 Literatur

Votsmeier, V./Iwersen, S.: Vier Professoren und ein Steuerskandal — In der grofiten
Finanzaffire der Republik spielen Wissenschaftler mit bezahlten Gutachten eine
unrithmliche Rolle, Handelsblatt Nr. 147 v. 2.8.2017, S. 301.

Wager, Elisabeth/Jefferson, Tom: Shortcomings of peer review in biomedical journals,
Learned Publishing 14 (2001), 257.

Wagner, Erwin: Die Vortragstitigkeit im Beamtenrecht, DOD 2007, 106.

Wahl, Rainer: Privatorganisationsrecht als Steuerungsinstrument bei der Wahrneh-
mung oOffentlicher Aufgaben, in: Eberhard Schmidt-Afimann/Wolfgang Hoff-
mann-Riem (Hrsg.): Verwaltungsorganisationsrecht als Steuerungsressource,
Baden-Baden 1997, S. 301.

Waldeyer, Wolfgang: Das Recht der Fachhochschulen, Heidelberg 2000.

Waschatz, Stefan: Haftungsfalle Behordeninformation — Voraussetzungen und Reich-
weite der presserechtlichen Privilegierungswirkung staatlicher Auskunftserteilung,
Baden-Baden 2014.

Wegener, Bernhard: Der geheime Staat — Arkantradition und Informationsfreiheits-
rechte, Gottingen 2006.

Weis, Hubert: Parlamentarisches Fragerecht und Antwortpflicht der Regierung, DVBI
1988, 268.

Weif$, Wolfgang: Privatisierung und Staatsaufgaben, Tubingen 2002.

Wendt, Rudolf: Kommentierung von Art.5 GG, in: Ingo von Miinch/Philip Kunig
(Hrsg.), Grundgesetz, Bd. 1, 6. Aufl., Miinchen 2012.

Weingart, Peter: Wissenschaftssoziologie, Bielefeld 2003.

Wicherts, Jelte M.: Peer Review Quality and Transparency of the Peer-Review Process
in Open Access and Subscription Journals, PLoS ONE 11/1 (2016), 1.

Wiesinger, Nicola: Innovation im Verwaltungsrecht durch Internationalisierung,
Tubingen 2013.

Winnands, Simone: Kommentierung von §22 AMG, in: ]. Wilfried Kiigel/Rolf-Georg
Miller/Hans-Peter Hofmann (Hrsg.), Arzneimittelgesetz, Miinchen 2012.

Wischmeyer, Thomas: Die Kosten der Freiheit — Grundrechtsschutz und Haushalts-
autonomie, 2015.

Wissenschaftsrat (Hrsg.), Anforderungen an die Qualititssicherung der Promotion,
Bonn 2011.

Wussow, Ulrich: Garantiert das Grundgesetz die Einheit von Forschung und Lehre?,
WissR 13 (1980), 1.

Wiirtenberger, Thomas: Zeit und Wissenschaftsfreiheit, in: FS Manfred Lowisch,
Miinchen 2007, S. 449.

Wyduckel, Dieter: Archivgesetzgebung im Spannungsfeld von informationeller Selbst-
bestimmung und Forschungsfreiheit, DVBI 1989, 327.

Zacher, Hans F: Hochschulrecht und Verfassung, Gottingen 1973.

Zobeley, Giinter: Kommentierung zu Art. 5 Abs.3 GG, in: Umbach, Dieter C./Cle-
mens (Hrsg.): Thomas, Mitarbeiterkommentar Grundgesetz, Band I, Heidelberg
2002.

Zollner, Jiirgen: Eigentore der Wissenschaft, Tagesspiegel v. 8.1.2019, S. 4.



	Cover

	Titel

	Geleitwort�����������������
	Vorwort��������������
	Inhaltsverzeichnis

	Hintergrund������������������
	A. Exzellenzzentrum Lebenswissenschaften als Referenzfall����������������������������������������������������������������
	B. Prüfungsgegenstand����������������������������

	Teil 1: Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen von Industriekooperationen���������������������������������������������������������������������������������
	A. Verletzung der individuellen Wissenschaftsfreiheit durch Industriekooperationen�����������������������������������������������������������������������������������������
	I. Schutzbereich: Wissenschaftsfreiheit der Kooperationsbetroffenen��������������������������������������������������������������������������
	1. Grundrechtsberechtigte��������������������������������
	a) Erfasster Personenkreis���������������������������������
	b) Professorinnen, Professoren, Promovierende und wissenschaftliches Personal������������������������������������������������������������������������������������
	c) Keine Dispositionsbefugnis der Leitung über eigenständige Wissenschaftsfreiheit des weisungsabhängigen Personals��������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������

	2. Grundrechtsverpflichtung����������������������������������
	a) Grundrechtsbindung im Fall des IMB��������������������������������������������
	b) Grundrechtsbindung des IMB������������������������������������
	c) Fortbestehende Grundrechtsbindung bei Outsourcing�����������������������������������������������������������

	3. Schutzumfang����������������������
	a) Positiver Schutz��������������������������
	aa) Drittmitteleinwerbung��������������������������������
	bb) Wissenschaftskommunikation�������������������������������������
	cc) Schutz von Forschungskooperationen���������������������������������������������
	dd) Schutz der angewandten Forschung�������������������������������������������

	b) Innere Grenzen des Wissenschaftsbegriffs��������������������������������������������������
	aa) Ausschluss von Nichtwissenschaft�������������������������������������������
	bb) Kommerzialisierung als Tatbestandsausschluss?��������������������������������������������������������
	cc) Spätere Publikation keine Voraussetzung des Grundrechtsschutzes��������������������������������������������������������������������������
	dd) Ausschluss von fremddeterminierter Forschung�������������������������������������������������������
	ee) Forschung in akademischen Industriekooperationen�����������������������������������������������������������

	c) Zusammenfassende Bewertung im Fall des IMB����������������������������������������������������


	II. Eingriff�������������������
	1. Eingriff durch Kooperationsvereinbarung�������������������������������������������������
	a) Grundrechtsgefährdung durch Kooperationsvertrag���������������������������������������������������������
	b) Zurechenbarkeit der Folgen������������������������������������
	c) Abstrakte Eingriffstypen in Kooperationsvereinbarungen����������������������������������������������������������������
	aa) Eingriff durch Budgetsteuerung nach Präferenzen des Fördergebers���������������������������������������������������������������������������
	bb) Publikationsbeschränkungen�������������������������������������
	cc) Missbilligungen��������������������������
	dd) Eingriff in die Lehrfreiheit���������������������������������������

	d) Konkrete Kooperationsvereinbarung im Falle des IMB������������������������������������������������������������
	aa) Eingriff durch Finanzsteuerung�����������������������������������������
	bb) Eingriff durch Zustimmung zu den Beschäftigungsbedingungen des wissenschaftlichen Direktoriums���������������������������������������������������������������������������������������������������������
	cc) Eingriff durch Zustimmung zu Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichungen������������������������������������������������������������������������������������


	2. Ausschluss des Eingriffs durch vertragliche Zustimmung?�����������������������������������������������������������������
	a) Ungeschmälerter Schutz passiv Betroffener���������������������������������������������������
	aa) Schutzverpflichtung der Hochschule���������������������������������������������
	bb) Kein wirksamer Verzicht mangels Freiwilligkeit���������������������������������������������������������

	b) Grundrechtsverzicht durch Bleibe- oder Berufungsvereinbarung?�����������������������������������������������������������������������
	aa) Grenzen qua objektiver Grundrechtsfunktion?������������������������������������������������������
	bb) Freie Forschung und Lehre als nicht disponible Dienstpflicht�����������������������������������������������������������������������
	cc) Disposition im Rahmen außerdienstlicher Tätigkeit������������������������������������������������������������
	dd) Außerdienstliches Fehlverhalten durch Missbrauch der Wissenschaft����������������������������������������������������������������������������

	c) Fall des IMB����������������������


	III. Eingriffsrechtfertigung�����������������������������������
	1. Hochschulautonomie als Eingriffsrechtfertigung?���������������������������������������������������������
	2. Wirtschaftlichkeit als kollidierendes Verfassungsrecht?�����������������������������������������������������������������
	3. Forschungsfreiheit des Leitungspersonals als Eingriffsrechtsfertigung?��������������������������������������������������������������������������������
	4. Forschungsfreiheit der kooperierenden Unternehmen oder Stiftungen?����������������������������������������������������������������������������
	5. Wirtschaftsgrundrechte kooperierender Unternehmen�����������������������������������������������������������
	6. Güterabwägung�����������������������
	7. Klare Regelungsstrukturen�����������������������������������

	IV. Ergebnis im Fall des IMB�����������������������������������

	B. Objektive Schutzverpflichtung zugunsten einer freien Wissenschaft���������������������������������������������������������������������������
	I. Objektive Dimension der Wissenschaftsfreiheit�������������������������������������������������������
	II. Rechtsfolge: Relationale Schutzverpflichtung�������������������������������������������������������
	III. Objektive Gewährleistungsziele������������������������������������������
	1. Schutz der wissenschaftlichen Eigengesetzlichkeiten�������������������������������������������������������������
	2. Schutz der Wissenschaft als Erkenntnisressource einer offenen Gesellschaft������������������������������������������������������������������������������������
	3. Schutz der Glaubwürdigkeit von Wissenschaft�����������������������������������������������������
	a) Risiken für die Glaubwürdigkeit von Wissenschaft durch Missbrauch���������������������������������������������������������������������������
	b) Beispiele: Nebentätigkeit und Glaubwürdigkeit von Gutachtern����������������������������������������������������������������������
	c) Zwischenergebnis��������������������������

	4. Schutz der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler gegen Kommerzialisierungsdruck��������������������������������������������������������������������������������������������

	IV. Schutzverpflichtungen im Einzelnen���������������������������������������������
	1. Organisation und Verfahren������������������������������������
	a) Allgemeine organisationsrechtliche Anforderungen����������������������������������������������������������
	b) Kollegiale Mitwirkung, Kontroll- und Einflussnahme������������������������������������������������������������
	c) Sicherung der Autonomie der Forschenden bei Berufungsentscheidungen�����������������������������������������������������������������������������
	aa) Keine Vetorechte oder Zustimmungsvorbehalte������������������������������������������������������
	bb) Keine Mitentscheidung von Unternehmensvertretern�����������������������������������������������������������
	cc) Möglichkeiten einer konsultativen Beteiligung��������������������������������������������������������
	dd) Mitwirkung in einer Findungskommission�������������������������������������������������
	ee) Mitwirkung bei der Ausschreibung�������������������������������������������

	d) Finanzsteuerung�������������������������
	aa) Wissenschaftsrelevanz des Haushalts����������������������������������������������
	bb) Mindestschutz gegenüber Fördergebern�����������������������������������������������
	cc) Unangemessener Einfluss im Fall des IMB��������������������������������������������������

	e) Ausgründung in Privatrechtsform�����������������������������������������
	aa) Ingerenzpflichten����������������������������
	bb) Kontrolle des IMB durch die Universität als Gesellschafterin�����������������������������������������������������������������������


	2. Verbot der Preisgabe elementarer Anforderungen an die Wissenschaft����������������������������������������������������������������������������
	a) Freiheitseinschränkungen zum Schutz der Funktionsbedingungen freier Wissenschaft������������������������������������������������������������������������������������������
	b) Sicherung der Lauterkeit wissenschaftlicher Praktiken���������������������������������������������������������������
	aa) Schutz des Gütesiegels staatlich verantworteter Wissenschaft�����������������������������������������������������������������������
	bb) Eindämmung von Fehlverhalten���������������������������������������
	cc) Hinreichende Regelungen in Bezug auf das IMB�������������������������������������������������������

	c) Folgen für Industriekooperationen�������������������������������������������

	3. Transparenzanforderungen����������������������������������
	a) Wissenschaftsadäquate Herstellung von Öffentlichkeitskontrolle������������������������������������������������������������������������
	b) Schutz Dritter vor Risiken durch Publizität�����������������������������������������������������
	c) Freiwilliger Verzicht auf Transparenz qua negativer Publikationsfreiheit?�����������������������������������������������������������������������������������
	aa) Abstrakte Publizitätsbereitschaft als Element der Wissenschaftlichkeit���������������������������������������������������������������������������������
	bb) Nichtveröffentlichung aus wissenschaftsadäquaten Gründen�������������������������������������������������������������������
	cc) Keine Auslieferung an Publikationsentscheidungen Dritter�������������������������������������������������������������������
	dd) Fall des IMB�����������������������

	d) Kein Schutz der Geheimhaltung des formalen Forschungsrahmens����������������������������������������������������������������������


	V. Ergebnis im Fall des IMB����������������������������������


	Teil 2: Informationsfreiheit als mittelbarer Schutz wissenschaftlicher Eigengesetzlichkeiten���������������������������������������������������������������������������������������������������
	A. Allgemeines Informationsfreiheitsrecht������������������������������������������������
	I. Verfassungsrechtliche Koordinaten�������������������������������������������
	1. Grundrecht der Informationsfreiheit���������������������������������������������
	2. Wissenschaftsfreiheit�������������������������������
	a) Berücksichtigung der individuellen Wissenschaftsfreiheit bei Forschungsinteresse������������������������������������������������������������������������������������������
	b) Kein Anspruch auf Informationen jenseits eigener Forschungsinteressen�������������������������������������������������������������������������������
	c) Berücksichtigung der objektiven Funktion der Wissenschaftsfreiheit����������������������������������������������������������������������������
	d) Schutz der Wissenschaftsfreiheit gegen Informationsansprüche����������������������������������������������������������������������

	3. Allgemeines Informationsfreiheitsrecht im Lichte der Pressefreiheit?������������������������������������������������������������������������������

	II. Gesetzlicher Informationszugangsanspruch���������������������������������������������������
	1. Informationsanspruch������������������������������
	a) Personaler Verpflichtungsbereich������������������������������������������
	b) Amtliche Informationen als Anspruchsgegenstand��������������������������������������������������������
	c) Antragsabhängigkeit�����������������������������

	2. Verweigerungsgründe�����������������������������
	a) Allgemeine relative Ausnahmen���������������������������������������
	b) Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses��������������������������������������������������������
	aa) Keine pauschale Geheimhaltung bei öffentlichem Interesse�������������������������������������������������������������������
	bb) Kein Konkurrenzschutz bei Forschungskooperationen������������������������������������������������������������
	cc) Zumutbarkeit bestehender öffentlich-rechtlicher Sonderbindungen des Vertragspartners�����������������������������������������������������������������������������������������������

	c) Schutz privater Belange���������������������������������
	aa) Geistiges Eigentum�����������������������������
	bb) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse���������������������������������������������

	d) Wissenschaftsklauseln�������������������������������
	aa) Abwägungsmodell: Wissenschaftsklausel Rheinland-Pfalz����������������������������������������������������������������
	bb) Bereichsausnahme: Wissenschaftsklausel Nordrhein-Westfalen���������������������������������������������������������������������




	B. Presserechtliche Informationsansprüche������������������������������������������������
	I. Rechtsgrundlagen��������������������������
	1. Verfassungsrechtliche Unterfütterung����������������������������������������������
	2. Reichweite��������������������

	II. Verfassungskonforme Verweigerungsgründe��������������������������������������������������
	1. Pressefreiheit������������������������
	2. Objektive Dimension der Wissenschaftsfreiheit�������������������������������������������������������
	3. Offenlegung von Kooperationsverträgen�����������������������������������������������


	C. Informationsansprüche akademischer Selbstverwaltungsorgane��������������������������������������������������������������������
	I. Kontrollauftrag der Kollegialorgane���������������������������������������������
	II. Minderheitenrecht?�����������������������������

	D. Informationsansprüche betroffener wissenschaftlich Beschäftigter��������������������������������������������������������������������������

	Teil 3: Wissenschaftspolitische Schlussfolgerungen���������������������������������������������������������
	A. Legislative Gestaltungsmöglichkeiten nutzen�����������������������������������������������������
	B. Ratio der Verwertbarkeit durchbrechen�����������������������������������������������
	C. Grundfinanzierung stärken�����������������������������������
	D. Transparenz stärken und Gegenöffentlichkeit ermöglichen�����������������������������������������������������������������

	Zusammenfassung der Thesen���������������������������������
	Literaturverzeichnis���������������������������

